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W i r Carl Friderich von Gottes Gnaden,
Großyerzog von Baden, Herzog zu

Zähringen :c.

Saben durch Unser Edikt vom 5ten I u l p des vorigen
Jahrs die Annahme des Code N a p o l e o n als bü»
gerliches Gesezbuch oder Landrecht Ullseres Oroßher«
zogthums beschlossen, und verkündet, in der Maase
jedoch, daß in Zusäzen dasjenige näher bestimmt werde
was nöthig ist, um eine sichere, dem Geist dieses Ge»
sezes stets gemäße und zugleich der hierlandischen landeS»
Art und S i t te nicht nachtheilige Anwendung zu
begründen.

W i r hätten dabey gewünscht, daß mit dem An«
fang dieses Jahres die allgemeine Einführung möglich
werde; dieses hat jedoch die obwohl mit allem Eifer be-
triebene Zubereitung der Uebersetzung und ihrer Zusäz«
nicht gestartet. Jetzt erst ist Uns solche vollendet vor«
gelegt worden, und noch mehrere Wochen sind nöthig,
bis sie auch gänzlich die Presse verlassen kann, durch wel»
ches öffentliche Erscheinen nachmals erst Unsere Diener
Und Unterthanen in den Stand kommen, sich mit dieser
neuen Regel ihres Verfahrens bekannt zu machen.
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Mehreres davon erfordert zugleich noch die vordersamste

Herstellung gewisser Staats - Einrichtungen, die bis

jezo noch nicht vorhanden, und doch zum Vollzug der

Verfügungen des Code N a p o l e o n nöthig sind;

über Anderes muß Belehrung der Beamten und hinzu-

tretende Erfahrung der Unterthanen die Aufschlüsse

geben, ehe eine allgemeine Befolgung ohne ihren

Schaden möglich ist. I n diesen Hinsichten ordnen und

verfügen W i r , wie folgt:

I . Die mit diesem erscheinende doppelte A u s g a «

ben des Code N a p o l e o n mit Zusäzen als Land»

Recht des Großherzogthums Baden sind die einzige

Uebersezung, welche vor den Gerichten Unseres Landes

und in den Rechts-Geschäften desselben Kraft und

Anwendbarkeit hat.

N . Die v e r b i n d l i c h e Kraft desselben soll mit

dem ersten I u l y deS laufenden Jahres ihren Anfang in

allen denjenigen Stücken nehmen, wo nicht in Bezug

auf einen einzelnen Rechtsbetreff hierunten ein Anderes

ausdrücklich angegeben ist.

M . Ueber die für die Anwendbarkeit dieses Ge«

sezbuchs nöthige besondere A n s ta l t ende r Etaatsschrei-

berei, Beamtung des bürgerlichen Standes, Pfand-

fchreiberei, und des Familienraths, auch der Krön»

Anwaldschaft werden W i r besondere Verfügung ergehen

lassen. Wegen d«r Untergerichte und Friedmsgerichte



V

achten W i r solche für unnöthig; Unsere landes» standes»

und grundherrliche Untergerichte, obwohl sie in A m t s»

weise zusprechen haben, können dennoch alles dasjenige,

was im Land-Recht mit Bezug auf Gerichte, die in

R a t h s w e i s e beschließen, ausgesprochen ist, mit Be«

seitigung der auf die Mehrheit rathschlagender Glieder

gerichteten äußeren Bestimmungen und Beobachtung des

Wesentlichen leicht auf sich anwenden ; auch wird dem-

nächst eine nachfolgende allgemeine Prozeß. Ordnung

ihnen dazu die weiter dienliche Maaßregeln vorzeichnen;

wohingegen der Friedensrichter, in dieser Uebersezung

nicht gedacht wi rd , weil diese Anstalt in die- hierlindische

Rechts, Erwartungen, der Unterthanen nicht einpaßt,

sondern dieser Ausdruck bald mit dem Ausdruck: Unter-

richter, bald mit jenem: Orts» Vorsteher? verwechselt

worden ist, je nachdem Einer oder Anderer hierlandi

die im Code N a p o l e o n vorkommende wenige Ver»

richtungen desselben, haben soll̂

I V . Die A n w e n b u n K dieses. Gestzbuchs auf

das Vergangene kann, nach dem zweiten Saz und

Zusaz desselben,, in vorkommenden Fällen nicht mit Rück»

Wirkung, wohl aber, mit Wirksamkeit auf künftig erst

entstehende Folgen früherer Handlungen statt ßnden.

Zur sicheren Leitung, de^ Richters in. der Anwendung

dieses Grundsazes auf vorkommende Falle ̂  gehen W i r

hier nebst der Anzeige der einzelnen. Theile z die einen



späteren Verbindlichkeit-Termin, als den obgedackten
habensollen, zugleich Vorschriften über die wichtigsten
Fälle, bey denen jene doppelte Rücksicht zu beobachten
ist, die nicht nur als Regeln für solchen Fa l l , sondern
auch als Beyspiele für Erörterung anderer nicht nament-
lich erörterter Falle dienen sollen.

V . Für Buch I . T i t . I I . von den A k t e n deS
b ü r g e r l i c h e n C i v i l - S t a n d e s soll

2.) der Anfangs - Termin der Verbindlichkeit der
erste Jänner i6»o. seyn, bis wohin die nach bis-
heriger Si t te geschehene und beurkundete kirchliche
Verrichtungen noch ferner wie bisher zugleich als
Rechts-Titel des bürgerlichen Standes dienen,
vorbehaltlich Uns bey etwa entstehenden Kollisionen
auch inzwischen schon die weltliche Beurkundung
durch außerordentlich ernannte Staatsbeauftragte
vollziehen zu lassen.

2.) I n aller Zukunft dienen auch für Fäl le, die sich
v o r dem ersten Jänner 1810. zugetragen haben,
die in bisheriger Art gefertigte und beglaubigte
Auszüge der Kirchenbücher als vollkommen gültige
Urkunden des bürgerlichen Standes, wohingegen
wegen aller » a c h h e r erst erscheinenden Fälle
künftig diese Kirchenbücher nur bey etwa unter«
gegangenen Büchern des bürgerlichen Standes und
daher entstehendem Mangelan gesezmaßigerBeur«
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kundung, als Einleitung zumZ schriftlichen Beweiß
dienen können.

V I . Bey dem I . Buch V . T i t . von der E h e ,
gilt zwar der allgemeine Anfangs »Termin des ersten
Iu lp d. I . , jedoch bleiben diejenigen Säze, die auf den
Beamten des bürgerlichen Stands bezüglich sind, na-
mentlich die fünf ersten des zweiten Kapitels oder
Saz ,65 — 169., in Gefolg des vorigen bis zu Her«
stellung dieser neuen Einrichtung, mithin bis zum ersten
Jänner 1810. noch außer verbindender K ra f t , und geht
es desfalls indessen noch nach dem alten Fuß.

V I I . Bey dem V I I . Tit. des I. Buchs von der
Vaterschaft und Kindschaft ist

i.) das dritte Kapitel von den natür l ichen
K inde rn auf alle jene Unehlichgebohrne anzu«
wenden, welche nach eingetretener allgemeiner
Verbindl ichkei t dieses Land-Rechts, das heißt'
nach dem ersten Iulp d. I . zur Welt kommen,
ohne Unterschied, ob sie vor oder nach der Erschei»
nung dieses Edikts im Regierungsblatt und der
dadurch Tag und Jahr empfangenden W i r k s a m «
k e i t dieses Gesezes, in unehelichen Bepschlaf em»
pfangen worden sind.

, . ) Der Rechtsstand aller vor dem ersten I u l y ge-
bohrnen unehelichen Kinder wird lediglich nach den
bisherigen Gesezen und Rechten beurtheilt, und
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gelten daher diejenigen derselben, welche durch rich-

terlich« Vaterschaft - Erklärung oder freywillige

Angabe zuvor einen Vater erlangt haben, noch in

keine Wege im Sinn dieses Land «Rechts für

anerkannt, sondern blos in Bezug auf Alimenten

für bekannt.

V I I I . Bey dem IX. Tit. des I. Bucht von der

elterl ichen G e w a l t , führet vordersamst

i.) das neue Recht ein, daß die Berechtigung der

elterlichen Nuznießung, welche jedoch von der

ehelichen im. Gesez'yorbedachtsam geschieden ist,

mit dem achtzehnten Jahr' der Kinder aufhöre, wo

nachmals bis zum ein und zwanzigsten das Vermö-

gen von den Eltern nur vormundschaftlich zu verwal-

ten und zu verrechnen ist; dieses kann jedoch nur

auf jenes angewendet werden, das den Kindern

erst nach dem Termin des ersten Iuly 1809. an-

ßivbt, indem bey allem früher angefallenen Ver«

mögen» das nicht von aller Nuznießungs.Last ge«

frevt war, die elterliche Nuznießung schon auf

lebenslang oder bis zu verrückendem Wittwenstuhl

begründet ist, und ihnen also auch anders und eher

nicht entgehen könnt«, ohne dem Gesez rückwirkende

Kraft zu geben. Hierbey

».) versteht sich dann aber auch von selbst, daß bey

solchen Eltern» welche die Nuznießung aus dem
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alten Recht fortgenießen, auch die alte Schul«
digkeit zur vaterlichen Anhülfe für die Söhne
oder Ausstattung der Töchter, welche bey andern
Ehen mit eintretender Herrschaft dieses Land«
Rechts, nach Saz 204. wegfallt, noch unverrückt
in voriger Maase fortbestehe. Annebst

3.) da der Gebrauch des Rechts, wornach der Kinder
Verwögen mit vollendetem achtzehntem Jahre bis
zur Zurücklegung, des ein und zwanzigsten noch in
vormundschaftliche Verrechnungen übergehen kann,
in den wenigsten Fallen für sie. von wesentlichem
Nuzen und in den meisten vielmehr eine ohne ihren
Nuzen eintretende Beschwerlichkeit für die Eltern
ist; so erklären W i r weiter, daß auch künftig und
nach eingetretener Verbindlichkeit dieses Land«
Rechts, Eltern die Nuznießung abzugeben nicht an-
ders schuldig seyn sollen, als wenn es der Gegen«
Vormund mit besonderer Ermächtigung des Fa«
milienraths aus Rücksichten begehrt, welche die
Sicherstellung des Vermögens, die bessere Erzie»
hung, oder die anstandige Niederlassung der Kinder
betreffen, und wobev nicht blosi «in etwaig kleiner
Gewinn an Renten-Ersparniß ihn leiten soll, oder,
wenn etwa die Eltern in den Fall kämen, gegen
eine ihnen nicht anstandige von dem. Staat aber,
der Jugend unangesehen, zulässig erachtete Ehe
ihre Einwilligung zu versagen und Einsprache zu



machen, als in welchem Fall sie um die Uneigen,
nüzigkeit ihrer Einsprüche zu sichern, zuvor der
Nuznießung sich einschlagen, und das Vermögen
unter Vormundschaft legen sollen. Wohingegen

4.) die Abgabe der Nuznießung nach erreichter
Volljährigkeit an die Kinder unverändert nach der
Verfügung'des Land »Rechts bey allem nach obig
erstem Saz dieses Abschnitts dazu vercigenschafteten
Vermögen sich zu richten hat, nicht nur, wo Kinder
sich in der Lage befinden, es zu verlangen, sondern
auch ohne ein solches Verlangen abzuwarten, so«
bald die Kinder einheimisch oder auswärts einen
festen Wohnsiz, der sie zur Verwaltung empfanglich
macht, sich erwählt haben, und nicht selbst um
dessen Bcybehaltung in Nuznießung oder Verwal«
tung der Eltern bitten.

I X . Bey dem X . Ti t . des I . BuchS v o n der
M i n d e r j ä h r i g k e i t haben W i r den Zujaz 464 2.
wegen der Befugniß des Familienraths sich vertreten zu
lassen, hauptsächlich in der Hinsicht beygefügt, damit
die Beamten das Mi t te l haben mögen, durch Auswirkung
eines solchen Auftrags des Familienraths an Rechnungs-
verstandige Personen, die Aufsichts-Verantwortlichkeit/
welche in Bezug auf das Rechnungswesen allerdings in
vielen kandgegenden den Schultern der Ortsbürger noch
jezt und bis zu weiteren Fortschritten in ihrer Rechts«
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Kultur allzuschwer ist, solchen zu erleichtern/ wozu also,
da wo nöthig, sie seiner Zeit zu benuzen, die Beamten
anmit aufgefordert werden.

UebriZens 2.) bezieht sich dieser Gesez-Titel auf
alle zur Zeit des ersten I u l y 1809. unbesezte Pfleg-
schaften : die zu jener Zeit schon besezte gehen bis dahin,
daß ihre Endigungszeit oder sonst eine Aenderung aus
rechtlichen Veranlassungen vorfallt, eben so, wie bey
ihnen die obervormundschaftliche Einwirkung der Aemter
und Regierungen for t , nur daß diese Einwirkung sich
nachmals in Absicht des Stoffs ihrer Verfügungen nach
dem Inhal t dieses Landrechts benehmen muß.

X . Bey dem I. T i t . des I I I . Buchs von den
Erbschaf ten versteht es

1.) sich von selbst, daß die hier beschriebene Rechte
und Ordnungen der Intestat» Vererbung nur bep
jenen Erbschaften in Frage kommen können, welche
nach dem ersten I u l y d. Jahres a n f a l l e n , und
daß alle früher verfallene, wenn gleich noch ruhende
oder unerledigte Verlassenschaften nach den alten
Rechten zu erledigen sind.

».) Was hingegen insbesondere die Erbrechte, und
Unterhaltsrechte der n a t ü r l i c h e n oder unehlich
anerkannten Kinder betrifft, so beziehen wir uns
üufdas, was oben 26 V I I . gesagt worden, wornach
allen, vor dem ersten I u l p d. I . gebohrnen uneh«
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lichen Kindern das Erbrecht an ihren mütterlichen
Verwandten, wie zuvor noch bleibt, dagegen an
dem Vater ihnen keines zukommt, als wo sie nach
dem gemeinen Recht und der in Unserer vorigen
Verordnung vom 27ten December 1796. befind-
lichen Erläuterung desselben in dem seltenen Fall
waren, das Sechstel-Erbe ansprechen zu können,
in welchem Fall nachmals jezo solche, so wie die»
jenigen, die nach dem ersten I u l y von einem Vater
neu und gesezmasig. anerkannt werden, obwohl sie
vor dem ersten I l t t > geboren sind, an ihm das
nemliche Erbrecht haben, welches andern unter
der Herrschaft dieses Gesezeö geborenen und aner»
kannt werdenden unehlichen Kindern zusteht;
wohingegen

3.) wegen ihrer Ernährung es nicht nur Hey, denen,
die nach dem alten Fuß durch richterliche Vater«
schafts-Erklärung in den Besiz einer Unterhalts«
Beziehung gekommen find» sondern auch wegen
iener«. welche nach eingetretener Verbindlichkeit
des Land »Rechts, durch eine demselben gemas
erhobene Verschuldung einer Mannsperson, welche
Beziehung, hat auf das. Daseyn. solcher Kinder,
deren Vaterschaft bürgerlich Mgewiß geblieben ist,
in. den Fall kommen« Unterhalt, auch ohne aner-
kannt zu seyn» fordern zu können, es in Absicht
der Bestimmung dieses Unterhalts nach demjenigen
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zu halten ist, was desfalls in Unserer gedachten

Verordnung vom öten August 1791. bestimmt ist,

und hiermit auf alle Unsere Lande, so viel diesen

Punkt betrifft/ erstreckt wird, nur daß nicht mehr

die Regierungen, sondern lediglich die Gerichte,

über das Ermessen des Betrags zu mtheilen haben,

wogegen

4.) die Ansezung eines Bastardfalls und einer Ent<

schadigung für Kindbettkosten von gedachtem ersten

Iuly an eben so, als

5.) Unser fiskalisches Erbrecht an unehelichen Kin-

dern, mit ihm aber auch die Schuldigkeit Unserer

Gerichtbarkeitsgefälle einen Beytrag zum Unterhalt

derselben zu thun, bey allen später gebornen uneh»

lichen Kindern wegfallt, und solche Kosten, so

weit sie nicht von Stiftungen, oder dann von Ge»

meinden nach dem Gesez zu tragen sind, als allge«

meine Staatslast, gleich den andern Armen-Unter«

Haltungen, besorgt werden muß.

X I . Bey dem I I . Tit. des I I I . Buchs wegen der

lezten W i l l e n s - V e r f ü g u n g e n folgt aus d«

mit der Verkündung dieses eintretenden Wi r ksam»

keit dieses land« Rechts

i.) daß, obwohl niemand vor dem ersten Iu ly d. I .

schuldig ist, seine Testamente und Kodieille nach

den jezlgen Formen einzurichten, dennoch jede«,
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w e n n er w i l l , sie gleichbalden nach solchen ein«
richten k a n n , und solche vor dem i . I u l p schon
nach dem gegenwartig ausgekündeten kandrecht ge«
gefertigte lezte Willens'Verfügungen gleiche Gül»
tigkeit haben, als die, welche erst nach dem ersten
I u l y in solcher Form errichtet werden, und als
diejenige, die in jener früheren Zeit noch nach
den altgesezlichen Formen errichtet sind; deshalb

2.) sind indessen bep jenen Formen, welche Staats»
schreiber erfordern, auße« den schon vorhandenen
Staatsschreibern oder Notarien auch alle angestellte
Theilungs-Revisoren, S tad t - und Amtschreiber,
auch TheilungS» Kommissarien derselben, als des«
f a l l s StaatsschreiberepRecht habend, anzusehen,
hiernachst

3.) sollen auch jene Testamente, die v o r h i n , ei
sey erst kurz, oder schon länger her errichtet worden
f ind, und nach dem gedachten ersten I u l p durch
den Tod des Erblassers zur Wirksamkeit kommen,
für kräftig erachtet werden, nicht nur , wenn sie
den altgesezlichen Formen gemas sind, sondern
auch alsdann, wann sie nach solchen zwar einen
Mangel hätten, der aber nach diesem Landrecht auf-
hört ein Mangel zu seyn; da der Gesezgeber wie der
Richter mit Recht voraussezt, daß der Erblasser ge«
wollt habe, daß sein Wille in jeder Fo rm, in deren
es gesezlich möglich ist, erhalten werde, wohingegen
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4.) was den i n n e r n G e h a l t solcher lezten Will?,;
betrifft, derselbe nach obiger Zeitfrist des ersten
I u l p ,609. nur so zum Vollzug kommen kann, wie er
Mit den jezigen Gesezen besteht, als unter deren
Herrschaft er durch den Tod erst zu Kräften gelangt,
und daß mithin dasjenige darin für nicht geschrie-
ben zu achten ist, was mit diesem gar nicht besteht/
dasjenige aber was, wiewohl mit einigen Veran«
derungen, bestehen kann, nur in diestr geänderten
Maase zum Vollzug kommen kann, und demnach
derjenige, wer es darauf nicht ankommen lassen
wi l l , in Zeiten seine frühere lezte Willens-Verfü«
gungen durchsehen und so andern mag, wie nun
in der neuen Ordnung der Dinge er seine Absichten
am liebsten erreicht zu sehen wünscht.

X U . Bep T i t . V . des I I I . BuchS von den Hey .
« a t h s ' V e r t r a g e n soll

, . ) die neue Art der Gütergemeinschaft, welche ausser
der Errungenschaft auch die bcpgebrachte Fahrniß
beeder Ehegatten an sich zieht, dagegen der Ehe«
frau ihre Liegenschaften gegen Schulden« Beytrage
sichert, ihr die Hälfte an der Errungenschaft und
die Erlaubniß gibt, sich der Gemeinschaft nach auf-
gelöster Ehe mit Zurücklassung dessen, was in die
Gemeinschaft gehört, zu entschlagen, wenn sie ih«
lästig würde, erst vom 1. Ienner , 8 l o an, ihre
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Verbindlichkeit für diejenige Ehen, die nachher
geschlossen werden, erhalten, soweit nicht etwa
neuangehende Eheleute ausdrücklich jene für künftig
allgemein angenommene Gemeinschaftsart durch
Vertrag annehmen. Annebst jedoch,

2.) da es die größten Verwirrungen in der Folge»
zeit veranlassen müßte, wenn die Ehegemeinschaf.
len der bisher geschlossenen Ehe immerfort nach
den im jetzigen Großherzogthum so äußerst ver«
schiedenen alten Rechten und Gebrauchen beur-
theilt werden müßten, von welchen sich nach und
nach die Kenntniß Hey den Beamten verliert; so
lassen W i r zwar noch, jedoch nur bis zum iten
Ienner 1812 die Beurtheilung der jetzt bestehen-
den und der vo r dem ersten Ienner ,8»o. ge«
schlössen werdenden Ehen nach jenen alten Gese-
zen offen, für alle Fälle, wo durch eine Eheauf-
lößung oder Güterabsondrrung inzwischen der Fall
«in« solchen Beurtheilung eintritt, damit die altver»
heyratheten Unterthanen indessen die neue Gemein-
schaftsart an dem Beyspiel der neuangehenden Ehe»
leute aus Erfahrung kennen lernen, und wenn sie
ihnen nicht gefallt, durch Ehevertrag, der alsdann
weiter nichts zu enthalten braucht, als die Angabe,
nach welcher der verschiedenen in diesem Titel enthal«
tenen andern Arten der Ehegemeinschaft ihre Ehe

gerich»
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gerichtet werden soll — diejenige Gemeinschaftsart
die ihnen gefallt, wählen und festsetzen können,
wohingegen

ö.) nachmals und nach drm ,. Ienner 1812 alle,
wenn gleich vor dem i . IenNcr ,8»o geschlossene
Ehen, die nicht durch Cheucrtrage ihre Ehevevhält«
nisse entweder schon vorhin fesigesezt hatten, oder
inzwischen sie noch ftsistzen, lediglich bey Auflösung
solcher Ehen nach den neu eingeführten Regeln deS
Landrechts, mithin so werden bcurtheilt und aus»
einander gesezt werden, wie es bep jenen gesche«
hen muß, welche nach dem i . Icnner 1810 ohne
Vertrag in die Ehe treten. Zum Behuf dieser
Anordnung

4.) Erklären W i r anmit die Verfügung des Sazes
,3<>5 dieses Landrechts, daß wahrend der Ehe keine
Eheverträge neu gemacht oder geändert werden dür»
fen, insoweit in Absicht der Ehen, die in dem
obgedachten Fall sind, für nachgesehen, als es zum
Vollzug der im vorigen zwepten Absaz gemeldeten
Angabe der Regel oder Gemeinschaftsart, wornach
die Ehe behandelt werden soll, nöthig ist, ohne
jedoch in andern Beziehungen dadurch Aenderung
der vorhin eingegangenen Ehevertrage damit zu
erlauben.
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XI I I . Bev dem V l . Tit. des IN. Buchs von

Hän fen kann di« Klage wegen Verlezung üb« d.e

Halft« nach dem ,. Juli d. I . gegen keinen, wenn auch

vorher geschlossenen Kauf anders als in der Art, wie sie

das gegenwärtige Landrecht bestimmt, statt finden.

XIV. Bey dem Tit. X IV. des M . Buchs von

Bürgschaften ist nicht de« Tag des verbürgten Haupt«

Vertrags, sondern der Tag der leistenden Bürgschaft der.

jenige, welcher bestimmt, ob die Bürgschaft als vor oder

nach dem ». Iu lp »Log geschlossen anzusehen, und so«

mit nach welchem Recht sie zu richten sey.

XV . Bev dem Tit. X V I I I des M . Buchs von
Unterpfandsrechten erstrecken wir den Termin
wo die neu vorgeschriebene Art der Verschreibung und
Vewahrung der Unterpfandsrechte ihren Anfang nehmen
soll, bis auf den ». Ienner ,8»o, bis wohin wegen
Einrichtung der Pfandschreibereyen das Nöthig« wird
vollzogen sevn, und sind bis dahin alle Unterpsandsrech«
te, die nach bisheriger Art gültig bestellt sind, auch
ferne« als gültig anzusehen.

X V I . Von dem XlX. Tit. des lll. Buchs üb«

V e r k a n t u n g « » wird die Kraft ebenfalls bis auf

den ». Ienner ,810 «ufgeschvben, so, daß alle Gant.

Prozesse, die bis dahin «usbrechen, noch lediglich nach

bisherigen Formen und Vorzugsrechten erledigt werden
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sollen, damit inzwischen erst über diese ganz neue Ar t

ihrer Verhandlung die Richter selbst sich sattsam zurecht

finden, und die Glaubiger, welche etwa bep der neuen

Vorzugs-Ordnung die vorige Sicherheit nicht mehr

hatten, in Zeiten noch um eine dem jetzigen kandrccht

gemäße Sicherheit sich bewerben können.

X V I I . Von dem Tag an, da dieses Gesezbuch

im Ganzen oder in ausgenommenen einzelnen Mate»

rien in Verbindlichkeit übergeht, ist damit im Ganzen,

auch nachmals in solchen einzelnen Materien, die gesez»

liche Kraft des Römischen und Kanonischen Gesezbuchs,

die Kraf t aller Land» und Stadtrechte und aller Rechts»

Gewohnheiten, für bürgerliche Rechtssachen aufgehoben,

so, daß solche darinn durchaus nicht weiter zur Nicht«

schnür noch zur Grundlage von gerichtlichen VerHand»

lungen dienen, und nur jener Gebrauch vvn einigen

derselben noch statt finden mag, den die Zusätze dieses

kandrechts 4 b. und 6 6. et e. bezeichnen. Was je»

doch die Wirkung der Hltern Geseze über kirchliche,

peinliche und polizeyliche Verhaltnisse betrift, so bleib:

diese hierdurch unberührt, und deren Hraf t ohne »ei«

ters unvermindert. Sodann

X V M . Unsere E o n s t i t u t i o n s . Ed ie te
bleiben, auch soweit sie «uf Gegenstände des bürgerli»
chen Rechts Bezug haben, in ihrer vollen unvermin.
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derten K r a f t , Nur daß die Art ihrer Anwendung in

jenen bürgerlichen Beziehungen so geschehen muß, wie

es diese landrechtliche Gesezgebung gestattet, und nicht

zum Nachtheil einer b e s t i m m t und durch sich al<

l e i n entscheidenden Verfügung derselben in Anwen«

düng kommen kann, so wie auch jene in diesem Land-

recht namentlich angezogenen altern Landesgeseze, als

die Eheordnung und Eidesordnung, oder jene Part i -

kular«Geseze, deren Verfügung im Wesentlichen in

das Landrecht übertragen ist, wie z. B . die Bepstand-

schafts- Losungs« und Vortheilrechts» Ordnung, fer»

nerhin, wo sie nicht buchstäblich geändert find, in bür»

gerlicher Hinsicht, und noch mehr in Absicht ihrer wei-

tem rechtSpolizeplichen Fürsorge bep Kräften bleiben,

und als Erläuterung des Gebrauchs der dißfallsig kür»

zern, im landrecht ausgedrückten, Sitze dienen.

Hieran geschieht Unser Wille. Gegeben Karlsruhe
den 3» Februar »809.

Carl Friderich.
Gemmingen.

Auf Seiner Nniglichen Hoheit
besonder« hdchsten Befehl.

B 0 n g i n »'.
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D r u c k f e h l e r .

Saz

76 Nro. 5 lese: R a t h s statt Rechts.
429 lest B e f r e i u n g stattBcfrcuung.

6776« lese Besch ränkungen statt B e>
s c h r ä t u n g c n .

71a c 5 lese d cr g l< ich en Gattung, statt
derg le ichen Gattung.

2»7 v. u. 11 7'9 Nach dem Wort K a p i t e l seze zu:
i m T i t e l .

220 V. 0. S 762» lese » i c h t a n e r k a n n t e statt
nicht a n e r k a n n t «

23a v.o. 11 8«8 l«sc E rbs tücknchmer statt Erb«
n e h m e r

lese E r b v e r z e i c h n i ß , die statt
E r b v l v z e i c h n i ß . D i e

lese Rechten j e n e s « , statt R ich
l e r n j enes

lese m e h r e r e n statt mehre re
lese f a n g t statt f a n g e n
lese e inge t ragenen statt e inge-

t r a g e n e

lese T h ä t t l n statt T h a t e n
lese: bey a l l e n G e m e i n s c h a f t «

statt bey a l l e n der Gemein»
schaft«

lese >usg«s«zt statt e ingesezt

lese von der F r a u oder statt
v o n de r «der

lese b e h ä l t oder b e k o m m t statt
beha l ten oder bekommen
lese dasselbe statt denselben
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E i n l e i t u n g .
Von der Verkündigung, Wirkung, und Anwendung

der Geseze.

Saz ». ^ ^ i e Geseze werden für den ganzen Umfang des
Staatsgebiets durch die Nerkündung des StaatshcrrsHers
wi rksam.

Sie werden in jedem Theil desselben von dem Augen-
blick an ve rb ind l i ch , da ihre Verkündu»g bekannt sey»
kann.

Diese soll als bekannt angenommen werden:
in dem Untergerichts-Bezirk, in welchem die Etaats-
Regierung besteht; «inen Tag nach derVcrkündung;
in einem jeden der «brigcn Bezirke nach Verlauf jenes
einen TagS, und so vieler weiteren, alß vielmahl zehn Stun»
den der Hauptort des Bezirks von dem Ort entfernt ist,
von welchem die Verkündung ausgeht.

Zusaz i ,. Bey Verordnungen, dcrm Inhal t nicht schon al<
Vorschlag, mittelst einer öffentlichen Verhandlung darüber, vor der
Vertündung allgemein hat bekannt stpn tonnen, wird jene Frist erst
den Ablauf des drepsigsten Tags, nach Erscheinung derselben, im
Regierungsblatt gezählt, wenn sie nicht namentlich eine türicrc «der
längere Frist bestimmen.

Gestlbuch. A
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1 b. Für bekannt ailgtnommcnc Ocsczc soll jedermann wissen:
deren Nichtwissen oder Falschwisscn schadet sowohl im Verlust als im
Gewinn.

2. Das Gesez verfügt nur für die Zukunft; es hat

leine rückwirkende Kraft.

» ,. Seine Verfügung hat stets die stillschweigende Bedingung/
laß der Wille de« Gesczgebers zur Ze i t , wo die Anwendung in Frage
lemmt, noch unabgeandert bestehe.

2 l>. Künftige Folgen c:::cr vergangenen Begebenheit, woz»
»in früheres Gesez das Recht gegeben hatte, kann «in späteres ä»,'
der«, ohne rückwirkend zu scyn, so lang es nur noch zwischen ein.«
t r i t t , ehe d«r Fall entsteht, der die Folgen erzeugt,

« c. Auslegungen de§ Gestzgebers haben nicht mehr Rückwirj
t«ng als G«scz« selbst; sie können abev da , wv einem Nicht« das
ältere Gesez dunkel eher zweydeutig ist , von ihm als Richtschnur sei«
«er Bestimmung berücksichtet werden, auch für Fäl le, die vor der
Werknndung der Auslegung sich zutrugen.

3. Die Polizey - und Sicherheits-Oeseze verbinden
Jeden, der auf dem Staats-Gebiet sich aufhalt.

Die Liegenschaften, auch jene nicht ausgenommen,
«eich« Ausländer inne haben, werden in allen Fällen nach
den inlandischen Gesezen gerichtet.

Die Geseze, welche den Zustand und die Rechtsfähig-
keit der Personen bestimmen, erstrecken sich auf die I n -
länder selbst alsdann, wann sie im Ausland sich «uf-
halten.

3 ,. Die Gescze üler da« Gnichts'Vcrfahren, und jene über
Form und Gültigkeit der im land verrichteten «echttgeschafte, sin»
«»«endbar avf den Inländer «nd Ausländer.
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4. Ei» Richter, der sich weigert einen Bescheid zu
gebe», unter dem Borwand, daß das Gesez d^n Fall un-
berührt lasse, daß es dunkel oder unzulänglich scy, kann
auf Iusiizversagung belangt werden.

4 , . Der Richter, wo ihm ein bestimmter Ausspruch des Ge«

sczes mangelt , muß auf Gvund und Zwcck des Geftzei, so weit si«

aus ihm selbst erkennbar sind; sodann auf d « Seist des Oesczbuchs,

wie er aus der Zusammclistilüüü'ng seincr cin'.clücn Verfügungen her«

vorgeht; nachmals auf dic Ncchtiähulichkeit, die aus einzelnen

Verfügungen über l'erwandtc Gegenstände zu entnehmen ist; lczk

lich auf dic Angaben des natürlichen Rechts über cincn solchen Fall,

seine Entscheidung gründen.

4 b. Der Richter darf das römische Recht in vcrgscichmdc Rück»

ficht nehmen/ um für F^llc, wo cs darauf ankcmmcn kann, zu er«

messen, was nach dem Vcpspiel audrcr Gcstzgebungen füt' natürliche

Rechtsfolge gewisser Verhältnisse angesehen werde; aber nicht um g«

sezlichc Entschcidungs > Gründe daraus zu schöpfen, oder Berufungen

der Parchiecn auf solches zuzulassen.

5. Dem Richter ist nicht erlaubt in der Form allge-
meinwirksamer Vorschriften oder genici.ler Bescheide die
ihm vorkommenden Rechtsstrittigkeittn zu entscheiden.

6. Von solchen Gcsezen, welche die Handhabung der
öffentlichen Ordnung und der guten Sit ten zum Zweck ha-
ben können Verträge der Unterthauen keine Ausnahme be-
gründen.

6 ,. Jeder Saz dieses Ocsezbnchs sagt a l l e s , wai in Bezug
«uf b ü r g e r l i c h e RcchtivcrlMnissc in tun Umfang seiner Wer«
unmittelbar «der durch folgerichtige Ableitung gefunden werden
lann/ so weit nicht andre Sazc desselben im Weg: siehe».

6 l>. Was k e i n Saz dieses Gestzes geradezu oder felgweise

sagt, ist in Beziehung auf das b ü r g e r l i c h e Recht nichr O«sez

A 2
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mehr/ m'öge es nun vorhin aus gemeinen oder tandcsgesctzen, aul
Gewohnheiten oder Rechtsmeinungcn als gesezlich gegolten haben.

6 c. Spätere a l l g e m e i n e Gcscze heben jene nicht auf, d,i
für e i n z e l n e Gattungen der Staats « Angehörigen «der ihrer
Handlungen früher von der n c m l i c h e n Staatsgewalt gegeben »pur«
den, soweit nicht die Absicht des Gcsezes auch sie aufzuheben gerade
zu oder durch nothwendige Folge aus dem Verordneten darin» aus«
gesprochen ist.

6 <l. Das H e r k o m m e n kann niemals einen muthmaelichcn
Willen des Gesezgebers über Aufhebung der Frcyheit der Handlungen,
welche das geschriebene Recht dem Staatsbürger läßt , «der über di«
Aufhebung der Wirksamkeit der Geseze ausdrucken, mithin weder
siechte scha f f en noch a b s c h a f f e n : es druckt aber für alle Fälle,
wo die Ar t und Weise in dem Umfang und Gebrauch eines Recht«
in Frag« steht, über welche Geseze oder Verträge nicht Maas geben,
dm m u t h m a i l i c h e n Willen de« Gesezgcbers oder der Vertrags«
Personen aus, wenn es gehörig vereigenschaftet und bewiesen ist.

6 «. Acltcre Provinz < und t)ttsgeseze, welche ihre gefezliche
Kraft durch dieses Gesezbuch verlieren, dienen als Urkunden de<
vorigen Herkommens, da wo es auf dieses ankommen kann.

h. k. Uebrigens gi l t für Herkommen nut diejenige Handlung?«
»eise, welche zu verschiedenen Zeiten von verschiedenen Personen, iy
Meinung Recht zu thun, offenkundig, gleichartig, und durch «e«
nigsten« zehn Jahre ununterbrochen geübt ward.

6 z. Natürliche Verbindlichkeiten, welche nicht mittelbar oder
unmittelbar in das bürgerliche Geftz aufgenommen sind, wirken zwar
weder Ansprach« noch Forderung an Andere; sie wirken jedoch daß
'derjenige/ der ihnen gemäs etwas gethan «der gegeben hat , es nicht
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wieder anfechten oder zurückrufen könne, wenn nicht die Befugniß
dazu für solchen Fall durch das bürgerliche Geftj besonders begrün«
dct ist.

6 K. H o das Gesez sagt, ein gewisser Vorgang solle diese und
jene Veränderung im RcchtsoerlMniß der Staatsbürger nach sich ziehen;
da entscheidet es damit nur die Pflicht des Richters auf diese Vcran,
dcrung zu erkennen, wirkt jedoch noch keineswegs die Rechtsfolgen
einer solchen Veränderung für sich, und ehe das Erkcnntniß des Richters
gesucht und erthcilt worden ist, wenn nicht dazu gesezt ist, daß eine
Anordnung t r a f t Gesezes eintreten solle: dieses hat allein zur
Folge, daß zu ihrer durchgängigen Wirksanckit, es nichts weiter
bedürfe.

6. i. Aenderungcn in den veranlassenden Umständen und Bt»
Weg-Gründen eines Gesizes heben niemals dessen Verbindlichkeit auf,
lo lang ein neues Gcscz dicst Aufhebung nicht ausspricht; wo es «bcr
für einen einzelnen Fall zweifelhaft w i r d , ob er unter ein solches Ge«
scz gehörig scy, da mögen sie den Richter M ' Nichtanwendung des-
selben bestimmen.

6. K. W i rd für gewisse Willcns-Erklä'rungen, Verbindlichkeit««
Ucbcrnahmen, oder Beurkundungen ein bestimmtes Verfahren von dem
Gesez vorgeschrieben, und es wird solches bey einem Rechts < Geschäft
mangelhaft befunden, ft wird die Wirksamkeit oder Unwirksamkeit
desselben im Ganzen und in einzelnen Lhcilen von dem Ermcsscn des
Richters abhängig, das sich darnach bestimmt, ob und wie weit damit
dennoch die Absicht des Gestzes erreichbar sty: d u r c h g c h e n d s nich<
t i g ist cs nur alsdann, wann aus die Nichtbeobachtung ausdrücklich
die Nichtigkeit gesetzt, oder das Verfahren für eine.nothwcndige Fey<
«rlichkcit oder Förmlichkeit erklärt ist.

6. 1. Verbietet das Gcsez gewisse Willens ^Erklärungen «der
Verbindlichkeits>Utblv«ch»«n, es scy mm durchaus oder u n t « Um«
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ständen; so !st die dawider erfolgte Handlung nichtig, wenn sie dai

Gcsez nicht für dennoch bestehend, oder für blos strafbar erklärt.

6. m. 2 i ^ Nichtigkeit aus dcv Ucbcrcrctlüig eines solchen Gcsczcs,

welches eine Vc'.bindüchkeits - Ucbcrnahmc auf gewisse Summe»

beschränkt, trifft nur das Ucbcrschitsscnde.

6. .-,. Die Nichtigkeit aus der llcbcrtrctung eines Gcscze«, web

cht nur cincn Thcil eines vorlicgcüdcn Geschäfts t r i f f t , schadet de»

übrigen Thcilen nichts, wenn das Geschäft theilbar ist, und thcilwcisc

bestehen kann.

6. „ . Nichtigkeiten, welche das Gescz lediglich zmn Vortheil cin«

zelner Staatsbürger einfuhrt, können«'.» allein von diesen, auch von

ihren Erben und Rechtsfolgern, sofern solche nicht namentlich ausgc'

schlössen sind, geltend gemacht werden, keineswegs von Gegcnbe,

»heiligten.

Erstes Buch.
V o n d e n P e r s o n e n .

E r s t e r T i t e l .
Von dem Genuß und Verlust der bürgerlichen Rechte.

Ers tes Kap i t e l .
V o n dem Genuß der bü rge r l i chen Rechte.

7. -Vie Ausübung der bürgerli'chen Rechte ist von der
Eigenschaft eines Staatsbürgers unabhängig. Leztere er-
wirbt und behält man nur nach den Vorschriften der Staats«
Orundgeseze.
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l Inländer soll der bürgerlichen Rechte
genießen.

9. Wer im Land vo» einem Fremden gebohren ist,
ist berechtigt, innerhalb eines Jahrs nach seiner Volljäh-
rigkeit die rechtliche Eigenschaft eines Inländers in An-
spruch zu nehmen; nur muß er zugleich, wenn er im Land
sich aufhalt, erklaren , daß er darinn seinen Wohnsitz auf-
zuschlagen gedenke, und, wenn er in einem fremden Land
sich befindet, das Versprechen von sich geben, daß er seinen
Wohnsitz im Land aufschlagen wolle, und in Jahresfrist
nach gethanem Versprechen sich wirklich dort niederlassen.

9. 2. Dieser Anspruch unterliegt jedoch dem Ermessen der Staats»

Regierung / über dessen Zulassung oder Verweigerung, so oft dieser

Fremde in einem andern Staat «in anzebornes Staalsbürgerrecht

oder sichere Heimath hat.

»0. Jedes K ind , das in einem fremden Land von ei-

nem hiesigen Inländer geboren w i rd , ist Inländer.

Hatte der Vater die rechtliche Eigenschaft eines I n -

landers verloren, so kann das Kind allezeit durch Erfül-

lung der im gten Saz vorgeschriebenen Bedingungen diese

Eigenschaft wieder erlangen.

ü . Der Fremde genießt im Land die gleichen bürgere

lichen Recht«, welche das Ausland, zu welchem er gehört,

dem hiesigen durch Verträge eingeräumt hat, eder einräu-

men wird.

12. Eine Fremde, die sich mit einem Inlander vek-

heyrarhet, folgt dem Zustand ihres Manne».
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,5. Der Fremde, dem der Staatsherrscher erlaubt,
seinen Wohnsiz im Land aufzuschlagen, sol l , so lang ei
daselbst wohnt, aller bürgerlichen Rechte geniessen.

>4. Der Fremde, auch wenn er auswärts sich wieder
aufhal t , kann ver die inländischen Gerichte g e l a d e n wer-
den , um Verbindlichkeiten zu erfüllen, die er im Land ge-
gen einen Inländer übernommen hat. Er kann ebenfalls
vor inländische Gerichte wegen solcher Verbindlichkeiten
g e z o g e n werden , die er in einem fremden Lande gegen ei-
nen Inländer eingegangen hat.

15. Ein Inländer kann im Land vor Gericht gezo-
gen werden, wegen Verbindlichkeiten , welche er in einem
fremden Land, selbst mit einem Fremde» eingegangen hat.

16. Jeder fremde Kläger muß ohne Unterschied der
Gegenstände, ^»ur Handlungssachen ausgenommen) für
den Ersaz der Prozeßkosten, auch für «etwaige Entschädi-
gung Sicherheit stellen, es sey dann, daß er Liegenschaft».!,
im Land besize, deren Werth diese Zahlungen sicher stellt.

Zweytes Kap i t e l .

Von dem Ver lus t der b ärgerl ichen Rechte.

Erster Abschnitt.

Von dem Verlust der bürgerlichen Hechte, in soweit «r
aus dem Verlust der rechtlichen Eigenschaft

eines Inländers entsteht.

»7. Man hört auf , Inländer zu s«yn:
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».) durch das Staats-Bürgerrecht, das man in ei-
nem fremden Land erlangt;

2.) durch eine von dem Staatsherrscher nicht geneh-
migte Annahme öffentlicher, von einer fremden
Regierung übertragener Amtsvcrrichtungen;

3.) endlich durch jede Niederlassung in einem fremden

Land, ohne Absicht, zurückzukehren.
Eine Handels-Niederlassung gilt niemals für Absicht,

»icht zurückzukehren.

iU. Ein Inländer, der diese rechtlich«: Eigenschaft

verloren hat, kann sie jederzeit wieder erlangen, wenn er

mit Erlaubniß des Staatsherrschers ins Land zurückkehrt,

und erklärt, daß er sich daselbst sczen wolle, und daß er

auf jede mit den inländischen Gesezcn im Widerspruch

stehende Auszeichnung Verzicht thue.

ig. Eine Inländerin, die einen Fremden heyrathet,

folgt dem Zustand ihres Mannes.

Verliert sie ihren Mann, so erhalt sie die rechtliche

Eigenschaft einer Inländerin wieder, voransgesezt, daß

sie entweder noch im Land sich aufhält, oder mit obrigkeit-

licher Erlaubniß dahin zurückkehrt, und erklärt, daß sie

sich dort sezen wolle.

20. Wer in den Fällen des ioren, ,8ten und
Sazes die rechtliche Eigenschaft eines Inländers wieder
erhält, kann sie nicht eher geltend machen, als bis er
die Bedingungen dieser Säze erfüllt, und nur um solche
Rechte auszuüben, die ihm nach diesem Zeitpunkt au,
fallen.
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2l . Ein Inländer, der ohne Erlaubniß des Staats-

hcrrsä)ers Kriegodicnste im Ausland nimmt, oder einer

fremden Kriegstdrpcrschaft sich einverleiben laßt, verliert

das Recht eines Inländers.

Er kann nur mit Erlaubniß des Staatsherrschers ins

kand zurückkehren , und das Eingeborenhcits - Recht nur

dann wieder erhalten, wann er die Vcdingungen er-

fül l t , die desfalls dem Fremden auferlegt sind; alles mit

Vorbehalt der gesczlichen Strafen, wider jene Eingebor-

ne», die wider ihr Vaterland die Waffen getragen haben,

oder si» in der Folge tragen werden.

Zweyter Abschnitt.

V o n dem Ver lust der bürger l ichen Rechte, a l s

Folge ger ich t l i cher V e r u r t h e i l u n g .

22. Die Verurtheilung zu solchen Strafen, deren

Wirkung den Verurtheilten aller Theilnahme an den nach-

ben«nnten bürgerlichen Rechten ausschließt, ziehet den

bürgerlichen Tod nach sich.

23. Di« Verurtheilung zum natürlichen Tod zieht
den bürgerlichen nach sich.

24. Die übrigen lebenslänglichen leibesstrafen ziehen

den bürgerlichen Tod nur in so fern nach sich, als ein G«-

s»z diese Wirkung damit verbindet.

»5. Durch den bürgerlichen Tod verliert der Verur»
theilte das Eigenthum anfallen seinen Gütern. Die Nach-
folg« in seinem Vermögen wird den Erben eröffnet, und
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seine Güter verfallen auf sie eben so, als wäre er natürlich
und ohne letzten Willen gestorben.

Er kann nachher we>er selbst erb?!,, noch das Vermö-
gen, das er in der Folge erwirbt, auf andere vererben.

Er kann über seine Güter im Ganzen und im Einzel-
nen nichts verfügen, weder durch Schenkungen unter Le-
benden, noch durch lezten Willen; auch kann er auf diese
Weise nichts empfangen, es scy dann zum Lebens-Unter-
halt.

Er kann weder zum Vormund ernannt »erden, noch
zu Verrichtungen mitwirken, die sich auf die Vormund«
schaft beziehen.

Er kann nicht Zeuge für eine feyerliche oder dcglaubte
Beurkundung soyn, noch bey Gericht als Zeuge angenom-
men werden.

El kann bey Gericht als Kläger oder Beklagter nicht

selbst auftreten: in seinem Namen muß ein besonderer

Pfleger handeln, den ihm das Gericht ernennt, hör wel?

ches die Klage gehört.

Er ist unfähig, eine Heyrath zu schließen, die irgend ei-

ne bürgerliche Wirkung hervorbringe.

Eine Heyrath, die er vorher geschlossen hatte, ist in

Beziehung auf alle bürgerlichen Wirkungen aufgelkßt.

Sein Ehegatte und sein« Erben kbnnen , jedes für sei-

nen Theil, die Rechte ausüben, und die Klagen anstellen,

denen sein natürlicher Tod würde Platz gemacht haben.

26. Die Verurtheilungen auf vorgHngiges Verhtr zie-

hen den bürgerlichen Tod nur von dem Tag an nach sich,

da sie an der Person oder im Bildniß vollzogen worden find.
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26, 2. Für cinc im B i ldn iß vollzogene S t r a f t g i l t die Schlagung

des Namens an den O a l g c n , oder die Verkündung des Urthcls statt

Vollzugs ui den geeigneten Landcsblattern.

27. Die Verurteilungen der ungehorsam Ausbleiben-

den wirken den bürgerlichen Tod erst nach Ablauf der

nächsten fünf Jahre nach Vollzug des Unheils im Bildm'ß.

I n der Zwischenzeit darf der Verurtheilte sich noch stellen.

2<l. Diejenigen, die als Ungehorsam Ausgebliebene ver-

urtheilt sind, bleiben während jener fünf Jahre, oder bis

sie inzwischen sich stellen, oder in VerHaft genommen wer-

den , von der Ausübung der bürgerlichen Rechte ausge,

schlössen.
Die Verwaltung ihrer Güter und die Ausübung ihrer

Rechte richtet sich nach dem Gesez über Abwesende

29. Wenn derjenige, der als ungehorsam Ausgebliebe-

ner verurtheilt wird, sich in fünf Jahren, von dem Tagves

Unheils-Vollzugs zu rechnen, freywillig stellt, oder in die-

ser Zwischenzeit ergriffen und verhaftet wird, so ist das

Unheil hierdurch kraft Gesezes unkraftig geworden; der

Angeklagte soll in den Besiz seiner Güter wieder eingesezt,

und aufs nepe gerichtet werden: würde er durch diesen

neuen Rechtsspruch zu der vorigen, oder auch zu einer an-

dern Strafe, die gleichfalls den bürgerlichen Tod nach sich

zieht, verurtheilt, so soll diese nur von dem Tag an statt ha-

ben , an welchem das zweyte Unheil vollzogen wurde.

3o. Wenn derjenige, der als ungehorsam ausgeblie-

ben , verurtheilt war, sich erst nach fünf Jahren stellt,

oder zur Haft gebracht, und nun durch das neue Unheil
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losgesprochen, oder nur zu einer Strafe vcrurthcilt wird,

die den bürgerlichen Tod nicht nach sich zieht; so tritt er

für die Zukunft und von dem Tag an, da er wieder bcy

Gericht erschienen ist, in den vollen Genuß seiner bürger-

lichen Rechte wieder ein; aber das erste Urtheil behalt für

das Vergangene alle Wirkungen, welche in der Zwischenzeit

vom Ablauf der fünf Jahre an bis zum Tag seiner Er-

scheinung vor Gericht als Folgen des bürgerlichen Todes

eingetreten sind.

3 i . Stirbt der abwesend Verurtheilte in der Gnaden-

Frist von fünf Jahren, ohne sich gestellt zn haben, auch

ohne ergriffen und verhaftet worden zu se'yn; so wird er als

Einer, der im unverlezten Nechtszustand gestorben ist,

behandelt. Das Unheil über das ungehorsame Ausbleibe«

verliert alle Rcchtswirkung. Der Ansprache des beschädig-

ten Theils geschieht gleichwohl dadurch kein Abbruch; sie

kann aber wider die Erben des Verurteilten nur im bürg e r-

l ichen Rechtsweg erhoben werden.

82. I n keinem Fall sezt die bloße Verjährung der

S t r a f e den Verurtheilten in seine bürgerlichen Rechte

für die Zukunft wieder ein.

33. Die Güter, welche ein bürgerlich Todter erwirbt,

und in deren Besiz er am Tag seines natürlichen Todes ist,

fallen dem Staat kraft des Rechts auf Erblos-Gut anHeim.

Dem Staats-Oberhaupt sieht frey, zum Vorrheil

der Wittwe, der Kinder, oder der Verwandten des Verur-

theilten hierüber jene Verfügungen zu treffen, die ihm die

Menschlichkeit einflößen wird.
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Z w c y t e r T i t e l .

Von den Beurkundungen des bürgerlichen Stands.

Erstes K a p i t e l .
A l l g e m e i n e V e r f ü g u n g e n .

34. Die Beurkundungen des bürgerlichen Stands

müssen Ort, Jahr, Tag und Stunde, wo sie aufgenommen

werden, auch die Vornamen, die Geschlechtsnamcn, das

Alter, das Gewerb, und den Wohnort aller derjenigen aus-

drücken, die darinn genannt wcrden.

55. Die Beamten des bürgerlichen Stands dürfen den

Beurkundungen, die sie aufnehmen , weder durch Anmer-

kungen noch durch irgend eine andere Art des Ausdrucks

etwas einrücken, was die Erscheinenden etwa, ohne dazu

vom Gesez aufgefordert zu seyn, angeben würden.

26. I n Fällen, worin« die Vetheiligten nicht verbun-
den sind, in Person zu erscheinen, dürfen sie sich durch ei-
nen andern vertreten lassen, der besondere und öffentliche
Vollmacht dazu hat.

3?» Nur Manns-Personen, die wenigstens ein und
zwanzig Jahr alt sind, ftyen sie Verwandte oder nicht,
dürfen bey den Beurkundungen des bürgerlichen Stands als
Zeugen auftreten: sie werden von den Vetheiligten selbst
gewühlt.

5«. Der Beamte des bürgerlichen Stands muß den

«lschienenen Parthkeu oder ihren Bevollmächtigten und den
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Zeugen die Urkunde vorlesen. Es soll m derselben Meldung

von der Erfüllung dieser Förmlichkeit geschehen.

39. Diese Urkunden müssen von den Beamten des
bürgerlichen Stands, von den erscheinenden Theilen, und
von den Zeugen unterzeichnet werden, oder es muß die Ur-
sache angeführt seyn, welche die Erschienenen und die
Zeugen zu unterzeichnen verhinderte.

4». Die Beurkundungen des bürgerlichen Stands sind

in jeder Gemeinde in eine oder mehrere doppelt zu füh-

rende Bücher einzutragen.

4! . Die Bücher sollen vom Bezirks-Richter oder sei-

nem Stellvertreter in ununterbrochener Reihe Vlattwei«

mit Ziffern versehen, mit Handzug beglaubigt, und da«

erste und letzte Blatt noch besonders angegeben werden.

42. Die Beurkundungen sollen in die Bücher hinter-
einander ohne leeren Zwischenraum eingetragen werden.

Durchstriche und Rand-Zusätze müssen besonders, eben

so wie der Hauptinhalt der Urkunde genehmigt und unter-

zeichnet werden. Man darf dabey sich keiner Abkürzungen

bedienen, noch Jahr und Tag mit Ziffern ausdrücken.

43. Am Ende eines jeden Jahrs sollen die Bücher von

dem Beamten dcs bürgerlichen Stands förmlich abgeschlos-

sen, und den Monat darauf, eins der Eremplare in der

Gcmeinds-Lade, das andere in der Kanzley des Bezirks

niedergelegt werden.

44. Mi t der Doppelschrift der Bücher, die bey der

gedachten Kanzley zu hinterlegen ist, sollen auch die Voll-

machten und andere Urkunden, die der Beurkundung de«
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bürgerlichen Stands bepgefügt werden müssen, allda auf-
bewahrt werden, nachdem sie vorher mit dem Handzug
dessen, der sie vorlegte, und des Beamten des bürgerlichen
Stands beglaubigt sind.

46. Jedermann ist berechtigt, von denjenigen, welche

die Bücher des bürgerlichen Stands bewahren, Auszüge

aus solchen sich ausfolgen zu lassen.

Auszüge, die als gleichlautend mit den Büchern aus-

geliefert, und von dem ersten Bezirks - Beamten, oder, sei-

nem Stellvertreter, beglaubigt sind, haben volle Beweis-

kraft, solang sie nicht förmlich als falsch angeklagt werden.

46. Sind solche Bücher nicht vorhanden, oder abhanden
gekommen, so ist der Beweis durch Urkunden sowohl, als
t>urch Zeugen zuzulassen, und es können alsdann die Hei-
rathen, Geburten und Sterbfälle durch Bücher und Pa-
piere der verstorbenen Eltern, wie auch durch Zeugen be-
wiesen werden.

47« Jede Urkunde des bürgerlichen Stands, sie mag
Inlander oder Ausländer betreffen, die im Ausland ge-
fertigt worden ist, soll volle Beweiskraft haben, wenn sie
in der dort landüblichen Form abgefaßt ist.

43. Alle im Ausland gefertigten Beurkundungen des
bürgerlichen Stands der Inländer sind gültig, wenn sie
von Staatsgeschäftstragern ihres Heimaths-Staats, diesem
Gesez gemäß aufgenommen worden sind.

49« So oft am Rande einer schon eingetragenen Be-

urkundung einer Andern, die darauf Bezug bat, zuerwäh-

nen
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nen ist, soll dieses aufAnsuchen der Betheiligten durch den
Beamtendes bürgerlichen Stands auf den laufenden oder
auf den in der Gemeinds-Lade aufbewahrten Büchern, und
durch den Amtsschreiber auf den bey der Gcrichts-Ka>izley
hinterlegten Büchern geschehen. Zu dem Ende soll der Be-
amte des bürgerlichen Stands in den drey nächsten Tagen
den Kron-Anwald des Amtsbezirks hievon benachrichtigen,
und dieser hat dafür Sorge zu tragen, daß die Erwähnung
in beyden Büchern gleichlautend geschehe.

50. Jede Uebertretung der vorherigen Artikel, welche
von den hierin« benannten verschiedenen Beamten geschielt,
wird bey demjenigen Gericht eingeklagt, unter welchem sie
gerichtspstichtig sind, und mit einer Geldbuße bestraft, die
nicht über fünfzig Gulden betragen darf.

51. Jeder Bewahrer der Bücher ist wegen jeder Ver-
änderung für den SchadenErsaz verantwortlich, jedoch
mit Vorbehalt des etwa zustehenden Rückgrifs auf die
Urheber derselben.

62. Jede Veränderung, jede Verfälschung in der
Beurkundung des bürgerlichen Stands, jede Niederschrei-
bung dieser Urkunde auf ein fliegendes B la t t , oder sonst
anderswo, als in den dazu bestimmten Büchern, gibt den
dazu Betheiligten ein Recht auf SchadensErsaz, ohne
Abbruch der im Strafgesez-Buch bestimmten Strafen.

Der Kron-Anwald des Bezirks-Oerichts ist verbunden,
den Znstand der Bücher zur Zeit, da sie bei der Gcrichrs-
Kanzley niedergelegt werden, zu prüfen. Ueber diese Prü-
fung muß er ein kurzes Protokoll aufsezen, jede Uebcrtre-

Gejczbuch. B
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tung des Gesczcs und jedes Verbrechen, das von den

Beamten des bürgerlichen Stands begangen scyn mag,

dehörigen Orts anzeigen, und auf Verurtheilung in die

Geldbußen wider sie autragen.

54. I n allen Fallen, wo ein Gericht in erster Instanz

über Beurkundungen des bürgerlichen Stands urtheilt,

können die Betheiligten wider den Ausspruch Rechtsmittel

ergreifen.

Zweytes Kapitel.

V o n den G e b u r t s - V ü c h e r n .

55. Jede Geburt soll in den ersten drey Tagen nach

der Niederkunft dem Beamten des bürgerlichen Stands

des Orts angezeigt, und das Kind ihm vorgezeigt werden.

56. Die Geburt des Kinds muß von dem Vater,

oder in Ermanglung des Vaters von den Aerzten, Wund-

oder Heb-Aerzten, Hebammen, Krankenwärtern, oder

andern Personen, die bey der Niederkunft zugegen gewesen

sind, und wenn die Mutter außer ihrem Wohnort nieder-

gekommen wäre, von der Person, bey welcher sie nieder-

gekommen ist, angezeigt werden.

Die Geburts-Beurkundung soll hierauf in Gegenwart
zweyer Zeugen gefertigt werden.

67. Die Geburts-Beurkundung muß Or t , Tag und

Stunde der Geburt, das Geschlecht des Kinds, die

Vornamen, die man geben w i l l , die Vornamen, Oe-
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schlechts-Namen, das Gewerbe und den Wohnort der
Eltern, so wie jene der Zeugen enthalten.

67. «. Der Name des Vaters kann nur alsdann darin» vor,
kcmmen, wenn das Kind ehelich oder eine Vaterschaft ausscr der
Ehe vom mitcrschicncnen Vater oder einem besonders öffentlich Be<
dollmächtlgtcn desselben zugestanden ist.

58. Jeder, der ein neugebohrnes Kind findet, ist

»erbunden, es dem Beamten des bürgerlichen Stands

mit den Kleidungen und anderm bey dem Kinde vorgefun-

denen Gerath zu überliefern, und alle Umstände der Zeit

und des Orts , wo er es gefunden bat, anzugeben.

Hierüber soll ein umständliches Protokoll gefertigt,

werden, das überdieß noch das anscheinende Altir. des

Kinds, sein Geschlecht, die Namen, die man ihm geben,

uud die Staatsbehörde, welcher man es überliefern wird,

enthalten muß.

Das Protokoll soll in die Bücher eingetragen werden.

(69 , 6a und 61 betreffen die Geburt auf der See

und bleiben als hier Lands unanwendbar weg.)

62. Die Beurkundung der später» Anerkennung

eines Kinds soll den Büchern auf d e n T a g , da sie ge-

schieht, eingetragen, und hievon am Nand der Geburts-

Urkunde, wenn eine vorhanden ist, Meldung gethan

werden.

B 2
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Drittes Kapitel.

V o n d e n E h e - B ü c h e r n .

63. Vor Schließung der Ehe soll der Beamte des

bürgerlichen Stands zwey Aufgebote mit einem Zwischen-

raum von acht Tagen, jedes auf einen Sonntag, vor

versammelter Gemeinde, machen.

I n diesen Aufgeboten, so wie in dem Schein, dee

hierüber gefertigt wird, müssen ausgedrückt seyn die Vor-

namen , die Geschlechtsnamen, das Gewerbe und die

Wohnorte der künftigen Ehegatten, ihre Volljährigkeit

oder Minderjährigkeit, endlich die Vornamen, Geschlechts-

Namen , das Gewerbe und die Wohnorte ihrer Eltern.

Dieser Schein muß nebst dem Or t , Tag und Stunde

ausdrücken, wo die Aufgebote geschehen sind. Er soll in

ein eigenes Buch eingeschrieben werden, welches von Blatt

zu Blat t , wie im 41. Saz bestimmt ist, mit Zahlen, und

Handzug versehen, und am Ende jedes Jahrs in der

Gerichtskanzley niedergelegt werden muß.

64. Von einem Aufgebot zum andern und während
der ganzen Zwischenzeit von acht Tagen soll ein Auszug
des Verkündigungs - Scheins an der Thüre des Gemeinde-
Hauses angeheftet bleiben. Vor dem dritten Tag nach
dem zweyten Aufgebot, den Tag dieses Aufgebots nicht
mit einbegriffen, darf die Ehe nicht geschlossen werden.

65. Ist die Ehe nicht in Jahresfrist nach der Aufge-

bots-Zeit geschloffen worden, so kann sie nicht mehr ohne

neues förmliches Aufgebot eingegangen werden.

66. Die Einsprachen wider eine Heyrath sollen auf
der Urschrift und der Abschrift von den Einsprechenden
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oder ihren mit einer besondern und öffentlichen Vollmacht

Versehenen Gewalthabern unterzeichnet werden; sie müssen

nebst einer Abschrift der Vollmacht den Beteiligten ent-

weder zu eigener Hand oder zu ihrem Wohnsitz behändigt,

und dem Beamten des bürgerlichen Stands, der seine Ein-

sicht der Urschrift darauf zu bemerken hat, vorgezeigt

werden.

67. Der Beamte des bürgerlichen Stands muß ohne

Zeitverlust die Einsprache in dem Aufgebotsbuch mittelst

einer kurzen Anzeige bemerken.

Am Rand des Eintrags dieser Einsprachen muß er

nachmals der Urtheile oder des Aufhebungs-Scheins, so-

bald ihm eine Ausfertigung davon zugestellt wird, er-

wähnen.

63. I m Fall einer Einsprache darf der Beamte des

bürgerlichen Stands, ehe ihm die Aufhebungs-Urkunde zu-

gestellt worden ist, nicht zur Trauung schreiten, bey

Strafe von Einhundert Fünfzig Gulden, und Leistung

aller Entschädigung.

6g. Sind keine Einsprachen eingelegt worden, so

soll auch hievon in dem TrauungS - Schein Erwähnung ge-

schehen , und wenn Aufgebote der Ehe in mehrern Gemein-

den nöthig waren, so sollen die Verlobten von dem Beam«

ten des bürgerlichen Stands einer jeden Gemeiilde das

Zeugniß beVvringen, daß keine Einsprache eingelegt wor-

den sey.

7"- Der Beamte des bürgerlichen Stands soll sich

den Geburtsschein von jedem der künftigen Ehegatten vor-
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zeigen lassen. Derjenige aus ihnen, dem es etwa unmög-

lich ftya möchte, sich ihn zu verschaffen, kann statt dessen

einen Kundbarkeits-Schein von der ordentlichen Obrigkeit

seines Geburts-oder Wohnorts beybringen.

71. Der Kundbarkeits-Schein muß enthalten eine

Erklärung von sieben Zeugen, männlichen oder weiblichen

Geschlechts, verwandt oder nicht verwandt, über die Vor-

namen, den Geschlechts-Namen, das Gewerbe und den

Wohnort des künftigen Ehegatten (auch seiner Eltern,

wenn sie bekannt sind), sodann über den Ort und so viel

möglich, die Zeit seiner Geburt, und über die Ursachen,

die es verhindern, den Geburtsschein selbst beyzubringen.

Die Zeugen müssen den Schein über die Kundbarkeit mit

der Orts-Obrigkeit unterzeichnen, und waren einige unter

ihnen des Schreibens unerfahren, oder zu unterzeichnen

ausser Stand, so muß auch dieses augelnerkt werden.

72. Der Kundbarkeits - Schein muß dem Vezirks-Be-

amten des Or ts , wo die Heirath vor sich gehen soll, vor-

gelegt werden. Nach Vernehmung des Kron-Anwalds gibt

o>>er versagter hierauf seine Bestätigung, je nachdem er die

Aussagen der Zeugen und die Gründe, wegen welcher man

den Geburts - Schein nicht beibringen kann, zureichend fin-

det oder nicht.

73. Der öffentliche Schein, welcher die Einwilligung

der, der Trauung nicht anwohnenden Eltern oder Gros-El-

tern oder bey Abgang derselben, die Einwilligung der Fa-

milie enthalt, muß Vornamen, GeschlechtSnamen, Gewer-

be und Wohnort des künftigen Ehegatten, und aller derjeni-
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gen, die zu dem Schein mitwirken, so wie den Grad ih-

rer Verwandtschaft ausdrücken.

74. Die Ehe soll in einer Gemeinde geschlossen wer-

den, wo einer von beyden Ehegatten seinen Wohnsiz hat.

I n Beziehung auf die Heirath hat man seinen Wohnsiz

in einer Gemeinde, wenn man sechs Monate nach einan-

der daselbst gewehnt hat.

74. ». Sie kann auch an dem Ort, den beede zum Wohnsiz
für ihre Ehe erwählt haben, geschehen.

76. An dem Tag, den nach Verlauf der Aufgebots-

Fristen die Parteyen hiezu bestimmen, soll der Beamte des

bürgerlichen Stands ihnen, in Bcyseyn von vier Zeu-

gen, wozu Verwandte und Nicht-Verwandte gewählt wer-

den können, die oben angeführten Scheine, die sich auf

ihren Stand und auf die Förmlichkeiten der Hcyrath bezie-

hen, sodann das sechste Kapitel des Titels von der Ehe

über die wechse lse i t igen Rechte und P f l i c h -

ten der Ehe leu te vorlesen. Er soll sich von jedem

Theil einzeln und nacheinander die Erklärung geben las«,

sen, daß sie sich zur Ehe nehmen wollen. Darnach er-

klärt er im Namen des Gesezes, daß sie durch das Band

der Ehe verbunden sind, und sezt auf der Stelle hierüber

den Schein auf.

76. I n dem Ehe-Schein müssen ausgedrückt werden:

, . ) Bornamen, Geschlechts - Namen, Gewerbe,

Alter, Geburts-Orte und Wohnorte der Ehe-

gatten ;

2.) Deren Volljährigkeit oder Minderjährigkeit;
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3.) Vornamen, Geschlechts-Namen, Gewerbe und

Wohnorte der Eltern;

4.) Einwilligung der Eltern, Gros-Eltern, oder

der Familie, in dem Fal l , wo diese erfordert

wird; weiter

5.) Die Scheine über das ehrerbietige Nachsuchen

des elterlichen Rechts, wenn deren gemacht

6.) Die in den verschiedenen Wohnorten geschehene

Aufgebote.

7.) Die Einsprachen, wenn deren gemacht wurden,

und ihre Aufhebung, oder die Bemerkung, daß

keine Einsprache geschehen;

b.) Die Erklärung der Verlobten, daß sie sich

einander zu Ehegatten nehmen, und der von

dem Staats - Beamten geschehene Ausspruch'

ihrer ehelichen Verbindung.

9.) Die Vornamen, Geschlechts-Namen, das Al-

ter , das Gewerbe und die Wohnorte der Zeu-

gen und ihre Erklärung, ob sie mit »den Par-

teyen verwandt oder verschwägert scyen, von

welcher Seite her, und in welchem Grad.

V i e r t e s K a p i t e l .

V o n d e n T o b t e n - B ü c h e r n .

77. Keine Beerdigung darf ohne Erlaubniß des Be«

amten des bürgerlichen Stands geschehen. Er ertheilt sie

auf ungestempeltem Papier, und unentgeltlich; aber nicht

eher, als nachdem er sich zu dem Verstorbenen verfügt
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hat, um sich seines wirklichen HinscheidenS zu versichern,

und zweymahl vier und zwanzig Stunden nach dem Hin-

scheiden verstrichen sind. Ausgenommen bleiben jedoch die

in den Polizei-Verordnungen besonders bestimmten Fülle

früherer oder späterer Beerdigung.

78. Der Todten - Schein wird von dem Beamten des

bürgerlichen Stands auf die Erklärung zweyer Zeugen ge-

fertigt; diese Zeugen sollen, wo möglich, die zwey näch-

sten Verwandten oder Nachbarn seyn, oder, wenn jemand

ausser seinem Wohnort gestorben ist, die Person, bey

welcher er verstorben, und ein Verwandter oder ein

Anderer.

79. Der Todtcn-Schein muß Vornamen, Geschlechts-

Namen, Alter, Gewerbe und Wohnort des Verstorbenen

enthalten, ferner Vornamen und Geschlechts-Namen des

andern Ehegatten, wenn die verstorbene Person verheira-

thet, oder im Wittwenstande war, endlich Vornamen,

Geschlechts-Namen, Alter, Gewerbe und Wohnorte der-

jenigen, welche diese Erklärungen als Zeugen gegeben

haben, und wenn sie Verwandte des Verstorbenen find,

zugleich den Grad ihrer Verwandschaft.

Eben dieser Schein muß ferner, insoweit man davon

Nachricht haben kann, die Vornamen, Geschlechts - Na-

men, Gewerbe und Wohnorte der Eltern des Verstorbenen,

nebst dessen Geburtsort enthalten.

so. Die Sterbfälle in den Kriegs - und Bürger-Spi-

tälern oder andern öffentlichen Häusern sollen die Obern,

Aufseher, Verwalter oder Hausherrn in den nächsten vier

und zwanzig Stunden dem Beamten des bürgerlichen
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Stands anzeigen. Dieser muß, um sich des Hinschei-

dcns zu versichern, sich dahin verfügen, und nach

Vorschrift des vorhergehenden Sazes einen Schein über

die ihm gemachten Anzeigen, und über die von ihm einge-

zogenen Erkundigungen fertigen.

Uebcrdieß sollen in den besagten Spitalern und Häu-

sern eigene Bücher geführt werden, um diese Erklärungen

«nd eingezogenen Nachrichten zugleich darinn einzutragen.

Der Beamte des bürgerlichen Stands soll den Todten-

Schein dem gleichen Beamten des lezten Wohnorts des

Verstorbenen einsenden , und dieser ihn gleichfalls in seine

Bücher eintragen.

81. Aeussern sich Zeichen oder Spuren eines gewalt-

samen Todes, oder andere Umstände, welche deßhalb einen

Zweifel erwecken; so darf die Beerdigung nichi eher gesche-

hen, als nachdem ein Polizey-Beamter unter dem Bey-

sland eines Staats-Arzts oder Wund-Arzrs über den

Zustand des Leichnams, und über die Umstände, welche

hierauf Bezug haben, nach der Leichenschau-Ordnung,

so wie über die Erkundigungen, die er über Vornamen,

Geschlechts-Namen, Alter, Gewerbe, Gedurts- und

Wohnort des Verstorbenen einziehen konnte, ein Protokoll

gefertigt haben wird.

82. Der Polizey - Beamte ist gehalten, dem Beam-

ten des bürgerlichen Stands des Orts, wo die Person

verstorben ist, sogleich alle Nachrichten mitzutheilen, die

in seinem Protokoll enthalten find, und nach denselben ist

der Todtenschein zu verfassen.

Eine Ausfertigung davon soll der Beamte des bür-

gerliche« Stands demjenigen zusenden, der am Wohnort
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des Verstorbenen die gleiche Stelle versieht, so fern der

Wohnort bekannt ist; diese Ausfertigung wird in die Vü -

cher eingetragen.

83. Die Hals-Gerichtsschreiber sind gehalten, ln

den ersten vkr und zwanzig Stunden nach der Vollstre-

ckung der Todesurtheile dem Beamten des bürgerlichen

Stands des O r t s , wo der Verurthcl'lte hingerichtet wor-

den ist , alle im 79. Saz ausgedrückten Nachrichten zuzu»

senden, nach welchen alsdann der Todtenschein zu ver-

fassen ist.

64. S t i rb t jemand in einem Gefangniß, Zucht- oder

BesserungZ-Haus, so haben die Aufseher oder Gefan-

genwarter den Beamten des bürgerlichen Stands aus der

Stelle hievon zu benachrichtigen; dieser »uuß, wie im öo.

Saz bestimmt ist , sich dahin verfügen, «nd den Todten-

schein fertigcn.

85. I n allen Fallen, wo jemand eines gewaltsamen

Tods in einem Gefangniß oder Zuchthaus verstorben,

oder hingerichtet worden ist, soll von diesen Umständen in

den Büchern gar nichts erwähnt, und jedesmal der Tod-

tenschein einzig nach der in dem 79. Saz vorgeschriebenen

Form gefertiget werden.

85 «. Wird die teiche eines Hindes/ das todt war, ehe seine
Geburt eingetragen werden tonnte / dem Beamten des bürgerlichen
Stands vorgetragen; so darf er in seiner Todesurtunde nicht sagen,
daß es gestorben/ sondern nur daß es ihm leblos vorgewiesen wer,
de»/ wornachst derselbe die Namen, Vorname«/ Eigenschaft, und
Wohnort des Vaters und der Mutter des Kinds / von den Zeugen/

Jahr, Tag, und Stunde, wenn es zur Welt geboren worden.
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erkundigen und eintragen muß, welches alles nach der Zeitordnunz,
in das Todtenbuch einzutragen ist, und woraus nie ein Beweis für
oder wider das Leben des Kinds entnommen werden darf.

(86. und 87. betreffen den Lod auf der See und
bleiben als hier unanwendbar weg.)

F ü n f t e s K a p i t e l .
V o n den Urkunden des bürger l ichen S t a n d s

ausser dem S t a a t s - G e b i e - t , welche M i l i -

tä rpersonen b e t r e f f e n .

88. Die ausser dem Staatsgebiet gefertigten Scheine

des bürgerlichen Stands, sie betreffen Militär - oder

andere bey den Kriegsherren angestellte Personen, sollen

nach den vorhin vorgeschriebenen Formen abgefaßt werden,

mit Vorbehalt der in den folgenden Gazen enthaltenen

Ausnahmen.

89. Der Quarticrmeister bey einer jeden Heerschaar,
die aus einem oder mehrern Bataillonen oder Schwadronen
besteht, und der kommandirende Hauptmann bey den an-
dern Heerschaaren, sollen die Geschäfte des Beamten des
bürgerlichen Stands verrichten. I n Betreff der Offiziere
ohne Kriegsmannschaft, und der Angestellten bey den
Kriegsheeren, hat der Musierungs - Aufseher, der bep
dem Kriegsheer, oder der Heerschaar (Corpg ä'^rmee)
augestellt ist, (mgpecteur «ux revueg) dieselbe Geschäfte
zu versehen.

90. Für die Scheine des bürgerlichen Stands soll ein

eigenes Buch bey jeder Heerschaar geführt werden, das
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sich auf die Angehörige dieser Heeres-Abteilung bezieht,

und ein anderes bey dem General-Staab des Kriegs«

Heers, oder einer Heerschaar für die bürgerlichen Stands-

Scheine, welche die Offiziere ohne Kricgsmannschaft und

die Angestellte betreffen. Diese Bücher sollen auf eben die

Weise, wie die andern .Dienstpapiere der Heerschaar und

eines jeden Staabs aufbewahrt, und bey der Rückkunft

derselben oder der Kriegsheere auf das Staats-Gebiet

in die Kriegs-Archive hinterlegt werden.

91. Die Bücher sollen bei jeder Heerschaar von dem

Offizier, der das Kommando führt, und bey dem Gene-

ral-Staab von dem Vorsteher des General-Staabs fort-

laufend mit Seitenzahl und Handzug versehen werden.

92. Die Geburts - Anzeigen sollen bey den Kriegs,

Heeren in den ersten zehn Tagen nach der Niederkunft

geschehen.

93. Der Offizier, welchem die Führung des Buch«
über den bürgerlichen Stand aufgetragen ist, soll in den
ersten zehn Tagen, nach der Eintragung des Geburts-
Scheins in das besagte Buch, einen Auszug davon dem
Beamten des bürgerlichen Stands desjenigen Orts zusen-
den , wo der Vater des Kinds, oder wenn der Vater unbe-
kannt ist, wo die Mutter des Kinds zulezt wohnte.

94. Die Aufgebote bey der Heyrath der Militär-und
der bey den Kriegsheeren angestellten Personen sollen an
dem Ort ihres lezten Wohnsizes geschehen; sie sollen über-
dieß soviel die Einzelnen betrift, die zu einer Heerschaar
gehören, bey dem Tags-Befehl derselben und in Hinsicht
b " Offiziere ohne Kriegsmannschaft und der Angestellten



3<, l. B- l l . T. Bcurkuüdungen des bürgerl. Stands.

bey dem Tags - Befehl des KriegshenS oder der Heer«

schaar, wovon sie einen Tbcil ausmachen, fünf und

zwanzig Tage vor Schließung der Ehe kund gemacht

werden.

g5. Gleich nachdem der Heyrathsschein in das Buch

eingetragen ist, soll der Offizier, der das Buch zu führe«

hat, eine Ausfertigung davon dem Beamten des bürgerli-

chen Stands an den lezten Wohnort der Ehegatten zu

senden.

96. Die TodtenScheine sollen bey jeder Heerschaar

von dem QuartierMeister, und was die Offiziere ohne

Kriegsmannschaft und die Angestellte betrifft, vo»r dem

MusterungsAufseher des Kriegsheers auf die Anzeige

dreyer Ze»gen gefertiget, und der Auszug aus diesen

Büchern in den nächsten zehn Tagen dem Beamten des

bürgerlichen Stands an dem lezten Wohnort des Verstor«,

benen zugesandt werden.

97. Ist jemand in einem Feldspital, oder in einem

stehenden (für einen Ort bleibend bestimmten) Kriegs-

Spital gestorben, so soll der Todtenschein von dem Vor-

sieher der gedachten Spitäler gefertiget, und dem Quar-

tier-Meister der Heerschaar, oder dem Musterungs-Aufse-

her bey dem Kriegsheer oder der Hcerschaar, ws)u der

Verstorbene gehörte, eingesandt werden. Diesen Offizie-

ren liegt es ob, eine ^Ausfertigung deS Tobten-Scheins

an den Beamten des bürgerlichen Stands am lezten

Wohnort deS Verstorbenen gelangen zu lassen.

98. Der am Wohnort der Parteyen angestellte Beam-

te oe< bürgerlichen Stands, wenn ihm von dem Krieg««
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Heer die Ausfertigung eines Scheins zugesandt wird, der
den bürgerlichen Stand betrifft, ist gehalten, ihn sogleich
in seine Bücher einzutragen.

Sechstes Kapitel.
B o n der Ver ichtsgung der bürger l ichen

S tands - Scheine.

99. Wird auf Berichtigung eines bürgerlichen
Stands-Scheins angetragen, so hat dle behbrige Ge-
richts-Stelle, auf Vernehmung des Kron-Anwalds mit
Vorbehalt der Berufung hierüber zu erkennen. Wo nö-
thig, sollen die Betheiligten hiezu vorgefordert werden.

100. Solchen Beteiligten, die weder auf diese Be-

richtigung angetragen hatten, noch dazu vorgcforoert

worden waren, kann zu keiner Zeit das Berichtigungs-

Erkenntniß entgegengesezt werden.

101. Die Erkenntnisse, wodurch auf Berichtigung

eines solchen Scheins gesprochen worden ist, sind von

dem Beamten des bürgerlichen Stands, sobald sie ihm

zugestellt werden, den Büchern einzutragen. Auf sie soll

am Rand des hiedurch verbesserten Scheins Rüctweisung

geschehen.

D r i t t e r T i t e l .

V o n d e m W o h n s i z .

»02. Der Wohnsiz eines jeden Inländers in Bezie-

hung auf die Ausübung seiner bürgerlichen Rechte ist da,

wo er seine Haupt-Niederlassung hat.
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iog. ». Wer Orts-Herr, oder Orts- ingleichem Schutz-B ii r g e r

ist, bey dem gilt der Or t , wo der ortshevrlichc Siz ist, oder wo

das Ortssassen Recht besteht, immer für die Haupt «Niederlassung.

»o». l>. Wo die Niederlassung nicht entscheidend wäre, da ist

auf den Geburtsort, und bey dessen Unbekanntschaft auf den jüng<

sten Auftnthalt zu sehen.

io3. Eine Veränderung des Wohnsizes erfolgt,

wenn jemand anderswo seine Wohnung wirklich n immt,

und zugleich die Absicht hat, seine Haupt-Niederlassung

dahin zu verlegen.

»04. Der Beweis dieser Absicht ergibt sich auS einer
ausdrücklichen Erklärung, die bey dem Gericht des Orts,
den man verläßt, sowohl als bey jenem des Orts, wohin
man seine Wohnung verlegt, gemacht wird.

»o5. Ist keine ausdrückliche Erklärung vorhanden,

so hängt der Beweis der Absicht von den Umständen ab.

106. Der Staatsbürger, der zu einem öffentlichen

Amt berufen » i rd , das auf Zeit beschränkt oder auf Wi-

derruf verliehen ist, behält den Wohnsiz, den er vorher

hatte, wenn er nicht eine andere Gesinnung an Tag legt.

»07. Die Annahme eines Amts, das unbestimmt

oder auf Lebenszeit verliehen ist, zieht bey dem Diener

die Verlegung seines Wohnsizes an den Or t , wo er sein

Amt ausüben muß, unmittelbar nach sich.

,07. «. Ausgenommen sind jene, welche «in besonderes Orts-
oder SchuzburgerRecht im «and haben, und dieses neben dem Dienst
beybehalten, so wi« Ortsherrn des Landes.

»<iö. E i n
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^ci6. Eine Ehefrau hat keinen andern Wohnsiz als

jenen ihres Manues . Der Minder jähr ige , der nicht Ge-

waltsmtlassen is t , hat seinen Wohnsiz Hey seinen Eltern

oder dem V o r m u n d ; und der Vo l l j äh r ige , der mundlos,

(d . i. entmündigt oder mnndtodt) ist, den seinigcn auch bey

seinem Vormund .

109. Vo l l j äh r i ge , welche Hey Andern dienen, oder

ständig arbeiten, haben mi t der Person, welcher sie die-

nen oder arbeiten, einerley Wohnsiz, wenn sie an dem

nemlichen O r t und in einem Haus derselben sich aushalten.

" n . Der O r t , wo ein Erbe a n f ä l l t , w i rd durch
den Wohnsiz bestimmt.

" o . «. Wer übrigens Richter des Wohnsizes scy, ist verschieb
den, je nachdem ein Beklagter amtsloder kanzle») sissig ist, indem
im erstern Fall der ordentliche Nntcrrichtcr des Orts , im andern der
ProvinzOberrichter darunter zu verstehen ist.

" ! . W i r d von den Be te i l i g ten oder auch von E i -

nem aus ihnen für einen V e r t r a g , zur Vollziehung des-

selben , ein Wohnsiz an einem O r t e rwäh l t , wo ihr wirk«

licher Nohnsiz nicht is t , so finden die Behandigungen, die

Klagen und das weitere Ver fahren , das sich au f diesen

Vert rag bezieht, au dem verglichenen Wohnsiz und vor

dem Richter desselben statt.

' " . «. I n diesem Fall ist auch stets, ohne Unterschied dir
Kanzley«oder Amts - Sä'jsigteit/ der Untcrrichtcr des Orts zu versw
hen, wenn nicht namentlich «in anderes ausgemacht ist.

Gcsezbuch. C
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V i e r t e r T i t e l .

V o n d e n A b w e s e n d e n .

i n . d. Der Abwesende bleibt in Bezug auf seine Rcchcsver«
irctung / Geschäftsführung und Vcrmögcnsverwaltung seiner So»g:
fal l eben so wie ein Anwesender überlassen, so lang er nicht vermißt
w i r d , oder verschollen ist.

Erstes Kap i t e l .

V o n d e n V e r m i ß t e n .

112. Wenn die Nothwendigkeit eintritt, für die Ver-

waltung aller oder einiger Güter zu sorgen, die ein Ab-

wesender zurückgelassen hat, weil er vermißt wird (in-

dem man nicht weiß wo er hingekommen,) und er keinen

bevollmächtigten Geschäftsführer hat, so soll dessen or-

dentlicher Richter auf Begehren der Betheiligten hierüber

das Nöthige nach Erforderniß der Umstände verfügen.

n3 . Auf das Gesuch derjenigen Partey, die sich zu-

erst deßwegen anmeldet, ertheilt der Richter einem Rechts-

Veystand den Auftrag, diejenigen, die vermißt werden,

Hey den Vermögens - Verzeichnungen, Rechnungs - Ab-

nahmen, Theilungcn und Richtigstellungen, der Forde-

rungen und Schulden, welche sie betreffen, zu vertreten.

" 4 . Der Kron-Anwald hat den besondern Auftrag,
für den Vortheil der vermißten Personen zu wachen, und
er soll von jedem Begehren, das sie betrift, in Kennt-
niß gesezt werden.
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Z w e y t e s K a p i t e l .

V o n der Versch o l l en he i t s - E r k l ä r u n g .

n5. Wenn eine Person an dem Ort ihres Wohnsizes

und ihres gewöhnlichen Aufenthalts nicht mehr erscheint,

und vier Jahre abgelaufen sind, seitdem leine Nachricht

von ihr eingegangen ist, so können die Beteiligten sich

an deren Gerichtsbehörde weuden, damit ihre Abwesen-

heit an unbekannten Orten anerkannt, mithin sie für ver-

schollen erklart werde.

116. Um diese Abwesenheit ausser Zweifel zu sezen,

soll jene Behörde nach vorgelegten schriftlichen Beweisen,

verordnen, daß nach Vernehmung des Krön-Auwalds

über das Gesuch, in dem Bezirk des Wohnsizes, und in

jenem des gewöhnlichen Aufenthalts, wenn beyde von

einander verschieden sind, eine Kundschafts-Erhcbung an-

gestellt werde.

"7< Uebrigens soll das Gericht zum Vcl,uf der
Entscheidung über das Gesuch, auf die Beweggründe
der Abwesenheit und auf die Ursachen Rücksicht nehmen,
die verhindert haben mbgcn, daß man von der vermiß-
ten Person keine Nachricht erhielt.

»18. Der Kron-Anwald soll die Vorbescheide so«

wohl, als die Endbescheide, sobald sie erlassen sind,

dem Justiz-Minister einsenden, der für ihre allgemeine

Kundwerdung sorgen muß.

"9> Der Bescheid, wodurch jemand für verscholl
len erklärt wird, soll nicht eher, als ein Jahr nach dem
Bescheid, wodurch auf Kundschafts-Erhebung erkannt
wurde, ausgesprochen werden.

C a
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D r i t t e s K a p i t e l .
Von den Wirkungen der Verschollenheit.

Er ste r Ab schn i t t.
V o n den W i r k u n g e n der Verscho l lenhe i t auf

die G ü t e r , welche der Abwesende am

T a g seiner E n t f e r n u n g besaß.

120. Wo der Abwesende keine Vollmacht zur Verwal-

tung seines Vermögens zurückgelassen hat, da können

diejenigen, die am Tag wo er vermißt wurde, oder von

ihm die lezte Nachricht einlief, seine muthmnsliche Erben

waren, kraft des End-Urtheils, das ihn für verschollen

erklärt, sich in den fürsorglichen Vesiz alles Vermögens

einsezen lassen, welches dem Abwesenden am Tag seiner

Abreise oder der lezten Nachricht von ihm, gehörte. Sie

sind aber verbunden, für die gute Führung ihrer Ver-

waltung Sicherheit zu leisten.

120. ». Hätten inzwischen vor dieser urthclsmiißigen Besiznahme
näher berechtigte gcsczliche Erben zu ihren Gunsten Einsprache ge<
than und obgesiegt / so gehört diesen -der fürsorgliche Besiz.

i 2 i . Hat der Abwesende eine Vollmacht zurückge-

lassen » so können seine muthmasliche Erben auf die Crklä-

lung, daß er verschollen sey, und auf die Einweisung in

den fürsorglichen Besiz nicht eher antragen, als zehn Jahre

nach seiner Entfernung, oder nach der lezten von ihm

eingegangenen Nachricht.

»22. Das Nemliche soll statt finden, wenn die Voll-

macht erloschen ist, und in diesem Fall soll für die Ver-
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waltung der Güter des Abwesenden indessen so gesorgt

werden , wie im ersten Kapitel bestimmt ist.

123. Sobald die muthmaslichen Erben die Einwei-

sung in den fürsorglichen Besiz erlangt haben, soll auf

Begehren der Beteiligten oder des Kron-Anwalds bey

Gericht der lezte Wille, wenn Einer vorhanden ist, eröss-

yet werden, und die Erb-und Vermachtnißnehmer, die Be-

schenkten, so wie alle, die auf die-Güter des Verschollenen

irgend einen auf seinen Todt bedingten Anspruch hatten,

sollen zur fürsorglichen Ausübung ihrer Rechte zugelassen

werden, jedoch unter dem Beding, daß sie Sicherheit

stellen.

124. Der Ehegatte, der mit dem Verschollenen in

einer Güter-Gemeinschaft lebte, und diese Gemeinschaft

f o r t s e z e n w i l l , ist befugt, die fürsorgliche Einweisung

und die fürsorgliche Ausübung aller auf dem Todt des Ver-

schollenen beruhenden Rechte zu verhindern, und vorzugs-

weise die Verwaltung der Güter des Abwesenden zu über-

nehmen oder fortzusezen. Verlangt hingegen der Ehegatte

die fürsorgliche A u f h e b u n g der Güter-Gemeinschaft,

so mag er seine Befugnisse wegen Zurücknahme seines Bcy-

bringens, und alle seine gesezlichen und vertragsmäßigen

Rechte ausüben, unter der Bedingung, Sicherheit für

diejenigen Sachen zu stellen, die zur Wiedererstattung

geeignet sind.

Eine Ehefrau, welche sich für die Fortseznng der Gü-

tergemeinschaft erklärte, behält jedoch das Recht, in der

Folge wieder auf solche zu verzichten.
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125. Der fürsorgliche Vesiz ist nur Anvertrauung

fremden Guts, welche dem Vesizer die Verwaltung der

Güter des Abwesenden einräumt, und ihn zur Rechnungs,

Ablegung für den Fall verbindet, da der Abwesende wieder

erscheint, oder man Nachrichten von ihm erhält.

126. Diejenigen, welche die fürsorgliche Einweisung

erlangt haben, oder der Ehegatte, der sich für die Fortse-

zung der Güter-Gemeinschaft erklart, müssen unter M i t ,

Wirkung des Kron-Anwalds oder eines von ihm dazu

aufgeforderten Orts-Vorgesezten zur Aufzeichnung der

Fahrniß und der Rechts-Urkunden des Abwesenden schrei-

ten lassen.

Das Gericht laßt nach Befinden die Fahrniß ganz

oder zum Theil veräussern. Wird sie verkauft, so soll der

Betrag, so wie jener der zu solcher Zeit fälligen Früchte,

wieder angelegt werden.

Diejenigen, welche die fürsorgliche Einweisung erlangt

haben, können zu ihrer Sicherheit darauf antragen, daß

die liegenden Güter durch einen von dem Gericht hiezu er-

nannten Sachverständigen in Augenschein genommen wer-

den, um ihren Zustand zu beweisen. Sein Bericht soll

unter Mitwirkung des Kron-Anwalds von dem Gericht

bestätigt, der Kostenbetrag aber aus dem Vermögen des

Abwesenden bestritten werden.

127. Diejenigen, die zufolge der fürsorglichen Ein-

weisung oder der gesezlichen Verwaltung den Genuß der

Güter des Verschollenen erlangen, sind ihm, wenn er

wieder erscheint, ehe von dem Tag ftiner Entfernung an-

zurechnen fünfzehn Jahre verstrichen sind, nur ein Fünf-
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t e l ; erscheint er aber erst nach fünfzehn Jahren, nur ein

Zehntel der Einkünfte zu ersezcn verbunden.

Nach einer Abwesenheit von dreißig Jahren sollen die

Einkünfte ihnen ganz verbleiben.

127 «. Die Einzuweisende können gleich bcp der Einweisung

verlangen, daß durch obrigkeitlich verordnete Schcizimg nach einem

gelinden Mittelcrtrag die Summe der Einkünfte vom Iahr l fest

beftimmt werde/ wo alsdann darnach ihre Ersazschuldiglcit sich richtet.

127 l». Der Mittclcrtrag des zinnsbar anzulegenden Ver:uö5

«.mstheils soll überall auf vier vom Hundert angeschlagen werden.

128. Alle diejenigen, die nur kraft einer fürsorgli-

chen Einweisung den Genuß haben, können die Liegen-

schaften des Verschollenen weder veraussern noch ver-

pfänden.

229. Die Cicherstellung soll aufgehoben werden, und

jeder Mitberechtigte darauf antragen dürfen, daß das

Vermögen getheilt und die fürsorgliche Einweisung in den

Besiz durch die Obrigkeit für endgültig erklärt werde, so-

bald seit ihrer Anordnung, oder von dem Zeitpunkt an,

da,die Verwaltung der Güter des Verschollenen von dem.

Ehegatten übernommen wurde, der in ehelicher Güter-

Gemeinschaft mit ihm gelebt hatte, die Verschollenheit

noch dreyßig Jahre gedauert ha t , oder wenn hundert Jahre,

von der Geburt des Abwesenden a n , verflossen sind.

'29 ,. Wenn jemand aus Anlaß einer solchen Begebenheit ver»
nnßt wurde, voraus für den Richter die Ueberzeugung seines Todes
hervorgeht, ohne doch ihn ordnungsmäsig erheben zu können, st
"lchen zehen Jahre der Abwesenheit, von obigem Zeitpunkt an ge,
rechnet, dazu hin.
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!3c>. Wird erwiesen, an welchem Tag der Abwesende
gestorben sey, so fal l t seine Vcrlassenschaft jenen Erben
a n , welche zu der Todtes-Zeit die nächsten sind, und»
waren dieses andere Personen, als diejenigen, welche
den Genuß des Vermögens des Verschollenen gehabt ka-
ben, so sind leztere gehalten, es an jene wieder auszulie-
f e r n , jedoch mir Ausnahme der Einkünfte, die sie kraft
des 127. Sazes er'worben haben.

i 3 i . Erscheint der Abwesende wieder, oder es wird
wahrend der fürsorglichen Einweisung dargethan, dasi er
noch lcdt ; so hören die Wirkungen des Urthels au f , das
ihn als verschollen erklart hatte, und nur die im ersten
Kapitel für die Verwaltung dieser Güter vorgeschriebenen,
auf deren Erhaltung zielenden Maasregcln mögen noch
eintreten.

»3l 0. Jedoch wird auf den bloßen Beweis seines lebcns
nur für den Fall die fürsorgliche Einweisung wirklich aufgehoben,
wenn ein an den Richter- eingereichtes Begehren desselben jene Wn'<
tungslosigkcit für eingetreten zu erklären, oder sonst eine Anordnung
über sein Vermögen, mit» oder nachfolgt.

»32. Wenn selbst nach der endgültigen Einweisung
der Abwesende wieder erscheint, oder auf gedachte Art
qls lebend erwiesen w i r d ; so soll er seine Güter in dem
S t a n d , worin sie sich alsdann noch befinden werden, auch
den Erlös aus denjenigen, die veraussert seyn mögen,
oder die Güte r , die aus solchem Erlös wieder angeschafft
worden sind, zurückerhalten.

»33. Eheliche Leibes - Erben des Abwesenden sind
ebenfalls berechtigt, m dreyßig Jahren von der endgülti«
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gen Einweisung a n , die Zurückgabe seiner Güter zu ver-
langen, wie in dem vorhergehenden Saz bestimmt ist, so
w e i t sie e r b f ä h i g s i n d .

,34. Nach erlassenem Bescheid, daß jemand ver,

schollen sey, kann jeder, bereinige Rechte auf den Ab-

wesenden hat , sie nur wider diejenigen geltend machen,

die in den Vesiz seiner Güter eingewiesen sind, oder die

gesezlicße Verwaltung derselben hc.oen.

Zwepter Abschnitt.

V o n den W i r k u n g e n der V e r s c h o l l e n h e i t i n

B e z i e h u n g a u f e i n s t m a l i g e Rech te , die

dem A b w e s e n d e n z u s t e h e n können»

135. Wer ein eignes Recht aus dem Anfall an eine
solche Person ableitet, deren Daseyn nicht anerkannt ist,
muß den Beweis führen, daß diese Person in dem Zeit-
punkt noch lebte, da das Recht ihr eröffnet wurde; so
lang er diesen Beweis nicht l iefert, ist seine Klage ver-
werflich.

136. Wird eine Erbschaft erledigt, wozu jemand be-

rufen ist, dessen Daseyn nicht anerkannt ist, so fällt der

Nachlaß indessen ausschließlich auf diejenigen, mit wel-

chen er die Erbschaft zu theilen gehabt haben »ürde,

oder die dazu gelangt seyn würden, wenn er nicht wäre.

^37. Die Verfügungen der beyden vorhergehenden

Saze heben die Klagen, auf Erbschafts - Herausgabe

und auf andere Rechte, nicht auf , die dem Abwesenden

oder seinen Erben und Erbvertretern oder Rechtssolgern
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zustehen mögen, als welche nur mit Umlauf der Ber«

jahrungs-Zeit erlöschen.

»33. So lange der Verschollene nicht wiederkommt,

oder jene Klagen von seinetwegen nicht angestellt wer-

den , machen diejenigen, welche die Erbschaft in Em-

pfang genommen haben, die redlicherweise erhobenen.

Früchte sich eigen.

D r i t t e r Abschnitt.

V o n den W i r k u n g e n der Verschol len heit in

Hins icht au f die Ehe.

i3g. Hat der zurückgebliebene Ehegatte eines Ver«

schollenen, ohne geschieden zu seyn, eine neue Chever-

bindung geschlossen, so ist es jenem Verschollenen allein

gestattet, diese Ehe, sey es in Person oder durch einen

Bevollmächtigten, der mit dessen Lebensschein versehen

ist, anzufechten.

»4c». Hat der verschollene Ehegatte überall keine erb-

fähigen Verwandten zurückgelassen, so kann dcr andere

Ehegatte auf Einweisung in den fürsorglichen Vesiz seines

Vermögens antragen.

V i e r t e s K a p i t e l .

Von der Aufs ich t über m i n d e r j ä h r i g e Kinde' l ,

deren V a t e r verschol len is t .

>4»» Die Mutter hat, wenn der Vater abwesend

ist, und minderjährige Kinder aus ihrer gemeinschaftlichen
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Ehe da sind, über sie die Obsorge und alle Rechte des
Vaters auf deren Erziehung auch Vermögens-Verwaltung.

^42. Sechs Monate nach dem Vorwissen des Vaters,
wenn die Mutter damals schon todt war , oder sobald sie
in der Folge stürbe, ehe der Vatcr für verschollen erklärt
ist, wird die Obsorge über die Kinder von dem Familien-
Rath den nächsten Voreltern, oder in deren Ermanglung
einem fürsorglich angeordneten Vormund aufgetragen.

142. Eben so soll es gehalten werden bey den min-
derjährigen Kindern eines verschollenen Ehegatten aus ei-
ner vorherigen Ehe.

F.ünfter T i te l .

V o n d e r E h e .

Ers tes Kapi te l .
Von den Eigenschaften und Bedingungen,

welche erforder l ich sind, um eine Ehe
schlössen zu können.

»44« Mannspersonen können gültig nicht heyrathen,
ehe sie das achtzehnte Jahr; Frauenspersonen nicht, ehe
sie das fünfzehente Jahr zurückgelegt haben, womit sie
erst ehemündig werden.

»44- »- Sie dürfen aber auch nachher nicht ohne besondere Po,
lizey»Erlaubnis heyrathen, so lang erstere nicht das fünf und zwan»
zigstc, leztere nicht das achtzehente Jahr zurückgelegt haben.

»4). D e r Regent kann gleichwohl aus wichtigen Be-
weggründen von der Eheuumündigteit lossprechen.
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,46. Ohne Einwill igung beeder Ehegatten besteht

keine Heyrath.

147. Man kann keine zweyte'Ehe schließen, ehe die

Erste aufgelößt ist.

14N. Ein Sohn , ehe er das fünf und zwanzigste Jahr,

und eine Tochter, ehe sie das ein und zwanzigste Jahr ih«

res Alters zurückgelegt haben, ist nicht befugt, ohne Be-

willigung ihrer Eltern zu heyrathen. Sind diese verschie-

dener Meynung, so ist die Einwill igung des Vaters hin«

reichend.

»49- Is t eines der beyden Eltern todt , oder ist es

ihm unmöglich, seinen Willen zu erklaren, so genügt die

Einwilligung des Andern.

i5o. Wenn Vater und Mutter todt sind, oder wenn

es becdcn unmöglich ist, ihren Willen zu erklaren, so tre-

ten die Großvater und die Großmütter an ihre Stelle.

Sind der Großvater und die Großmutter der nemli-

chen Linie nicht gleicher Meynung, so ist die Einwilligung

des Großvaters hinreichend.

Is t eine Linie mit der andern nicht einerley Meynung,

so gilt diese Verschiedenheit für Einwill igung.

i5o « Wo Jemand sich heyrathen wi l l , ohne durch die U«
künden des bürgerlichen Stands den Todt der Voreltern, deren Ein-
willig'.mg, so lang sie leben, ihm nöthig wäre, bescheinigen zu
tonnen, mag diesen Mangel die Aussage von vier Zeugen ersezen,
welche mit dtm Ehttheil, dessen Selbstständigkeit in Frage ist, wohl,
bekannte Leute sind, und welche versichern, d«5 unerachtet dieser B "
tanntschaft sie weder von dem leben noch von dem Ott des Todte«
solcher Voreltern etwas wissen.
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»5». Eheliche Kinder, wenn sie das im »48. Saz

bestimmte Alter der Ehevolljährigkeit erreicht haben, sind

dennoch verbunden, ehe sie heyrathen, den Räch ihrer

El tern, oder wenn diese beede todt, oder nicht im Stande

sind, ihren Willen zu erklären, den Rath ihrer Groß-El-

tern durch ein ehrerbietiges Ansuchen sich auszubitten.

»5i . Wird auf das im vorhergehenden Saz vorge«

schriebene ehrerbietige Ansuchen die Einwilligung in die

Ehe nicht ertheilt, so haben die Söhne von der im i48ten

Saz bestimmten Ehevolljährigkeit an, so lang sie ihr drey-

sigstes I a y r nicht vollendet haben, und die Töchter in eben

diesem F a l l , so lang sie ihr fünf und zwanzigstes Jahr

nicht zurückgelegt haben, dieses Ansuchen noch zweyMal

von Monat zu Monat zu erneuern, und erst einen Monat

nach dem dritten Ansuchen dürfen sie zur Ehe schreiten.

»53. Nach Volkendung leztgedachter Jahre hingegen

kann auf ein einziges ehrerbietiges Ansuchen, nach Ver-

fiuß eines Mona ts , wenn auch die Einwilligung nicht er-

fo lg t , die Ehe geschlossen werden.

164. Das ehrerbietige Ansuchen soll den Eltern oder

Groß-Eltern, gemäß dem 161. S a z , durch zwey Staats-

Schreiber oder durch einen Staat«schreib« und zwey Zeu-

gen vorgetragen, und in dem Protokoll, das hierüber ge-

fertigt werden muß , ihre Antwort bemerkt werden.

164 ». B«y Amtssäßigcn Personen soll eS durch den Ort«vor»

steher und zwey Gerichtsleute geschehen.

»55. I s t der Ahnherr abwesend, an den das ehrer-

bietige Ansuchen hätte gerichtet werden müssen, so kann
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zur Schließung der Ehe geschritten werden, sobald ent-

weder ein Verschollenheits - Bescheid, oder, wenn .noch

kein solcher ergangen wäre, ein Bescheid auf Kundschafts-

Erhebung über die Abwesenheit, oder, falls noch gar kein

Bescheid ergangen wäre, ein desfallsiger Kundbarkeits-

Schein beygebracht wird, der von der Obrigkeit des Orts,

wo der Ahnherr seinen lezten bekannten Wohnsi'z hatte,

ausgefertigt ist, und die Erklärung von vier Zeugen ent-

hält, welche von ihr Amtshalber vernommen wurden.

i56. .Die Beamten des bürgerlichen Stands, welche

über eine Ehe der Söhne, ehe sie das fünf und zwanzig-

ste, oder der Töchter, ehe sie das ein und zwanzigste Jahr

ihres Alters zurückgelegt haben, den Schein aufgenommen

haben, ohne daß in dem Heyrathsschein der Einwilligung

der Eltern, Groß-Eltern oder der Familie, in den Fallen,

worinn die Eine oder die Andere erforderlich ist, ausdrück-

liche Erwähnung geschehen wäre, sollen auf Betreiben

der Vetheiligten oder des Kron-Anwalds bcy der Gerichts-

Behdlde des Orts, wo die Ehe geschlossen ward, in die

Geldstrafe, welche der 192. Saz dieses bürgerlichen Geftz-

Buchs bestimmt, und übcrdieß zu einer Gefangniß straft

verurtheilt werden, die nicht unter sechs Monaten sty«
darf.

»57. Märe das ehrerbietige Ansuchen in Fällen, für
die es vorgeschrieben ist, nicht gethan worden, so soll der
Beamte des bürgerlichen Stands, der den Ehescheln auf-
genommen hat, in eine gleiche Geldbuße und zu einer Ge-
fangnißstrafe, die nicht unter einem Monat seyn darf,
«erurtheilt werden.
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i58. Die im 147., 148. und »49. Saz enthaltenen

Vorschriften, so wie die Verfügungen des 161. bis i55.

Sazes, (welche sich auf das ehrerbietige Ansuchen an die

Eltern beziehen) sind auf natürliche gesezmäßig aner-

kannte Kinder ebenfalls anwendbar.

169. Ein natürliches Kind, das nicht anerkannt

worden, so wie dasjenige, das zwar anerkannt war, aber

nachher seine bcyden Eltern verloren hat, oder dessen

Vater und Mutter ihren Willen nicht äußern können,

kann, bevor es das ein und zwanzigste Jahr zurückgelegt

hat, nicht heyrathen, ohne die Einwilligung seines Vor-

munds erhalten zu haben.

>6o. Wenn keines von den Eltern oder Groß-Eltern

am Leben ist, oder wenn sie sich alle in einem Zustand

befinden, der es ihnen unmöglich macht, ihren Willen zu

aussern; so können Söhne oder Töchter, so lang sie nicht

ein und zwanzig Jahre alt sind, ohne die Einwilligung

des Familienrarhs nicht heyrathen.

^6». I n gerader Linie ist die Ehe unter allen Vor-

Eltern und ihren Abkömmlingen, sie seyen ehelich oder

unehelich, leiblich oder angeheyrathet, verboten.

»62. I n der Seitenlinie ist die Ehe unter Schwester

und Bruder, ohne Unterschied der ehelichen oder uneheli-

chen Abstammung, so wie unter Verschwägerten desselben

Grads, verboten.

>63. Die Ehe ist ferner verboten zwischen Oheim

«nd Nichte, auch zwischen Muhme und Neffen.
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»64. Der Staatsherrscher kann nichts desioweniger

die in dem vorhergehenden S a z enthaltenen Eheverbote

aus wichtigen Ursachen erlassen.

164 2. Auch jene Verbote zwischen Verschwägerten, die im
vorlezten Saz stehen, tonnen unter gleichen Umstanden erlassen wer«
den, wo die vorige Ehe durch Tod, und nicht durch Ehescheidung
getrennt wurde.

164 b. I n keinem Fall kann Nachsicht erlangt werden, wenn
vor der Nachsichtsbitte eine unziemliche Geschlechts - Vertraulichkeit
zwischen beeden beweislich eingetreten ist.

Zweytes Kapitel.

V o n den F ö r m l i c h k e i t e n , d ie sich a u f d ie

S c h l i e s s u n g der E h e b e z i e h e n .

165. Die Ehe soll öffentlich vor dem Beamten des

bürgerlichen Stands des O r t s , wo einer von beyden

Theilen seinen Wohnsiz hat, eingegangen werden.

,65 « Auch kann sie vor dem Beamten des Wohnorts/ de»

beede Eheleute zu ihrem Siz erwählt haben, geschehen.

166. Die beyden Aufgebote, welche im 63ren Saz

vorgeschrieben sind, müssen bey der Behörde eines jeden

Ot ts geschehen, wo Einer und der Andere der bcvden

Theile seinen Wohnsiz hat.

167. Ueberdieß müssen dle Aufgebote bey der Be-

hörde des vorigen Wohnsizes geschehen, wenn einer von

beyden seinen jezigen Wohnsiz nur erst durch einen Auf-

enthalt von sechs Monaten hat.

»66. S in ' '
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168. Sind die Verlobten oder einer von iknen, rücs-
fichtlich des Heyrathcns noch unter fremder Gewal t , so
sollen die Aufgebote nebstdem auch an dem Wohnort des-
jenigen geschehen, unter dessen Gewalt sie sich befinden.

169. Der Staatsherrscher oder dessen Verordnete
haben das Recht, aus wichtigen Gründen das Zweyte
Aufgebot zu erlassen.

»70. Ehen, welche im Ausland zwischen Inländern
unter sich oder mit Ausländern geschlossen werden,
sind gül t ig, wenn sie nach der, in jenem Lande herge-
brachten Form, eingegangen worden, vorausgeht , daß
die im 63ten Saz vorgeschriebenen Aufgebote vorherge-
gangen sind, und daß der Inländer den im vorherge-
henden Kapitel enthaltenen Verfügungen nicht zuwider
gehandelt hat.

17». I n den ersten drey Monaten nach der Rückkehr
des Inländers auf das Staatsgebiet muß der Schein
über die im Ausland geschlossene Ehe dem Ehcbuch des
Orts, wo er seinen Wohnsiz hat, eingetragen werden.

D r i t t e s K a p i t e l .
Von den Einsprachen wider die Ehe.

»72. Das Recht, wider die Schließung der Ehe eine
Einsprache einzulegen, hat die Person, welche mit einem
der vkyden Chcth-ile schon verheprathet ist.

!73. Der Vater , sodann bey Abgang des Vater«
d,e Mutter, und bey Abgang beyder Eltern die Groß-
eltern könnet wider die Heyrath ihrer Kinder und Ab-

««sezbuch. ^
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kömmlinge Einsprache einlegen, wenn auch diese schon

das Alter von fünf und zwanzig vollen Jahren über-

schritten haben.

174. I n Ermanglung aller Ahnen kann der Vru-

der oder die Schwester, der Oheim oder die Muh-

me, oder ein Geschwisterkind, wenn sie großjährig sind,

jedoch nur in folgenden zwey Fällen Einsprache ein-

legen :

1. Wo die Einwilligung des Familienraths, welche

der 16a. Saz erfordert, nicht erwirkt wor-

den ist.

2. Wo die Einsprache sich auf den Wahnsinn

eines der künftigen Ehegatten gründet, nnd

diese Einsprache, (deren unbedingte Verwer-

fung das Gericht verfügen kann) darf nur

unter der Bedingung angenommen werden,

daß der Einsprechende auf die Entmündigung

antrage, und darüber binnen einer Frist, die

m dem Bescheid bestimmt werden muß, Ent-

scheidung erwirke.

176. I n den beyden durch den vorhergehenden Sa;

bestimmten Fällen kann der Vormund oder Pfleger wah-

rend der Vormundschaft oder Pflegschaft keine Einspra-

che einlegen, ohne daß er von einem Familienrath, den

er zu diesem Ende versammeln lassen darf, hiezu ermäch-

tigt worden wäre.

,75. «. Der Kren < Anwald kann in jedem Fall Einspracht
thun, wo dieses Gesez eine Hcyrath nicht blos «us Gründen des F<"
milienvortheils verbietet.
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176. Jeder Einsprachs - Schein soll ausdrücken die

Eigenschaft, welche dem Einsprechenden das Recht gibt,

sie einzulegen; sodann die Wahl eines Wohnsizes an dem

O r t , wo die Heyrath geschlossen werden sol l , endlich die

Beweggründe der Einsprache, sd oft sie nicht von einem

Ahnen eingelegt w i r d ; alles bey Strafe der Nichtigkeit

und der Dienst-Sperre wider denjenigen Beamten,

der einen solchen ungeeigneten Einspruchs -' Schein

unterzeichnet hatte.

»77. Das Gericht erster Instanz soll in den nächsten

zehn Tagen über daS Gesuch um Aufhebung der Ein-

sprache erkennen.

178. Wird gegen dieses Urrheit Berufung ergriffen,

so soll hierüber in den nächsten zehn Tagen nach der

Vorladung erkannt werden.

179. Wird die Einsprache verworfen/ so können je-

ne Einsprechende, die nicht Ahnen sind, zur Entschä-

digung verurtheilt werden.

Viertes Kap i te l .
V o n K lagen a u f U n g ü l t i g k e i t der Ehe.

illo. Eine Ehe) welcher die freye Einwilligung deS Ei-

nen oder Andern Ehegatten oder Beyder fehlt, kann nur

von demjenigen unter ihnen angefochten werden, dessen

Einwilligung nicht frey war.

D 2
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Ist ein Irrthum in der Person untergelaufen, so

kann nur derjenige Ehegatte die Ehe anfechten, der im

Irrthum war.

181. I n dem Fall des vorhergehenden Sazes ist die

Nichtigkeitsklage nicht mehr zulaßig, sobald nach erlang-

ter Willens-Freyheit oder entdecktem Irrthum beede Ehe-

leute sechs Monate hindurch zusammen wohnten.

182. Dle Heyrath, die ohne Einwilligung der El-

tern, Groß-Eltern, oder des Familienraths (wo diese

erforderlich War) geschlossen wird, kann nur von denje-

nigen, deren Einwilligung erfordert wurde, oder von

dem Ehegatten, der sie bedurfte, angefochten werden.

»83. Weder die Ehegatten, noch die Verwandten',

deren Einwilligung ndthig war, können die Nichtigkeits-

klage anstellen, so weit von leztern, die Heyrath aus-

drücklich oder stillschweigend genehmigt worden ist, oder,

so weit nach erlangter Kenntniß von der Ehe ein Jahr

ohne Einsprache von ihrer Seite, verstrichen ist; eben so

wenig kann der Ehegatte diese Klage anstellen, sobald

er das gehörige Alter erreicht hat, um für sich allein

in die Ehe willigen zu können, und ein Jahr ohne Ein-

sprache verstreichen läßt.

»84. Jede den Verfügungen des »44, '47< »6''
162. und i63. CazeS zuwiderlaufende Ehe kann sowohl
von den Ehegatten selbst, als von jedem, der dabcv bc-
theiligt ist, und so auch von dem Krön-Anwalt» ange-
fochten werden, jene ausgenommen, wovon der Saz ^9
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handelt, dagegen jene eingeschlossen, deren lm Saz 3^3
gedacht wird.

»85. Wenn nur Mangel der Ehemündigkelt beyder

Ehegatten, vder des Einen von ihnen die Einsprache be-

gründen möchte, so kann die Ehe nicht mehr angefochten

werden.

».) Nach sechs Monaten von der Zeit an, da dieser

Ehegatte, oder von beyden derjenige, der von

dem gesezlichen Alter am weitesten entfernt

war, solches erreicht hat;

2.) Wenn eine Ehegattin, welche diese Mündigkeit

nicht erreicht hatte, vor Ablauf der sechs Mo-

nate schwanger geworden ist.

»86. Der Vater, die Mutter, die Groß-Eltern

vnd die Familie, welche im vorerwähnten Fall in die zu

frühe Ehe eingewilliget haben, können mit der Klage auf

Nichtigkeit derselben nicht gehört werden.

^7> I n allen Fallen, wo gemäß dem »«4. Saz die
Nichtigkeitsklage von jedem, der dabey betheiligt ist, an-
gestellt werden kann, bleiben jedoch Seitenverwandte, in-
gleichem jene Kinder, die auS einer andern Ehe gezeugt
sind, bey Lebzeiten der beyden Ehegatten davon ausge-
schlossen. Sie können solche Klage alsdann erst einführen,
wenn ein wirkliches ihnen schon angefallenes Recht da-
von abhängt, und n«r in Bezug auf dieses.

»83. Der Ehegatte, zu dessen Nachtheil eine zwevte

Heyrath geschloffen ward, kann hingegen auf ihre Nich-

tigkeit klagen, wenn schon der Ehegatte in jüngerer Ehe

noch lebt, der mit ihm verehlicht war.
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189. Schüzen die jüngeren Ehegatten die Nichtigkeit

der frühern Heyrath vor , so muß vorläufig über deren

Gültigkeit oder Nichtigkeit geurtheilt werden.

189 ,. Auch eine Ehcverfänglichkcit wirkt eine Nichtigkeit/

die jeder Vetheiligte / der dabcy nicht selbst im Verbrechen befangen

war, anklagen kann.

'90. I n allen Fäl len, worauf sich der 184. Sa;

anwenden laß t , kann und soll der K ron -Anwa ld , jedoch

unter den im i85. Saz enthaltenen Einschränkungen auf

Nichtigkeits-Erklärung der Ehe, während dem Leben bey-

d'er Ehegatten antragen, um sie verurtheilen zu lassen,

zu scheiden.

Igo , Das nemliche gilt von den Fqllen, hie ittl Zusaz zum
<3az 189. berührt sind.

»9^< Jede Heyrath, die nicht öffentlich, und vor

dem gehörigen Staats - Beamten geschlossen worden, kann

von den Ehegatten selbst, von ihren E l te rn , ihren ^ " "

Eltern und von a l len , der?« anerfallenes wirkliches

Recht davon abhängt, so wie auch von dem Kron-Anwald

angefochten werden.

592. S ind vor der Heyrath nicht die zwey erforder-

lichen Aufgebote geschehen, oder sind deßhalb die im Gc-

sez erlaubten Nachsichten nicht erwirkt , oder die vorge-

schriebenen Fristen zwischen den Aufgeboten und der Ehe

nicht beobachtet worden, <o läßt der Krön - Anwald

nur wider den Staats-Beamten auf eine Geldbuße, wel-

che die Summe von einhundert Neichsthaler mcht über-

schreiten dar f , oder wider die Eheleute und diejenigen,
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unter deren Gewalt sie gehandelt haben, auf eine ihrem
Vermögen angemessene Geldstrafe erkennen.

193. I n die St ra fen des vorhergehenden Sazes
sollen die daselbst erwähnten Personen auch für jcde Ueber-
tretung der im i65. Artickel vorgeschriebenen Regeln ver-
fa l len , selbst wenn solche Mangel nicht zureichten, um
die Ehe für ungült ig zu erklären.

»94. Niemand kann den Namen eines Ehegatten,
und die bürgerlichen Wirkungen der Ehe in Anspruch neh-
men , er lege denn einen Heyraths - Schein vor , der den
Büchern des bürgerlichen Stands eingetragen ist; ausge-
nommen sind jedoch die im 46, Saz erwähnte Fälle.

196. Der Besiz des ehelichen Stands kann die an-
geblichen Eheleute/ die sich hierauf.gegenseitig beziehen/
von der Verbindlichkeit nicht befreyen, den Schein über
die vor dem Beamten des bürgerlichen Stands geschlos-
sene Heyrath vorzulegen.

'<)6. I s t ein Besiz des Ehestands vorhanden, und
der Schein über die vor dem Beamten des bürgerlichen
Stands geschlossene Ehe vorgelegt worden/ so können die
Ehegatten gegen einander mit einer Klage auf Nichtig-
keit dieses Scheins nicht gehört werden.

'97« Wenn inzwischen in den Fällen des »94. und
»95. Sazes die beyden Personen, die öffentlich als M a n n
und Frau geleht haben, verstorben sind, und leibliche
Kinder zurückgelassen haben; so kann die eheliche Gebur^
derselben unter dem Vorwand allein nicht bestritten wer-
den, daß sie einen Heyraths - Schein ihrer Eltern nicht
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aufweisen können, wenn nur übrigens sie einen solchen

Vesiz ehelicher Geburt für sich haben, dem ihr Geburts-

Schein nicht widerspricht.

198. Hat man den Beweis einer gesezmästgen Ehe

durch ein Untcrsuchungs-Verfahren erlangt, so sichert

die Eintragung des Urthels in die Bücher des bürgerli-

chen Stands der Ehe alle ihre bürgerlichen Wirkungen von

dem Tag an, da sie geschlossen wurde, sowohl für die Ehe-

gatten selbst, als für die auS ihrer Ehe gezeugten Kinder.

'99- Sind beyde Ehegatten, oder ist Eines aus

ihnen verstorben, ohne den Betrug entdeckt zu haben, so

kann die Anklage von allen, die etwa dabcy betheiligt sind,

daß die Ehe für ungültig erklärt werde, und von dem

Krön - Anwald eingeleitet werden.

290. Ist der Staats - Beamte des bürgerlichen

Stands vor Entdeckung des Betrugs verstorben, so hat

wider dessen Erben der Krön-Anwald auf Verlangen der

Beteiligten und nach ihrer Angabe die bürgerliche Klage

zu betreiben.

201. Eine für ungültig erklärte Ehe behält nichts

desto weniger die bürgerlichen Rechts-Wirkungen für Ehe-

gatten und Kinder, sobald sie redlicher Weise geschlossen

war, und nur daS Recht zu ihrer Fortsezung wird dadurch

aufgehoben.

2<,2. War einer der beyden Ehegatten dabey

in redlichem Glauben, so hat die Ehe ihre RechtS-Wir-

kungen nur zu Gunsten dieses Ehegatten, und der aus der

Ehe abstammenden Kinder.
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F ü n f t e s K a p i t e l .

V o n d e n V e r b i n d l i c h k e i t e n , d i e a u s de r E h e

e n t s p r i n g e n .

203. D ie Ehegatten übernehmen miteinander schon

dadurch a l l e in , daß sie heyrathcn, die Verbindlichkeit ihre

Kinder zu ernähren, zu pflegen und zu erziehen.

2o3 ». Die kirchliche Erziehung muß sich nach dem Grundgcsez
über die Kirchcnverfassung richten/ welches auch allein entscheidet/
was Verträge darüber zu bestimmen vermögen, und wie dieselben
beschaffen seyn müssen.

204. D a s Kind hat keine Klage wider seine El tern
auf Verschassung einer häuslichen Niederlassung, scy es
durch Heyr.uh, oder auf andere Weise.

205. Die Kinder sind ihren Eltern und Vor-Eltern,

die in Dürftigkeit sind, den Unterhalt schuldig.

206. Eben so und im gleichen Fall sind Schwicger-

Vbhne und Schw leger-Tbchl er ihren Schwiegcr. Eltern

den Unterhalt schuldig; diese Verbindlichkeit hört aber auf:

».) Wenn die Schwiegermutter zur zweyren Ehe

schreitet ;

2.) wenn jener von beyden Ehegatten, durch den

die Schwägerschaft entstund, ohne auS dieser

ehelichen Verbindung Hinterbliebene Kinder ver-

storben , oder geschieden worden ist.

207. Dlese Unterhalts-Verbindlichkeiten sind wech-
selseitig.
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2<)3. Der Unterhalt wird ermessen nach dem Maa5

der Bedürfnisse dessen, der darauf Anspruch macht, und

der Glücksumstande dessen, der sie leisten muß.

209. Kommt derjenige, der einen Unterhalt reicht,

eder der, welcher ihn empfangt, in einen solchen Zustand

daß jener ihn nicht mehr leisten kann, oder dieser ganz

oder zum Theil dessen nicht mehr bedarf, so kann Loözah-

lung von demselben oder Verminderung verlangt werden.

210. Beweist derjenige, der den Unterhalt zu reichen

hat, daß er ein Leibgeding (Unterhaltsgeld) zu zahlen

nicht im Stand ist, so kann die Gerichtsbehörde nach vor-

ausgcgangener Untersuchung der Sache verordnen, daß er

denjenigen, dem er den Unterhalt schuldig ist, in seine

Wcchnung aufnehme, ihn dort ernähre und verpflege.

211. Die Gerichtsbehörde soll ebenfalls entscheiden,

ob dem Vater oder der Mutter, welche ein Kind, dem sie

den Unterhalt schuldig sind, in ihre Wohnung aufnehmen,

ernähren und verpflegen wollen, desfalls Nachsicht des

Unterhaltsgelds bewilligt werden könne.

Sechstes Kapitel.
Von den wechselse i t igen Rechten und Pf l ich-

ten der E h e g a t t e n .

212. Die Ehegasten sind sich einander Treue, Hülfe

und Vcystand schuldig.

2i5. Der Mann ist seiner Frau zu Schuz, und die

Frau ihrem Mann zu Gelwrsam verbunden.

214. Die Frau hat die Pflicht, bey dem Mann zu

wohnen, und ihm allenthalben hin zu folgen, wo er sich
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aufzuhalten für gut findet; der Mann ist schuldig, sie aus,

Muhmen, und ihr alles, was zum Lebensunterhalt erf,.'l

dcrlich ist, nach seinem Stand und Vermögen zu reichen.

2^5. Die Frau kann ohne Ermächtigung ihres Man.

nes nicht vor Gericht stehen, selbst dann nicht, wem, sie

H^ld^lsfrau ist, oder in einer Ehe ohne Gemeinschaft lebt.

rd?r dem Vermögen nach von ihm abgesondert ist, aus-

genommen um eine Eheklage anzubr ingen

216. Die Ermächtigung des Manns ist nicht erfm

derlich, wenn die Frau wegen Verbrechen oder Po!iz?y-

Sachen vor Gericht zu stehen hat.

216. Die F:au, selbst wenn sie mit ikrem Mann

in keiner Güter-Gemeinschaft oder in einer völligen Gü-

ter-Absonderung lebt, kann, ohne daß ihr Ehemann

zu dem Rechtsgeschäft selbst mitwirkt, oder schriftlich

darein willigt, nicht schenken, veräußern, verpfänden,

noch durch einen Frcygebigkeits-Vcrtrag oder durch einen

belasteten etwas erwerben,

218. Verweigert der Mann seiner Frau die Ermäch-

tigung, vor Gericht zu stehen, so kann nach Umständen

der Richter sie ermächtigen.

2^9. Weigert sich der Mann, seine Frau zu einer

Rechtshandlung zu ermächtigen, so kann die Frau ihren

Mann geradezu vor das Vezirks-Gcricht ihres ehelichen

Wohnsizes vorfordern lassen, welches alsdann, nachdem

der Mann vernommen, oder gehörig vorgesordert worden,

die Ermächtigung geben oder versagen kann.

220. Eine Handelsfrau kann ohne Ermächtigung

Manns sich in ihren Handlungs-Angelegenheiten ver-
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bl'ndlich machen; ihre Verbindlichkeit erstreckt sich in die-

sem Fall auch auf den Mann, wenn unter ihnen eine

Güter-Gemeinschaft besteht.

Sie wird für keine Handelsfrau geachtet, wenn sie

nur im Kleinen die zur Handlung ihres Mannes gehöri-

gen Waarcn verkauft, sondern dann allein, wenn sie

einen abgesonderten Handel treibt.

221. Ist der Manu zu einer Strafe an Leib oder

Ehre verurtheilt, wäre sie auch nur wegen ungehorsamen

Ausbleibens wider ihn verhängt, so kann auch alsdann

die Ehegattin, obgleich sie großjährig ist, so lange die

Strafe dauert, weder vor Gericht stehen, noch Verträge

schlössen, sie habe sich dann vorher von der Gerichts-

Bchdrde dazu ermächtigen lassen, welche in diesem Fall

die Ermächtigung geben kann, ohne daß der Mann ver-

nommen oder vorgeladen worden.

222. Ist der Mann mundtodt gemacht, oder ist er

abwesend, so kann die Gorichts-Behdrde nach vorherge-

gangener Untersuchung der Sache, die Frau ermächtigen,

vor Gericht zu stehen, oder Verträge zu schliessen.

223. Jede im Allgemeinen gegebene Ermächtigung

wäre sie auch in dem Heyraths - Vertrag ausbedungen

worden, gilt nur für die Verwaltung der Güter der

Frau, nicht f ü r deren V e r ä n d e r u n g oder

V e r ä u s s e r u n g , noch f ü r die G ü t e r des

M a n n s und her K i n d e r .

224. Ist der Mann noch mlnderjährlg, so bedarf

die Frau der Ermächtigung der Obrigkeit, um vor Ge-

licht zu stehen, oder Verträge zu schlieffen.
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224 ». Jede Gcrichtscrwcichtigung muß der Ehefrau einen Ge<
schlechts-Bepsland für die betreffenden Fälle zugeben.

225. Die Ungültigkeit aus Abgang der Ermächti-

gung kann niemand für sich anführen, als die Frau, der

Mann und deren Erben.

226. Die Frau kann ohne Ermächtigung ihres Man-

nes lezte Willens-Verfügungen treffen.

Sieben tes Kap i t e l .

A u f l ö s u n g d e r E h e .

227. Die Ehe wird aufgelbßt:

i . ) durch den Tod eines der beyden Ehegatten;

2.) durch eine gesezlich ausgesprochene Ehe-

scheidung ;

3.) durch eine endgültig gewordene Verurtheilung

eines der Ehegatten zu einer S t ra fe , welche

den bürgerlichen Tod nach sich zieht.

Achtes Kapitel.
V o n der zwepten H e y r a t h .

228. Die Frau kann erst zehn Monate nach Auf-

lößung der vorherigen Ehe eine neue schließen.

228 «. I m Uebertretungsfall versiillt sie in eine Straf t von
»5 bis 5o fi., und wenn in dieser Zeit ein K ind , wenn gleich nach
geschlossener zwepter Ehe zur W«lt kommt, kann dieses seine Recht«
auf die Vaterschaft aus der vorigen Ehe noch geltend machen, und
der zweyte Mann, dcr von der voreiligen Schliessung nichts wußte, auf
Vernichtung der zweyten Ehe antragen, der Krön Anwald aber nur
.«uf die Straf t .
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Sechster T i te l .
Von der Ehescheidung.

E r s t e s K a p i t e l .

V o n den Ursachen der Ehescheidung.

229. Der Mann lann die Ehescheidung wegen eines

von seiner Frau begangenen Ehebruchs verlangen.

23«. Die Frau ist befugt auf Ehescheidung anzu-

üagcn, wegen eines von dem Mann begangenen Ehe-

ln lichs, wenn er eine Veyschläfevin in der gemeinschaft-

lichen Wohnung gehalten hat.

2?». 2. Lczcercr Fall wi ld für vorhanden geachtet, sobald sie,
l« siy im l and , oder im Ausland, so i,> der Nähe des Auftnü
Kalts ics Manncs ist; dnß sie einander von da aus zuwandcln tonn«!.

23,. Beyderseits können die Ehegatte» die Eheschei-

dung nachsuchen wegen LebeuSgefährlichkeir, harter Miß-

handlungen, oder grober Verunglimpfungen des Einen

gegen den Andern.

232. Die Verurrheilung eines Ehegatten zu eine!

entehrenden oder gesezlich gleichen Strafe soll für den a:u

der» dl- Ehescheidungs-Klage begründen.

232. ,. Auch Vcl'scholknhcit, trcyjlihvige laüdfluchtiglcit od>/
Wahnstnnigteit ton gleicher Dauer, werden unter den schon chcni.ck
gtstjlich näher bestimmten Umstandln ebenfalls als Schcidungs«U>>
fachen bcybehaltin.

^ 5 . D i e beydeistit ige und beharrliche E inw i l l i g "»?
der Ehegat ten , ausaeiVrochen in den F o r m e n , unter de»
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Bedingungen und nach erstandenen Prüfungen, wie sie
das Gesez vorschreibt, soll für einen hiülangli'cheu Be-
weis angenommen werden, daß das Beysammcn - Lcbm
ihnen unerträglich sey, und daß deshalb eine zureichende
Ursache zur Ehescheidung da sey.

Z w e y t e s K a p i t e l .

V o n der E h e s c h e i d u n g a u s e i n e r b e s t i m m t e n
Ursache.

Ers te r Abschnitt.
V o n de r F o r m des V e r f a h r e n s bey der Ehe»

sche idung a u s e i n e r b e s t i m m t e n Ursache.

234. Die Klage auf Ehescheidung aus einer be«
stimmten Ursache soll nur bey der Gerichts - Behörde dcS
Wohnsizes der Ehegatten angebracht werden; die That-
sachen oder Verbreche«/ aus welchen sie ausgeht, mögen
styn, welche sie wollen.

235. Veranlassen einige von den klagenden Ehegat-
ten angeführte Thatsachen ein Untersuchungs-Verfahren
der Staats - Beamten, so soll die Ehescheidungs-Klage
bis nach der Entscheidung des St ra f -Punk ts auf sich
beruhen; dann aber kann sie wieder vorgenommen wer-
den, ohne daß es erlaubt sey, auS dem Inha l t des
St ra f -Unhe i l s wider den klagenden Theil irgend eine
Unstatthaftigkeit der Klage, oder andere nachtheilige
Einrede abzuleiten.

236. Jede Klage auf Ehescheidung soll die Thatsa.
chen umständlich entwickeln; sie muß mit den etwa vor:
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handenen Beweisstücken dem Vorsieher der Gerichtsbe-
hörde oder seinem Stellvertreter von dem klagende,, Ehe-
gatten in Person überreicht werden, so fern dieser nicht,
durch Krankheit da.an verhindert ist / in welchem Fall
eine Gerichts-Person auf sein Ersuchen und auf das
Zeugniß zweycr Gcsundhcils - Beamten, Aerzte oder
Wundärzte, sich nach der Wohnung des klagenden Theils
verfügt/ um dort die Klage in Empfang zu nehmen.

»37. IeneGerichtsperson vernimmt dadey den Kläger,
macht ihm die schicklich scheinende Bemerkungen/ bezeich-
net die übergcbene Klage und die Beweisstücke mit Haud-
zug, und fertiget über die ihr geschehene Einhäidignüg
des Ganzen ein Protokoll. Dieses soll von der gedach-
ten Gerichtsperson und dem Kläger unterzeichnet werden/ cs
sey dann, daß der Leztere Schreibens unerfahren sey,
oder sonst nicht unterzeichnen könne, in welchem Fall
hievon Meldung gethan werden muß.

23«. Erwähnte Gerichtsperson verordnet am Schluß
des Protokolls, daß die Parteven auf bestimmten Tag und
Stunde, vor ihr in Person erscheinen sollen, und daß zu
dem Ende eine Abschrift ihrer Verfügung an die Partty
gesendet werde, wider welche die Ehescheidung nachgesucht
wird.

23y. An dem bestimmten Tag macht dieselbe den
beyden Ehegatten, wen» sie sich einfinden, oder dem Kl i -
ger, wenn er allein erscheint, die für eine Wieder-Ver-
einigung geeignete Vorstellungen. Bleibt dieser Versuch
fruchtlos, so laßt sie hierüber ein Protokoll führen, und

»er«
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» t t f ü g t , daß die K lage sammt den Beweisstücken dem G e -
eicht, m i t V o r t r a g über das Ganze , vorgelegt werden soll .

24a . I n den nächstfolgenden drey Tagen w i r d von
dem Ger ich t a u f den V o r t r a g des Vors tehe rs , oder sei-
nes Stellvertreters die Erlaubniß zur Vorladung ent-
weder erthcilt oder noch ausgesczt. Die Aufschiebung
darf nicht über zwanzig Tage dauern.

24». Kraft der vom Gericht erthciltcn Erlaubniß
läßt der Kläger den Beklagten auf die gewöhnliche Weise
vorlüden, binnen der gesezlichcn Frist »ersdnlich in dem
Verhör-Zimmer Hey geschlossenen Thüren zu erscheinen.
Eine Abschrift der Eheschcidungs-Klage und der daz»
vorgelegten Beweisstücke, auf welche die Ladung geschrie-
ben wi rd , läßt er dem Beklagten zustellen.

242. An dem T a g , da die Frist zu Ende geht, soll
der Kläger, der Beklagte mag erscheinen oder nicht, in
eigener Person, und wenn er w i l l , von einem Rechts-Vei-
siand begleitet, auf die Gründe seiner Klage sich berufend,
die Beweis - Urkunden vorlegen, und die Zeugen benen-
nen , die er abhören lassen wi l l .

243. Erscheint der Beklagte in Person oder durch
«inen Bevollmächtigten, so kann er seine Erinnerungen
wider die Gründe des Klägers sowohl, als wider dessen
Beweis-Urkunden, und wider die von ihm vorgeschlagenen
Zeugen selbst vortragen oder vortragen lassen. ,D<5 Be-
klagte nennt seiner seits die Zcugcn, die er abhören lassen
w i l l , «der welche der Kläger gleichfalls seine Erinnerungen
vorträgt.

E
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244. Ueber das Erscheinen, die Aussagen und

«erungen der Parteyen, so wie über die etwaigen Gestand»

«ige des einen oder andern Theils wird ein Protokoll ver«.

faßt. Dieses Protokoll wird den besagten Parteyen vor-

gelesen ; sie werden aufgefordert, es zu unterzeichnen, und

ihrer Unterschrift, oder ihrer Erklärung, daß sie nicht

unterzeichnen können oder nicht unterzeichnen wollen, muß

ausdrücklich Meldung geschehen.

246. Das Gericht vertagt hierauf die Parteyen zum

Urtheil, aus einen von ihm zu bestimmenden Tag und

Stunde; es verordnet die Mittei lung an den Krön - An-

»ald und gibt sie einem Mitglied zum Vortrag.

Sollte der Beklagte nicht erschienen seyn, so ist der

Kläger verbunden, ihm die Verfügung des Gerichts in

dem Zeitraum behändigen zu lassen, der darin» bestimmt

seyn muß.

246. An dem bestimmten Tag und Stunde wird auf

den Bericht des verordnet gewesenen Verhör-Richters und

angehörten Vortrag des Kron-Anwalds, zuerst über die

Einreden der Unzulässigkeit der Klage, wenn deren vorge-

bracht sind, entschieden. Werden diese gegiüudct gefun-

den, so wird die Klage auf Ehescheidung vcrworftn; >m

«ntgegengesezten Fal l , wie auch, wenn leine solche E->"

reden vorgebracht worden, wird die CheschciduugS-Sage

für zulässig angenommen.

247. Gleich daraufwird auf den Bericht des Verhör«

Richters und Vernehmung des Kron-Anwalds von dem

Gericht auch in der Hauptsache erkannt. Es kann über

die Klage endgültig, wenn sie urtheilsreif erscheint, oder

auf Beweis der vom Kläger angeführten erheblichen Tb."-



l. B. Vl. T. Von der Ehescheidung. 6^

fachen und auf Gegenbeweis des Beklagten erkannt
werden.

248. Bey jedem Schluß einer richterlichen Verhand-

lung können die Parteyen, nachdem der Verhör-Richter

seinen Bericht erstattet, und ehe der Kron-Anwald den

Vortrag macht, ihre gegenseitige Gründe selbst in

einem kurzen Aufsaz vortragen oder vortragen las-

sen, zuerst über die Einreden der Unzulassigkeit der Ver«

Handlung, und hernach über die Hauptsache; aber in kei«

nem Fall soll der Anwald des Klägers zugelassen werden,

wenn nicht der Kläger selbst in Person zugleich erscheint.

249. Gleich nach ausgesprochenem Urtheil, welches
«in Zeugen - Verhör verordnet, liest der Gerichtsschreiber
denjenigen Theil des Protokolls vor, der die wirklich ge-
schehe»« Benennung der Zeugen enthält, welche die Par,
theyen abhören zu lassen vorhaben. Der Vorsteher des
Gerichts benachrichtiget sie, daß cs ihnen noch frey siehe,
andere Zeugen zu benennen; aber daß sie nach diesem Au-
genblick hiemit nicht mehr gehört werden.

260. Die Parteyen bringen unmittelbar darauf ihre

gegenseitige Einwendungen wider die Zeugen vor. Das

Gericht erkennt über diese Einwendungen , nachdem es den

Kron-Anwald gehört hat.

25». Die Verwandten der Parteyen, ausser den Kin-
dern und Nachkommen, können aus dem Grund lh,«r Ver-
wandtschaft als Zeugen nicht verworfen werden, und eben
so wenig das Hausgesinde der Ehegatten wegen des Dienst«
Verband«; aber das Gericht soll ermessen, wie weit auf
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die Aussagen der Verwandten und des Hausgesinds Rück-

sicht zu nehmen sey.

262. Jedes Urtheil, das einen Zeugenbeweiß zulaßt,

muß die Zeugen benennen, welche vernommen werden sol-

len , und den Tag und die Stunde bestimmen, wo die

Parteyen sie aufzuführen haben.

253. Die Zeugen werden bey geschlossenen Thüren,

in Gegenwart des Kron-Anwalds, auch der Parteyen,

und ihrer Beysiände oder Freunde, höchstens drey an der

Zahl, auf jeder Seite, von einem verordneten Verhör-

Richter verhört.

264. Die Parteycu mögen selbst oder durch ihre Bey-
fiande den Zeugen anständige Erinnerungen oder Erläutc-
rungs - Fragen vorlegen, wenn sie es für dienlich finden;
sie dürfen sie jedoch in ihren Aussagen nicht unterbrechen.

255. Jede Aussage wird schriftlich aufgezeichnet.

Ein gleiches gilt von den Fragsiücken und Erinnerungen,

zu welchen sie etwa Anlaß ward. Das Protokoll über

das Zeugen-Verhör wird den Zeugen sowohl, als den Par-

teyen vorgelesen, diese wie jene werden aufgefordert es

zu unterzeichnen, und dieser Unterschrift oder ihrer Erklä-

rung , daß sie nicht unterzeichnen können oder wollen, wird

darin« gedacht.

266. Nachdem die beyderseitigen Zeugen - Verhöre,

oder sofern der Beklagte keine Zeugen in Vorschlag g««

bracht hat, das Zeugen - Verhör für den Kläger geschlos-

sen ist, verweist der Verhör - Richter die Parteyen zu ei-

nem öffentlichen Gerichtstag, wobey er den Tag und die
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Stunde desselben angibt. Das Gericht selbst verfügt,

«daß das Verfahren dem Krön-Auwald vorgelegt, und

ein Vortrag aus den Acren erstattet werde. Diese

Verfügung wird dem Beklagten auf Betreiben des Klagers

in dem Zeiträume, der darinn bestimmt ist, mitgetheilt.

267. Vor dem Tag, der zur Erlassung des Endur-

lheils fest gesezt worden, erstattet der Verhör - Richte/

seinen Vortrag.

Die Parteye» können bis dahin entweder selbst, oder

durch ihre Anwälde noch jede Erinnerungen vorbringen,

die sie zu ihrer Sache dienlich erachten ; worauf der Vor?

trag aus den Akten geschieht.

268. Das Endurtheil wird öffentlich ausgespro-

chen. Wenn es die Ehescheidung zulaßt, so ist der Klä-

ger ermächtigt, sich zu dem Beamten des bürgerlichen

Stands zu verfügen, um sie dort eintragen zu lassen)

25g. Ward wegen Lebensgefahrli'chkeir, harter Miß-

handlungen oder grober Verunglimpfung die Ehescheidung

nachgesucht, so bleibt es den Richtern, obgleich die Kla-

ge gehörig erwiesen ist, unbenommen, die Ehescheidung

nicht sogleich zuzulassen. Sie ermächtigen alsdann, ehe

sie entscheiden, den klagenden Theil, sich von der Gesell-

schaft des andern Ehegatten zu trennen, ohne daß er

verbunden sey, ihn bey sich aufzunehmen, wenn er es

" 'H l für gut findet, und vcrurtheileu den Mann, der

Flau eine seinem Vermögen angemessene Unterhalts-Ren-

l t zu zahlen, wenn die Frau selbst keine hinreichende

Einkünfte für ihre «ebensbedürfnisse hat.
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260. Nach Umlauf eines Prüfungs - Jahres kann

der klagende Ehegatte, wenn inzwischen keine Aussöh-

nung erfolgte, den andern Ehegatten vorladen lassen, um

in den gesezlichen Fristen vor Gericht zu erscheine», und

zu hören, daß dort das endgültige Urtheil ausgesprochen

werde, welches alsdann die Ehescheidung zulaßt.

261. Wird die Ehescheidung aus der Ursache nach«

gesucht, weil einer der Ehegatten zu einer entehrenden

Strafe verurtheilt worden, so bestehen die Förmlichkei»

ten, die alsdann zu beobachten siud, einzig darin«, daß

man bey dem ordentlichen Gericht eine in gehöriger Form

geschehene Ausfertigung des Straf-Unheils mit einem

Zeugnisse des Straf- Gerichts übergibt, worin» erklärt

wird, daß dieses Urtheil keinem gesezlichen Rechtszug

mehr unterliege.

262. Wird von einem in erster Instanz in einer Ehe«

scheidungs-Sache ergangenen Urtheil, das die Klage zu«

ließ, oder endgültig entschied, die Berufung ergriffen, so

wirb der Prozeß von dem Ober-Gericht als eine eilende

Sache behandelt und entschieden.

263. Die Berufung muß in der gesezlichen Zeit an»

gezeigt und ausgeführt werden; so wie auch die weitere

»n den obersten Gerichtshof, wenn Nichtigkeiten oder

Gewalts-Ueberschreitungen vorhanden sind. Sie hat auf-

schiebende Wirkung.

264. Vermögt eines jeden Urtheils, das in dem lez»

ten Rechtszug ergangen oder rechtskräftig geworden ist,

»nd die Ehescheidung erlaubt, soll der Ehegatte, der es
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«wirkt hat, verbunden seyn, sich in Zeit zweyer Monate
vor dem Beamten des bürgerlichen Stands, nach vorher-
gegangener gehörigen Vorrufung des andern Thei ls, zu
stellen, um die Ehescheidung eintragen zu lassen.

265. Diese zwey Monate laufen vom Tag der ein^
getretenen Rechtskraft an.

266. Der Ehegatte, der als Kläger aufgetreten
war , und die vorgedachte Frist von zwey Monaten ver«
säumt hat, soll der Vvrtheile des erhaltenen UrtheilS ver-
lustigt seyn, und seine Klage auf Ehescheidung nicht wie-
der anstellen können, es sey dann aus einem neue»
Grund, neben welchem er gleichwohl die vorigen Ursachen
zugleich alsdann wieder geltend machen kann.

Zwepter Abschnitt.

v o n den f ü r s o r g l i c h e n M a ß r e g e l n , welche

die Ehesche idungs-K lage , wenn sie a u f

eine b e s t i m m t e Ursache sich grün-

d e t , veran lassen kann .

25?. Die einstweilige Obsorge über die Kinder bleibt-

dem Mann, er sey in der Ehescheidungs-Sache Kläger

oder Beklagter, wenn nicht ein anders von dem Gericht,

"nf Ansuchen der Nutter, der Familie oder beS Krön«

Anwalds, zum Besten der Kinder verordnet wild.

268. Die Frau, sie sey in der Ehescheidungs - Sa-

che Klägerin oder Beklagte, darf während des Prozesse«

l"t Wohnung ihres Manns verlassen, und ein« dem Ver-

möge» ihres MannS angemeffene Unterhalts, Rente nach,
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suchen. Das Gericht bestimmt das Haus, worin« sich

die Frau aufhalten soll, und sezt erforderlichen Falls

die Unterhalts-Rente fest, welche der Mann zu zahlen

hat.

269. Die Frau ist verbunden, so oft sie hiezu auf-

gefordert wird, den Beweis zu führen, daß sie in dem

ihr angewiesenen Hause sich aufhalte. I n Ermanglung

dieses Beweises kann ihr der Mann die Unterhalts-Ren-

te versagen, und wenn es die Frau ist, welche die Ehe-

scheidung sucht, die Fortsezung des Prozesses für unzu-

lässig erklären lassen.

27a. I n Ehen, wo Güter-Gemeinschaft besteht,

kann die Frau, sie sey in dem Ehescheidungs - Prozeß

Klägerin oder Beklagte, zu jeder Zeit, sobald die in,238.

Saz erwähnte Vorforderungs-Verfügung ergangen ist, zur

Aufrcchthaltung ihrer Rechte darauf antragen, daß die ge-

meinschaftliche Fahrniß unter Siegel gelegt werde. Nur

gegen Errichtung eines mit einer Schäzung versehenen

Vermögens-Verzeichnisses, und gegen Verpflichtung des

Manns, die verzeichneten Sachen einst wieder abzulie-

fern, od^ als gerichtlicher Bewahrer für ihren Werth

zu haften ^ sollen die Siegel wieder abgenommen werden.

27,. Jede nach dem Tag der Vorforderungs - Ver-

fügung des 238. Sazes, von den, Mann für Rechnung

der Güter-Gemeinschaft übernommene Verbindlichkeit,

so wie jede nach dieser Zeit vo» ihm geschehene Veräus-

serung, einiger dazu gehörigen Liegenschaften, soll für un-

gültig erklärt «erden, sobald erwiesen wi ld , daß Eines
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»der da« Andere, zur Gefährde der Rechte der Frau, ge-
schehen sey.

D r i t t e r A b s c h n i t t .

V o n den E i n r e d e n der U n z u l a ssig kei t w ide r

E h e s c h e i d u n g s - K l a g e n .

272. Die Ehescheidungs-Klage ist erloschen, wenn
unter den Ehegatten eine Aussöhnung erfolgt ist, geschehe
dieselbe vor oder nach Einklagung der Scheidungs-Anlässe.

272 «. Für eine Versöhnung gilt ein ehelicher Bcyscklaf,
welcher der Beleidigung zur Zeit, wo sie dem unschuldigen Theil
schon bekannt war , nachgefolgt ist.

2?5. I n einen, wie im andern Fa l l soll die Klage für
unzulässig erklärt werden, so lang nicht nach der Wider-
Versöhnung eine neue Ursache hinzukommt, wo alsdann
»on den vorigen Ursachen Gebrauch gemacht werden darf,
«m das neue Gesuch zu unterstüzen.

2?4- käugnet der Kläger, daß eine Versöhnung er-

folgt sty, ft hat der Beklagte den Beweis schriftlich oder

durch Zeugen, in der Form, die im ersten Abschnitt des

gegenwärtigen Kapitels bestimmt ist, zu führen.

D r i t t e s K a p i t e l .

Von der Ehescheidung a u f wechselseit ige

E i n w i l l i g ung.

2?5. Auf die wechselseitige Einwilligung der Ehe«

««ten wird keine Rücksicht genommen, wenn der Mann

"och unter fünf und zwanzig, oder die Frau noch unter

«in und zwanzig Jahr ist.
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276. Die wechselseitige Einwilligung wird eher nicht

iü Betracht gezogen, als wenn die Ehe schon wenigstens

zwcy Jahre bestanden hat.

277. Sie wird nicht mehr zugelassen, wenn die

Eh? schon zwanzig Jahre bestanden hat, und eben so we«

nig. wenn die Frau fünf und vierzig Jahre alt ist.

27N. I n keinem Fall soll die wechselseitige Einwilli<

guug der Ehegatten hinreichen, so lang sie nicht von ihren

Eltern oder andern noch lebenden Voreltern nach der Vor«

schrift des i5c». Sazes genehmigt ist.

N79. Die Ehegatten, welche entschlossen find, die Ehe»

scheidung durch wechselseitige Einwilligung zu erwirken,

sind gehalten, vor allem ihr ganzes liegenschaftliches - und

fahrendes Vermögen verzeichnen und avschäzen zu.lassen,

und ihre dcsfallsigen wechselseitigen Recht« auseinander z«

sezen, worüber sich zu vergleichen ihnen jedoch frey steht.

280. Sie sind gleichfalls verbunden «ine Ueberein«

kunft über folgende drey Punkte schriftlich zu verfassen.

». Wem die aus ihrer Ehe erzengten Kinder an«

vertraut werden sollen, sowohl während der

Prüfungs - Zeit, als nach ausgesprochener

Ehescheidung.

2. I n welches Haus sich die Ehefrau begeben,

und wo sie sich aufhalten soll, so lange die

Prüfungs - Zeit währt.

3. Welche Rente der Mann indessen seiner Fr<m

zahlen soll, wenn sie nicht Einkünfte genug

hat, um sich ihr« Bedürfnisse zu verschaffen.
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281. Die Ehegatten sollen zusammen i'n eigener P.,--
son vor dem Vorsteher ihrer Gerichts-Behörde oder sti-
nem Stellvertreter erscheinen, und ihm in Gegenwart
zweyer Staatsschreiber, die sie mit sich bringen, ihren
Willen erklären.

282. Dieser soll in Gegenwart d?r zwey CtaatZ-
Schreiber an beyde Ehegatten zusammen und an I tden
allein die dienlichen Vorstellungen und Ermahnungen rich»
ten; er soll ihnen das vierte Kap-'tcl des gegenwärtigen
Titels vorlesen, welches die W i r k u n g e n dc> Ehe«
s c h e i d u n g bestimmt, und ihnen alle Folgen ihres Vor-
habens entwickeln.

283. Bestehen die Ehegatten ans ihrer Entschlies-
sung, so soll ihnen von dem Gerichts - Vorsteher ein
Schein darüber ertheilt werden, daß sie die Ehescheidung
nachsuchen, und dareinwechsclsweise wi l l igen; und sie sind
schuldig, ausser den Urkunden, derer im 27g. und 28a.
Artikel gedacht ist, auf der Stelle noch vorzulegen,
«nd in die Gerichtökanzley zu hinterlegen:

l> I h ren Geburts-Schein und den Ehe-S,chein.
2.) D ie Geburts- und Sterb-Scheine aller aus ih-

rer Ehe erzeugten Kinder.
l . ) Die urkundliche Erklärung ihrer Eltern oder

andern lebenden V o r - E l t e r n , worin» sie
sagen, daß sie aus wohl bekannten Ursachen
diesen oder jene, Sohn oder Tochter, C»kel
oder Enkel in , welcher oder welche mit dies«
oder jener Person verheyrathet ist, ermächtigen,
die Ehescheidung nachzusuchen, und in selbig«
zu willigen. Die Eltery und Groß-Eltern
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werden für lebend geachtet, bis deren Todten-
Schein vorgelegt ist.

»83 «. Wcnn cines der lebenden Eltern oder Groß«Eltern
»ersichert, daß die übrigen todt scym, so gilt dieses stnct Tollem
Schein»; ausserdem kann nur ein Kundbarkeics'Schein ihn erftzen.

284. Die Staatsschreiber fertigen über alles, was
zur Vollziehung des vorhergehenden Sazes gesagt oder
gcthan worden, ein umständliches Protokol l ; die Urschrift
bleibt bey dem ältesten von den beyden Staatsschreibern,
so wie die vorgebrachten Beweis-Urkunden. Diese bleiben
dem Protokoll angelegt, worin» auch der Erinnerung ge-
dacht werden muß, die der Frau zu mache» ist, daß sie
in Zeit von vier und zwanzig Stunden sich in das Haus,
worüber sie mit ihrem Mann übereingekommen, begeben,
und bis nach ausgesprochener Ehescheidung daselbst sich
aufhalten soll.

2U5. Die gleiche Erklärung soll in den ersten vierzehn
Tagen des nächst folgenden vierten, siebenten und zehen-
tcn Monats unter Beobachtung der vorigen Förmlichkeiten
erneuert werden. Jedesmal sollen die Parteyen durch
öffentliche Urkunden beweisen, daß ihre Eltern oder andere
lebende Vor-Eltern auf ihrem ersten Entschluß beharren;
sie brauchen dagegen die Vorlegung irgend eines ander»
Scheins nicht zu wiederholen.

286. Nach Ablauf eines I a h r S , von dem Tag der
«sten Erklärung an gerechnet, sollen beyde Ehegatten in
den nächsten vierzehn Tagen, jeder in Begleitung zweyer
ehrbaren Freunde aus dem Bezirk, die wenigstens fünfzig
Jahre alt seyn müffen, zusammen in Person vor dem Vor-
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sicher des Gerichts oder seinem Stellvertreter erscheine!!;

sie sollen ihm in beglaubter Form die Ausfertigungen d.r

vier Protokolle, welche ihre wechselseitige Einwilligung ent-

halten , so wie alle Scheine überreichen, die den Proto-

kollen beygefügt worden; sie sollen endlich, jcder für sich

besonders, gleichwohl in Gegenwart des andern und der

vier Freunde, die Obrigkeit ersuchen, die Ehescheidung

zuzulassen.

287. Wenn die Gerichts-Personen den Ehegatten ihre

Bemerkungen gemacht haben, und sie auf ihrem Vorhabe»

beharren, so wird über ihr Gesuch, und die von ihnen

geschehene Überlieferung der dazu gehörigen Beweisstücke

ein Schein ausgefertigt.

Der Gerichtsschreiber verfaßt hierüber ein Protokoll,
das die Partheyen (wenn sie nicht erklären, daß sie
Schreibens unerfahren seyen, oder nicht unterzeichnen
könnten, in welchem Fall hievon Erwähnung geschieht)
die vier Beystande, der Gerichtsoorsteher oder dessen Stell-
vertreter und der Gerichtsschieider unterzeichnen.

288. Gleich unter das Protokoll sezt der GerichtS-
Vorsieher seine Verfügung, daß in drey Tagen auf den
schriftlichen Antrag des Kron-Anwalds, welchem zu die-
sem Ende die Aktenstücke durch den Gerichtsschreiber mit«
getheilt werden sollen, dem Gericht über das Ganze Vor-
trag erstattet werden soll.

289. Findet der Krön-Auwald in den Aktenstücken

den Beweis, daß zu der Zeit, da beede Ehegatten ihre Er-

klärung abgegeben, der Mann fünf und zwanzig, und die
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Frau ein und zwanzig Jahre alt wa r ; daß sie damals
schon zwcy Jahre lang verehelicht gewesen; daß ihre Ehe
nicht über zwanzig Jahre bestanden-.; daß die Frau noch
keine fünf und vierzig Jahre alt war ; daß nach vorlausi-
Her Erfüllung desjenigen, was hier oben bestimmt ist,
und mit allen in dem gegenwärtigen Kapitel vorgeschriebe,
nen Förmlichkeiten, besonders unter der Ermächtigung der
Eltern oder der übrigen lebenden Voreltern der Ehe-
gatten, wenn die Eltern früher gestorben sind, die wechsel-
seitige Einwilligung viermal im Laufe des Jahrs erklärt
worden; so macht er seinen Antrag mit den Worten:
das G e f e z e r l a u b t ; im entgcgengesezten Fall soll
sein Antrag in den Worten bestehen: das Gesez is t
e n t g e g e n .

29a. Das Gericht kann nach erfolgtem Vortrag sein«
Untersuchung auf keine andere Gegenstande erstrecken, als
die im vorhergehenden Saz bezeichnet sind. Ergibt sich
hieraus, daß die Partheyen nach der Meynung des Ge-
richts dcn Bedingungen Genüge geleistet, und die Förm-
lichkeiten beobachtet haben, die in dem Gesez bestimmt
si»d; so läßt es die Ehescheidung zu , und verweist die
Partheyen vor dcn Beamte» des bürgerlichen Stands, um
dieselbe eintragen zu lassen.

I m entgegengeseztcn Fall erklärt das Gericht, daß die
Ehescheidung nicht statt habe, und führt die Gründe der
Entscheidung aus.

29». Eine Berufung von dem Urthei l , worin diese
Ehescheidung für unstatthaft erklärt wird, kann nur statt
finden, wenn sie von beyden Theilen, von jedem gleich-
wohl in einer besondern Urkunde, frühestens nach zehen
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und spätestens vor zwanzig Tagen, von dem Tag der Ur-

theils-Eröffnung an, eingelegt wird.

292. Die Berufungs-Urkunden sollen wechselseitig

dem andern Ehegatten sowohl als dem Gericht des ersten

Rechtszugs behändigt werden.

293. Dieses Gericht soll in den ersten zehen Tage«

von der ihm geschehenen Behändigung der Zweyten jeuer

Berufungs-Urkunden an zurechnen, dem Obergericht den

Aufsaz des Unheils und die Aktenstücke, worauf es er-

folgt ist, zuschicken.

I n den nächsten zehen Tagen, nachdem der dortige

Kron-Anwald die Aktenstücke vom Gericht erhalten hat,

macht er seine Antrage schriftlich. Der Vorsteher oder

dessen Stellvertreter stellt die'Sache bey dem Obergericht

in Beratschlagung, und in zehen Tagen, nachdem der

Kron-Anwald seinen Antrag überreicht hat, soll das End«

Unheil erlassen werden.

294» Läßt ein Unheil die Ehescheidung zu, so sind

kraft dessen die Partheyen verbunden, sich in den nächsten

Zwanzig Tagen, von der Eröffnung des Urtheils an zurech«

nen, zusammen und in Person vor dem Beamten des bür-

gerliche,, Stands zu stellen, um die Ehescheidung eintra»

g«n zu lassen. Nach fruchtlosem Verlauf dieser Zcitfrist

wird das Urtheil für nicht ergangen angesehen.

V i e r t e s K a p i t e l .

l l lon ben W i r k u n g e n der Ehescheidung.

296. Geschiedene Ehegatten können sich nicht mehr

«>'t einander verehelichen, aus welcher Ursache auch die.

Ehescheidung erfolgt sey.
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296. I m Fal l einer aus bestimmter Ursache erkann-

ten Ehescheidung darf die geschiedene Frau sich erst zchen

Monate/»ach erkannter Ehescheidung, wieder verheyrathen.

2!)?> I s t die Ehescheidung auf wechselseitige Ein-

willigung erfolgt, so darf keiner von beyden Ehegatten

eine neue Ehe schlössen, ehe drcy Jahre nach der gespro-

chenen Ehescheidung abgelaufen sind.

29U. I s t die Ehescheidung wegen eines begangenen

Ehebruchs zu Recht erkannt worden, so kann der schuldige

Ehegatte sich niemals mit seinem Mitschuldigen vereheli-

chen. Die ehebrecherische Frau soll in demselben Unheil von

Amtswegen für eine bestimmte Zei t , die jedoch nicht kürzer

als drcy Monate und nicht lauger als zwey Jahre seyn darf,

zur Einsperrung in ein Arbeits, Haus verurtheilt werden.

298 ». Jede diesem und dem vorherigen Saz zuwider laufende

«he ist nichtig, der andere Theil der ehemaligen Eheleute und der

Krön «Anwald können allein diese Nichtigkeit anklagen.

299. I n jedem Ehescheidungs-Fall, den einer wech-
selseitigen Einwilligung allein ausgenommen, verliert der
Ehegatte, wider welchen die Scheidung erkannt w i rd , alle
von dem andern Ehegatten durch den Hcyraths - Vertrag,
«der ,eit eingegangener Ehe erlangten Vortheile.

, 299 ». Auch verliert die sheftau in solchem Fall den Namen
des Mannj.

2oo. Der Ehegatte, welcher die Ehescheidung erlangt
h a t , behält die von dem andern Ehegatten ihm zuge-
wandten Vortheile, obgleich eine Wechselseitigkeit bedun-
gen war , die nun nicht mehr statt hat.

Zu,.
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3m. Sollten die Ehegatten sich keine Voltheile be-

dungen haben, oder die bedungenen nicht hinreichend schei-

nen, um dem Ehegatten, welcher die Ehescheidung erwirkt

hat, seinen Unterhalt zu sichern, so kann das Gericht

aus den Gütern des andern Ehegatten eine Unterhalts-

Rente ihm zuerkennen, die jedoch das Drittel der Ein-

künfte dieses leztern nicht überschreiten darf. Die oben

besagte Rente kann wieder eingezogen werden, sobald sie

nicht mehr nothwendig ist.

Die Kinder sollen dem Ehegatten, der die Ehe-
scheidung erlangt hat, anvertraut werden, wenn nicht das
Gericht auf Ansuchen der Familie oder des Kron-Anwalds
zum Besten der Kinder verordnet, daß alle oder einige
von ihnen der Obsorge des andern Ehegatten oder einer
dritten Person, Abergeben werden sollen.

3<>3. Wer es auch sey, dem man die Kinder anver-

traut, ,'mmer behalten Vater und Mutter gegenseitig das

Recht, über die Unterhaltung und Erziehung ihrer Kinder

die Aufficht zu führen, und sind nach Verhaltniß ihres

Vermögens dazu beyzutragen verbunden.

3°4. Die Auflösung der Ehe durch eine zu',Recht er-
kannte Scheidung soll den Kindern aus dieser Ehe keinen
d " Vortheile entziehen, die ihnen durch die Geseze oder
«n Ehe-Vertrag i h ^ Eltern zugesichert waren. Der

wlrkllche A „ f M d,'es„ Recht« an die Kinder tritt jedoch
" " auf gleich« Weise und unter gleichen Umständen ein.
"«unter sie angefallen seyn würden , wenn die Ebeschei«
d-'g nicht erfolgt wäre.
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5o5. I m Fall einer auf wechselseitige Einwilligung

erfolgten Ehescheidung foll das Eigenthum der Hälfte des

Vermögens eines jeden Ehegatten, an dem Tag ihrer

ersten Erklärung, kraft Gesezes, seinen Kindern ange«

fallen seyn.

Der Vater und die Mutter behalten gleichwohl den

Genuß dieser Hälfte bis zur Volljährigkeit ihrer Kinder,

mit dem Beding für deren Nahrung, Pflege und Erziehung,

nach ihrem Stand und Vermögen zu sorgen, alles ohne

Abbruch der übrigen Vortheile, welche den besagten Kin-

dern durch den Ehe - Vertrag ihrer Eltern zugesichert sey»

mögen.

Fünftes Kap i te l .

Von der T r e n n u n g v o n Tisch und Be t t .

3o6. I n Fällen, wo die Klage auf Ehescheidung

weg«« einer bestimmten Ursache statt findet, steht eS den

Ehegatten frey, statt solcher die Trennung von Tisch «nd

Bett nachzusuchen.

3<>7. Dieses Gesuch wird eben so, wie jede andere
bürgerliche Klage angebracht, behandelt und entschieden;
blos »uf wechselseitige Einwilligung der Ehegatten kann
dies« Trennung nicht statt haben.

3<ck. Di« Frau, wider welche auf Scheidung von
Tisch und Bett wegen eines begangenen Ehebruchs erkannt
wird, soll in demselben Urtheil auf Antrag des Kron-
Anwalds zur Einsperrung in ein Arbeits-Haus, auf be-
stimmte Zeit, di« nicht kürzer als drey Monate, und nicht
länger, als zwey Jahr« seyn darf, verurtheilt werden.
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g Dem Mann bleibt es unbenommen, diese

Berurtheilung lmwnksam zu machen, wenn er sich» ent-

schließt , seine Frau wicder zu sich zu nehmen.

3ic>. I n Fällen, wo die persönliche Trennung aus

einer andern Ursache, als wegen eines begangenen Ehe-

bruchs erkannt worden ist, und drey Jahre gedauert hat,

kann der Ehegatte, dl-r ursprünglich der Beklagte war,

bey Gericht auf Ehescheidung antragen, welches sie dann

auch wirklich gestattet, so fern der ursprünglich? Klager,

nachdem er erschienen, oder doch gehörig vorgeladen wor-

den, nicht auf der Stelle einwilliget, daß die persönliche

Trennung aufhöre.

2, i . Die persönliche Trennung zieht allemal Ver-

mögens-Absonderung nach sich.

3»» ,. Die Eheordnung vom Jahr 1807. gilt ,'n jenen Rechts»
beziehungcn noch surr, welche neben dem oben rcrordüeccn bestehen
tonnen, so wi< sic i» ihren pelijeplichen Beziehungen ohnehin hier»
durch nicht aufgehoben ist.

S i e b e n t e r T i t e l .

Von der V a t e r s c h a f t und der K indschaf t .

E r s t e s K a p i t e l .

Von der V a t e r s c h a f t ehelicher oder i n der

Eh« geborner K inder .

2»2. Ein Kind, das wahrend der Ehe empfangen

" "den , hat den Ehemann zum Vater.

Diesem bleibt jedoch unbenommen, das Kind für das

s"nige nicht anzuerkennen, wenn er beweist, daß er in

b" ganzen Zwischen-Zeit von dem dltyhundersten bis
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zum hundert achzigsien Tage vor der Geburt des Kindes,

wegen Entfernung oder wegen den Folgen eines Zufalls,

sich in einer natürlichen Unmöglichkeit befunden hat, sei-

ner Gattin ehelich beyzuwohnen.

2i3. Der Ehemann ist nicht berechtigt, unter An-

gabe eines Zeugungs - Unvermögens, das Kind zu vec-

läugnen; selbst aus dem Grund / eines von seiner Ehegat-

tin begangenen Ehebruchs, darf er es nicht verläugnen,

es sey dann ihm die Geburt verheimlicht worden, in wel-

chem Fall er zum Vortrag aller Thatsachen zugelassen wer«

den soll, die beweisen, daß er der Vater des Kinds nicht

Ein Kind, das vor dem hundert achtzigsten Tag
nach geschlossener Ehe geboren wird, darf in folgenden
Fällen von dem Ehemann nicht verlang«« werden.

». Wenn ihm die Schwangerschaft vor der Ehe
bekannt war;

2. Wenn er den Geburts-Schein ausgewirkt hat,
und dieser zugleich von ihm unterzeichnet ist,
oder seine Erklärung enthält, daß er im Schrei-
ben unerfahren sey;

2. Wenndas Kind für nicht lebensfähig «klärt

worden ist.
Zl5. Die Ehelichkeit eines Kinds, das drephundert

Tage nach aufgeldst« Eh« geboren wird, darf bestritten
«»erden.

3lS. I n jedem Fal l , ivo es dem Mann erlaubt ist,
da« Kind für das Seinige nicht anzuerkennen, muß »ieß
in Zeit eines Monats geschehen, wenn er sich in der
gend des Orts befindet, »o das Kind geboren ward.
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I n zwey Monaten nach seiner .Wiederkunft, wenn er

in dem Zeitpunkt der Geburt abwesend war;

I n zwey Monaten nach entdecktem Betrug, wen»

ihm die Geburt des Kinds verheimlicht wurde.

217. Stirbt der Ehemann, ehe er auf irgend eine

Art das Kind anerkannt, oder wider die Vaterschaft Wi-

derspruch eingelegt hat, die Zeit-Frist dazu ist aber als-

dann noch nicht verstrichen, so haben die Erben eine eig-

ne Frist von zwey Monaten, nm die eheliche Geburt des

Kinds zu bestreiten. Diese Frist lauft von dem Zeitpunkt

an, da das Kind die Güter des Vaters in Besiz nimmt,

oder da es gegen die Erben den Besij anspricht.

Jeder aussergerichtliche Vorgang, der eine Ver-

liugnnng des Kinds von Seiten des Ehemannes oder

seiner Erben enthält, gilt für nicht geschehen, wenn nicht

innerhalb eines Monats die Klage wider einen dem Kind

hiezu eigends zu ernennenden Vormund, unter Beiladung

der Mutter, bey Gericht angebracht worden ist.

Zweytes Kapitel .
Von den Beweisen der ehelichen Kindschaft.

9 Die eheliche Kindschaft erweiset der Geburts-
Schein in dem Urkundenbuch des bürgerlichen Stands.

220. I n dessen Ermanglung genügt der beständige

einer ehelichen Kindschaft.

32i. Dieser Besiz besteht in «ine» Vereinigung hin«

»eichender Thatsachen, welch« Verhältnisse der Kindschaft
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und Verwandtschaft zwischen einem Menschen und d«

Familie, weicherer anzugehören behauptet, voranssczen.

Die vorzüglichsten der dazu dienlichen Thatsacheu sind:
daß ein Kind immer den Namen des Vaters geführt hat,
dem es anzugehören angibt;

Daß der Vater es als sein Kind behandelt, und in

dieser Eigenschaft für seine Erziehung, seinen Unterhalt,

und seine Niederlassung,gesorgt hat;

Daß es beständig in der Gesellschaft dafür an"«

kannt worden ist;

Daß die Familie es dafür erkannt hat.

322. Niemand kann einen Familien-Stand in An-

spruch nchmen, welcher demjenigen zuwider ist, den seine

Geburts-Urkunde und «in mit ihr übereinstimmendcr Bc-

siz ihm geben.

Umgekehrt kann Niemand den Familien-Stand desje-

nigen bestreiten, der einen mit seinem Geburts-Schein

übereinstimmenden Besiz für sich hat.

323. Gebricht es an einer Rechts-Urkunde und ei-

nem damit übereinstimmenden Besiz, oder ist das Kind

unter einem e. dichteten Namen, oder als ein von unbe-

kannten Eltern gebornes Kind in den Büchern eingetragen

worden; so kann der Beweis der Kindschaft durch Zeugen

geführt »erden.

Dieser Beweis darf gleichwohl nur dann zugelassen

werden, wann eine Einleitung dazu aus schriftlichen Be-

weisen vorhanden ist, oder wann Vermuthung." rder

Anzeigen, aus bis dahin ausgemachten Thatsachen hc»-
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vorgehen, die »richtig genug sind, um auch ohne eine

solche Einleitung jene Zulässigkeit zu begründen.

224. Die Einleitung aus schriftlichen Beweisen er-

gibt sich aus Familien-Urkunden, aus Haus-Büchern

und Briefschaften der Eltern, aus öffentlichen und selbst

aus Privat, Urkunden, die von einer am Streit betei-

ligte,, lebenden oder verstorbenen Person herrühren.

325. Der Gegenbeweis kann durch jedes Mittel ge-
führt werden, welches darthut, daß der Vcweisfükrer
kein Kind der Mutter sey, die er zu haben vorgibt;
oder, wenn seine Abstammung von solcher Mutter er-
wiesen ist, daß er kein Kind von dem Ehemann dieser
Mutter sey.

226. Die bürgerlichen Gerichte sind alein die Rechts-
Bchörde für Klagen, wodurch ein Familien - Stand in
Anspruch genommen wird.

327. Das Strafverfahren über ein Verbrechen der
Verfälschung eines Familien-Stands fängt erst an,
wenn der Stand der Person durch ein End-Urtheil ent-
schieden ist:

328. Die Ansprache des Familien-Stands ist für

das Kind selbst unverjahrbar.

829. Erben eines Kinds, das eine Ansprache nicht

gemacht hat, können sie nur machen, wenn solches in

der Minderjährigkeit, oder in den ersten fünf Jahren

nach erreichter Volljährigkeit gestorben ist.

23o. Hätte das Kind die Klage erhoben, ohne wie-

der formlich davon abgestanden zu seyn, auch ohne sie.
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drey Jahre von der lezten gerichtlichen Handlung an zu

rechnen, unbetneben zu lassen ; so können die Elben sie

fortsezen.

D r i t t e s K a p i t e l .

V o n den n a t ü r l i c h e n K i n d e r n .

Erster Abschnitt»
Von der Ehel ichmachung n a t ü r l i c h e r K inder .

331. Uneheliche Kinder, die nicht aus einer Blut-

schande oder einem Ehebruch gezeugt sind, werden durch

eine nachgefolgte Ehe ihrer Eltern ehelich gemacht, wenn

beide zusammen bor der Heyrath sie anerkannt haben,

oder sie in der Heyraths - Urkunde selbst anerkennen.

332. Auch verstorbene Kinder, welche Nachkommen

zurückgelassen haben, werden zu deren Vortheil dadurch

noch ehelich gemacht.

333. Kinder, welche durch nachgefolgte Ehe ehelich

werden, genießen gleiche Rechte, als wären sie aus die-

ser Eh« geboren.

Zweyter Abschnitt.
Von der Anerkennung der na tü r l i chen Kinder.

334. Die Anerkennung eines natürlichen Kinds, soll

durch eine öffentliche Urkunde vollzogen werden, sobald

sie nicht in dessen Geburt« - Urkunde geschehen ist.

N4. ». Gie muß mit auigedruckten Wort«» darin» liegen:
ttoße Zusage gewiffer Vorthul« für ein K ind , als z E- seiner Er>
»ährung, begründen die Anerkennung noch nicht.
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335. Diesclblge findet nicht statt zum Bortheil sol-
cher Kinder, die aus Blutschande oder Ehebruch gezeugt
sind.

325. Die Anerkennung des Vaters, ohne Angabe

und Gcsiändniß der Mutter, wirkt nur gegen den Vater.

3Z7. Die Anerkennung, welche wahrend der Ehe
von einem Ehegatten zum Vortheil sei'ncs mit einer drit»
ten Person erzeugten natürlichen Kinds geschieht, kann
weder dem andern Ehegatten, noch denen aus der Ehe
gezeugten Kindern schaden.

Sie hat nur ihre Wirkung, wenn einst die Ehe auf«
gelößt wi ld, und keine Kinder daraus vorhanden sind.

338. Ein natürliches, obgleich anerkanntes Kind
kann die Rechte eines ehelich gebornen Kinds nicht an-
sprechen. Die Rechte der natürlichen Kinder bestimmt
dn Titel von den Erbschaften.

239. Jede Anerkennung des Vaters oder der Mutter,
so wie jede Ansprache des Kind« kann von allen' denjeni-
gen bestritten werden, denen ein Nachtheil dadurch zu-
gehen kann.

34«. Alle Nachfrage, wer Vater eines Kinds sey,

ist verboten.

Ein Entführer kann auf Ansuchen der Betheiligten für

den Vater des Kinds der Entführten erklärt werden, wenn

der Zeitpunkt der Entführung mit jenem der Empfängnis

übereinstimmt.

24° ». Dafür tann auch derjmig« erklärt »erden, der »in«
Mutter d« «ind« lundbarlich bey sich »« BcyschNftrin unterhalte»
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hat, oder der des Bcyschlafs mit ihr, um die Zeit l t r gesczlich »m-

terstcllbaren Empfangniß, frcl)willig geständig oder zufällig übcnvicsc»

ist; inglcichcn derjenig? der die Nuner erweislich um die gedachte

Zeit ausser Stand dcs freycn Sinnen - Gebrauchs i»>» Behuf eines

Veyschlafs berftzt hat.

3chl. Eine Nachfrage, wer Mutter eines Kinds sey,
ist erlaubt.

Das Kind, welches gegen eine Frauensperson Kind-
schafts-Nicht anspricht, muß den Vewri's führen, daß
es eben dasjenige scy, wi mit diese niederg<'kommcn ist.

Zur Führung dieses .'ewcises durch Zcuge>i darf es
nur alsdann zu ;̂ fassen werdcn, wenn schon eine Einlei-
tung aus schriftlich n Vcw>.iscn vorhanden ist.

2. Kein Kl>,d darf in Fallen, wo zu Folge des
235. Sazes d!e Anerkennung nicht gestattet ist, z» einer
Kindschafts-Ansprache gegen Vater oder Mutter zugelassen
werden.

Achter Titel.
V o n der Anwünschung eines K i n d s und der

f rcy w i l l igen Pf lege eines M i n d e r j ä h -

r igen aus w o h l t h i t i g e n Absichten.

Ers tes K a p i t e l .
Von der Anwünschung eines Kinds.

Erster Abschnitt.
Bon der Anwünschung und ihren W i r k u n g e n .

243. Personen beederley Geschlechts, welch« das

fünfzigste Jahr zurückgelegt, zm Zeit d« Anwünschung
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keine eheliche Nachkommenschaft haben, und wenigstens

fünfzehn Jahre älter sind, als diejenigen, die sie an

Killdcsfiatt annehmen wollen, dürfen der Anwünschung

sich bedienen.

343 2. Die Anwlinschung muß unbedingt und «uf immer
geschehen.

344. Niemand kann von mehr als Einer Person a»
K i n d s - S t a t t al!g?numm«n werden, es sey dann von
zwcyen wechselseitigen Ehegatten.

Ausser dem F a l l , der unten im 366. Saz bestimmt ist,
kann kein Ehegatte ohne Bewilligung des andern Kinder
anwünschen.

Die Annahme an Kindö-Statt kann nur demje-

niücn zu Theil werden, den man in seiner Minderjährig-

keit wenigstens sechs Iahte lang untersiüzt und unuüter-

bi ochcn gepflegt hat , oder demjenigen, der dem Anwün-

schenden das Leben gerettet hat , sep es in einem Stre i t

oder in Feuers - und Wassersnoth.

I n dem Fall der Lebeus-Rettung genügt eS, wen» der

Anwünschende vol l jähr ig, sodann älter als der Ange-

wünschte ist , keine eheliche Nachkommen hat , und sofern

er verheprathet ist, sein Ehegatte einwill igt.

2q6 «. Es bedarf ferner zur Anwllnschung jener früheren Pste«
g< nicht, wenn eine volljährige Mannsperson ein unehellchei, vom
Vater noch nicht anerkanntes unmündige« Kind einer Frauenoperson,
die sie hcprathet, mit deren Einwill igung, mittelst des Heyrath«'
Vertrag« anlvünscht, »0 alsdann auch dieser Vorgang tcincn eigl«»n
l«r«lichleiten unterliegt.
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246. Die Anwünschung hat sonst in keinem Fall vor
her Volljährigkeit des Angewünschten statt. Sind dessen
beyde Eltern, oder nur Eins von beyden, noch im Leben,
und der Angewünschte hat das fünf und zwanzigste Jahr
noch nicht zurückgelegt; so muß er die Einwilligung seiner
Eltern oder des ledenden Theils beybringen. Ist er über fünf
und zwanzig Jahr alt , so muß er um ihren Ralh bitten.

347. Die Annahme an Kinds - Statt gibt dem Auge,

wünschten den Namen des Anwünschenden, dem er seinen

eigenen Namen hinzusezt.

048. Der Angewünschte bleibt in der Familie, wel,

cher er der Geburt nach angehört, und behält hierin« alle

seine Rechte.

Die Ehe ist gleichwohl verboten unter dem Anwün-

schenden , dem Angewünschten und seinen Nachkommen;

Unter den angewünschten Kindern ein und derselben

Person;

Unter den angewünschten und den leiblichen Kindern,

welche der Anwünschende späterhin bekommen möchte;

Unter dem Angewünschten und dem Ehegatten des

Anwünschenden, und umgekehrt unter dem Anwünschenden

«nd dem Ehegatten des Angewünschten.

349. Ohne die «Ktürliche Verbindlichkeit in den ge-
sezlich bestimmten Fällen sich wechselseitig den Unterhalt
zu verschaffen, zwischen dem Angewünschten und seinen
leiblichen Eltern aufzuheben, tritt zwischen Anwünschen-
den und Angewünschten die gleiche Verbindlichkeit ein.

25a. Der Angewünschte erwirbt keine Erbrechte auf
das Vermögen der Blntsfreunde des AnwünscherS; aber
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auf dessen eigenen Nachlaß hat er mit einem ehelich ge-
zeugten Kind durchaus gleiche Rechte, wenn derselbe ehe-
liche , nach der Anwünschung gcbohrne Kinder, zurück liesse.

351. S t i rb t der Angewünschte ohne eheliche Abkömm-
linge , so fäl l t alles, was ihm von dem Anwünscher ge-
schenkt oder vermacht ward , in sofern es bey dem Abster-
ben des Erster« noch wirklich vorhanden ist, auf den Lez«
lern oder seine Nachkommen zurück, jedoch mit der Ver-
pflichtung des Beitrags zur Tilgung der Schulden, und
unbeschadet der Rechte eines Dri t ten.

Das übrige Vermögen des Angewünschten fällt auf
seine leibliche Verwandten, und diese schließen allemal
selbst in den oben angeführten Gegenständen alle Erben
des Anwünschers aus, die nicht dessen Abkömmlinge sind.

352. St i rb t noch bey Lebzeiten des Anwünschers aber
nach dem Tod des Angewünschten auch die Nachkommen-
schaft des Leztern aus; so erbt auch alsdann der Anwün-
scher, was er geschenkt hatte; dieses Recht soll gleichwohl
seiner Person allem anhangen, und auf seine Erben, selbst
m absteigender l i n i e , nicht übergehen.

Zweyter Abschnitt.
V o n der F o r m der A n w ü n s c h u n g .

252. Der Anwünscher und der Anzuwünschende müssen
sich vor dem ordentlichen Richter des Anwünschers stellen,
um über ihre wechselseitige Einwilligung «ine Urkunde zu
errichten.
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554. I n den nächsten zehn Tagen wi^d d.'in Kro»-

Anwald der Gerichtsbehörde eine Ausfertigung dieser Ur-

kunde zur Erwirkung der obriglculichcn Bcsta.igung von

demjeniZen Theil überreicht, der sich zuerst darum bewirbt.

555. Das Gericht, in ordentlicher Sizung, prüft nach

tingezogcncr zwcckwaßigcr Erkundigung:

1.) ob alle gesczlichen Vedingunc'.en erfüllt sind;

2.) ob die Person, welche anwünschen w i l l , einen

guten Ruf hat.

356. ES erkennt hierauf, ohne irgend eine Form
von gerichtlichem Verfahren, und ohne Entschei'dungs-
Gründe auszudrücken nach Vernehmung des Kron-Anwalds:

«Die Anwünschung hat statt, oder: sie hat nicht
.. statt."

35?. I n einem Monat nach der Gerichts-Entschei-
dung wird dieses Urtheil der nächsten Obergerichts - Be-
hörde, auf Betreiben derjenige» Parthey, vorgelegt, weiche
«s zuerst verlangt.

Diese hat bey ihrem Verfahren die gleiche Form zu
beobachten, und erkennt, ohne Entscheidungs-Gründe
auszudrücken:

«Das Erkenntniß ist bestätigt, oder: das Erkennt-
«niß ist geändert, und folglich: die Anwünschung
»hat statt, oder sie hat nicht stat.. "

553. Jedes Erkenntniß des Obergen'chtS wodurch
«ine Anwünschung angenommen wi rd , soll öffentlich
verkündigt und angeschlagen werden. Die Bestimmung
der Orte und die Anzahl der Anschläge bleibt dem Ermes-
sen dieser Gerichts- Behörde überlassen.
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359. I n den nächsten drey Monaten räch Verkündi-

gung des Clkcmitüfsses soll auf Ansuchen des emcn oder

des andern Thcils die Anwünschung au dem Ort , »u der

Anwünscher seinen Wohnst; hcu, den Büchern des bürger-

lichen Stands eingetragen werden.

Diese Einschreibll.ig geschieht nur auf Vorzeigung ei-

ner förmlichen Ausfertigung des von der Obeibchörde er-

lassenen Erkenntnisses, und die Anwl'mschung bleibt wir-

kungslos , wenn sie nicht in dieser Frist den Büchern ein-

getragen worden ist.

26c>. Stirbt der Anwünscher, nachdem die Urkunde,
woraus sich sein Wille ergibt, den Anwüuschungs-Vertrag
zu schliessen, von dem Richter aufgenommen, und vor die
Gerichts-Behörden gebracht worden, aber ehe diese hier-
über entscheidend erkannt haben, so soll das Verfahren den-
noch fortgesezt, und auf geeignete Fülle die Anwünschung
zugelassen werden.

Hielten dessen Erben die Anwünschung jedoch für un-
zulässig, so bleibt ihnen unbenommen, dem Kron-Anwald
eine Denkschrift mit ihren Anmerkungen darüber einzu-
händigen.

Zwepteg Kapitel.

V o n der P f l e g - V a t e r schaft.

26». Wer das fünfzigste Jahr zurückgelegt hat, ohne
eheliche Nachkommen ist, und einen gcsezlichen RechtSritel
wünscht, wodurch er «inen Minderjährigen sich ergeben
machen w i l l , kann ihm Pfiegvater (Pstegmutter) werden,
wenn er hiezu die Einwilligung der Eltern des Kinds, oder
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des Ucberlebenden von ihnen, oder in deren Ermangelung

die Beystimmung eines Familienraths, oder endlich, wenn

das Kind keine bekannten Blutsfrennde hätte, jene der

Verwalter des Waisenhauses, worin« es aufgenommen

worden, oder des Gemeind-Naths seines Wohnorts erhal»

t?n hat.

362. Ehegatten können ohne gemeinschaftliche Bewil-

ligung nicht Pfleg-Eltern eines Kinds werden.

363. Der Bezirks - Richter, unter welchem das
Kind seinen Wohnsiz hat, führt ein Protokoll über das
auf die Pfleg - Vaterschaft sich beziehende Gesuch und über
die gegebene Einwilligung.

36h. Nur zum Vortheil solcher Kinder, die noch
leine fünfzehn Jahr alt sind, kann dieser Pfleg-Verband
statt haben.

Er führt, unbeschadet jeder besondern Uebereinkunft,

die Verbindlichkeit mit sich, das Pflegkind zu ernähren, zu

erziehen, und in Stand zu sezen, daß es einst seinen Le-

bens-Unterhalt erwerben könne.

265. Hat das Pfieglind einiges Vermögen, das zu-
vor unter Vormundschaft war, so geht die Verwaltung
seines Vermögens eben so, wie die Obsorge über seine
Person, auf den Pfleg-Vater über, der jedoch die Erzie-
hung«« Kosten den Einkünften des Pstegkinds nicht aufrech«
nen darf.

366. Wenn der Pfleg-Vater nach umgelaufenen fünf
Jahren, von übernommener Pflege an, in der Besorgnis
sein Tod möchte ihn übereilen, ehe das Psteglind voll-

jährig
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jährig wird, durch eine lezte Willens-Verordnung es a«

Kinds »Statt annimmt, so soll diese Verfügung gültig

seyn, vorausgefezt, daß der Pfleg« Vater keine eheliche

Kinder zurückläßt.

267. Stirbt der Pfleg - Vater vor diesen fünf Jahren,
oder nach denselben, ohne sein Pssegkind an Kinds-Statt
angenommen zu haben, so soll diesem/ so lang es minder-
jährig ist, der Lebensunterhalt verschafft «erden; der Be-
trag und die Art desselben wird da/ wo nicht schon eine
firmlicht Uebereinkunft unter den gegenseitige» Stellver-
tretern des Pjlegvaters und Pflegkinds darüber besteht,
gütlich oder rechtlich bestimmt.

368. Will der Pfiegvater sein Psiegki'nd, nachdem e»

volljährig geworden, an Kinds - Statt annehmen, und

lezteres gibt hiez« sein» Ein»i2lg»ng; so wird nach den

zuvor bestimmten Formen zur Anwünschung geschritten/

»elche alsdann ihre volle Wirkung hat.

26g. Bleiben in den ersten drey Monaten nach der
Volljährigkeit des Psiegkinds die Vorstellungen, d:e «S sei-
nem Pflegvater gemacht hat, um von ihm an Kinds-Statt
angenommen zu werden, ohne Erfolg; und ist das Psteg-
Kind nicht im Stand, sich seinen Lebensunterhalt zu erwer-
be«; so kann der Pfleg-Vater verurtheilt werden, da<
Pstegkind wegen etwaiger Unfähigkeit zur Erwerbung seine«
Unterhalt« zu entschädigen.

Diese Entschädigung besteht in einer Unttrstüzung
»>t» Anfang-eines Gewerbs, wenn eine Uebereinkuuft nicht
'«sen Fa« zum Voraus bestimmt hat.
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I n jedem Fall ist der Pflegvater, der das Ver-

mögen seines Mündels verwaltet hat, darüber Rechnung

abzulegen verbunden.

3?a 2. Auch ist <r wegen der Gegen«Vormundschaft und sonst

>>en gleichen Verbindlichkeiten wie andere Pfleger unterwerfen.

N e u n t e r T i t e l .

V o n der E l t e r l i chen G e w a l t .

^7». Ein Kind, welches Alters es sey, ist seinen El«

Orn Ehrfurcht und Gehorsam schuldig.

Z?2. Es bleibt unter ihrer Gewalt bis zu seiner Voll-

Mrigkeit oder Gewalts-Entlassung.

3?3. Während der Ehe übt der Vater alle diese Ge-
walt aus.

274. Das Kind darf das väterliche Haus ohne Er-
laubniß des Vaters nicht verlassen, außer nach zurückge-
legtem achtzehnten Jahr, und allein um Kriegs-Dienst
zu nehmen.

2?5. Der Vater, der wichtige Ursachen hat, über
daS Betragen seine« Kinds mißvergnügt zu seyn, kann sich
auffer der Hauszucht folgende» bürgerlichen Zuchtmittel
bedienen.

3?6. Ist das Kind in da« sechszehnte Jahr seine«

Alter« noch nicht eingetreten, so lann der Vater «S hoch«
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stens auf einen Monat einsperren lassen. Zu diesem En-
de muß auf sein Verlangen die Gerichts-Behörde den
VerHaft-Befehl erlassen.

377. Nach dem Eintritt in's sechszehnte Jahr des
Alters bis zur Volljährigkeit oder Freylassung kann der
Vater nur auf Einsparung antragen, und das höchstens
auf sechs Monate; er wendet sich deshalb an die Gerichts-
Behörde, die nach Besprechung mit dem Krön-Anwalt»
den Befehl zum VerHaft erthcilcn oder verweigern, und
im ersten Fall die vom Vater verlanzzte Zeit der Eiuspcr-
rung verkürzen kann.

I n einem wie lm andern Fall hat weder schrift-
liches Verfahren noch eine gerichtliche Förmlichkeit statt,
den Verhaft - Befehl ausgenommen, in welchem die Be-
weggründe nicht ausgedrückt werden.

Der Vater muß das Versprechen unterzeichnen, alle

Kosten zu zahlen, und gebührenden Unterhalt zu ver-

schaffen.

879. Von dem Vater hingt «s allemal ab, die Dauer
der von ihm verordneten oder verlangten Einsperrung zu
verkürzen. Verfallt das Kind nach seiner Loslassung auf
neue Ausschweifungen, so kann, auf die in den vorherge-
henden Säzen bestimmte Weise, die Einsperrung «der-
mal verfügt »erden.

Ist der Vater wieder verheyrathet, so hat er,
»m ein Kind aus erster Ehe, selbst wenn es noch »n-
" r sechSzehn Jahren ist, einsperren zu lassen, sich nach
der Vorschrift des 277. Sazes zu benehmen.

O 2
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2l l l . Die überlebende und nicht wieder verheyrathcte

Mutter kann auch, jedoch nur unter der Mitwirkung der

zwey nächsten Verwandten väterlicher Seite, und in der

Form eines Ansuchens nach der Vorschrift des 277. Sa-

zes, ein Kind ein.sperren lassen.

382. Hat das Kind fteyeigen Gut , oder treibt es
ein Gewerbe, oder Handthierung, so kann seine Einsper-
rung, selbst wenn es noch unter sechszehn Jahren ist, nur
im Weg des Ansuchens, nach der im 277. Saz bestimm-
ten Form, statt haben.

Dem eingesperrten Kind bleibt es unbenommen, an
den Kron-Anwald des Obergerichts eine Denkschrift ein-
zuleichen. Dieser läßt sich von dem Kron-Anwald des
Untergerichts Rechenschaft geben, und erstattet seinen
Vortrag an den Vorsteher des ObergerichtS, welcher den
Vater hievon benachrichtiget, alle Erkundigungen einzieht,
und alsdann den von dem vorigen Richter ausgefertig-
ten Befehl aufheben oder mäßigen kann.

383. Die 276. 877. 378. und 279. Saz sind auf

die Eltern natürlicher und von ihnen gesezlich anerkann-

ter Kinder ebenfalls anwendbar.

334. Während der Ehe hat der Vater, und nach
aufgelöster Ehe der Uebertebende von beyden Eltern die
Nuznießung an dem Vermbgen ihrer Kinder, bis sie das
achtzehnte Jahr ihres Alters zurückgelegt haben, oder bis
zur Gewalts-Entlassung, wenn diese früher erfolgt.

284. ». Dies«« Endziel der Nu»m«ssung verstthet sich jedoch oh«
btsch,d« dtiMigm 3hei«, der d»« Uebrrltbendm, traft der «h«



!. B . lX . z . Von der elterlich«« Gewalt- » «

gcscz« oder der leztcn Willeniverfiigungen des erst Verstorbenen g«
sezmlissig zukominen mag.

3'l5. Die mit dieser Nuzniessung verbundene Lasten

sind:

» Diejenigen, wozu jeder Nuznleßer verbunden ist;
2. Ernährung, Pflege und Erziehung der Kin-

der nach ihrem Vermögen;
3. Zahlung der Rückstände und der Zinsen der

Kapitalien;
4- Bezahlung der Krankheits « und Begräbnis-

Kosten.

336. Derjenige von beyden Eltern, zu dessen Nach-

theil «ine Ehescheidung erkannt worden, bleibt von dieser

Nuzniessung ausgeschlossen; sie hört ebenfalls bey einer

Mutter auf, die zu einer neuen Ehe schreitet.

287. Sie soll sich auf dasjenige Vermögen nicht er-

strecken, welches die Kinder durch abgesondert treibende

Arbeit ui.d Kunstfleis erwerben mögen, auch nicht auf

das, was unter der ausdrücklichen Bedingung, daß die

Eltern keine Nuznieffung daran haben sollen, den Kin-

dern geschenkt ode, vermacht worden ist.

Zehenter Titel.
V o n der M i n d e r j ä h r i g k e i t , der V o r m u n d -

schaft « n d der G e w a l t s - E n t l a s s u n g .

Erstes. Kapitel.
V o n der M i n d e r j i h r i g l e l t . '

3l!8. Minderjährig ist Jeder ohne Unterschieb deS Ge-

schlechts . der das Alter von ein «nd zwanzig Jahren noch

nicht zurückgelegt hat.



It>2 l. B- X. T. Von der Mindcrjichrigkcit, der Vormundschaft :c.

Zweytes Kapitel.
Von der Vormundschaft.

E rs te r Abschnitt.
B o n der Vo rmundscha f t der E l t e r n .

889. Der Vater ist, wahrend der Ehe, Verwalter

alles Vermögens, welches seinen minderjährigen Kindein

zugehört, selbst des Freyeigenen.

Von dem Vermögen, wovon er den Genuß nicht hat,
ist er über Hauptstock und Einkünfte zugleich, und von
dem Vermögen, woran das Gesez ihm eine Nuzniessung
gibt, über den Hauptstock allein Rechenschaft zu geben
verbunden.

Zgo. Wird die Ehe durch den natürlichen oder bür-

gerlichen Tod ein«s der Ehegatte» aufgelöst, so fallt die

Vormundschaft über die minderjährigen, nicht Gewalts

entlassenen Kinder dem überlebenden Ehegatten, kraft

Gesezes, zu.

39». Der Vater kann gleichwohl der überlebenden

Mutter und Vormünder,'« einen besonder« Vormund-

schafts-Veystand zuordnen, ohne dessen Gutachten sie

kein« auf die Vormundschaft sich beziehende Rechtshand-

lung vornehmen darf. z

Bestimmt der Vater die Handlungen, für welche der

Beyfiand ernannt seyn soll, so ist die Vormünder!« befugt,

die übrigen ohne dessen Mitwirkung vorzunehmen.

292. Diese Ernennung eine« Vormnndschafts-Bey-

siands kann nur auf esne der folgenden Arten geschehen:
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i .) durch eine lezte Willensverordnung;
2.) durch eine vor dem Ortsvorstehcr und sei-

nem Gerichtsschreiber, oder vor Staatsschrei«
bern geschehene Erklärung.

393. Ist die Frau bey dem Tod ihres' Mann«
schwanger, so soll der Leibesfrucht von dem Famili'cnratk
ein Pfleger ernannt werden.

Mi t der Geburt des Kinds wird die Mutter dessen
Vormünderin, und jener Pfleger ist alsdann kraft Gese-
zes sein Gegen - Vormund.

3g5 ^ Bey unehelichen Kindern, die eine bekannte Mutter ha»

ben, ist diese die Vormünderin; hat jedoch der Vater tas Kind gül-

tig anerkannt, so kann er das im Saz 3gi bestimmte Recht üben; «»

leine bekannte Mutter vorhanden, oder diese verstorben ist, liegt dem

Hron-Anwaldi des Bezirks-Gerichts die Betreibung der Bevormun»

düng «b.

294. Tsse Mutter ist nicht schuldig, die Vormund-
schaft anzunehmen; jedoch muß sie, wenn sie die Vor-
mundschaft ablehnt, die ihr anhängige Pflichten so lang
erfüllen, bis sie die Ernennung eines Vormunds erwirkt hat.

396. Wil l die Mutter, welche die Vormundschaft
führt, sich wieder verehelichen, so muß sie, ehe noch die
Ehe geschlossen wird, einen Familienrath zusammen beru-
fen lassen, und dieser entscheidet, ob ihr ferner die Vor-
mundschaft anvertraut bleiben soll.

Unterlaßt sie dieses, so verliert sie, kraft Gesezes, die
Vormundschaft, und ihr neuer Ehemann ist für alle Fol»
gen ihrer widerrechtlichen Fortführung als Sammt-Schuld-
ner verantwortlich.

UeberlHßt ein ordentlich znsannnen berufener Familien«
räch die Vormundschaft der Mutter, so muß er ihr noth»
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wcndlg den zweytcn Ehegatten als Mit-Vormund beyord,

«cn. Dieser wird mit seiner Ehegattin für die Verwal-

tung, in soweit sie nach der Heylach geführt wird, als

Sammt-Schuldner verantworlich.

Zweyter Abschnitt.
Von der e l ter l ich berordneten Vormundschaft .

3g7> Das Recht, einen Vormund zu wählen, und

zwar aus Fremden oder aüs Verwandrrn, gehdrt nur dem

tängjllcbenden bon beyden Eltern.

898. Dieses Necht kann nur nach den >'m 692. Saz

vorgeschriebenen Formen, und untcr den folgenden Aus-

nahmen und Einschränkungen ausgeübt werden:

398, «. Niemals kann weder vcn 5en El tern, noch von 5cm F "
milienrath, der Vormund eines Minderjährigen unter aufschieben«
den Bedingungen ernannt werden,

899. Eine Mutter in zweyter Ehe, welcher die Vor-

mundschaft über ihre Kinder aus der ersten Ehe nicht gelas-

sen worden ist, kann ihnen keinen Vormund ernennen.

4oo. Hat die Mutter, welcher in zweyter Ehe die Vor?

mundschaft gelassen wmd«, ihren Kindern aus erster Ehe

«inen Vormund ernannt, so gilt diese Auswahl nur mit

Bestätigung des Familienraths.

4"». Der Vormund, welchen Eltern ernennen, ist

«icht schuldig, die Vormundschaft anzunehmen, wenn er

nicht sonst schon in die Klasse derjenigen Personen gehört,

denen, in Ermangelung einer solchen Ernennung, der Fa-

milienrath sie ha t« auftragen können, oder besondere

V e l p f l l ' c h t u n g s , G r ü n d e b<y i h m e i n t r e t e n .
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Dritter Abschnitt.
Von der V o r m u n d s c h a f t der A h n h e r r n .

4c>2. Hat der langstlebende Elternthril 'dem Minder-

jährigen keinen Vormund ernannt, so gebührt die Vor-

mundschaft kraft GesezeS, dem väterlichen Großvater, bch

dessen Abgang dem mütterlichen Großvater, und so weiter

aufwärts, dergestalt, daß der väterliche dem mütterlichen

Ahnherrn desselben Grads immer vorgezogen wird.

4«3. Treffen in Ermangelung des väterlichen und
mütterlichen Großvaters des Minderjährigen zwey Ahn-
herrn eines höhern Grads zusammen, die beyde zur vä-
terlichen Linie des Minderjährigen gehören, so, soll die
Vormundschaft kraft Gesczcs auf den väterlichen Groß-
Vater des Vaters des Minderjährigen fallen.

4"4> Treffen in gleicher Weise zwey Urgroßväter der
mütterlichen Linie zusammen, so geschieht die Auswahl
von dem Familienrath, jedoch nur aus einem dieser bcy-
den Ahnherr».

V i e r t e r Abschni t t .

Von Vormundschaf ten aus A « f t r a g des

F a m i l i e n - RathS.

4°5 Die Ernennung eines Vormunds geschieht dutch

«'nen Familienrath, so oft ein minderjähriges, nicht ge-

waltsentlaffene« Kind »idet B»«r noch Mutter, noch

«inen vom Vater oder Mutter ernannten Vormund noch

Ahnherrn i « Leben hat; desgleichen, »enn der Vormund«

der zu einer dieser Klassen gehört, sich in etnem Fall de.
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unten verordneten Ausschließungen befindet, oder recht-

massig entschuldigt ist.
406. Dieser Familienrat!) wird zusammen berufen,

auf Ansuchen und Betrieb der Verwandten des Minder-

jährigen, oder seiner Gläubiger/ oder andererVetheiligten,

oder auch von Amtswegen auf den Betrieb des Orts-

Borstehers, wo der Minderjährige seinen Wohnsiz hat.

E l« jeder ist berechtigt, diesem Vorsteher den Vorfa l l an-

zuzeigen, aus welchem die Notwendigkeit eintr i t t , einen

Vormund zu ernennen.

4«6 ,. Hier und so oft in diesem Gcsczbuch vom Orts«

dorsteher die Rede ist, bezieht sich solches auf Am tsscissigc

Personen, bey Ha nzleysässig en ist der Bezirks«Vorsteher

derjenige, welcher auf sie Orts < Vorstehers < Recht und Pfiicht hat.

407. Der Familienrath sol l , ohne jenen Vorsteher

mit einzurechnen, aus sechs Verwandten oder Verschwä-

gerten bestehen. Diese werden sowohl aus der Gemeinde,

wo der Fal l einen Vormund zu 'ernennen sich zugetragen

ha t , als in dem Umkreis von vier Stunden genommen,

die eine Hälfte aus väterlicher, und die andere aus müt-

terlicher Linie; in jeder Linie richtet man sich nach der

Nahe der Grade.

Unter Verwandten und Verschwägerten in gleichem

Grad wird der Verwandte, und unter Verwandten dessel-

ben GradS, der Aeltere dem Jüngern vorgezogen.

407 «. Durchaus find darunter nur gesez l i ch t , d. i. durch

Etz« «der Unwiinschung entstandene, nicht bloß na tü r l i che ,

d. i. aus ausscrlhlichcr' Zeugung entsprossene. Verwandte zu verstehen,

«li welche überall nur da ix verwandtschaftlich« Bettachtung kommen,

»0 fi« das Gcstl namentlich « i t cinbcgrtift.
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4«8. Die vollbürtigen Brüder des Minderjährigen,

und die Eheaatten seiner vollbürtigcn Schwestern, machen

allein eine Ausnahme von der im Saz 4^7. enthaltenen

Beschrankung , auf eine bestimmte Anzahl.

Sind ihrer sechs oder mehrere, so sind sie alle Mit-

glieder des Familienraths, den sie alsdann allein mit

den Wittwen der Ahnherr«/ und mit den etwa vorhande-

nen gesezlich entschuldigten Ahnherrn zu bilden haben.

Sind ihrer weniger als sechs, so werden nur so viel
der übrigen Verwandten berufen, als nöthig sind, um den
Rath vollzählig zu machen.

4"9- Finden, sich an dem Ort selbst und in der im
4a?- Saz bestimmten Entfernung, Verwandte oder Ver-
schwägerte, von der einen oder der andern Linie, nicht i»
hinlänglicher Zahl, so beruft der Orts-Vorsteher entwe-
der Verwandte oder Verschwägerte, die in einer größer»
Entfernung wohnen / oder auch Staatsbürger aus dersel-
ben Gemeinde, die dafür bekannt sind, mit dem Vater
oder der Mutter des Minderjährigen fortwährend in
Freundschafts- Verbindungen gestanden zu haben.

420. Auch da, wo an dem Ort selbst eine hinläng-
liche Anzahl von Verwandte« oder Verschwägerten vor-
handen ist, kann der Orts - Vorsteher die Erlaubniß erthei-
len, daß man andere, obgleich entfernter wohnende Ver-
wandten oder Verschwägerte vorlade, die in einem näher»
oder doch gleichem Grad sind, als die im Ort vorhandene,
jedoch so, daß alsdann einige von diesen leztern übergan-
gen »erden, um die in dem vorigen Saz bestimmte Zahl
»,'cht z« überschreiten.
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4 " . Zur Erscheinung«-Frist soll vom Orts-Vorsic«

her ein bestimmter Tag fcstgesczt werden, und zwar so,

daß wo die Vorgeladenen in der Gemeinde oder in dem

Umfang von vier Stunden sich aufhalten, zwischen der

Allküxdigung der Vorladung, und dem Tag der Zusam-

menkunft des Familicnrashs, ein Zwischenraum von

wenigstens drey Tagen übrig bleibe.

So oft hingegen unter den Vorgeladenen einige ausser

diesem Umkreis ihren Wohnst; haben, soll der Erschci-

nungs - Frist je für /echs Stunden ein Tag zugegeben

werden»

Die also berufenen Verwandten, Verschwägerte

oder Freunde sind schuldig, in Person zu erscheinen, oder

durch einen besonders Bevollmächtigten sich vertreten zu

lassen.

Wehr als eine Person kann ein Bevollmächtigter nicht
vertreten.

4 " . Jeder berufene Verwandte, Verschwägerte oder

Flcu d , d?r ohne gesezliche Entschuldigung ausbleibt,

»n-sällt in eine Geldstrafe, die nicht über 25. Gulden

betragen darf, und von dem Ortsvorsieher airgesczt wird,

ohne daß ei« Rechtszug dawider statt habe.

4»4. Wo eine hinreichende Entschuldigungs - Ursache

eintritt, und es rathsam ist das abwesende Mitglied noch

abzuwarten, oder durch einen andern ersezen zu lassen,

oder wo es sonst der Vortheil des Minderjährigen zu er-

fordern scheint, da kann der Ortsvorfieher die Zusam-

»enkunft aussezen, oder die Tagfahrt verlegen.
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4^5. Die Versammlung wild gcftzmäss-g bcy dcm

Ortsvorsieher gehalten, sofern er nlcht selbst einen an-

dern Ort bestimmt. Drey Viertel der beruftncü Mit-

glieder müssen erscheinen, um berathschlagen zu könnet!.

4^6. Ben dem Familienrath hat dcr Ortsvor-

sieher den Vorsiz. Seine Stimme wird mitgezählt, und

gibt den Ausschlag, wenn die Meinungen gleich gctheilt sind.

4^7- Vcsizt der Minderjährige , der im Land wohnt,
Güter im Ausland, oder umgekehrt, so wird die beftn-
dere Verwaltung über diese Güter einem Neben-Vormund
anvertraut.

I n diesem Fall ßnd der Vormund und Neßen-Vor-
mund von einander unabhängig. Sie haben einaudcr
für ihre gegenseitige Verwaltung nicht zu haften.

4»N. Der Vormund handelt und verwaltet i'n seiner
Eigenschaft, von dem Tag an, da er ernannt wurde,
wenn die Ernennung in seiner Gegenwart geschieht; aus-
serdem von dem Tag an, da ihm seine Ernennung bekannt
gen«acht worden ist.

4>9- Die Vormundschaft ist ein persönliches Amt,
«nd gehe auf Erben des Vormunds nicht über. Diese
sind nur für die Verwaltung ihres Erblassers verantwört,
lich, und müssen, wenn sie großjährig sind, die Ver-
waltung als Geschäftsführer fortsezen, bis ein neuer
Vormund «lnannt ist.

Fünfter Abschnitt.
V o n dem Gegen -Vo rmund .

420. Bey jeder Vormundschaft soll ein von dem Fa-
»>'li«nrath ernannter Vt«en«Nprm»nb
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Seine Amts-Pflicht ist für den Northeil des Minder-

jährigen zu sorgen, wenn dieser gegen jenen des Vor-

munds anstößt.

420. ». Ist der Haupt - Vormund Glied einer andern Kirche,

als zu welcher das Kind erzogcn werden soll, so muß der Gegen«

Vormund nothwcndig aus Gliedern jener Kirche genommen wer«

den, zu welcher da« Hind erzogen werden soll/ und hat dieser als»

ic Obsorge über dessen kirchliche Erziehung besonders auf sich-

420. b. W« mehrere Nündlinge unter einem Vormund stehe»/

und Fälle sich begebe«/ in welchen eine getrennte Bcthciligxng

statt findet/ ẑ  E- bcy Erbverzcichnissen / da tr i t t nicht der Gegen«

Vormund/ sondern ein für jeden Mündling zu bestellender Unter<

Pfleger in das Mittel.

42». Wo das vormundschaftliche Amt einer Person
kraft des I. I I . und I I I . Abschnitts des gegenwärtigen Ka-
pitels zufällt, da soll dieser Vormund, ehe er noch seine
Verrichtungen antritt, zur Ernennung eines Gegen-Vor-
munds einen nach Volfchn'ft des IV. Abschnitts gebilde-
ten Familienrath zusammenberufen lassen.

Hat er, vor Erfüllung dieser Förmlichkeit, in die
Verwaltung sich eingemischt; so kann ihm der Familien-
Rath, der auf Ansuchen der Verwandten, der Gläubiger
oder anderer Betheiligten, oder Amtshalber von dem
Drts - Vorsteher zusammenbelufen worden, sobald seinel-
seits eine Gefährde untergelaufen ist, die Vormund-
schaft entziehen, mit Vorbehalt der dem Minderjährigen
gebührenden Schabloshaltung.

422. Bey den übrigen Vormundschaften soll die Er-
nennung des Gegen - Vormunds unmittelbar nach der Er-
nennung des Haupt« Vormunds geschehen.
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423. I n keinem Fall soll der Vormund bcy der Er-

nennung des Gegen-Vormunds mi'tsiimmen; wo nicht

vollblütige Brüder vorhanden sind, soll et aus derjtili-

gen von beyden Linien genommen werden, wozu der

Haupt-Vormund nicht gehört.

424. Der Gegen-Vormund tr i t t nicht kraft Gese-

zes, in die ledig gewordene oder durch Abwesenheit ver-

lassene Stelle des Vormunds, sondern er muß in diesem

Fall auf Ernennung eines neuen Vormunds antragen, wi-

drigenfalls er dem Minderjährigen für allen etwaigen Scha-

den zu haften hat.

425. Die Amtsverrichtungen des Gegen-Vormunds

endigen sich z« gleicher Zeit mit der Vormundschaft.

4-5 ». Stirbt der Gcgcn-Vormund oder tritt ab, so muß
nach dem Saz 421 und 422 wieder für dessen Erstzung gesorgt
«erden.

426. Die in dem V I . und V I I . folgenden Abschnitt

enthaltenen Verfügungen sind auf die Gegen-Vormünder

ebenfalls anwendbar.

Der Vormund darf jedoch auf Absezung des Gegen-

Vormunds nicht antragen, noch in den darüber vorgehen-

den Familien-Versammlungen stimmen.

Sechster Abschnitt.

Von den Ursachen, welche von der Vormund«
schaft befreyen.

42?. Beftept von der Vormundschaft«, Uebernahme
sind:
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r . ) die Mitglieder der obersten ^ S t a a t s -

V e h b r d e n ;
2.) die V o r s t e h e r und Ra the bey dem

Ob er Hofger ich t ;
3.) D ie S taa ts -undProv inz -C innehm«» ;

4.) die V o r s t e h e r der M i t t l e r n S t a a t s -

Behördcn und die O b e r b e a m t e n ;

5.) alle Staatsbürger / welch« ausser der Provinz,

in welch« die Vormundschaft angeordnet wi ld.

ein öffentliches Amt versehen.

42«. Eben so sind von der Vormundschaft frcy:

die dienstleisteüden Militör-Personen und alle

andern Staatsbürger, welche auffcr dem Staats,

Gebiet einen Staats-Auftrag vollziehen,

429. Ist di« Sendung uncingestandcn und unbeur-

kundet, so soll die Befreiung nicht eher zuerkannt «er»

den, bis ein Zeugniß des Ministers, in dessen Geschäfts-

Kreis der zur Befreung angeführte Auftrag gehört, vor-

gelegt ist.

45o. Staatsbürger, welche hiernach frey waren,
und dennoch eine Vormundschaft übernommen haben, kön-
nen sich solcher aus jener Ursache nicht wieder entledigen
lassen.

43». Diejenigen hingegen, welche jene Verrichtun-
gen, Dienste oder Auftrag« erst nach Uebernahme und
Führung der Vormundschaft erhielten, können, wenn sie
diese nicht behalten wollen, binnen Monatsfrist einen
Familienrat!) zusammenrufen lassen, um einen andern
Vormund an ihre Stelle zu ernennen.

Wenn
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Wc>,n nach Endigung jener Verrichtungen, Dienste
oder Sendungen, der neue Vormund seine Entlassung,
oder der vorige die Wieder-Erlangung der Vormundschaft
begehrt, so kann sie diesem hon dem Familienrath wieder
aufgetragen werden.

Kein Staatsbürger, der nicht venrandt odcr
verschwägert ist, kann gezwungen werden , eine Vormund-
Ichast anzunehmen, so lang noch in dem Umfang von acht
Stunden sich Verwandte odcr Verschwägerte finden, wel-
che im Stand sind, sie zu führen.

4Z3. Wer fünf und sechzig volle Jahre hat, kann
sich weigern, Bormund zu werden. Wer t>or diesem
Alter ernannt wurde, kann, wenn er siebenzig Jahre
alt geworden ist, sich von der Vormundschaft lossprechen
lassen.

Jeder, der erweislich mit einer schweren Ge-
brechlichkeit behaftet ist, bleibt von der Uebernahme einer
Bormundschaft ftey.

Er kann sich auch davon lossprechen lassen, wenn
'hm eine solche Gebrechlichkeit erst nach seiner Erneu«
nung zustößt.

425. Zwey Vormundschaften geben jedem das Recht
eine dritte auszuschlagen. Ei« Ehegatt« oder Vater, der
schon mit einer Vormundschaft beladen ist, hat nicht nö»
thig eine zweyte zu übeniehmen, ausser über seine Kinder.

426. Wer fünf eheliche Kinder hat , ist von jeder
Vormundschaft, ausser jener üb> sein« Kinder ftey.
Kinder, welche im wirkliche» Dienst w den Kriegöheeren
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des Staats gestorben sind, werden für diese Befreyung
Nlitgezahlt.

Andere verstorbene Kinder werden nur alsdann mit-
eingerechnet, wenn sie Kinder zurückgelassen haben, und
diese Noch leben.

48?. Kinder, die dem Vormund erst wahrend der

Bormundschaft geboren werden, berechtigen ihn nicht,

solche niederzulegen.

432. Ist el« ernannter Vormund bey der Berath«
schlagung zugegen, die ihm die Vormundschaft aufträgt,
so muß er auf der Stelle, bey Verlust jeder weitem
Gegenvorstellung seine EntschuldigungS - Gründe vor«
bringen, über welch« alsdann der Familienrath einen
Schluß faßt.

43g. War der ernannte Vormund bey der Berath-
schlagung, die ihm die Vormundschaft aufgetragen hat,
nicht zugegen, so kann er einen Familienrath zusammen
berufen lassen, um über seine Entschuldigungs-Gründe
«inen Schluß zu fassen.

Die hierzu nöthigen Schritte müssen in drey Tagen,
nach der ihm geschehenen Bekanntmachung seiner Ernen«
»ung, geschehen. Für jede sechs Stunden, welche sein
Wohnsiz von dem Ort der zugedachten Vormundschaft
«ntfernt ,'st, wird diese Frist um einen Tag verlängert.
Nach Umlauf derselben wird er ferner nicht gehört.

44<>. Werden seine Entschuldigungs - Gründe »er«
Werfen, so steht es ihm frey, deren Anerkenntniß gericht-
lich zu suchen; er ist aber gehalten, während des Streit»
die Verwaltung fürsorglich zu führen.
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44^» Wird er alsdann von der Vormundschaft frey-
gesprochen ; so können diejenigen / welche seine Entschul-
digungs« Gründe verworfen haben, in die Gerichts-Ko«
sie« verultheilt werden;

Verliert er, so wird er selbst in diese Kosten »er,
mtheilt.

Siebenter Abschnitt.
V o n der U n f ä h i g k e i t zu r Vormundschaf t ,

auch der Aussch l ießung und Abse-
zung von derselben.

442. Vormünder können nicht seyn, und eben so
«enig Mitglieder eines Familienraths:

1. Minderjährige, Vater und Mutter jedoch aus-

genommen.
2. Jene, welche mundtodt find.
2. Weibspersonen, mit Ausnahme der Mutter und

der Groß-Mütter.
4. Alle diejenigen, die oder deren Eltern mit dem

Minderjährigen einen Rechtsstreit haben, wo-
durch der Familien - Stand dieses Minderjährig
gen, sei« Vermögen, oder ein ansehnlicher
Theil desselben betroffen wird.

443. Die Verurtheilung zu einer peinliche«: oder ent«

ehrenden Strafe wirkt kraft Gesezes die AuSschlieffung von

Vormundschaften. Sie wirkt auf gleiche Weise die Ab«

schaffung von früher aufgetragenen.

444. Ausgeschloffen vo« der Normundschaft sind

ebenfalls, und kbnne« auch, wenn sie schon angestellt

<ind, abgeschafft werden:

H«
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».) Leute von kündbar schlechter Aufführung;

2.) Diejenigen, deren Unfähigkeit oder Untreue

aus ihrer Verwaltung hervorgeht.

445. Wer von einer Vormundschaft ausgeschlossen

oder abgeschafft worden ist, kann kein Mitglied eines

Familiemaths seyn.

446. So oft die Abschaffung eines Vormunds statt

hat, soll sie von dem Familienrath erkannt werden, der

auf Ansuchen des Gegen- Vormunds, oder von Amtswe-

gen von dem Ortsvorsteher zusammen berufen wird.

Dieser kann solche Zusammenberufung nicht verwei-

gern, sobald sie von einem oder mehrern Verwandten

oder Verschwägerten des Minderjährigen, die zu ihm Ge-

schwister Kinder oder näher verwandt sind, förmlich nach-

gesucht wird.

447. Jeder Beschluß des Familienraths, in welchem

die Ausschliessung oder Abschaffung de« Vormunds er-

kannt w i r d , soll die Beweggründe enthalten. Er darf

nicht gefaßt werden, ohne vorher den Vormund gehört

oder vorgefördert zu haben.

44ll. I s t der Vormund mit dem Schluß einverstan-

den , so soll hiervon Erwähnung geschehen, und der neue

Vormund sogleich sein Amt antreten.

Widerspricht er hingegen, so hat der Oegen-Vor-

mund auf Bestätigung des gefaßten Beschlusses bey dem

ordentlichen Gericht anzurufen, und dieses erkennt hier-

über mit Vorbehalt der Berufung.

Auch der Vormund,,der ausgeschlossen oder abge-

schafft worden, kann, um sich durch Urtheil und Recht
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bey der Vormundschaft zu erhalten, den Gegen-Vormund

vor Gericht ziehen.

449> Die Verwandten oder Verschwägerten, auf

deren Ansuchen der Famillenrath zusammen berufen wor-

den war, können in dem Rechtsstreit, der als eine eilende

Sache behandelt und entschieden werden sol l , als Bcy-

kläger auftreten.

Achter Abschnitt.
V o n d e r V e r w a l t u n g des V o r m u n d s .

46o. Der Vormund muß für die Person des M i n -

derjährigen Sorge tragen, und in allen bürgerlichen

Rechtsgeschäften ihn vertreten.

Er muß dessen Vermögen als guter Hausvater ver-

walte«/ und für Schaden und Mangel haften/ der aus

einer Übeln Verwaltung entsteht.

Er kann keine Güter des Minderjährigen kaufen; auch

kann er keine pachten, wozu der Familienrath den Ge-

genvormund nicht ermächtigt hat, mit ihm den Pacht-

vertrag zu schliessen; und überhaupt kein Recht oder keine

Forderung wider seinen Mündel sich übertragen lassen.

4Z0 «. Die Sorge für die Person umfaßt die Gesundheit, gci«
siigc und körperliche anständige Erziehung, auch Vcfiihigung für eil
«en bestimmten tcbcnsberuf.

45 i . Der Vormund soll in den nächsten zehn Tagen

nach erhaltener Nerküudung seiner Ernennung auf Ab-

nahme der Siegel antragen, und unmittelbar darauf un-

ter Beywilkung des Gegen-Vormunds zur Vermbgens-

Verzeichnung des Minderjährigen schreiten.
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Ist ihm der Minderjährige etwas schuldig; so muß

er dieses bey Verlust seiner Forderung in dem Vermögens-

Verzeichniß angeben. Der betreffende Beamte ist verbun-

den, zu dieser Angabe ihn aufzufordern, und dieser Auf«

fovderung in dem Protokoll zu erwähnen.

452. I n Monatsfrist nach gcendigtem Vermdgens-

Nerzeichniß soll der Vormund mit Beywirkung des Gegen«

Vormunds nach vorhergegangener ordnungsmäßigen Ver-

kündigung/ von welcher in dem Verkaufs-Protokoll Erwäh-

nung geschehe» muß, alle Fahrniß/ welche aufzubewahren ihn

der Fcknilienrath nicht ermächtigt haben wird, in öffent»

licher Versteigerung verkaufen lassen.

453. Die Eltern, sy lang sie eine gesezliche Nuzm'es«

sung an dem Vermögen des Minderjährigen habe«/ sind

nicht gehalten, die Fahrniß zu verkaufe«/ soweit sie solche

lieber behalten wollen, um sie im Stück zurück zu geben.

Sie sollen in diesem Fall solche von einem Sachver-

ständigen , der von dem Gegen-Vormund ernannt wird»

und vor dem Vrtsvorsteher das Gelübde abzulegen hat,

nach ihrem wahren Weich auf ihre Kosten / abschäzen lassen,

und in der Folge für jene Fahrniß, Welche sie nicht im

Gtück zurückliefern könne«/ diesen Anschlag ersezen.

454. Ney dem Antritt elner jeden Vormundschaft,

jene der Eltern ausgenommen, soll der Famklienrath nach

«inem ungefähren Ueberschlag, und mit Rücksicht auf

den Ertrag des Vermögens die Summe der jährlichen

Ausgabe für den Minderjährigen sowohl, «ls für die

Verwaltung seiner Güter bestimmen.
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Diese Urkunde soll es auch angeben, wenn der Vor»

mund ermächtigt w i r d , zu seiner Geschäftsführung sich

eines oder mehrerer besonderen besoldeten Verwalter unter

seiner Verantwortlichkeit zu bedienen.

. Der FanMenrath kann einen Gewalthaber ernennen,
ler wcchrcnd der Vormundschaft in allen dem Vormund für seine
Vermögens« Verwaltung nöthigcn Ermächtigungen das Nöthige statt
les Familicnraths dem Vormund zugehen lasse,

455. Dieser Familienrath soll auch bestimmen, bey

welcher Summe der Vormund die Ueberersparniß aufZinns

zu legen habe. Diese Anlegung muß alsdann in sechs

Monaten wirklich geschehen. Nach Umlauf dieser Frist

zahlt der Vormund die Zinnsen der versäumten Anlage.

Hat der Vormund nicht gesorgt, daß von dem
Familienrath die Summe zur verzin''.slichen Anlage be-
nannt werde, so zahlt er nach der im vorhergehenden
Saz bestimmten Frist von jeder nicht angelegten, noch
so geringen Summe die Zinnsen.

457. Der Vormund (Vater und Mutter nicht aus«
genommen) kann ohne Ermächtigung eines Familienlath«
für den Minderjährigen weder Geld aufnehmen, noch
liegende Güter veräussern oder verpfänden.

Die Ermächtigung kann nur wegen unvermeidlicher
Nythwendigkeit, oder angenschewliche« Nnzen eltheilt
»erden.

I m ersten Fall soll der Familienrath die Ermächtl.

«nng nicht eher ertheilen. «ls bis er ans einem Stech,

nung« , Ueberschlag des Vormund« ersehen hat, das
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Vaarschaft, Fahrniß, und die En'.künfte des Minder-

jährigen unzulänglich sind.

I n jedem Fall soll der Familienrat!) die Güter, wel-

che vor andern verkauft werden sollen, so wie alle übri-

gen erforderlichen Bedingungen angeben.

46». Die Schlüße des Familienrachs über diesen

Gegenstand sollen nicht eher in Vollzug gtsezt werden,

bis dcr Vormund bcy dem ordentlichen Richter ihre Be-

stätigung nachgesucht und erhalten hat. Das Gericht

erkennt hierüber, nachdem es den Krön - Anwalt» ver-

nommen hat.

459. Der Verkauf soll öffentlich unter Bcywi'rkung

des Gegen-Vormunds mittelst obrigkeitlicher Versteiget

tung geschehen, nachdem er zuvor durch dreyma!i>zc Vcr-

kündung an den gewöhnlichen Orten und an de» bestimm-

ten Tage», drey Wochen nach einander, bekannt gemacht

worden.

Jede Verkündung durch Anschlag soll von dem Vor-

sieher der Gemeinden, in welcher sie geschah, unterzeich-

net und beglaubigt werden.

460. Die zur Veränsserung der Güter eines Min ,
derjahrigen in dcm Saz 4^7. »»d 458. vovgeschn'ebeuen
Förmlichkeiten fallen da weg, wo auf Begehren einek
unabgetheilten Mit-Eigenthümers die Versteigerung durch
lichterliches Erkenntniß befohlen wird.

Auch in diesem Fall muß jedoch 5ie Versteigerung
nach der in dem vorhergehenden Saz bestimmten Form ge-
schehen, und fremde Eteigerer müssen nothwcndig dabey
zugelassen werden.
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46,. Eine dem Minderjährigen angefallene Erb-
schaft kann de» Vormund, ohne vorhergehende Ermächti-
gung des Familienrarhs,wede.r annehmen noch ausschlagen.
Die Annahme kann nur mit dem Vorbehalt des Rechts«
Bortheils des Erbverzelchnisses geschehen.

462. Eine im Namen des Minderjährigen ausge-

schlagen»: Erbschaft kann, so laug nicht ein Anderer sie

angenommen hat, sowohl vo» dem Vormund mit Ermäch-

tigung des Familienraths als von dem Minderjährigen

nach erlangter Volljährigkeit wieder angetreten werden,

jedoch nur in dem Zustand, worum sie zur Zeit der Wie-

dcr-Annahme sich befindet, und ohne die Verausserungcn

«nd andere in der ledigen Erbschaft gesezlich vorgegangene

Veränderungen anfechten zu können.

463. Schenkungen an Minderjährige kann der Vor-
mund nur mit Ermächtigung des Familienraths annehmen.

Sie haben für den Minderjährigen gleiche Wirkung,
wie für einen Volljährigen.

464. Krin Vormund darf ohne Ermächtigung des

Fümilienraths eine Klage auf liegenschaftliche Rechte des

Minderjährigen erheben, und eben sowenig einem frem-

den Anspruch auf dergleichen Güter nachgeben.

465. Eben diese Ermächtigung bedarf der Vormund,
«m auf eine Theilung anzutragen; ohne sie aber darf er
auf eine Theilungs-Klage, die wider den Minderjährigen
angestellt ist, antworten.

466. Eine Theilung, die gegen einen Minderjähri-

gen »olle Wirkungen wie unter Volljährigen haben (oll.
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muß gerichtlich vorgenommen werden. Ih r muß eine Ab,
schäzung vorhergehen, wozu das Gericht, unter welchem
die Erbschaft eröffnet ward, die erforderlichen Sachver-
ständigen ernennt.

Die Sachverständigen legen vor dem Richter das Ge-
lübde ab, daß sie ihren Auftrag mit Redlichkeit und
Treue ausrichten wollen, sie schreiten hierauf zur Thei-
lung der Güter, und zur Verfertigung der Loose, die
in Gegenwart eines Mitglieds des Gerichts oder eines
von ihm beauftragten Theilungs - Schreibers, der auch
die Loose auszuliefern hat, gezogen werden.

Jede andere Theilung ist nur als fürsorglich zu be-
trachten.

467. Der Vormund kann im Namen des Minderjäh-
rigen leinen Vergleich schließen, als mit Ermächtigung
des Familienraths, und auf ein Gutachten dreyer Rechts«
Gelehrten, welche der Krön-Anwald des ordentlichen Ge-
richts ernennt.

Der Vergleich wird nur' gültig durch die Vestatti-
gung des ordentlichen Richters nach Vernehmung des
Krön - Auwalds.

468. Hat der Vormund wichtige Ursachen mit d«

Aufführung des Minderjährigen unzufrieden zu seyn, so

kann er sie einem Familienrath vortragen; und mit des,

sen Ermächtigung nachmals auf die Einsperrung des

Minderjährigen in der A r t , wie es in dem Titel von

ver väterlichen Gewalt bestimmt ist, ««tragen.
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N e u n t e r A b s c h n i t t .

Von den Vormun d scha f t s-Rechnungen.

469. Jeder Vormund muß über seine Verwaltungen
am Schluß Rechnung.ablegen.

Jeder Vormund, mit Ausnahme des Baters
und der Mutter, kann angehalten werden, auch während
der Vormundschaft, zu gewisse», vom Familienrath be-
stl'mntten Zeiten dem Gegen - Vormund die Rechnungen
über seine Verwaltung vorzulegen, jedoch nicht mehr
als einmal im Jahr.

Diese Rechnungen über die Verwaltung sollen ohne
Kosten auf ungestempfeltes Papier gefertigt, und ohne
Rechts-Förmlichkeit vorgelegt werden.

4?l. Die Schlußrechnung über die Vormundschaft
wird auf Kosten des Minderjährigen abgelegt, sobald er
volljährig oder freygelassen wird; der Vormund schießt
die Kosten vor.

All« hinlänglich erwiesene Ausgaben, die einen nüz-
lichen Zweck dabey hatten, gelten dem Vormund in Rech-
nung.

4?2. Jeder Vertrag, der zwischen dem Vormund

»nb dem großjährig gewordenen Mündel zu Stande kom-

men mag, soll ungültig seyn, wenn nicht wenigsten«

zehn Tage vor dem Bertrag eine umständliche Rechnung

abgelegt, die Rechnungsbelege ausgeliefert, nnd dieß al ,

les durch einen Empfangs - Schein des Rechnungs-sb-

nehmers erwiesen ist.
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4?3. Entsieht über die Rechnung Streit, so soll

dieser wie jeder bürgerliche Prozeß behandelt und ent-

schieden werden.

474- Die Summe, welche dem Vormund als Rest
zur Last bleibt, muß er von der Zeit an, wo die Rech-
nung geschlossen worden, unaufgefordert verzinnsen.

Der Bevor hingegen, der etwa dem Vormund zu gut
kommt, wird nur zinnsbar von dem Tag an, da nach
geschlossener Rechnung eine Mahnung zur Zahlung erfolgt.

4?5. Jede Klage eines Minderjährigen wider seinen

Vormund über die geführte Vormundschaft wird in zehn

Jahren von der Großjährigkeit a» verjährt.

Dri t tes Kapi te l .

Von der Gewalts-Entlassung.

4?6. Der Minderjährige wird durch Heyrath kraft
Gesezcs Gewalts entlassen.

4?6 ». Mannspersonen werden es ferner durch eine, mit elicr«
lich?r Bewilligung angefangene auf eigenes Vermögen oder eigene
Gcwcrbsamkcit gigründttc häusliche Niederlassung.

477» Der unverheyrarhete M i n d e r j ä h r i g e , welcher
das fünfzehnte Jahr seines Alters zurück gelegt hat,
kann von seinem Vater, oder in Ermanglung des Vaters,
von sein« Mutter Gewaltsentlassen werden.

Diese Gewalts-Entlassung geschieht durch die bloße
Erklärung des Vaters oder der Mutter, welche der Orts-
volsteher unter Beywirkung seines Gerichts-Schreibers
aufnimmt.
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Auch der elternlose Minderjährige kann nach

erreichtem Alter von achtzehn vollen Jahren, wenn ihn

der Familienrath dazu fähig erkennt, frey gelassen werden.

Die Gewalts-Entlassung entsieht in diesem Fall aus

dem Beschluß des Familienraths, der sie gestattet, und aus

der Erklärung des Ortsvorstehers, als Haupt des Fami«

lienraths, in derselben Urkunde, daß der Minderjährige

Gewaltsentlassen fty.

479» Hat der Vormund um die nächstgedachte Ge-
walts-Entlassung des Mindesjährigen sich nicht beworben,
es würden jedoch von den Verwandten oder Verschwäger-
ten dieses Minderjährigen, die zu ihm Geschwister-Kinder,
oder näher verwandt sind. Einer oder Mehrere ihn fähig
achten, Gewaltsentlassen zu werden, so können sie den
Ortsvorsieher bitten, den Familienrath zusammen zu be-
lufen, damit er hierüber einen Schluß fasse.

Der Vrtsvorfteh er muß diesem Gesuch willfahren.

48o. Die Vormundschafts - Rechnung wird» dem Ge-
waltsentlassenen Minderjährigen in Beyseyn eines Pfle-
gers abgelegt, den der Familienrath ernennt.

4ll!> Der Gewaltsentlassene Minderjährige schließt
Pacht-Verträge, deren Dauer gleichwohl nicht über neun
I»h« gehen darf; er erhebt seine Einkünfte, stellt darüber
Empfangsscheine aus, und unternimmt alle Handlungen, die
zur bloßen Verwaltung gehören, ohne aus andern Grün«
den sie umstoßen zu können, als aus welchen auch ein
Großjähriger es könnte.

462. Er kann keine Liegenschaft-Klage anstellen, noch
sich auf eine solch« einlassen, noch Kapitalien erheben, und
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darüber Empfangsscheine geben, ohne seinen Pfleger, der

in diesem lezten Fall über die Verwendung des erhobenen

Kapitals zu wachen hat.

483. Unter keinem Vorwand kann der Gewaltsent-

lassene Minderjährige ohne vorhergegangenen, von der

Obrigkeit bestätigten Schluß des FamilienrathS ein Anle-

hen aufnehmen.

484. Er kann eben so wenig Liegenschaften veräus-
sern, noch irgend eine andere Handlung, die nicht zur
bloßen Verwaltung gehört, vornehmen, ohne die einem
nicht Gewaltsentlassenen Minderjährigen vorgeschriebenen
Formen zu beobachten.

Seine Verbindlichkeiten aus Kauf- oder andern Ver«
tragen können im Fall einer Verkürzung gemindert wer-
den; zu dem Ende sollen die Gerichte auf das Vermögen
des Minderjährige«/ auf Redlichkeit oder Unredlichkeit der-
jenigen/die mit ihm gehandelt haben, und auf die Nüz-
lichkeit oder Unnüzlichkeit der Ausgaben Rücksicht nehmen.

485. Jeder Gewaltsentlassene Minderjährige, dessen

Verbindlichkeiten diesem zu Folge gemindert werden, kann der

Wohlthat der Gewaltseurlassnng verlustig erklärt werden.

Diese Entziehung geschieht unter gleichen Förmlich-
keiten , wie die Eltheilung.

486. Von dem Tag a«, »0 die Gewalts-Entlassnng
zurück genommen wird, tritt der Minderjährige wieder
«nter Vormundschaft, unter welcher er nachmals bis zur
Volljährigkeit bleibt.
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487. Der Gewaltsentlassene Minderjährige, der
Handlung treibt, wird in Handlungs - Geschäften für
volljährig geachtet.

E i l f t e r T i t e l .

Von der Vo l l j äh r i gke i t , Entmündigung und

Mundtodtmachung.

E r s t e s K a p i t e l .
V o n der V o l l j ä h r i g k e i t .

Die Volljährigkeit ist auf das Alter von ei»
und zwanzig vollen Jahren fesigcsezt. Dieses Alter gibt die
Fähigkeit zu allen Handlungen des bürgerlichen Lebens,
jedoch mit Vorbehalt der unter dem Titel von ^ r Ehe
gemeldeten Einschränkung.

Zweytes Kapitel.
B o n der E n t m ü n b i g u n g .

Dem Volljährigen, der sich in einem bleibenden 3»«
stand von Gemüths-Schwäche, Wahnsinn oder Raserey
befindet, soll die eigene Verwaltung seines Vermögens
entzogen werden, selbst, wenn «r lichte Zwischenzeiten
hätte.

49". Jeder Verwandte ist fähig, auf Entmündi«
«ung seines Verwandten anzutragen. Eben so kann ei»
Ehegatte wider den Andern die Entmündigung «ach«
suchen.
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49». Wider Rasende ist es Pflicht des Kron-Auwalds,

auf die Ennnündigung anzutragen, wenn weder der Ehe-

gatte, noch die Verwandt^» dieses thun; er kann sie

ebenfalls wider Blödsinnige oder Wahnsinnige nachsuchen/

wenn diese weder Ehegatten noch bekannte Vlutsfteunde

habe».

492. Jeder Antrag auf Entmündigung wird bey

dem ordentlichen Richter angebracht.

493. Die Thatsachen, woraus man auf Gemüths-

Echwache, Wahnsinn oder Naserey schließt, sollen schrift-

lich einzeln verzeichnet werden. Diejenigen, welche die

Enlmündigung nachsuchen, müssen durch Zeugen, oder

Urkunden Beweis führen.

494. Das Gericht erfordert hierauf von dem Fanu«
lienrath, der auf die in dem Titel über die Minder«
j a h r i g k e i t , V o r m u n d s c h a f t und Gewal ts -
En t l assung U. Kap. IV. Abschnitt bestimmte Weis«
gebildet wird, über den Zustand desjenigen, auf dessen
Entmündigung angetragen wird, ein Gutachten.

Diejenigen, welche auf Entmündignng ange-
tragen haben, können bey dem Familienrath als Mitglie-
der nicht auftreten.

Die Ehegatten und die Kinder desjenigen, dessen
Entmüudigung nachgesucht wird, dürfen zugelassen wer-
den, jedoch ohne ihre Stimme zu zählen.

496. Das Gericht soll, nach erhaltenem Gutachten

des Familienraths, den Beklagten in der Rathssiub« über

Fragen
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Fragen vernehmen; oder, wenn er sich dort nicht einfinden

kann, ihn durch ein hiezu beauftragtes Gerichtsglied in

Veywirkung des Gerichtsschreibers in seiner Wohnung

vernehmen lassen. I n jedem Fall soll der Krön - Anwalt»

dem Verhör bcywohnen.

497. Nach dem ersten Verhör ernennt das Gericht

den Umstanden nach einen fürsorglichen Verwalter, um

für die Person und das Vermögen des Beklagten z» sorgen.

49^. Das Elkenniniß über einen Antrag auf Ent-

mündigung kann nur , nachdem die Parteyen vernommen,

oder doch vorgeladen worden, erlassen werden.

498. 2. Auch müssen dcr Gcsimdheits < Beamte und Sc:lso>.ger
des zu Entmündigenden mit ihrem Urlhcil über scî .cn Gcniiic!)lzui
stand zuvor gehört worden seyn.

499. Wird das Gesuch auf Entmündigung verworfen,

so kann dennoch nach Umständen das Gericht verordnen,

daß der Beklagte ohne Beywirkung eines zugleich ernann-

ten Beystands, für die Zukunft weder rechten, noch Ver-

gleiche schließen, Aulehen aufnehmen, angrclfiiche Kapi-

talien erheben, noch hierüber Cmpfangscheine geben,

und Güter veräusscrn oder verpfänden soll.

5ao. Wird von dem in dem ersten Rechts^ug ergan-

genen Urtheil die Berufung ergriffe», so kann das Ober-

Gericht, nbthigcnfalls, denjenigen, dessen Entmündi-

gnng nachgesucht worden, von neuem über Fragen ver-

nehmen , oder durch «inen Beauftragten vernehmen lassen.

5a, . Jedes Urthei l , welches die Entmündigung oder

die Verbeyständung erkennt, soll aus Betreiben des Klä-

Vesezbuch. I
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gcrs ausgelöst, der Partey selbst eingehändigt, und in

zehn Tagen, dc.l geeigneten Büchern eingetragen wer-

den, die in der Gerichts-Kcmzley, und in den Schreib«

siuden der Staatsschreibcr des Bezirks/ aufbewahrt seyn

sollen.

5o2. Die Entmündi'guüg oder Verbeystaudlmg hat
von dem Tag des Unheils an ihre Wirkung; alle von
dem Entmündigten oder Verbeysiandeten allein später ein-
gegangenen Rechts-Handlungen sind kraft Gesezes un-
gültig.

5a3. Handlungen, welche vor der Entmündigung

eingegangen wurden, können wieder zernichtet werden,

wenn die Ursache der Entmündigung zur Zeit, als jene

geschehen, schon kündbar vorhanden war.

604. Nach dem Tod einer Person können Rechts-
Handlungen wegen Wahnsinns nur alsdann angefochten
werden, wenn vor ihrem Absterben die Entmündigung
schon erkannt oder nachgesucht worden, oder der Beweis
des Wahnsinns sich aus der angefochtenen Handlung
selbst ergibt.

5u5. Ist wider das Unheil des ordentlichen Rich-
ters, der^di« Entmündigung erkannte, keine Berufung
eingelegt, oder das Unheil hierauf bestätigt worden; so
soll nach eben den Regeln, wie sie unter dem Titel von
der M i n d e r j ä h r i g k e i t , Vormundschaf t und
G e w a l t s - E n t l a s s u n g vorgeschrieben sind, dem Ent-
mündigten ein Vormund und Gegen - Vormund angeord-
net werden. Die Verrichtungen des fürsorglichen Verwal-
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ters hören au f , und er muß dem Vormund, wenn er

es nicht selbst geworden ist, Rechnung ablegen.

5o6. Der Mann ist kraft Gesezes der Vormund

seiner entmündigten Frau.

5«7. Die Frau lann zur Vormünderin ihres Man«

neö ernannt.werden. Der Familienrath sezt in diesem

Fall Form und Beding der Verwaltung fest; der Frau

bleibt frcy an die Gerichte sich zu wenden/ wenn sie

durch den Schluß des Familienraths sich bcnachtheiligt

achter.

2o?. ». Ihr muß in diesem Fall stet« ein Geschlechts < Beistand
beigegeben werden.

5o8. Niemand ausser den Ehegatten, Ahnherrn oder
Abkömmlingen ist schuldig, die Vormundschaft über einen
Entmündigten langer als zehn Jahre zu führen. Nach
Verlauf dieser Zeit muß auf des Vormunds Begehren
dessen Stelle durch einen Andern ersezt werden.

Der Entmündigte wird in Bezug auf seine

Person und sein Vermögen einem Minderjährigen gleich

geachtet, und nach den Gesezen über die Vormundschaft

der Minderjährigen gerichtet.

5la. Die Einkünfte eines Entmündigten sind we-
sentlich bestimmt zur Erleichterung seines Schicksals,
und Beschleunigung seiner Genesung verwendet zu wer-
den. Je nachdem sein« Krankheit beschaffen ist, und der
Ertrag seines Vermögens «S leidet, lann der Familienrath
verordnen, daI er entweder in seiner Wohnung verpflegt,

I -
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in ein Krankenhaus oder in ein Verpflegung«-Haus un-

tergebracht werde.

5 n . Bey der Vereheligung eines Kinds eines Ent-

mündigten soll der Brautschaz, oder die elterliche Anhülfe

nebst den übrigen Bestimmungen des Ehe - Vertrags

durch ein nach Vernehmung des Kron-Anwalds von dem

Gericht bestätigtes Gutachten des Familienraths bestimmt

werden.

5i2. Mi t Verschwindung der Ursache einer Entmün-
digung hört wch deren Wirkung auf. Jedoch darf nur
unter Beobachtung der Förmlichkeiten, die vorgeschrieben
sind, um die Entmündig»««, zu erwirken, ihre Aufhe-
bung erkannt, und der Entmündigte erst nach erfolgtem
Aufhebung« - Urtheil zu Ausübung seiner Rechte gelassen
werden.

D r i t t e s K a p i t e l .

V o n d e r M u n d t o d t m a c h u n g .

5,3. Den Verschwendern kann verboten werden,
ohne Beywirkung eines von dem Gericht verordneten
NeyfiandS zu rechten, Vergleiche zu schließen, Anlehe»
aufzunehmen, ablösliche Kapitalien zu erheben, oder
darüber Empfangs-Scheine z» geben, auch Güter zu
veräussern oder zu verpfänden.

5i3 ». Wer etwa« gegen dieses Verbot unternimmt/ mithin
sich durch den ersten Grad der Mundtodnuachung nicht bessern läßt/
kann nachmals völlig mundtodt gemacht «erden, wodurch er unter
den S»t 5»9 verfällt/ «uch unfähig wird / lezte Willens'Veroldnu«
gen zu machen.
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Die eine, wie die andere Verfügung

kann von jedem nachgesucht werden, der das Recht hat,

auf Entmündigung anzutragen. Das Gesuch wird auf

gleiche Weise verhandelt und entschieden.

Eine wie die Andere kann nur unter Beobach-

tung der gleichen Förmlichkeiten aufgehoben werden.

5,5. Wo eine Mundlosigkcit durch Entmündigung
oder Mundtodt-Erklärung in Frage ist, kann weder in
dem ersten noch zweyten Ncchtszug ein Urtheil gefallt
werden, ohne den Krön - Anwald mit seinem Antrag zu
vernehmen.

Vie r tes K a p i t e l .

Von der Geschlechts-Bey stand schaft.

5»S ». Heine Frauensperson, die großjährig oder Gcwalcscnt»
lassen, annebst noch ledig oder geschieden ist, auch in einem der un»
ten benannten Ausnahm« < Fälle sich nicht befindet, kann außer ihrem
Hau«haltungs«Beruf, Rechtsgeschäfte verbindlich eingehen, «der Ur«
künden darüber ausstellen, welche auf das Vermögen eine unmittt l ,
bare Wirkung äussern und nachtheilig ausfallen tonnen, ohne Zuzug
eines ihr gerichtlich verordneten Bepstand«.

2,5 K. Die gerichtlich« Verordnung kann durch die Frauensper,
son oder denjenigen, der « i t ihr zu handeln hat, oder der sonst bep
»hrcn Handlungen rechtlich betheiligt ist, nachgesucht werden.

5 i5 c. Niemand, der der Frauensperson unangenehm ist, oder
>nit ihr in widrigen Verhältnissen steht, kann dazu besicllt werden.

2 i5 «l. Der ordentliche Nevstand muß für siilndig bcst.llt, und
>n allen Fällen, welche nicht über vier Stunden von dem Wohnort
l» verhandeln sind, »o er nicht »crhinderl »st, bcygezogen werden;
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für entferntere Vorgänge oder sonstige Vcrhinderunngs«Fäll« kann
das Gericht, unter dem sie vorfallen, einen Unter>Beysiand bestellen.

5iZ e. Jeder/ der nicht schon zwcy Vormundschaften, Ein«
solche und zwey Beystandschaften, oder vier Beystandschaftcn hat,
»st schuldig, eine auf ihn fallende Ernennung anzunehmen, aber
er ist nicht schuldig, sie über zehn Jahre zu behalten.

SiS f. Wo die Frauensperson den Rath des Beystands sich für uw
vortheilhaft ansähe, muß sie sich, so wie es im Saz 219. von den Ehewcii
bern geordnet ist, von dem Gericht zur Handlung ermächtigen lassen.

5,5 ß. Ohne Bcystand können abgethan werden Geschäfte, welch«
zu der ordentlichen Hauihaltungsführung gehören, ««gleichem solch«,
womit zunächst nur die Person verbindlich gemacht w i r d , ohne dies«
Verbindlichkeit ander« als bloß gesezliche Folgen auf das Vermögen
bepzulegen, und alle, die nach Wil l lühr widerruflich bleiben.

5,5 b. Ohne Btystand können auch Handlungen, welche sonst
«inen Verstand fordern, verrichtet werden, von den Vogtifrauen und
den den Handelsfrauen, doch von lcztern n u r , soweit sie in ihr«
Gewtrbstreibung «inschlagen.

6,5 i. Ein ohn« Beystand abg«schlossenes Geschäft kann nur
ton der Fraucniperson / ihren Erben und RechtifolgerN/ nicht aber
von d«u» anlern Thci l , mit welch«,« die Handlung vorgieng, noch
ton Dr i t ten , «tg«n ditst« Fehler«, als nichtig angefochten »erden.

L i5 l l . Bey Übernommen«» Rechtsverbindlichkeiten kann dieser
Fehler nicht nach der«n gänzlich«r Erfül lung, und bey Aufgehobenen
nicht nach einmal darauf gefolgt« unwidersprochener gültigen Ane«
«nnmng j«n«r « u M u n g »eiter gerügt ««rden.



Zweytes Buch.
Von den Sachen, dem Eigenthum

und Genuß derselben.

E r s t e r T i t e l .

V o n d e r E i n t h e i l u n g d e r S a c h e n .

5»6. A l le Sachen sind entweder beweglich oder un?
beweglich.

616 «. Eine und dieselbe von Natur bewegliche Sache kann
im gesezlichcn Sinn nach verschiedenen Beziehungen beweglich oder
unbeweglich styn.

5i6 b. Was in Beziehung auf das Eigenthumsrecht fiir be»
»«glich oder unbeweglich Out (fahrende oder liegende Haabe) er<
klärt ist, gilt auch in anderen Bezithungen dafür/ wo die Berfii«
gungcn der Geseze oder Verttäg« ein Andere« nicht jur Folge geben.

Erstes Kapitel.
V o n den unbeweg l i chen Sachen.

5»7. Die Sachen »erden unbeweglich durch ihre
Natur , durch ihre Bestimmung, oder idurch H«n Gegen-
stand, worauf sie sich beziehen.

5l8. Grundstücke und Gebäude find ihrer Natur
«ach unbeweglich.
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5i9> Wind-oder Wasser-Mühlen, die auf Pfeilern

befestigt sind, und deren Mühlwerk einen Theil des Ge-

bäudes ausmacht, sind ihrer Natllr nach unbeweglich.

52a. Früchte, die noch auf dem Halm siehn, oder

am Baum hangen, sind ebenfalls unbeweglich."

Abgemähte Fcldfrüchte und abgesonderte Bamnfrüch-

tc gehören unter die beweglichen Güter, obgleich sie noch

auf dem Grundstück liegen.

Ist nur ein Theil der Erndte abgemäht, so gehört

auch dieser allein unter die beweglichen Güter.

52i. Das Schlagholz in Bbfchen und Hochwaldern

wird nur zu beweglichem Gut, so wie die Bäume gefällt

werden.

622. GeschäzteS oder ungeschaztes Vieh, welches

der Eigenthümer eines Grundstücks dem Pachter oder

Lehnmeyer zu dessen Bewirthschaftung übergibt, ist un-

beweglich Gut, so lang es kraft des Vertrags bey dem

Grundstück bleibt.

Vieh, das derselbe bey Andern, als Pachtern und Le-

henmeyern verstellt, ist bewegliches Gut.

523. Röhren, welche für ein Haus oder anderes

Grundstück zur Wasserleitung dienen, sind unbewegliches

Gut , und machcn eine» Theil des Grundstücks aus, für

welches sie angelegt find.

624. Sachen , welche der Eigenthümer eines Grund-
stücks zur Vewirthschaftung oder Bcnuzung desselben da-
hin gebracht hat, sind ihrer Bestimmung nach unbe-
weglich.



i l . N- l. 3. Von der kinthtilung der Sachen. »5?

Unbeweglich ist also dem zufolge:

Das zum Ackerbau bestimmte Vieh; das Acker Ge-

räth; das dem Pachter oder Lehenmey« überlieferte

Saatkorn; Tauben in Taubenhäusern; Kaninchen, die

m Gehägcn sind; Bienenstöcke; Fische in Teichen; Kel-

tern; Kessel; Brennkolben; Bütten; Zuber und Fistel;

das zum Gebrauch der Hütten und Hammerwerke, Pa-

piermühlen und anderer Gewerb-Gebäude erfolderliche

Geräts); Stroh und Dünge».

Auch sind zufolge ihrer Bestimmung unbeweglich alle
Falirnissiücke, welche der Eigenthümer zu einem Grund-
stück für l-estHndlg gewidmet hat.

525. Man vermuthet, diese Widmung, wenn sie
mit Speiß, Leim oder Kitt an den« Grundstück so befestigt
sind, daß sie nicht weggenommen werden können, ohne
entweder sie selbst oder den Theil des Grundstücks, an dem
sie befestigt sind, zu zerbrechen oder zu beschädigen.

Spiegel werden einem Zimmer für beständig gewid-
met angesehen, wenn auf der Wand, worauf sie befestigt
sind, eigene für sie abgemessene Einfassungen angebracht
sind.

Ein Gleiches gilt von Malereyen »n» andern Verzie-

rungen.

Bildsäulen werden dem ««beweglichen Vermögen zuge-
zählt, wenn sie in elner eigens für sie gemachten Vertiefung
oder Bilderblende anfgestellt find, obgleich sie übrigens
unzerbrochen vnd unbeschädigt weggenommen werden
linnen.
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526. Durch den Gegenstand, worauf sie sich bezie-

hen , sind unbeweglich:

Die Nuzniessung unbeweglicher Sachen;
Grund - Dienstbarkeiten oder Grund - Gerechtig-

keiten ;
Klagen auf Wiedererlangung einer unbeweglichen

Sache.
626 «. Unbeweglich sind auf gleiche A r t :

Alle unkörperliche Sachen, deren Gegenstand an eine liegen«
schuft gebunden is t ; z. B - das Zehendrecht, Gültrecht;

Alle Fahrniß, die verliegenschaftet, d. h. wegen jedcrzeitiger
Wiederdarstellung des Verbrauchten oder Entkommene»
auf Grundstücke unaZloslich versichert ist.

Z w e p t e s K a p i t e l .

Von den bewegl ichen Sachen.

627. Die Güter sind beweglich entwebel ihrer Natur

nach oder durch das Gesez.

628. Ihrer Natur nach beweglich sind die Körper,
die sich von einem Ort zum andern bringen lassen, sey
es durch eigene Kraft, wie die Thlere, oder durch die
Wirkung einer fremden Kraft, als leblose Dinge.

629. Zufolge der Bestimmung des Gesezes sind be-
weglich Verschreibungen und Klagen, deren Gegenstand
in ablöslichen Schulden, verfallenen Gülten und Renten,
oder in Fahrm'sstücken besteht; auch Actien oder Antheile
an Unternehmnngs-, Handlung«, oder Gewerbe - Gesell«
schaften, wenn schon unter dem Vermögen der Gesell-
schaften sich unbewegliche Güter befanden, die von diesen
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Unternehmungen abhängen. Nur in Rücksicht eines jeden
Gesellschafts-Glicds, und so lange die Gesellschaft dau-
ert/ werden diese Aktien oder Antheile unter beweglich
Gut gerechnet.

Gleichfalls gehören vermöge des Gesezes unter beweg-
liche Güter die adlbßlichen Elbrenten und die Leibrenten
von dem Ctaat oder von Privatpersonen zahlbar.

52a. Jede Erbrente ist wesentlich abldslich, die als
Kaufpreis eines liegenden Gu ts , oder bey dem Uebertrag
eines Grund-Stücks, aus belasteten oder unentgeltlichen
Ti te ln , bedungen wird.

Der Glaubiger darf die Bedingungen der Ablösung
feststellen.

Er kann bedingen, daß die Rente nicht eher gelbst
werden soll, als nach einer gewissen Zeit, die jedoch nie-
mals über dreysig Jahre hinausgehen darf. Jeder diesem
zuwider laufende Vertrag ist ungültig.

23a,. Auf vorhin bestandene Renten kann diese« nur s»
«eit angewendet werden, als sie wegen ihrer Beschaffenheit für ab«
loilich besonders erklärt sind.

53, . Schiffe, Nachen, Kähne, Mühlen und Bäder
auf Schiffen, und überhaupt alle Gewerbs-Anlagen, die
nicht durch Pfeiler an den Boden befestiget find, auch
keinen Theil tines Hauses ausmachen, sind bewegliche
Güter; l»er richterliche Beschlag solcher Gegenstände lann
'«zwischen, weil sie von großem Belang sind, an beson-
dere Formen gebunden seyn, »je dieß in der Prozeß-
Ordnung e r M r t werden wird.

>e
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532. Bau - Vorrathe von niedergerissenen Gebäuden
oder von neuen noch nicht zum Bau angewendeten An-
schaffungen sind bewegliche Güter.

553. DaS W o r t : G e r ä t h e , H a u s g e r ä t h e ,
M o b i l i e n , wenn es allein/ ohne Bevsaz oder nähere
Bestimmung, in Verfügungen der Gefeze oder der Bür-
ger vorkommt, erstreckt sich nicht auf Baalschaften,
Kleinodien, einnehmende Schulden, Bücher, Schau-und
Schazgeld, Wissenschafts-Kunst- oder Handwerks-Ge-
räthe, Leihgerathe, Kutschen und Pferde, Waffen, Ge-
treide, Weine, Futterkrauter und andere Nahrungsmittel.
Was zu einem Handels-Gegenstand bestimmt »a r , ist
gleichfalls unter diesem Wort nicht begriffen.

534. Die Worte: Z i m m e r - G e r ä t h e , M ö b e l ,
deuten nur dasjenige an. das zum Gebrauch i» den
Wohnzimmern oder zu ihrer Verzierung bestimmt ist, als
Tapeten, Betten, Stühle, Spiegel, Stock-Uhren, Tische,
Porzellan-Aufsöz« und andere Gegenstände dieser Art.

Gemählde und Bildsaulen, womit «in Wohnzimmer
ausgestattet ist, sind gleichfalls unter diesem Ausdruck
begriffen, nicht aber Gemählde-Sammlungen, die in
Gallerien oder besonder» Zimmern aufgestellt sind.

Gleiche Bewandniß hat es mit den Porzellan-Auf-
sazen. Nur solche sind unter der Benennung: Zimmer-
G t l i t h e begriffen, welche einen Theil der Verzierung
eines Wohnzimmers ausmachen.

535. Die Ausdrücke: F ä h r n i s oder fahrende
Haabe begreifen überhaupt alles, was nach de» hier
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oben festgesezten Regeln für bewegliches Gut angesehen
wird.

Der Verkauf oder die Schenkung eines eingerich-
te ten Hauses erstreckt sich nur auf Zimmer-GerHthe,
wenn nicht überhaupt alles Hausgeräth ausdrücklich ein,
begriffen worden ist.

525 ,. W i rd ein Haus namentlich, a l i zu einem bestimmten
Handel oder Gewerbe eingerichtet, Rechts < Gegenstand, so ist auch
alles Handels- oder Vewerbs-Geräche, das sich darinn befindet, als
Zugehört»« anzusehen.

536. Der Verkauf oder die Schenkung eines Hauses
mit a l l e m , was sich d a r i n « be f inde t , erstreckt
sich nicht auf die Baarschaften, und nicht auf d,'e ein-
nehmende Schulden oder andere Gerechtsame, wovon die
Urkunden in dem Hanse aufbewahrt seyn mögen, auch nicht
auf Leibgerüthe des Verkäufers oder Schenkers; alle
übrige dort aufbewahrte Fahrnißstücke sind darunter be-
griffen.

D r i t t e s Kapi te l .

Von der Verschiedenheit der Sachen nach
ihren Inhabern.

537. Jede lebende Hand (natürliche Person) kann
mit ihrem Vermögen nach Gutfinden schalten und »alten,
doch mit Beobachtung der Einschränkungen, welche durch
die Geseze festgestellt find. Güter, welche zu todter Hand
(an bürgerliche Personen, als Gemeinden, Körperschaf-
ten, Staats - Anstalten u. s. w.) gehören, werden nur
nach den Formen und Regeln, die ihnen eigen sind, ver-
waltet/ oder veraussllt.
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528. Als Zugehorden dcs Staats - Elgenthums wer-

den betrachtet die Wege, Straßen und Gasse,,/ welche der

Staat unterhalt; die Flüsse und andere Wasser, die

schiffbar oder fiozbar sind; das Gestade und Flutbett des

Meers; die Häfen, Seehäfen und Rheden; und überhaupt

alle Theile des Staats-Gebiets , die in keinem Privat«

Eigenthum seyn können.

53g. Alle ledige und herrenlose, auch alle erblose

Güter gehören dem S a a t .

540. Zu dem StaatS-Eigenthum gehören ferner die

Thor«, Mauern, Grabe» und Wälle der zu Waffenplazc»

erklärten Orte und der FeHungen.

54». Gleiche Vewandin'ß hat es mit dem Grund uud

Boden der Festungswerke und Wälle an denjenigen Orten,

die nicht mehr Waffenplaze sind. Sie gehören dem Staat,

wenn sie nicht gültig veraussert worden sind, oder daS

Eigenthum wider ihn nicht ersessen ist.

542. Gemeindsgüter sind diejenigen, auf deren Ei-

genthum oder Ertrag die Einwohner einer oder mehrerer

Gemeinden ein erworbenes Recht haben.

643. Die Befugnisse, welche man auf Güter haben

kann, sind entweder ein Eigenthum, oder ein bloßer Ge-

nuß, oder Grundgerechtlgkeiten.

643 «. D«r Genuß tann entweder an die Person de« erste»
Geniessenden gebunden seyn, oder auf dessen Erben fortgehen, lei»
gaNjcn Ertrag einer Sache oder nur einen Lhcil erschöpfen (persön,
nche Dicnstbarkeit, Nuzeigenthum oder Erbdicnstbarkeit) so «ie die
G.'mdgcrechtigrliten, thcil« Grunddiensibartcitcn, thei« «rund«
psiichtigkciten seyn können.
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543 l>. Die Art des Habens besteht thcils in der bloßcn na«

türlichcn Möglichkeit die dahin zielende Verfügungen über die Sache

oder ihren Genuß und Gebrauch wirtsam zu treffen, und ist all-

dann bloß I n h a b u n g ; theils zugleich in dem Vorsaz, dicst Vcr«

fügungcn in cigcncm Namcn und nach eigener Wiükühr zu machen,

der alsdann den B e s i z ausmacht, thcils endlich in einem miivcr»

bundcncn zureichenden Rechtsgrund für diesen Vorsaz, welcher die

Inhabung zur wirtlichen Be rech . t i gung erhebt.

Z w e y t e r T i t e l .

V o n dem E igen thum und Besiz .

544. El'genthum ist die Nefugniji über Bestand und
Wesen einer Sache, so wie über den Genuß derselben
nach Belieben zu schalten und zu walten, so lang man
nur keine durch Geseze oder Verordnungen des Staats
untersagte Verfügung darüber trifft.

544. , . Die Befugniß zu einzelnen Gattungen der in dem Ei ,

gcnthum begriffenen Verfügungen kann durch das Gcstz «der den

Willen des Eigenthumers von »em Umfang des Eigenthums im Ga»<

zen getrennt werden und auf Andere kommen. Diese Trennung

wird niemals vcrmuthct, und ist stets im engsten Sinn zu nehmen.

844.5. So lang dergleichen getrennte Verfügungsarten nur ein»

zclne Gattungen des Genüsse« betreffen, oder auch den Genuß im

Ganzen jedoch nur für eine bestimmte Person und ohne Nicübertra»

gung einer Bcfugniß über Stand und Wesen der Sache selbst nach

Belieben zu schalten und zu »alten; so wird dadurch da« «igenthum

nur beschränkt oder belastet, nicht zertheilt.

5l4- «. Hat jemand und zwar erblich den Genuß einer liegen«

schaft nebst dem »echt ,u allen Verfügungen über die Sache/ welch«

ihre besser« Genieibarteit bezielen, und ein Anderer hat daran nur

die Recht«»Erwartung dc« einstigen Hcimfalli de« Genüsse« auf be»

stimmte Fäll« sammt dem U«cht l» allen Verfügungen über die Sa»
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che, welche ihre Erhaltung im Stand einer unveränderten Genies!

barkeic bezwecke»; so hat keiner ein volles, sondern jeder nur ein

z c r t h e i l t c s Cigcnthum, ncmlich der Erste« das Nuzeigenthum,

und der Andere das Grund «Eigcnthum.

5^4. 6. Ein g e t h c i l t e s oder M i t - Eigenthmn hat dcrje»

nige, der mit einem Andern eine im innern Umf«ng durchaus glci«

che Ar t der Theilnahme an den einzelnen Gattungen der Eigenthrms«

Befugnisse hat, sep es nun zu gleichen oder ungleichen Anthcilen.

Man kann am vollen Eigcnthum, inglcichen an Grundcigcnthum al»

lein, oder am Nuz» Eigenthum allein das Mlt'Eigenthum haben.

Es findet bcy untörperlichcn wie bcy körperlichen Sachen statt,

so wie bcy liegender und fahrender Haabc.

544. «. Der Besiz hat alle Wirkungen des Eigcnthms zu Gun-

sten des wirtlichen Bcsizers gegen Jeden, gegen den man nicht » «

gen der befragten Sache in Vertrags«Verbindlichkeiten steht, «de»

der nicht einen stärkeren Bcsiz, oder ein stärkeres Recht zur Sache

geltend machen kann.

Der stärkere Besiz findet nur bey liegender Haabe statt, »n»

steht demjenigen z u , der vor tem Andern die Sachen wenigsten« ein

Jahr lang ungestört aus einem Rcchtsgrund, der die Meinung eine«

Eigcnchums« Erwerbs begründen kann, ruhig inne hatte, sie durch

Eigcnmacht des Andern, oder derjenigen deren Rechtsfolgcr dieser

ist, verlor, und die verlorne Inhabung vor Ablauf eines Jahrs

verfolgt.

Eigcnmacht in der Bcsiz«Ergreifung wird begangen durch ge»

wallsame oder verheimlichte Ergreifung der Inhabung, so wi«

durch gcsezwidrige Selbst«Verwandlung einer vergünstigten Inha»

tung in einen Besiz. (22I» und -24N.)

Das stärtcrc «echt hat derjenige, dessen Erwerbsart nach den

«cftzen wirksamer «der vorzüglicher ist, «l« diejenige, woraus der

Anterc seine Berechtigung ableitet.

645. Nie-
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Niemand kann gezwungen werden, sein Eigcn-

thum abzutreten, es scy dann um des öffentlichen Nu-

zens willen und nach vorausgegangener Entschädigung.

54Z. «. Das Gleiche hat statt in einer ihn und andere gcmcii»

schaftlich betreffenden Gefahr zu deren Abwendung gegen nachfolgende

verhältniHmWge Vergütung.

546. Das Eigenthum an einer Sache, sie sey beweg-
lich oder unbeweglich, gibt zugleich ein Recht auf alles,
was sie durch sich selbst hervorbringt, und was durch
Natur oder Kunst mit ihr vereinigt wird. Dieses Recht
wird das Recht des Zuwachses genannt.

E r s t e s K a p i t e l .

Von dem Juwachsrecht a u f d a s , was die
Sache h e r v o r b r i n g t .

64?. Alle Früchte, natürliche, erzogene und bül-ger-
liche (S . 583. und M4.) gehören dem Elgenthümer kraft
des Zuwachsrechts.

5^U. Die Zueignung derselben erzeugt die Verbind-
lichkeit, die von einem Dritten darauf verwendeten Ko-
sten der Bestellung, Arbeit und Aussaat zu ersczen.

549« Der Besizer wird nur alsdann Elgenthümer der
Früchte, wenn er «in redlicher Befizer ist, andern falls
»st er verbunden, die Früchte mit der Sache dem rück-
fordernden Eigenthümer zurückzugeben.

55o. Es« redlicher Besizer ist derjenige, der entwe-
der Eigenthümer ist, oder doch auS einem Titel, der Ei«

« s b



146 u. B> u. T. Von dem Eigcnthum und Besiz.

genthum übertragen kann, und dessen Mängel ihm unbe«

kannt sind, als Eigenchümer besizt.

Von dem Augenblick a n , da er dessen Mängel kennt,
hört er auf , redlicher Besizer zu seyn.

Z w e y t e s K a p i t e l .

V o n dem Z u w a c h s r e c h t a u f d a s , w a s m i t der

Sache v e r e i n i g t u n d i h r e i n v e r l e i b t w i r d .

65». Dem Eigenthümer gehört al les, was mit sein«

Sache vereinigt oder ihr einverleibt w i r d , gemäß nach-

folgender Regeln.

Erster Abschnitt.
Von dem Zuwachsrecht b«y unbewegl ichen

Sachen.

552. Das El'genthum an Grund und Boden umfaßt

alles, was ober und unter der Oberstäche ist.
Auf und über der Oberfläche kann der Eigenthümer

alle nicht verbotene Pflanzungen und Gebäude anlegen,
die er für gut findet, so weit sie nicht unter dem Ti-
tel : von den G r u n d - D i e n s t b a r k e i t e n ausge-
nommen sind.

Auch unter der Oberfläche kann er nach Belieben Ge-
bäude und Gruben anlegen, und daraus allen Vortheil
ziehen, der nicht gegen die Geseze über die Bergwerke,
4,no gegen die Polizey- Verordnungen anstoßt.

553. Von allen Gebäuden, Pflanzungen und Wer«
ken , die sich auf oder unter dem Boden befinden, ist z«
v«rwuth«n, daß sie auf Kostendes Grund-Eigenthümers
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angelegt worden, und ihm zugehören, so lang nicht das

Gegcntheil erwiesen ist; ohne Abbruch des Eigenthums,

das ein Dritter an einem unterirdischen B a u , oder an

jedem andern Thci l eines Gebäudes auf fremdem Boden

durch Verjährung oder sonst rechtmäßig erlangt haben,

oder noch erlangen mag.

664. Der Eigenthl'mer des Bodens, welcher Ge^
bäude, Pflanzungen, und Werke aus Werkstoffen, die
ihm nicht zugehören, augelegt hat, muß deren Werth
zahlen; den Umständen nach kann er zugleich zur Ent-
schädigung verurthcilt werden: ab« der Eigenthümer der
Werkstoffe,. hat kein Recht sie wegzunehmen.

S,nd die Pflanzungen, Gebäude und Wer-
ke von einem Andern und mit dessen Werkstoff angelegt
worden; so hat der Eigenthümer des Bodens das Recht,
entweder sie zu behalten, oder denjenigen, der sie ge,
macht hat , zu nöthigen, daß er sie wegnehme.

Verlangt der Eigenthümer des Bodens, daß die Pflan-
zungen und Gebäude weggeschafft werden, so geschieht das
Wegschaffen auf Kosten und Schaden desjenigen, der sie
anlegte; ja er kann bewandten Umstanden nach zur Ent-
schädigung des Eigenthümers des Bodens verurtheilt
werde n.

Wi l l der Eigenthümer Pflanzungen und Ucbergebäude
lieber behalten, so hat er den Werth der Werkstoffe und
den Arbeitslohn zu ersezen, der Boden mag dadurch viel
«der wenig im Werth erhöht worden seyn. Wurden je-
doch die Pflanzungen, Gebäude und Werke von eine»
solchen Inhaber angelegt, dem zwar das Eigenthu«

K 2
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durch Unheil und Recht abgesprochen, der aber als red«

licher Besizer, zu keinem Früchten - Ersaz verurtheilt

ward; so kann der Eigenthümer die Wegräumung der ge«

dachten Werke, Pflanzungen und Gebäude nicht fordern;

er hat aber die Wahl, ob er den Werth des Werkstoffs

und des Arbeitslohns, oder die Summe ersezcn wi l l ,

um welche der Boden an seinem Werth erhöht worden ist.

556. Anlagen und Zuwüchse, die nach und nach und
unmerklich an Grundstücken sich bilden, welche an einem
Fluß oder Strom angränzen, heissen Anschwemmungen.

Die Anschwemmung kommt dem Ufer-Eigenthümer
zu gut, der Fluß oder Strom mag schiffbar und flößbar
seyn, oder nicht, doch daß ersternfalls der zum Leinpfad
gehörige Raum verordnungsmaßig freygelassen werde.

557. Das Gleiche gilt von Plazen, welche das fiies«
sende Wasser verläßt, wenn es sich unmerklich von einem
Ufer zurück zieht, und auf das andere hinwirft: der
Eigcnthümer des verlassenen Ufers hat den Bortheil de«
Anschwemmung, ohne daß der Uferbewohner der entge-
gengestzten Seite den Grund in Anspruch nehmen könne/
den er verloren hat.

558. Das Anschwemmung« - Recht hat bey Seen
und Teichen nicht statt. Deren Eigenthümer behalt alle-
mal den Boden, welcher vom Wasser in jener Höhe bedeckt
wird, auf welch«, das Teichwasser ablauft, «uch als-
dann , wenn das Waffer niedriger steht.

Umgekehrt erwirbt der Eigenthümer des Teichs kein
«echt auf den Theil des Bodens, den das Teichwess«
b«p «iner anffelordentlichen Höhe überschwemmt.
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55g. Wird von einem Fluß oder S t r om, er sey

schiffbar oder nicht, durch plözliche Gewalt ein beträchtli-

cher und kenntlicher Theil eines angränzenden Felds ab-,

gerissen, und einem Felde, das unterhalb oder am ander-

seitigen Ufer gelegen ist, zugeführt; so kanli der Eigen-

thümer des abgerissenen Stücks sein Eigenthum zurückfor-

dern. Er ist aber .gehalten in Jahres-Frist seine Klage

anzubringen. Späterhin wird er damit nicht gehört, aus«

ser wenn der Eigenthümer des Felds, womit das abgeris-

sene Stück vereinigt worden ist/ den Besiz davon lnoch

nicht ergriffen hätte.

2Z9- ,. Das nemliche gilt dem Herrn>°dcr aus.lem abgerissenen
stück haftenden Erb«Gerechtigkeiten.

669. b. Wird der alte Ufer«Nachbar dadurch von, Fluß- abge»
schnitten, so kann er eine solche verhältnismäßige Thcilung seines Bo-
dens und der neuen Anlage verlangen, «obey ihm noch der Vorthcil
les Stromgenuffes mit zu Lhcil wird.

56a. Große und kleine I n s e l n und A n l a g e n , die i n

dem Bett eines Flusses, schiffbaren oder floßbaren Stro-

mes sich bilden, gehören dem Staat , so lange dessen

Recht durch einen andern Titel oder durch Verjährung

«>'cht erloschen ist.

26»» Inseln und Anlagen in «»schiffbar und unfioß-
bar«n Gewässern gehören dem Ufer-Eigenthümer. Hat
sich diese Insel nicht ganz auf einer Seite gebildet, so
gehört fi« den beyderseitig angränzenden Eigenthümer».
Di« Theilung geschieht nach der wahren Mitte des Flusse«.

562. Wenn ein Fluß oder Strom sich theilt, und ei-

nen neuen Ar« bildet, «in angranzendes Feld von de»
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festen Land abschneidet und zur Insel macht, so behalt
der vorige Eigenthümer sein Fe ld , auch in schiffbaren oder
flößbaren Wassern.

563. Verändert ein F luß , er sey schiffbar, flößbar
oder nicht, seinen Lauf, und verläßt sein altes Flußbett,
so nehmen die Eigenthümer, der unter Wasser gekomme-
nen Grundstücke, zur Entschädigung das alte verlassene
Flußbett, jeder nach Verhältniß des Bodens, der îhm
weggenommen ward.

664. Tauben, Kaninchen, Fische, die in andere
Taubenhäuser, Kaninchen - Gehäge oder Fischteiche über-
gehen, gehören dem Eigenthümer dieser Behalter, so lang
-sie sich dort aufhalten, so fern sie nicht durch Arglist und
Kunststücke herbeygelockt worden sind.

664. «. Das nemliche gilt von Bienenschwärmen, die auf frem«
dem Eigenthum angebaut haben: das blosse Anhänge!» benimmt dem
verfolgenden Eigenthümev das Recht sie zu fassen noch nicht, doch daß
ohne Schaden des fremden Grund- Eigcnthümers die Fassung ge<
schehe.

Z w e y t e r A b s c h n i t t .

V o n dem Zuwachsrecht bey beweglichen

Sachen.

565. Das Zuwachsrecht zwischen zwey beweglichen

Sachen, die zweyen verschiedenen Herrn zugehören, wird

lediglich nach GrundsHzen der natürlichen, Billigkeit ^ge-

richtet.

Folgende Regeln sollen dem Richter Beyspiel seyn,
für nicht entschiedene Falle je nach Verschiedenheit der
Umstände.
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566. Sind zwey Sachen verschiedener Herrn nur

mit einander vereinigt, so daß sie zwar ein Ganzes bil-

den, wovon jedoch jede wieder getrennt fortbestehen könn-

te; so gehört das Ganze dem Herrn der Haupt- Sache,

unter der Verbindlichkeit, daß er dem Andern den Werth

der mit ihr vereinigten Neben - Sache zahle.

667. Als Hauptsache wird diejenige angesehen, mit

welcher die Andere nur zum Gebrauch, zur Verschönerung

oder zur Ergänzung vereinigt wurde.

56U. Wo die Neben-Sache von viel größerm Werth

als die Hauptsache, und ohne Vorwissen ihres Eigeuthü-

mers hinzugefügt worden ist, kann dieser verlangen, daß

die Neben - Sache getrennt und ihm zurückgegeben werde,

selbst dann, wann dadurch die Haupt - Sache verschlim-

mert werden könnte, falls nur die Trennung ohne deren

gänzliche Entwerthung möglich ist.

56g. So oft von zwey vereinigten Sachen die Eine

nicht als Neben-Sache der Andern angesehen werden

kann: so wird diejenige für die Hauptsache angesehen.

Welche an Werth, oder wo dieser auf heyden Seiten bei-

nahe gleich wäre, an körperlichem Umfang die beträcht-

lichste ist.

570. Hat ein Künstler oder sonst Jemand «inen frem-

de« Stoff gebraucht, um ein Werk anderer Ar t daraus zu

bilden; so hat der Eigenthümer de« Stoffs das Recht,

das hieraus gebildete Werk sich zuzueignen mittelst Zah-

lung des Werths der hierauf verwendeten Arbeit, der

Stoff mag seine vorige Form wieder annehmen könne»

oder nicht.
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57». Würde die Arbeit den Werth des Stoffs weit

übersteigen, so wäre die hieran verwendete Mühe die

Hauptsache, und der Arbeiter hätte das Recht, die ver-

arbeitete Sache zu behalten gegen Bezahlung des Werths

des Stoffs an den Eigentümer.

672. Hat jemand zu einem Werk theils eigenen,

theils fremden Stoff gebraucht, wovon zwar keiner

ganz zerstört ist, welche jedoch so vereinigt sind, daß sie

nicht füglich getrennt werden können; so ist die Sache un-

ter beyden Eigenthümern gemeinschaftlich. Der Eine ist

nach dem Ver lMn iß des S to f f s , der ihm zugehorte, der

Andere nach dem Betrag des ihm zugehörig gewesenen

Stoffs und des Werths seiner Arbeit zugleich/ daran

Theilhaber.

5?3. Wo durch Mischung mehrerer Stoffe verschie-

dener Eigenthümer, wovon keine als Hauptfioff angese-

hen werden kann, eine Sache hervorgebracht w i rd , und

die Stoffe sich von einander trennen lassen, da kann der-

jenige, ohne dessen Norwissen dieselbe gemischt wurden,

ihre Trennung verlangen.

Können die Stoffe nicht mehr füglich getrennt wer-

den , so sind Alle an der Sache gemeinschaftliche Mit«Ei«

genthümer, jeder nach Verhaltniß der Menge, der Güte

und des WerthS des ihm zugehörigen Stoffs.

674. War der Stoff des Einen, der Menge und dem

Werch nach, bei weitem von grbsserem Belang als jener

des Andern, so kann der Eigenthümer des Sto f fs , !der

«inen höheren Werth hat, dl« aus der Mischung entstandene
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Sache sich zueigne«/ muß jedoch dem Ändernden Wcrth

seines Stoffs vergüren.

5?5. Bleibt die Sache unter den Eigentümern der

Stoffe, woraus sie entstanden ist, gemeinschaftlich/ so muß

sie für gemeinschaftliche Rechnung versteigert werden/

wenn sämmtliche Mit-Eigenthümer nicht über eine andere

Verwendungsart sich vereinigen.

676. Der Eigenthümer, dessen Stoff ohne sein Vor-

wissen gebraucht worden ist, um ein Werk zu bilde«/ hac

in allen Fällen/ worin« er das Eigenthum dieses Werts

in Anspruch nehmen kann, die Wahl statt dessen die

Wieder - Erstattung seines Stoffs in gleicher Gattung,

Menge, Gewicht, Maas und Güte, oder die Zahlung des

Werths zu verlangen.

677. Wer Stoffe, die einem andern zugehören, oh-

ne dessen Vorwissen gebraucht hat, kann nach Umstanden

zur Entschädigung verurtheilt werden, unabbrüchig dem

Strafverfahren, das hier etwa noch eintreten kann.

"Dri t tes Kapitel.
Vom Grund- und Nu z-Eigenthum.

677 , , . Ein Nuz««igenthnm entsteht durch Verträge, leztcn
Wi l len, oder Ersizung; cs tann nur auf liegenschaftcn statt finden,
und blsteht, mit oder ohne Abgaben an den Grund»Eigenthümer, fiir
dm entbehrenden Genuß.

677 »b. Das Daseyn »ine« zertheilten «igmthum« ist nur d«
««»»nehmen, »0 in Vcri lndtnmaiMen von dem neuen Besizer eine
besondere Anerkenntnis de« «runlxEigenthum« nach bestimmten F»r»
« « , ,. B . durch «rbleihlErneuerung, Handlohnzahlung, geschieht;
wo diese nicht besteht, l a ist der Besijer voller eizcnthiimer, wenn



5̂ch l l . B - ». T- V»n dem Eigenthum unö Vesiz.

«r gleich von dem Genuß eine Gült an einen Andern g ibt , es mag
«nch in den alten Urkunden noch so viel von einem Eigenthum des
Gültbezichers die Rede seyn.

2?7 »c. Der Nuz«Eigentümer hat die unten beschriebenen
Rechte und Pflichten des Nuznicsscrs (Saz 582 — 616) die jedoch
durch die Erblichkeit und Eigcntyümlichkeic seines Genusses in nach»
benannten Stücken sich erweitern.

677 »ä. Er genießt nicht nur die Früchte, welche die Sache,
so wie sie ist, hervorbringt ( S . 682) , sondern darf auch alle zur
bessern Benxzung dienliche Veränderungen vornehmen; nur bey solchen
Stücken, die ihm namentlich unter ihrer Benuzungsform, z. B- a l l
W a l d , als Mühle, übergeben worden sind, muß er die Bewilligung
des Grund«Eigenthüm«rs einholen, um solche Veränderungen vorzu»
nehmen, welche bey dem Heimfall des Nuzeigenchums die Herstellung
der vorigen Benuzungsform in einem Zeitraum von längstens zehn
Jahren unmöglich machen würden; z. B- eine Waldausrottung.

677 »e. Die durch den Gebrauch abgenuzt werdende Stücke
muß der Nuzeigenthümer wieder ergänzen, so daß sie bey dem Heim»
fall in dem Zustand zurückgegeben werden können, in welchem sie
urkundlich einst gegeben wurden. ( S - 669.)

67? » f . I n Benuzung der Wälder und Bosche »st er nicht
an den Gebrauch des Grundeigcnthümers, sondern allein an die Forst»
Ordnungen gebunden, und Lars auch das hochstämmige Holz aller
A r t bcnuzen. ( S - 690 — Z92.)

69? »8- I n Absicht der Verpachtung hat er sich nach den
Vorschriften des Sazcs 696 nur alsdann zu richten, wenn das N«i«
Eigcnthum in seiner Person auf dem Heimfall steht.

677 «l>. Er hat auch das Recht zu neuen Gruben und Brü«
chen in feinem Nuzeigenthum und zu den Schäzen, die darinn gl<
fundcn werden. ( S . 5^8.)

677 « i . Er giebt keine Sicherstellung für die schuldige Serg«

fa l l im Gebrauch der Sach«. ( G . 601 — 604.)
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577 «K. Er muß alle bauliche Unterhaltung auf sich nehmen,

und übergeben« Gebäude, welche wahrend des Nuzcigenchums verfal-

len, wieder aufbauen. Bep dem Heimfall kann er für Baukosten

neuer Anlagen, nur so weit Vergütung fordern, als die Sache da-

durch für den Grundcigenthümcr nicht blos anmuthiger, sondern

wirklich nüzlicher und besser geworden ist, als sie zuvor und zur Zeit

der Entsetzung des Nuzcigcnthums urkundlich war. ( S . 6»5 — 607.)

.677 »I. Er tr.igt die auf das Eigenchmn fallende Lasten, so

lang er nicht sein Nuzeigenthum dem Grundherrn hcimschlagt.

( E . 609.)

677 »m. Auf ihn fallen auch die Kosten und Folgen solcher

Rechtssirittigkeiten, welche das Eigcnthum betreffen, so gut wie jene

die den Gen»ß angehen, jedoch diejenigen ausgenommen, welche dem

Grundeigenthümer daraus entstehen, daß er zu Vcrtheidigung seines

Vortheils dem Rechtsstreit bcytritt. ( S . 6,3.)

677 ,,!. Hecrden, die ganz falle«/ muß er seiner Zeit wieder

"sezen. ( S . 616.)

677 »0. Der natürliche oder bürgerliche Tod endigt das Nuz»

Eigenthum nur dann, wenn der Gestorbene der lezte der Erbberech«

tigten ist ( S . 617.), sonst wälzt er es nur auf den Nuzeigenthumi»

Erben.

Z77 »p. Das Nuzeigenthum, welches an Körperschaften gege«

bcn ist, endigt sich durch keinen Zeitverlauf, wenn es nicht durch

siine Entstehung« - Urkunde auf Zeit bedingt ist. (S- 619.)

677 « , . Das Nul'Eigenchu», an einem Gebäude wirkt nach

testen Umsturz allemal ein Bcnuzungsrccht auf den Grund und B°<

den, und auf die Baustoffe. (S - 624.)

2?? »r. Der Rechtstitel des Nuzcigenthümers kann! einzeln«

der obgedachtcn »echte und Pflichten auf andere Art bestimmen.

* Viertes Kapitel.
Vom Mit-Eigenthum.

577 d ^ D a « Niteigenthum haftet auf jedem Lheil «nd «uf

l'dcr Zugehkd« der Sache, auf welche c« statt findet.
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Z77 dl , . Ein Miteigenthümcr kann gegen den

der Ucbrigm keine einzelne aus dem Eigenthum sticßcndc Verfügung

gültig Neffen, ausscr jenen, welche zur Erhaltung dcr Sache unvcr«

schicbllch nothwendig sind, oder welche das Gesez für einzelne Gattun-

gen und F5lle erlaubt.

577 K c. DcrsMc kann ohne ihren Willen handeln, wo ei»

gsmcinschaftlichcr Vortheil in Frage ist, der vorbeyaclasscn werden

mußte, wenn die Sache ihnen zuvor zur Wissenschaft gebracht und

ihr Wille vernommen werden müßte. Er tr i t t dadurch in die Ver«

pftichtungen dcr Geschäftsführung. (S- 1I72.)

677 b ö. Einwilligung der Miteigcnthiimer ist nur vorhanden,

wo alle beystimmen. Der Widerspruch eines Einzigen hindert jede

Eigenchumsvcrfügung, die nicht gegen den Willen dcr Miteigenthw

»»er gültig unternommen werden kann.

677 b«. Miteigcnfhümer tonnen den Gcnxß abtheilen, «»^

in der Gemeinschaft des Eigenthums bleiben; wo dieses geschehen ist,

da müssen alle jene Verfügungen, welche bcy dem N»zcigenthum

die Mitwirkung des Grundcigenchümers fordern, «on den sämmtli«

chcn Niteigcnthümcrn gemeinschaftlich geschehen, die übrigen unter«

nimmt jeder Theilhaber in seinem Antheil für sich.

S77 l>5. Jeder Miteigenthiimcr kann sein Recht nach Belieben

«n andere Personen veräusscrn» bcy Liegenschaften sind jedoch die

Nitgemein« nicht schuldig, den fremden Enrerber in die Gemein'

schaft kommen zu lassen, wenn sie den Erwerb ordnungsmäßig loo?

scn wollen und tonnen.

677 b ß. Jeder kann auf Thnlung nicht blos de« Genussei,

sondern auch de« Eigenthums in jeder Gemeinschaft dringen, aber

»uf «ine Lheilung im Stück nur da, «0 die Natur «der ein Gestl

di« Sache nicht für untheilbar erklärt hat. Verträge können da«

Tbeilungebegehren für bestimmte Zeiten verschieben, aber nicht für

immer bcstitigcn, »0 ein Gcstl nicht alle.Theilung verbietet.
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* Fünftes Kapitel.
V o m F a m i l i e n - E i g e n t h n m o d e r S t a m m g u t .

677 c l>, Stammgut ist dasjenige Vermögen / lrclches zu Er«

Haltung eines Namens und Stamms gesezmäßig ausgeschieden ist.

677 c I,. Nur licgenschaftlichcs Vermögen aller Art kann Stamm?

gut werden, und nur unter de«, Beding, daß seine Stammgrt:'-

Eigenschaft in der Landtafel eingetragen werde/ nemlich in dc>:!>ü!«

gen Buch, welches von delv Staatsbehörde über den Erwerb i'üd

die Veräusserung oder Vei-pfändung der kanzlepsaßigcn licgcnschaftcil

geftihrt werden so«.

67? c c. Nur jenes liegenschaftlichc Vermögen hat diese Eigen«

schaftz welches durch grundgesezmäßige Familienverträge jczt schcn

«li selches besteht, oder künftig mit besonderer Staatsbewilligung

dafür neuerlich «-klärt und gewidmet »vird.

677 c 6. Di« mindesie Summe des Stammguts soll ein rei»

nei Einkommen von viertausend Gulden für den Ritterstand, und

von fünfzehentausend Gulden für den Herrcnstand scyn, das höchste

aber ersterenfalls achttausend Gulden, und leztercnfalls drcpßigtausend

Gulden. Neue Stammgürcr müssen genau hiernach ermessen wer»

den: ältere bestehen aber in ihrem dermaligen Umfang, auch wenn

sie jene Summen überschreiten oder nicht erreichen, so lang nicht

vorhandene rcchtmiißige Schulden ein Anlaß zur Minderung eines

l« hohen oder Auflößung eines zu nieder« Stammguts werden.

6?? c«. Der jeweilige Stammhtrr hat am Stammgut ein u n»

z e r t h e i l t e s , auch wenn er allein und kein Anderer mit ihm in

das Erbe t r i t t , «in u n g e t h e i l t e s Eigenthum, das aber in sei»

««« Gebrauch beschränkt, und in seinem Genuß belastet ist.

677 «s. Das Stammgut in« Ganzen, auch jedes Hauptstück,

da« nemlich »in selbststänliges Ganzes, nicht blos eine Zugeborde aus»

«acht, kann nicht ohne Staats-Gutheisen veraussert »erde«. Diese«

wird bey l im Staatsoberhaupt gesucht, ron dem es nach Vcrneh,

mung der Stammgutiterechtigtcn und d<« H,on'An»aldi des ober-
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stcn Gerichts bewilligt, oder abgeschlagen wird/ ohne an die Einwil,

ligung der Stammgutsberechcigten gebunden zu scyn, wenn nur der

Erlöß bis zur gestzlichen Ertrags^Erfordcrniß wieder in Scammgut

verwandelt wird.

677 c g. Einzelne Nebensiückc und Zugchörden des Stammguts

können virciussert wcrdcn, wenn nur die Veränderung zur landtafel

ailgczciat, und der Wcrch, soweic er nicht auf rechtmäßige Schul»

dcnzcchümg aufgeht, wieder in Liegenschaften dem Stammguc beiige-

schlagen oder dazu vcrlicgcnschaftcc wird. Ohne dieses ist die

Veräußerung ungültig.

677 ck. Der Stammgutsberechtigte hat alsdann, wenn der

Erwcrbcr ein Fremder ist, das Recht, in den Erwerb unter gleichen

Bedingungen in gcse;miißiger Zeit und Ar t einzustehen.

677 c i . Stanilngut kann weder zu Unterpfand gegeben, noch

durch gesczüchc Vorzugsrechte erfaßt werden, ausscr so weit es den

gcsczlichcn Betrag übersteigt. Nur auf das Einkommen des Stannl»

gutö wirken llnccrpfands« und Vorzugs«Rcchtc.

677 ck. Stammgut kann nie auf weibliche Nachkommen tei

ersten Stammhauxts fallen, so lang noch männliche leibliche und ehe«

liche Nachkommenschaft vorhanden ist. Wäre uuccr Gütern, die bis-

her für Stauimgut gehalten worden, und in einigen Stücken etwa

auch Stammgutsrccht genossen, solches, bcy w.lchcm weiblich und

miinnlich Geschlecht zugleich in das Erbe getreten ist; so kann es

Stammgutsrccht nicht gemessen.

577 c!. Stammgut kann an mehrere männliche Nachkommen

zugleich vererbt werden, wenn die Familicnvcrtrage nichts anders

verordnen, so lang diese sich gefallen lassen, in Gemeinschaft zu blc»

bcn, oder das Stammgut so groß ist, daß es unccr sie vcrcheilt wer,

den kann, ohne daß ein Thcil unter den mindesten Betrag einer Stamm«

gutsbcrcchtigung herabsinke.

O, 677 cm. Stammgut, »ennn es wegen seinem geringen Betrag

«der »eg«n der Familienvcrträge untheilbar ist, kann nur an Eine«

der Stammgenossm kommen; dieser bestimmt sich bep dem Herren?
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stand nach Erstgcburtsrecht, und bcp dem Rittcrstand, wenn nicht

Erstgeburts« oder Alter-Erbe in den Familienverträgen sich fcstgcsezt

befindet/ so wie bey den lehen, nach Vorzugs«Erbrecht.

877 cn. Der Stammerbe, als solcher, ist nicht Erbe des lez»

ten Besizcri, sondern des ersten Stamnchaupts, und trägt daher keine

lasten als solche, welche aus Handlungen dieses Stanimhaupts auf ihn

kommen; er kann das gemeine Erbe des lczten Besizers antreten oder

ausschlagen, selbst wenn er dessen Sohn wnre, ohne Nachcheil seines

S°nder»Erbrcchts am Stammgut.

677 eo. Der Stammgutsbcsizer kann keincrley lezte Willens»

Verfügung über das Stammgut machen, welche an dessen EigenchlM,

«der Erbordnung etwas ändert; nur über den Genuß sieht ihm in

dem Fall frcp, leztwillig zu verfügen, wo der Stammcrbc zugleich

sein tandcrbe wird.

677 c p. Als gesczli'che last haftet auf dem Stammgut die

Abfertigung der von der Erbfolge ausgeschlossenen Söhne und Töch«

tev der Familie. So weit darüber die Familicnverträgc nicht Maas

und Ziel geben, richtet sich die last nach der Ähnlichkeit desjenigen,

was dcsfalls in dem tchcnsgrundgcscz Saz 3«. und 3». >>. und c.

verordnet ist.

2?7 c q. Als gesczliche Last haftet ferner darauf die Hcimzah-

lung jeder Schuld, welche für die rorgedachte Abfertigung, oder für

die Erhaltung des Stammguts verwendet worden ist, oder mir Rc>

gentenamtlicher Nachsichtsbewilligung auf das Stammgut l'crpftindct

ward, jedoch s«, daß nur der Er t rag, nicht der Stock des Stamm«

yuts darum angegriffen werden kann / so lang dai Stammgut in«

nerhalb der gcsezlichcn Maas sieht.

Stammgut, da« unter diesem Benag sieht, kann auf Undrim

gen der Gläubiger aufgelöst/ und Stammgut, das über diesem Pe«

trag steht, wegen des Uebnschuffci ans dem Stammgutsverbanb

ausgezogen, und so alsdann dessen Hauptstock dadurch angreifiich für

die Zahlung der Schulden gemacht »erden.
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677 c r. Auch Haft« ferner auf den Fal l , wo das tand-Erbc

eines abgestorbenen Stammguts«Erben nicht zur Zahlung aller

Sch»!dcu hinreicht, die Bezahlung der im Saz 2101. benannten

Vorzugsfordcrungcn auf dem Stammgut, doch daß der Nachfolger

nicht mehr als höchstens einen Iahrsgcnuß, in drcp Jahre verthcilt

zahlbar, dafür in die gemeine Erbmasse einwerfen dürfe, wenn gleich

ccw» deren Belauf höher steigt.

67? c , . Das Etannugut verliert diese Eigenschaft, wenn««

ausscr der Familie ordnungklimsig veräusscrt wird > es verliert sie,

wenn alle Stamm - Erbberechtigt, die am Leben sind, oder deren

Pfleger, unter landesherrlicher Bewilligung die Auflosung beschließen;

die Ungebornen sind hierbei) weiter nicht in Betracht zu ziehen, als

soweit sie schon gezeugt sind, ihr Vater aber gestorben ist, und

dccwcgcn nach Saz 893. ein Pfleger der Leibesfrucht sie zu vertreten

hat; es verliert sie endlich, wenn der erbberechtigte Mannsstamm

ausgestorben ist, ohne daß ein anderer Stamm etwa durch ältere

Verträge und Vcrlommnisse ein einstmaliges Erbrecht auf solchen

Fall hat«.

67? c 1. Die Anwünschung eines Kinds kann diesem nie ein

Erbrecht am Scammgut, nech ein F«rder»',ngs«Recht auf Abferti-

gung aus solchem geben. Natürliche Kinder können eben so wenig

«ine Erbfolge oder Forderung an das Slammgut haben. B«de

halten daher auch die Aloschung seiner Eigenschaft nicht auf.

67? « »- Nach Erlöschung der Stammguti«Eigenschaft erben

die vorhandene weibliche Familiengliedcr, und zwar, wenn die Fami»

lienverträge nicht Maas und Ziel geben, so, daß alle Abkommlmze

liner Fnmilicntochtcr, leren erste Ausschlicssung vom Erbe durch

den Eintritt «ine« männlichen Stamm «Erben in las Erbe, we.a»

sie mit ihm würde Theil g.h«bt haben, w«nn e« gemeines Erbe g«

wcstn wäre, nicht über dreysig Jahr rückwärts, von der ErlKschung

an, fä l l t , so gut als die etwa porhandeoe Tochter des leltverfterl

denen Besser« ins Erb« treten, und ohne Nntersihied der Rahe tes

Grats
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Grads nach Stämmen und Unter «Acsien und endlich in jedem

Unter« Ast nach Köpfen theilcn, zugleich aber auch alle noch unte?

zahlte und unverjährte Schulden der vorigen Stamm«Erben zahlen

muffen, sie mögen Stamm-Schulden oder gemeine gewesen swn.

Z77- c v. Eigenchum und Erbrecht richtet sich in Allem,

worüber die vorigen Snze geradezu oder folgweise ein Anderes

nicht nochwendig machen, nach den allgemeinen Regeln.

* Fünftes Kapitel.
Vom Schrift-Eigenthu n?.

5?7 ä». Jede niedergeschriebene Abhandlung ist ursprüngliches

Eigenchum dessen, der sie verfaßt hat, wenn er nicht allein aus frcm,

dem Auftrag und für fremden Voetheil sie entwarf, in welchem

Fall sie Eigenchum des Bestellers wäre.

2?7 <l l». Das Schrifteigenthum erstreckt sich nicht nur auf die

Handschrift, sondern auch auf deren Inha l t ; cs enthält daher taS

Aecht über die Vervielfältigung durch Abschrift oter Addrl'ck nach

Gutsinden zu verfügen.

677 ä c. Das Schrifteigtnthum geht gleich jedem andern, in

geeigneten Fällin auf Andere über.

677 ä ä. Wer eine Handschrift zum Abdruck für eigenen

Verlag hingibt, begibt sich damit des Eigcnthums in keinem Stück.

Wer sie zum Verlag des Ucbcrnchmeri unentgeldlich oder gegen

einen bedungenen Preis hingibt, der tr i t t dadurch das Ei»

gcnrhum an der Handschrift ganz ab, und b eschrän l t sein Ei»

»rnchum a« Inhal t durch das Verlagsrecht.

677 ä e. Diese Beschriilungen, s» weit der Verlagsvertrag nichts

ander« »der mehr««« ftfigesezt hat , bestehen darin», daß der Verleger

l«»r die Auflag« so groß machen kann / als »r » i l l ; sie hingegen

ohne Einwilligung de« Eigenthümeri nicht »iedtrholen darf; inale«

«esezbnch. z
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chem, daß cr den Abdruck im Ae»ssern nach seinem Belieben einrich»

ten, aber am Inhalt nichts mindern noch mehren darf.

677 H k. Der Erwerb eine« Abdruck« macht den Erwerbcr nur

zum Eigenthümcr de« einzelnen Stücks, nicht aber scinei Inhalts,

cr kann also keinen Nachdruck desselben veranstalten ohne Bewilli»

gung des Verfasser« und Verleger«; cr lann «< aber Auszugs»

Umarbeitung«» oder Esllcirungiweise zur Grundlage eigener AbHand«

Zungen machen/ woran ihm alsdann da« Schrifteigenthum zukommt.

677 <lz. Verfasser und Verleger tonnen ihr Eigcnchumsrecht

«ur so weit geltend machen, als sie auf dem Abdruck ihren Namen

«»gegeben haben. Ist nuv einer allein genannt, so übt dieser die

Rechte beider allein.

677 ä!,. Das Schrifteigenthum gedruckter Schriften erloscht

mit dem Tod de« Eigentümers, der sie in Verlag gab; jeder B «

sizcr der Schrift kann alid«nn einen Nachdruck veranstalten, so weit

nicht besonder« Gnad»nbri«fe, die der Verleger hat, im Weg stehen.

D r i t t e r T i t e l .

Von N u z n i e ß u n g , N u z u n g , W o h n u n g , oder

persönl ichen D i e n s t b a l k e i t e n .

E r s t e s K a p i t e l .

V o n d e r N u z n i e ß u n g

678. Die Nuznießung ist das persönliche Recht,
fremdes Eigenthum , so wie es ist, gleich dem Seinigen zu
genießen, mit der Pflicht der Erhaltung der Sache in un-
verändertem Stand und Wesen verbunden.

579. Man erlangt die Nuznießung an «lner Sache
entweder durch Verfügung de< Gesezes oder durch Wil-
len ihres Eigenthümers.
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5>̂ a. Die Nnznl'rßiMg kann gegeben werden entweder

unbestimmt, oder auf bestimmte Zeit/ oder unter bestimm-
ten Bedingungen.

5äi. Sie findet an beweglichen und unbeweglichen
Gütern statt.

Erster Abschnitt.
V o n den Rechten dcs N u j n i e ß e r s .

682. Der Nuzmeßer hat das Neckt/ die F:5cht: al-
ler Art zu ziehen, welche der Nuzmeßungs-Gegenstand,
so wie er ist, hervorbringen kann, cs scyen natürliche/
erzogene, oder bürgerliche.

283. Natürliche Früchte sind diejenigen, welche die

Erde von selbst hervorbringt, ingleichem Ertrag und

Zuwachs des ViehS.

Erzogene Früchte sind jene, wozu man dnrch Bau

und Pflege gelangt.

5^4. Bürgerliche Früchte sind: Güterpachtschilling,

Hausmiethe, aufkündliche Kapital-Zinnsen, Gült - und

Renten«Ertrag.

585. Natürliche und erzogen« Früchte, welche am
Baum oder Stock hängen, oder auf den, Halm stehen, ge-
hören dem Nuznießer bey dem Anfang der Nuznießung,
und dem Eigenthümer bcy ihrem Ende.

Kein Theil vergütet dem Andern die Besiellungs-und
Saat-Kosten; war aber zu Anfang oder Ende des Nieß«
brauch« «in Theilbauer auf dem Gut, so bleibt diesem sein
Antheil der Früchte.

3 °
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5l!6. Bürgerliche Früchte werden Tag für Tag er-

worben.

Der Nuznießer nimmt seinen Theil nach Berhaltm'st

der Dauer seiner Nuznießung. Dieses gilt von Güter-

Pacht-Schi l l ing, wie von Haus-Miethe und andern bür«

gerlichen Früchten.

687. Auch Sachen, die man nicht gebrauchen kann,

ohne sie zu verbrauchen, als Geld, Getreide, Getränke,

u. s. w. darf der Nuznießer benuzen, nur unter der Ge»

gen - Verbindung, bey Erlbschung der Nuznießung sie in

gleicher Menge, Güte und Werth, zu erstatten, oder den

Anschlag dafür zu crsezcn.

588. Die Nuznleßung eiüer Leib-Rente gibt dem

Nuznießer das Recht, wahrend seiner Nuznießung da«

Verfallene einzuziehen, ohne Ersaz-Verbindlichkeit.

58g. Sachen, die durch den Gebrauch zwar nicht

gleich verbraucht, aber doch allmählig verringert werden,

als Leinwand und Hausgeräth, darf der Nuznießer zu dem

Zweck, wozu sie bestimmt sind, gebrauchen, und ist bey

Endigung der Nuzuießung zu mehr nicht verbunden, als

sie in dem Stand zurück zu geben, worinn sie sich als«

dann befinden, und das durch seine Gefährde oder durch

sein Versehen etwa Verschlimmerte zu ersezen.

Mi t dem Schlagholz muß der Nuznieß« die

Ordnung »nd Zeit der Holz-Schläge einhalsen, worauf

der Eigenthümer die Eintheilnng gemacht, oder seine Be.

wirthschzftung eingerichtet hatte. I n keinem Fall ge-

bührt dem Nuznießer oder seinen Erben Entschädigung
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fün etwaige Unterlassung des gewöhnlichen AbtiiebF des

Schlagholzes, derSaamenRechtsBaume »der des Stamm.-

Holzes.

Baume, aus einer Baumschule, die ohne deren Ver-

fall erhoben werden können, gehören zur Nuznießung, un-

ter der Bedingung, daß der Nuznießer wegen des Wie-

deranpflanzens nach dem Ortsgebrauch sich richte.

5gi. Der Nuznießer benuzt die Hochwälder nach ih-
ren bestimmte» Hauzeiten, es mag der Holzhicb nach
Schlägen, nemlich Abtheilungen des Bodens, oder nach
e inze ln ausgezeichneten Bäumen ssiebsweise) gesche-
hen; er muß sich nach den Fällungsfrisien und der Ge.
wohnheit der vorigen Eigenthümer richten, wo die Forst-
Geseze nicht Maas geben.

592. Ausser diesen Fällen kann der Nnznießer das
Stammholz sich nicht anmaßen. Die Windbrüche darf er
zu obliegenden Baulichkeiten verwenden. I m Nothfall
darf er auch Baume zu diesem Zweck fallen lassen, wenn
«r vorher die Notwendigkeit mit dem Eigenthümer güt-
lich oder rechtlich austrägt.

692. Er darf aus den Holzungen Pfähle für die

Weinberge nehmen; auch von den Bäumen die jahrliche

oder jeweilige Früchte heben; alles nach Landsbrauch und

nach Hausbrauch der Eigen thümer.

594. Verdorrte umgefallene oder zerbrochene Obst-

bäume gehören dem Nuznieß«, der sie jedoch durch ande-

re «sezen muß.

696. Der Nuznießer kann die Nuzung entweder

selbst beziehen, oder sein Recht an einen Andern »er-
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pachten, verkaufen oder verschenken. Gibt er es in
Pacht, so hat er wegen der Erneucrungs-Zeit und Dauer
der Pacht-Verträge sich nach den Regeln zu richten,
welche unter dcm Titel v o n H c y r a t h s - V c r t r a g e n
u n d g e g e n s e i t i g e n R e c h t e n der E h e g a t t e n für
den M<um, in Beziehung auf die Güter der Frau, beschrie-
ben sind.

696. Der Nuznieß« hat de», Genuß der Auschwcm-
mungen des nuznießlichen Grundstücks.

697. Er hat den Genuß aller Grund-Gerechtigkei-
ten , welche dem Eigenthümer des GutS zukommen, wie
dieser selbst sie haben könnte.

69». Er genießt auf gleiche Weise die Bergwerke
und Steinbrüche, die beym Anfall der Nuznießung <»
wirklichem Betrieb sind. Eine Be t r iebs -Ar t , die ohne
obrigkeitliche Erlaubniß nicht unternommen werden darf,
soll der Nuznicßer sich nicht anmaßen, ehe er die Staats-
Erlaubuiß dazu erhalten hat.

Auf unerbffnete Bergwerke und Steinbrüche, auf
unangelegte Torfgrnbe», und auf Cchaze, die wahrend
der Nuznießung entdeckt werden, hat er keine Ansprache.

599» Der Eigenthümer darf weder durch seine
Handlungen, noch in andere Weise den Rechten des
Nuznießers Abbruch thun.

Hinwiederum hat der Nuznkeßel nach Endigung der
Nuznießnng für gemachte Verbesserungen keinen Er>«z
zu fordern, wen» auch der Werth der Eache dadurch
erhöht wäre.
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Er oder seine Erben können jedoch die Spiegel, Ge-

mälde und andere Verzierungen, die er anbrachte, zu-

rücknehmen, jedoch daß sie den Ort in den alten Stand

herstellen.

Zweyter Abschnitt
Von den O b l i e g e n h e i t e n des Nuzn ießers .

600. Der Nuznießer übernimmt die Sachen in dem
Stand, worin« sie sich finden; aber er darf in den
wirklichen Genuß nicht eintreten, ehe er in Gegenwart
des Eigenthümers oder auf dessen vorherige Vorladung
ein Vermögens - Verzeichnis über die fahrende Haabe
errichtet, und den Stand der Liegenschaften, die dem
Nießbrauch unterworfen sind, aufgenommen hat.

6o». I n sofern er durch den Titel seiner Nuzm'es-

sung hievon nicht befteyt ist, stellt er Sicherheit, die

Sache als guter Haus-Vater zu benuzen. Frey davon

sind Eltern, welche an dem Vermögen ihrer Kinder eine

gesezliche Nuznleßung haben, und alle jene, welche bey

einer VerHußerung die Nuznießung sich vorbehielten.

602. Findet der Nuznießer keine Sichersiellunge-

Mi t te l , ft werden die Liegenschaften verpachtet, oder

obrigkeitlich vtlwaltet; die Baarschaften werden ver-

zinnslich angelegt; dl« Hausoorräthe werden verkauft

«nd der Erlös wird ebenfalls angelegt.

Die Zinnsen dieser Anlage und der Guts-Ertrag

gehören in diesen Fällen dem Nuznießer.

6a3. Wo ein Nnznießer eine schuldige Sicherheit

nicht stellt, d« lann fern« der Eigenthümen fordern.
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daß die Fahrnißsiücke, welche durch den Gebrauch an

ihrem Werth verlieren, verkauft, und der Kaufschilling,

so wie jener der Hans-Vornltye verzinnslich angelegt

werden, und in die Nuznießung nur die Ziunsen fallen.

Nach Beschaffenheit der Umstände kann der Nuznießer

verlangen, und das Gericht verordne«/ daß ihm der

Theil der fahrenden Haabe, den er zu seinem Gebrauch

nöthig hat, unter der handgeblüblichen Versicherung, sie

nach geendigter Nuznießung zurück zuliefern, gelassen

werde.

604. Der Verzug in Stellung der Bürgschaft macht

den Nuznießer nicht der Früchte verlustig. Sie gebüh-

ren ihm von dem Augenblick an, da die Nuznießung ihren

Ansaug nimmt.

6a5. Der Nuznießer muß die Sache in baulichem

Stand unterhalten.

Haupt-Ausbesserungen bleiben dem Eigenthümer zur

Last, wenn sie nicht daher rühren, daß wahrend der

Nuznießung die zum Unterhalt erforderlichen Ausbesse-

rungen unterlassen wurden, in welchem Fall sie dem Nuz-

nießer oder seinen Erben obliegen.

6a6. Haupt - Ausbesserungen sind Herstellung der

Hauptmauern und Gewölbe, Einziehung neuer Balken,

und nene Belegungen der Dach« Wände Zimmerdecken

«nd Fußböden, ingleichem neue Herstellung der Dämme

Grund-Mauern und Ringmauern.

All« übrige Ausbesserungen find solche, welche M
Unterhaltung zu rechnen sind.



ll. B, >!!. T. VoüNuznießung, Nuzung, Wohnung:c. 169

6a». Weder der Eigenthümer, noch der Nuzni'cßer

können genolhigt werden wieder aufzubauen, was vor

Alter zusammenfällt, oder durch Zufall zerstört wird.

608. Der Nuznießer hat während seines Genusses

alle jährliche Lasten des Grundstücks zu trage»/ ncmlich

Steuern „üd alle andern Abgaben, die als Lasten des

E r t r a g s zu betrachten sind.

609. Lasten/ die während der Nuznießung dem
Eigen thum selbst etwa auferlegt werden, trägt der
Eigenthümer; jedoch muß der Nuznießer ihm die Zinnsen
davon vergüten.

Hat der leztere die Auslage gemacht, so darf er
nach geendigt« Nuznießung das Kapital zurück fordern.

6»o. Hat ein Erblasser jemanden eine Leib: Rente
oder einen Gehalt zu seinem Unterhalt vermacht; so muß
dieses Vermächtniß von dem Erbnehmer der Nuzuießuug
nach seinem ganzen Umfang, von dem Erbtheilnchmer
der Nuznießung aber, nach Verhältniß seines Genusses
abgetragen werden. Keiner von beyden hat deshalb eine
Zurückforderung.

6»i. Wer die Nuznießung als Stück-Vermächtnis
erhalten hat, haftet selbst nicht für die Schulden, wofür
das Grundstück verpfändet ist. Wird er daher gendthiget,
si« zu zahlen; so hat er seinen Rückgriff auf den Eigen-
thümer, vorbehaltlich dessen/ was nuter dem Titel von
Schenkungen und lezten W i l l e n s - B e r o r d -
n « ngen Saz ,«20. bestimmt wird.
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612. Wer am ganzen Nachlaß oder auch nur an

«wem Theil als Erb, oder Erbtheilnehmer die Nuznicßnng

hat, haftet zugleich mit dem Eigenthümer für Tilgung

der Schulden auf folgende Weise:

Man schäzt im lezterem Fall den Werth des An-

theils, welcher der Nuznießung unterworfen ist/ und

bestimmt hierauf/ nach Vcrhaltniß dieses Werths, dessen

Beytrag zu den Schulden.

Will der Nuznießer die Summe vorschießen, welche

die Verlassenschaft oder deren Antheil treffe«/ so wird

ihm nach geendigter Nuznießung das Kapital ohne

Zinnsen e.ftzt.

Will er nicht, so hat der Eigenthümer die Wahl,

entweder selbst diese Summe zu zahlen, (wo alsdann

ihm der Nuznießer, so lange die Nuznießung dauert, die

3innsen vergütet) oder einen velhältnißmaßigen Theil der

nuznießlichen Güter zu verkaufen.

6»3. Der Nuznießer tragt nur die Kosten und Fol-
gen solcher Prozesse mit Dritten, welche den Genuß
betreffen.

6l4. Greift «in Dritter während der Nuznießung >'»
Eigenthuw oder Rechte des Eigenthümers ein; so ist der
Nuznießer verbunden, diesem es anzuzeigen, sonst wird
« für allen Schaden, der solchem daraus entsteht, eben
so verantwortlich, als ob «r selbst Ven Schaden getha»
Hütte.

6,5. Ist nur t,-n einzelnes Stück Vieh in der Nuz-

m'eßung begriffen, und dieses fällt ohne Verschulden des
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Nuznießers, so ist dieser weder ein anderes an dessen

statt zu geben/ noch den HLerth zu ersezen, verbunden.

616. Geht eine nuznießliche Heerd: durch Zufall oder

Krankheit, ohne Verschulden des Nießers ganz zu Grund,

so hat dieser gegen den Eigenthümer keine andere Ver«

bindlichkeit, als ihm über die Haute oder deren Welch

Rechnung zu thun, so weit sie dem Besizer zu gut kom-

me« können.

Geht die Hcerde nicht ganz zu Grund , so ist der

Nuznießer verbunden, durch junges Vieh die Zahl der

gefallenen Stücke zu ergänzen.

Dritter Abschnitt.
Von der E n d i g u n g der N u z n i e ß u n g .

6»?. Die Nuznießnng erlöscht:
durch den natürlichen oder bürgerlichen Tod des

Nuznießers;

durch Ablauf der Zeit, auf welche sie verliehen
war;

durch Wieder-Vereinigung, da nemlich die Eigen-
schaften eines Nuznießers und eines Eigenthü-
mers auf eine Person zusammen fallen;

durch dreyßigjHhrlgen Nichtgebrauch des Rechts;
durch ginzlichen Untergang der nuznießlichen

Sache.

617 ,. Sie erWHt auch durch Mckftll der Rechte des Vcr»
an «inen früheren «igenthümn-/ der nicht cinlvillig«.

6'8. Die Nuznießung kann durch Mißbrauch de«
Nnznitßer« aufhören, er mag selbst die Sache verderben.
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oder ans Ma»g?l der schuldigen Unterhaltung sie zu

Grund gehen lassen.

I n dcßfalssgen Prozessen können die Gläubiger des

Nuz.ncßcrs aloBcyfläger auftreten , und zur Verbesserung

des Verdorbenen , so wie zur Gewährleistung für die Zu-

kunft sich anbieten, um den VoNheil der Nnznießung zu

retten.

Der Richter kann je nach Wichtigkeit des Miß-

brauchs unbedingt aufErlöschung derNuznießung erkennen,

oder verfügen, daß der Eigenthümer den Genuß der nuz-

nicßlichen Sache wieder an sich ziehe, und dagegen dem

Nuznicßer oder seinen Rechtsfolgern jährlich bis zu Ende

der Nuznicßung eine bestimmte Rente entrichte.

619. Die Nliznießung für Körperschaften dauert

nur dreysig Jahre.

62". Ward sie an jemanden gegeben, bis ein Dritter

«in b e s t i m m t e s Alter habe/ so dauert sie so viel Jah-

r e , als bis zu diesem Zeitpunkt erforderlich sind, obgleich

der Dri t te früher stirbt.

62 , . Des Ei'genthümers Verkauf der nuznießlichen

Sache, ändert nichts an dem Recht des Nuznießers; die-

ser behält den Northeil seiner Nießung, sofern er nicht

förmlich darauf verzichtet.

622. Di« Glaubiger des Nnzmeßers können «ln« i«

ihrem Nachtheil geschehene Verzichtleistung für nichtig

erklären lassen.

628. Die Nu zm'eßung einer Sache, wovon nur ei»

Th t i l untergegangen ist, dauert auf dem Ueberrest fort.
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624. Wenn ei'n Gebäude zur Nuznießuüg geg.bc»

ist, und dieses Gebäude wird durch Fenersüruust

oder durch andere Zufälle zerstört, oder siinzr Alters-

halber ein, so hat der Nuznießer kein Nil'ßuugs-^schr an

dem Grund und Boden, auch keines an dem Baustoff.

Wenn aber die Nuznießuug auf einem Gut badete,

wovon das Gebäude einen Theil ausmacht, so behält der

Nuznießer den Genuß des Bodens und des Baustoffs.

Zweytes Kapitel.
V o n der N u z u n g und der W o h n u n g .

626. Die Dienstgerechtigkeiten der Nuzung und Woh-

nung werden auf gleiche Weise, wie die Nuznießung er«

worden und verloren.

626. Man kann zu «hrem Genuß nicht gelangen,

ohne zuvor gleichwie bei der Nuznießung Sicherheit zu

leisten, den Stand der Güter aufzunehmen, und die Be-

schreibung darüber zu verfassen.

627. Wer die Nuzungs-oder WohnungS-Gerechtig-

keit auf ein fremdes Eigemhum hat , muß sie als guter

Hauswirth gebrauchen.

628. Die Rechte der Nuznng oder Wohnung erhalten

ihr« Bestimmung aus dem Inha l t des Rechtstitels, der

ste gibt, und sind darnach von größtem oder geringer«»

Umfang.

629. LHßt der Rechtktitel die Bestimmungen des

Umfangs dieser Rech« unausgedrückt, so dienen fol-

gend« Grunds«,« zur Richtschnur.
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630. Der, dem die Nuzuug der Früchte eines

Grundstücks zusteht, kann nur seine eigenen und seine

Familien - Bedürfnisse davon erheben. Die Bcdürfniß«

solcher Kinder, die er nach erhaltenem Nuzungs - Recht

erst bekommt, sind mit einbegriffen.

631. Niemand kann die Nuzungs - Gerechtigkeit ei-

ner fremden Sache einem Andern übertragen, es sey nun

pachtweise oder in anderer Art.

632. Der, welchem die Wohnung in einem Hans

gegeben ist, kann mit seiner Familie darin« wohnen, auch

wann er damals, als ihm jenes Recht verliehen wurde/

nicht verheyrathet war.

633. Das Wohmmgs - Recht beschränkt sich auf die
WohnungS-Bedürfnisse des Recht« - Inhabers , und sein«
Familie.

63<;. Das Recht der Wohnung kann ebenfalls nicht

auf andere übertragen werden.

635. Bedarf derjenige, der die Nnzung einer fremden

Sache hat, alle Früchte des Grundstücks oder die Bewoh-

nung des ganzen Hauses, so hat e,, gleich dem Nuznies«

ser, alle Kultur - Kosten, die bauliche Unterhaltung und

die Steuern zu tragen.
Bennzt «r nur einen Theil der Früchte, oder bewohnt

er nur einen Theil des HauseS; so trägt er nur nach Ver-
hHlluiß seines Genusses dazu bey.

636. DaS Nuzungsrecht an Holz und Wald wird be«

sondern Gesezen zur Bestimmung überlassen.
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V i e r t e r T i t e l .

V o n G r u n d - D i e n s t b a r k e i t e n .

687. G r u n d - D i e n s t b a r k e i t heißt jede Last,
die einem Grundstück zum Gebrauch und Vortheil eines
fremden Grundstücks aufliegt. Dessen Recht zu diesem
Voltheil heißt die Grundgerech t igke i t.

638. Die Grundgerechtigkeit begründet keine Gewalts«

Befugniß des einen Grundstücks auf das Andere.

63g. Sie entsteht theils aus der natürlichen Lage
der Orte, theils aus Verfügungen des Gesezcs, theils
aus verbindlichen Willenserklärungen der Eigenthümer.

E r s t e s K a p i t e l .

Von den D i e n s t b a r t e i t e n au« der Lage

der Orte.

64«. Grundstücke, welche niedriger gelegen sind,
müssen von höher gelegenen da« Wasser aufnehmen, wie
solches im natürlichen Lauf ohne besondere Vorrichtungen
dahin abfließt.

Der Eigenthümer des untern Grundstücks darf keinen
Damm auswerfen, der diesen Abfluß verhindert.

Der Elgenthümer des ober» Grundstücks darf nicht«
unternehmen, was die Dienstbarkeit des untern Grund«
stück« erschwert.

64'» Jeder kann die Quellen auf seinem Boden nach
Nillkühr benuzen, vorbehaltlich des Recht«, das der Ei«
genthümer eines untern Grundstücks et»« durch Necht«-
Titel oder Verjährung erworben hat.
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642. Die Verjährung gilt für rechtmäßigen Erwerb

nur »ach einem durch drcysng Iah« hindurch ununterbro-

chen fortgeseztcn Geunsi. von dem Zeitpunkt an zu rech-

nen , wo der Eigenthümer des untern Grundstücks solche

offene Anlagen gemacht und beendigt hat, die den Fall

und den Einlauf des Wasscrs auf fein Eigenthum beför-

dern sollen.

643. Der Eigenthülner einer Quelle darf ihren Lauf
nicht verändern, sobald sie den Einwohnern einer Gemein-
de , eines Dorfs , Weilers oder Hofs das nöthige Wasser
verschafft. Haben indeß dic Einwohner deren Gebrauch nicht
schon erworben oder verjährt, so ,'si der Eigcnthümer be-
rechtigt , die Bestimmung einer Entschädigung durch Sach-
verständige zu fordern.

644. Derjenige, dessen Eigenthum langst einem fiies-
senden Wasser hinzieht, jene Wasser doch ausgenommen,
die im 558. Saz unter dem Ti te l : v 0 nder Verschieden-
heit der Güter , als Zugehörden des Staatseigenthums
erklärt sind, kann sich dessen jeden Orts, wo es vorbey-
fiießt, zur Bewässerung seines Eigenthums bedienen.

Derjenige, dessen Grund ein solches Wasser durch-
strömt, kann es in dem Raum, den es daselbst durchlauft/
auf jede Art beuuzen , muß jedoch ihm da, wo es seinen
Grund verlaßt, den gewöhnlichen Lauf wieder verschaff?».

645. Erhebt sich ein Sneit unter den Eigcnthü-
mern, über die Beunzung des Wassers, so ist es Pflicht
der Gerichte, den Vortheil der Landwirlhschast mit der
Achtung, die man den, Eigenthun, schuldig ist, zu
«?rcmbaren, und in allen Fülle« sind die besonder« und

örtlichen
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örtlichen Anordnungen Hber den Lauf und die Benuzung
der Wasser zu beobachten.

646. Jeder Elgenthümer kann an seinen Gränz-
Nachbar fordern, daß die aneinander stoßenden Grund-
stücke durch Grenzmahle ausgeschieden werden. Die
Granzscheidung geschieht auf gemeinschaftliche Kosten.

64?» Jeder Elgenthümer ist berechtigt sein Grund-
stück einzuzäunen, vorbehaltlich der im 6Ü2. Saz fesigesez-
ten Einschränkung.

647. »- Wenn jedoch jemand Dienstbarkeiten darauf besizt,
die damic nicht würden bestehen können, darf cr, ehe er mit solchem
abgefunden ist, dieser Freiheit sich nicht bedienen.

643. Der Elgenthümer, der sein Feld einzäunt, ver-
liert sein Recht an der gemeinen Hut und T r i f t oder Wei-
de und Uebertrieb, nach Verhältnis des Bodens, den er
dadurch diesen Oemeinds-Genüßen entzieht.

Zweytes Kapitel.
V o n den D i e n s t b a r k e i t e n aus dem Gesez.

649. Die Dienstbarkeiten aus dem Gesez betreffen
da« allgemeine Woh l , oder den Vortheil einer Gemeinde,
"der den Nuzen einzelner Personen.

65a. Zu Dienstbarkeiten für das allgemeine Best«
oder den Vortheil einer Gemeinde gehören der Leinpfad
längst den schiffbaren oder flößbaren Strömen, d?r Bau
oder die Wiederherstellung der Straßen und anderer öffent-
lichen oder Gemeinde-Anlagen,

«esezbuch. M
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Alles, was diese Gattung von Diensibarkeit betrifft,

wird durch eigene Gestze oder Verordnungen bestimmt.

651. Das Gesez legt ferner den Eigenthümern gegen

einander verschiedene Verbindlichkeiten auf, ohne sie auf

einen besondern Vertrag zu gründen.

652. Einen Theil dieser Verbindlichkeiten bestimmen

die Geseze der Feld-Polizey; Ein anderer, (der hierin

Betracht kommt,) bezieht sich auf Scheid-Mauern und

Scheid - Graben, auf den Fall wo Gegen - Anlagen

statt finden, auf die Aussicht über den Grund des Nach-

bars, auf die Dachtraufe, und auf das Recht des

Durchgangs oder der Durchfahrt.

Ers te r Abschnitt.
V o n S c h e i d - M a u e r n und Sche id -Gräben .

653. Jede Scheid-Wand zweyer Gebäude bis zum

First, jede Scheid-Mauer zwischen Höfen, Gärten,

oder geschlossenen Aeckern, wird für gemeinschaftlich an-

gesehen, in sofern weder ein schriftlicher Beweis noch

«in sinnliches Melkmahl des Gegentheils vorhanden ist.

65ch. Ein solches Merkmahl ist vorhanden
«. Wenn die Spize der Mauer auf einer Seite

gerade und senkrecht mit ihrer Aussenseite
fortlauft, und auf der andern «ine abhängig«
Fläche bildet;

d. Wenn nur auf einer Seite eine schräge Deck«

(eine Mauerkappe)oder Stein-leisten und her-

vorragende Kragsteine vorhanden find, die bep
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Erbauung der Mauer dort angebracht worden
sind;

I n jedem dieser Falle tritt die Vermuthung

ein, daß die Mauer ausschließlich demjenigen

als Eigcnthum zugehöre, auf dessen Seite sich

der Abschuß, die Kragsteine, od-r Stein-Lei«

sten befinden.

655. Die Unterhaltung und Wieder - Erbauung einer
gemeinschaftlichen Mauer liegt allen ob, welche ein Recht
an ihr haben / und einem jeden von ihnen nach Verhält«
nlß seines Rechts.

656. Indeß kann jeder Mit-Eigenthämer einer ge-
meinschaftlichen Mauer, welche kein ihm zugehöriges Ge-
bäude siüzt, sich von dem Veytrag zum Unterhalt und
zur Wieder-Erbauung durch Verzichtung seines Rechts
an der Gemeinschaft losmachen.

65?. Jeder Mit-Eigenthümer darf an eine gemein,
schaftliche Mauer anbauen, und jede Art Balken auf die
ganze Dicke der Mauer legen lassen, bis auf zwey Zoll
vom Rand de« Nachbars. Dem Nachbar bleibt jedoch
das Recht, die Balken bis zur Hälfte der Mauer-Dick«
abflössen zu lassen, sobald er an eben dieser Stelle auf
seiner Seite gleichfalls Balken legen, oder einen Rauch-
fang anlehnen will.

65ll. Jeder Mi t - Eigentümer darf ein« gemein»
schaftliche Mauer erhöhen lassen, er muß jedoch die Ko«
sten der Erhöhung allein tragen, die Mauer über der
vorigen gemeinschaftlichen Höhe allein unterhalten, und

M »
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und überdieß wegen der Belastung, nach Verhältniß der

Erhöhung und des Werths eine Entschädigung leisten/

wenn dadurch der Unterhalt der untern Mauer kostbarer

w i r d , und so lange der Andere die Erhöhung nicht mit

benuzt.

65g. I s t die gemeinschaftliche Mauer nicht stark ge-

nug , um die Erhöhung zu trage»; so muß derjenige,

der sie erhöhen w i l l , sie von Grund aus auf seine Ko-

nten wieder aufbauen lassen, und den Raum zur größer»

Dicke auf seine Seite allein nehmen.

66a. Der Nachbar, der zur Erhöhung der Mauer

nichts beygetragen ha t , kann das Recht der Gemeinschaft

an der Erhöhung dadurch erlangen, daß er die Hälfte

des Aufwands «rsezt, den sie gekostet hat , und den hal-

ben Werth des Bodens, der etwa für den Zusaz längst

der Mauer hergegeben wurde.

661. Jeder Ansiösser einer fremd?« Mauer gewinnt

am Ganzen oder an einem Theil derselben Gemeinschaft,

f , bald er dem Eigenthümer der Mauer den halben

NZerth des Ganzen oder desjenigen Thei ls , den er ge«

meinschaftlich machen w i l l , und des Bodens, worauf

die Mauer oder deren in Frage stehender Theil gebaut

>ft^ ersezt.

662. Kein Nachbar kann iu eine gemeinschaftliche

Mauer einbrechen, noch irgend ein Werk daran anleh-

nen, oder darauf stüzen/ ohne Bewilligung des Andern,

oder Erkenntniß der Sachverständigen, daß das neu«
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Werk an sich oder unter den von ihnen vorgeschriebe-

nen Vorsichten den Rechten des Andern nicht schade.

663. I n Städten und Vorstädten kann jeder seinen

Nachbar anhalten, daß er zur Erbauung und Unterhal-

tung der Scheidewand ihrer daftgen Hauser und Gärten

bcytrage.

Die Höhe der Scheidewand wird nach Orts-Verord-

nungen oder Gebrauchen bestimmt; wo es an sichern

Gebrauchen und Verordnungen fehlt; soll jede Scheide-

Wand unter Nachbarn, die in Zukunft erbaut oder wie-

der hergestellt werden mag mit Inbegriff der Mauer-

Kappe acht Fuß hoch seyn.

664. Wenn die verschiedenen Stockwerke eines Hau-

ses verschiedenen Eigenthümern zugehören, und die Ur-

kunden über das Eigenthum nicht bestimmen, wie es in

Absicht auf die Ausbesserungen und das Wieder-Austauen

gehalten werden soll; so sind dabey folgende Grundsaze

zu beobachten:

Die Kosten der Hauptmauern und des Dachs sammt

seinen Fußböden und dem Theil der Kamine/ der durch

das Dach lauft, auch der Treppe vom obersten Stock

m das Dach, fallen auf all« Eigenthümer nach Verhältnis

des Werths des Stockwerks, das jedem zugehört.

Der Eigenthümer eines jeden Stockwerks macht den

Fußboden, worauf er geht, sammt seiner obern Beklei-

dung, und die Decke oder untere Bekleidung des Fußbo?

dens eines höhern Stocks

Der Eigenthümer des zweyten Stocks macht die

Treppe, welch« dahin führt;
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Der Eigenthümer des dritten Stocks macht, von dem

zweyten anzurechnen, die Treppe, die zu ihm führt, und

so weiter.

665. Werden gemeinschaftliche Mauern oder Häuser

wieder aufgebauet, ehe deren Dienstbarkeits-Verhältnisse

verjährt sind, so leben diese wieder auf. Sie dürfen ab«

nicht lästiger gemacht werden.

666. Alle Gräben zwischen zwey Grundstücken wer-

den für gemeinschaftlich geachtet, in sofern weder schrift-

liche Beweise noch Merkmahle deS Oegentheils vorhanden

sind.

667. Ein Merkmahl, daß der Graben nicht gemein-

schaftlich sey, ist es, wenn der Rain oder der Aufwurf

der Erde sich nur auf einer Seite des Grabens befindet.

668. Der Graben wird alsdann demjenigen anzuge-

hören vermuthet, auf dessen Seite sich der Aufwurf be-

findet.

669. Ein gemeinschaftlicher Graben muß auf g««
meinsam« Kosten unterhalten werden.

670. Jede Scheid-Hecke zwischen Grundstücken wird

für gemeinschaftlich angesehen, wenn nicht «in« Urkunde

oder ein hinlänglicher Besizsiand für das Gegentheil

spricht, oder nur E in« der Grundstücke allein geschlos-

sen ist.

67». Hochstämmige Baume mag der Eigenthüwer

nur in jener Entfernung von der Gränze pfianzen, wel-

ch« durch besondere Verordnungen oder unbestrittenen
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Gebrauch festgestellt is t ; wo diese fehlen, sollen hoch,
stämmige Bäume sechs Schuh, andere Bäume und leben»
di'ge Hecken hingegen anderthalb Schuh davon entfernr
seyn.

672. Der Nachbar hat das Recht, zu fordern, daff
Bäume und Hecken, welche näher an seiner Scheide
stehen, weggeschafft werden.

Derjenige, über dessen Grund und Boden die Aeste
der Bäume seines Nachbars hinüberlagen, kann Leztern
anhalten, daß er diese Aest« abschneide.

Wurzeln, die auf seinem Boden fort laufen, darf er
dort selbst abflössen.

678. Bäume in einer gemeinschaftlichen Hecke sind
gleich ihr gemeinschaftlich; aber jeder von beyden Eigen»
thümern kann fordern, daß sie gefällt werden.

Zwepter Abschnitt.
Von der E n t f e r n u n g und den Zwischenmau-

ern bey gewissen BauH « lagen .

674» Wer «inen Brunnen oder das Senkloch eines

Abtritts neben einer gemeinschaftliche» oder nicht gemein«

schaftlichen Mauer graben läßt;

Wer daran Rauchfinge, Feuerherde, Hammernertt,

Backöfen oder Oefen errichtet;

Einen Viehstall daran lehnt;

Ingleichem wer einen Salzvorrath oder einen Haufen

izender Waaren daran legen » i l l ;
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Der ist verbunden, jene Zwischenräume zu lassen, welche

durch besondere Verordnungen und Gebräuche festgestellt

sind, oder diejenigen Werke zu machen, welche gemäß

eben solcher Verordnungen und Gebräuche oder nach An-

gabe der Kmisiverständi'gen nöthig sind, um dem Nachbarn

nicht zu schaden.

Dri t ter Abschnitt.

Von der Aussicht auf Nachbars Gut.

675. Ein Nachbar darf ohne Bewilligung des Andern

in einer gemeinschaftlichen Mauer weder offene noch ge-

schlossene Fenster, noch sonstige Qefnungen anbringen.

676. I n seiner eigenen Mauer, wenn sie auch un-

mittelbar an das Grundstück eines Andern granzt, darf

Jeder, um sich Licht zu verschaffen, geschlossene und ver-

gittcrre Fenster anlegen.

Dieses Fensiergitter muß von Eist» seyn, dessen Stäbe

dürfen höchstens drey Zoll und einen halben von einander

entfernt seyn; es darf nicht geöffnet werden können.

677. Eben diese Lichtfenster dürfen bey Zimmern

auf ebener Erde acht Fuß, bey andern sechs Fuß über dem

Zimmerboden erst anfangen.

678. Man darf nach dem Grundstück seines Nach-

barn hin, es sey geschlossen «der nicht, keiner Aussicht in

gerader Richtung, keines Fensters, das dazu dient, we«

der Altanen noch offene Erker sich anmaßen, wenn die

Mauer, in oder auf »elcher man sie anbringt, von dem

besagten Grundstück nicht sechs Fuß entfernt ist.
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679. Auch darf man dahin keine Aussicht von der

Seite oder in schräger Richtung anlegen, wo die Entfer-

nung nicht wenigstens zwey Fuß beträgt.

6lla. Die vorerwähnten Entfernungen werden vo»

der äussern Seite der Mauer, wo, im, die Hefuung ange-

bracht w i r d , und wenn von Altanen oder Erkern die Rtde

>st, von ihrem aussersien Vorsprung bis zur Gränzlinie,

wo das beyderfei'tige Elgenthum sich scheidet, gerechnet.

68« ,. Allmend ist nicht Nachbargut / hindert also die Anlage
der Nussichtsfcnster nicht; vielmehr wo in der Folge durch Vcraussc-
rung in lebende Hand das Allincndgut zu Nachbargut wird / muß
Jenem, tzcr darauf ZlusKchtsftnstcr hatte, dieses Fensicrrccht ungc«
sperrt bleiben, und vcn dem neuen Nachbar bcp seinen Anlagen die
»n Sa; 678 beschriebene Entfernung beobachtet werden.

Vierter Abschnitt.

V o n d e r D a c h - T r a u f e .

63». Jeder Eigenthümer soll seine Dacher so ein-

richten , daß das Regenwasser auf seinem eigenen Grund

und Boden oder auf die öffentliche Straße abfließt; cr

darf es auf den Boden seines Nachbarn nicht leite» , ohne

daß dafür eine Diensibarkeit rechtmäßig besiehe.

Fünfter Abschnitt.
Von der Durch fah r t s - Gerech t i g k e i t .

662. Der Eigenthümer, dessen Gruudstlick durchaus

mittelst anderer von der gemeinen Straße abgeschnitten

'st, darf zur Benuzung seines Felds einen Weg über die1
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Grundstücke seiner Nachbarn fordern, wofür er ihnen

Schadens-Ersaz leisten muß.

683. Die Durchfahrt muß, der Regel nach, auf der

Seite genommen werden, welche von dem eingeschlosse-

nen Grundstück am kürzesten zur dffentlichen Straße führt.

63ch. Sie wird jedoch über den Theil angewiesen,

wo sie dem überfahrnen Grundstück am unschädlichsten ist.

685. Die Klage auf Entschädigung, welche für den

im 682. Artikel angeführten Fall eintritt, ist der Verjäh-

rung unterworfen; der Weg aber darf deswegen nicht

versperrt werden, weil die Klage auf Entschädigung er-

loschen ist.

D r i t t e s K a p i t e l .

V o n den D i e n s t b a r k e i t e n , welche durch
H a n d l u n g e n der Menschen er-

worben werden.

Erster Abschnitt.
V o n den verschiedenen G a t t u n g e n der l iegen-

schaf t l ichen D i e n s t b a r l e i t e n .

686. Ein El'genthümer darf sein Ei'genthum mit je-
der Dl'enstbarkeit belasten, oder ihm jede Grundgerechtigkeit
erwerben; nur müssen dergleichen Dienstbarkeiten nicht
der Person, sondern de, Liegenschaft auferlegt/ nicht der
Person, sondern der kiegenschaft zu gut bestellt styn,
und nichts bewirken, »a< der öffentlichen Ordnung zu-
wider sey.
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Gebrauch und Umfang solcher Dienstbarkeiten richtet

sich nach dem T i te l , der sie gibt, und wo es an einem

Titel gebricht, nach folgenden Grundjazen:

6U7. Dienstbarkeiten gereichen entweder zum Vor-

theil eines Gebäudes, oder eines Fcldguts.

Dienstbarkeiten der ersten Art heisŝ n Baud ien st-
b a r k e i t e n , es mögen die hiezu berechtigten Gebäude
in einer Stadt oder auf dem Land gelegen seyn.

Jene der zweyten Art heissen Felddien stbar-
l e i t e n .

6Uö. Die Diensibarkeiten find entweder selbststindig
oder unstindig.

S e l b s t s t ä n d i g find diejenigen, deren Gebrauch
ohne Zuthun eines Mensche» fortgehet; dergleichen sind:
Wasserleitungen, Dachtraufen, Aussichten und andere
Gerechtigkeiten ähnlicher Art.

UnstHndige Dienstbarkciten find diejenigen, die zu
jeder Ausübung der Beywirkung eines Menschen bedür,
fen; a ls: Weggerechtigkeiten, Wasserschbpf« Gerechtig-
keiten / Huthgerechtigkeiten und andere ähnliche.

689. Die Dienstbarkeiten find offen ober verborge«.
O f f e n find sie, wenn sie sich durch Huffer« Anlagen,

zum Beyspiel durch eine Thür, ein Fenster, eine Wasser,
leitung ankündigen.

Verborgen find diejenigen, deren Daseyn durch
kein äußere« Melkmahl ins Auge fä l l t , «ie z. B. die
Pflicht, auf o'nem.Grundstück kein Gebäude anzulegen,
oder nicht über eine bestimmte Hohe zu bauen.



iS3 i l . B- lv. T, Von

Zweyter Abschnitt.
Wie D i e n s l b a r k e i t e n erworben werden.

69a. Offene und zugleich sclbsiständige Dienstbar-

keireu erwirbt man durch Vergünstigung oder durch drey-

ßiV,i,N»-!g<'!! Besiz.

6) , . Verborgene, jcdoch stlbststandige Diensibarkei.

ten, so wie unständige Diensibarkeiten, sie seycn offen,

oder verborgen, erwirbt man allein durch Vergünstigung.

Sie zu erwerben ist selbst ein unfürdenllichcr Besiz

nicht hinreichend; in Gegenden/ wo sie jedoch vorhin

auf solche Weise erworben wurden, dauern sie fort, so-

bald sie schon durch verjährten Bcsiz bey Verkündung

dieses Gesezbuchs erworben sind.

692. I n Hinsicht der selbststandigen offenen Dlensi-

barkciten gilt die Widmung/ welche der Eigenthümer

seiner Sache gibt, für einen Titel.

693. Nur alsdann darf man annehmen, daß eine

Widmung des Eigentümers eingetreten feye, wen«

erwiesen ist, daß zwey abgetheilte Grundstücke vormals

nur «inen El'genthümer hatte«/ und,daß durch diesen die

Sachen in jenen Zustand versezt worden sind, welcher

Merkmahl der Diensibarkeit ist.

694. Wo auf zweyen Grundstücken ein und dessel-

ben Eigenthümers sich ein sichtbares Melkmahl einer

Dienstbarkeit befindet, und nun Eines derselben veräusse"

wi ld, ohne daß der Vertrag eine Uebereinkunft über diese

Dienstbarleit enthi l t ; da besteht sie auf dem verausserttn

Grundstück, fi« mbgen ihm zu Last oder zu Nuz seyn.
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695. Vcy Dienstbarkeite», die nicht durch

lung zu erwerben sind, ist der Mangel des ursprüüglichcü

Titels durch nichts anderes zu crftzeu, als dmch ciü !̂>,:-

erkenntuiß der Diensibnrkcit, welches von de«, Eigci.tl ü-

mer des belasteten Grundstücks herrührt.

696. Wer eine Dienstbarkeit bewilligt, gestattet d.i-
durch alles, was erforderlich ist, um sie auszuubm. So
hat die Dienstbcnkeit an einem fremden Vlunneu Wasser
zu schöpfen, das Recht über dessen Boden zu gehen, noth-
wendig zur Folge.

Dr i t t e r Abschnitt.
Von den Rechten des E igen thümers elner

D i e n s t - G e r e c h t i g k e i t .

697. Der Herr ein« Dienst-Gerechtigkeit hat zu-

gleich das Recht, alle Anlagen, die für deren Benuzung

und Erhaltung nöthig sind, zu machen.

698. Sie geschehen auf dessen Kosten, nicht auf
Kosten des belasteten Grundstücks, wo die Rechts-Mkuude
der Dienstbarkeit nicht ein Anderes bestimmt.

699. Selbst in dem Fall, wo diese Urkunde dem Ei-
genthümer des belasteten Grundstücks die Verbindlichkeit
auflegt, die zum Gebrauch oder zur Erhaltung der Dienst-
barkeit erforderlichen Anlagen auf seine Kosten zu machen,
kann solcher noch immer sich dieser Verbindlichkeit dadurch
entledigen, daß er das belastete Grundsiu'ck dem Herrn
der Diensibarkeit für «igen heimweiset.
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700. Wild das Grundstück, dem ein Anderes dient,

getheilt; so hängt die Dienst-Gerechtigkeit zwar noch

immer jedem abgesonderten Theil an, und gebührt ihm

wie zuvor; der Zustand des belasteten Grundstücks darf

indessen hiedurch nicht erschwert werden.

Wenn, zum Beyspicl von der Weggerechrigkeit die

Rede ist; so ßnd alle Ncgbercchtigten verbunden, bey

der Ausübung «inen und den nemlichenWeg einzuhalten.

701. Der Eigenthümer eines belasteten Grundstücks

darf nichts unternehmen, was den Gebrauch der Dienst-

barkeit schmälern oder unbequemer machen würde.

Er darf also den Orts-Zustand nicht wesentlich

verändern, noch die Ausübung der Diensibarkeit auf eine

andere Stelle legen, als worauf sie ursprünglich ange-

wiesen ward.

Wäre inzwischen diese ursprüngliche Anweisung dem

Eigenthümer -des belasteten Grundstücks wegen neuerer

Verhältnisse beschwerlicher geworden, oder hinderte sie

ihn etwa, nüzliche Verbesserungen dort vorzunehmen; >o

darf er dem Eigenthümer des andern Grundstücks einen

zur Ausübung seiner Rechte gleich bequemen Plaz an-

weisen, und dieser ihn nicht ausschlagen.

702. Umgekehrt kann derjenige, der zu einer Dienst-
barteit berechtigt ist, sie nur nach Inhalt seiner Rechts«
Ulkunde ausüben, und darf weder auf dem Grundstück,
das mit der Dienftbarkeit belastet ist, noch auf demjenigen,
dem die Gerechtigkeit zusteht, «in« Veränderung vorneh'
«neu, »elche den Zustand des Erster» erschweren würde.
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V i e r t e r Abschn i t t .

W i e D i e n st bar l e i t e n erlöschen.

7»3. Diensibarkeiten erlöschen, wenn man wegen
verändertem Stand der Dinge sie weiter nicht ausüben
kann.

704. Sie leben wieder auf, wenn die Sachen in den
Zustand zurück kommen, wo man. sie ausüben kann/ ehe
die Zeit ihrer Erlbschung abgelaufen ist.

7«5. Jede Dienstbarkeit ist erloschen, so bald das
hiezu berechtigte und das damit belastete Grundstück an
den ncmlichen Eigenthümer kommen.

Die offenen leben jedoch wieder auf, sobald eine
Verausserung geschieht, ohne daß das bleibende Merkmahl
der Dienstbarkeit weggeschafft, noch das Gegentheil aus-
drücklich bedungen wird.

706. Eine Diensibarkekt wird durch einen dreyßigjäh-

rige» Nichtgcbrauch versessen. 7

707. Nach den verschiedenen Gattungen der Diensi-
barkeiten haben jene dreyßig Jahre einen verschiedenen An-
fang : von dem Tag, wo man aufgehört hat, sie zu benu-
zen, werden die unständigen Diensibarkeiten versessen; von
dem TaZ^, wo eine mit der Diensibarkeit im Widerspruch
stehende Handlung vorgenommen worden ist, sind die
selbststindigen Diensibarkeiten in solchem Fall.

?aN. Auch die Ar t , wie eine Diensibarkeit ausgeübt
wird, kann eben so durch Verjährung verändert werden.
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7N9. Wo eine.Diensigel-echtigkeit zu einem Grundstück

gehört, das mehreren in unzertheilter Gemeinschaft zu«

steht, da hindert die Ausübung des Einen die Verjährung

auch zum Vortheil aller übrigen Miteigenthümer.

710. Ist Einer unter den Miteigenthümern, wider

den die Verjährung nicht laufen konnte, zum Beyspiel ein

Minderjähriger, so werden durch ihn auch die Rechte der

übrigen erhalten.

" F ü n f t e r T i t e l .

Von Elb-Dienstbarkeiten.

7,0 «. Erbdienstbarkeitcn sind solche kästen einer Liegenschaft,
welche weder zum Vortheil eincr bestimmten «Person, noch zum Vor»
thcil eincr bestimmten liegenschaft oder ihres Besizers, sondern zum
Vortheil jedes getreuen Mechts'Inhabers bestehen. Nur das Gcstj
kann dergleichen lasten erschaffen.

710 <>. Das Gesez gibt und erkennt keine andere als Zehendcn,
Gülten und Zinsen.

* Erstes Kapitel.
V o m Z e h e n d e n .

710 « . Jedes Grundstück das urbar is t , oder urbar wi r» ,
bringt auf seinen Inhaber die Schuldigkeit einen bcsiimmtcn Thcil
seiner Früchte zurückzulassen, wenn es nicht in einer zehcndfrcyen Gtmar«
tung l iegt, oder eine ihm besonders erworbene Fnyhcic geltend mache»
kann. Der zurückzulassende Lheil heißt der Z e h c n d c " ; da« Recht,
ihn für sich zu beziehen, die Z e h e n d h c r r s c h a f t ; lind die Summe
der rechtlichen Bestimmungen über den Bezug und die lasten dcffcl»
b l n , das Z e h r n d r e c h t .

710 ,l>. Eine
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710 » K. Eine Gemarkung/ inglcichem jeder eigens ausgegrenz«

te Feldbezirk ist alsdann zehcndfrey / wenn darin» scit drcyßig oder

mehr Jahren Niemand auf das angebaute Land eine Zchcnd«A»sprache

geltend gemacht hat; noch mehr diejenigen, welche ein von der

Rechcsbchördc ausgeflossener oder durch Crsizung bestärkter Frcpspre»

chunMrief schüzt.

710 »e. Wo in einer Gemarkung zwar, jedoch nur i» lesen»

dern ausgegrenzten Bezirken Zehendcn erhoben w i rd , da fandet

dieses der Zehendfrcyheit der Gemarkung nicht.

710 »6. Ein einzelnes Grundstück in einer zehcndbaren läge

ist nur zehmdft-cy, wenn und so lang es einen gültigcn oder durch

Ersizung rechtskräftig gewordenen Frephcitstiicl für sich hat.

* Erster Abschnitt.

Von der Zehend-Herrscha ft.

7,0 I, , . Der Zehenücn, zu welchem ein Anderer nicht ein

erworbenes Eigenthum nachweiset / gehört dem Ortsherrn / er falle

von altbaubarem oder von neuumgebrochenem Feld.

710 l>!>. Wer ein Recht zum alten Zehenden hat, kann ej

ohne Darlegung eines ausdrücklich darauf sprechenden Rechlstitels

auf Ncubrüche nicht ausdehnen.

Eine solche Ausdehnung steht kraft Gesezc« dem Ortspfarrer der

Gemarkung bcy dem kleinen Zehenden zu/ wenn er diesen auf der

<em»rkung hat.

7,«, l>e. Neulruch ist alles Land inner» »der ausserhalb einer G«'

markung, »clchei aus einem «in Venschenalter durch angedauerccn

Unbau zum zehendbarcn Anban gebracht w i rd , so lang nicht ein

früherer Anbau desselben bewiesen, und sofern nicht seine jezige Ur»

lonnachung gegen Ueberlassunz eine« alizchendbaren Strich lande«

l » « UnbHu geschieht, »0 leztnnfalli dessen Zehe»d««chuldigt«it auf

tenen übergeht.

Eesqbuch. N
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?,c> 1,6. Der Beweis des frühern zehendbaren Anbaues kann
nicht durch Ackerfurchen, und dergleichen unsichere Spuren ssefuhr?
werde»,/ sonder» lediglich durch Weisthümer und öffentliche Urkunden
w«<ch« de» früher«« Anbau bezeugen / oder durch die Lage i» mmn
mit eigenen Zehcnd « Grenzzeichen umgebenen Bezirk, oder durch
die Aussage beglaubtcr Zeugen, daß sie von ihren Eltern und Vor»
Eltern der drcpßig und mehr Jahren gehört haben, wie zu ihrer
Zeit das befragte Land als Baufeld benuzt werden sep, wann sie
«inem unvollkommenen Urkunden-Beweis zur Untcrstuzung dienen.

<?!o l>«. Wer ein Recht zum Markungs-Zehcnden hat, darf ei
auf jedes unausgesondercc Stück der Markung ohne weiter» Orwcrbtitel
ausüben; er kann es aber ohne diesen in abgestcinte Zehendbezirte
auf kein Stück und auf keine Fruchtgattung ausdehnen.

7«» l»s. Wer in einer Markung oder in einem besonder« 3 "
hendbezirk, welche vermög allgemein sprechender Rcchtscitcl frcy si»d,
irgend eine Gattung des Zehendrechli ausüben w i l l , muß ihre
Zuständigkeit besonders oarthun.

71a !>8. Anschwemmungen fallen unter diejenige Zchcnoherr»
schaft und unter dasjenige Zehendrecht, welchem das Haupt-Grund»
stück unterliegt.

* Z w e p t e r Abschnitt .
V o n d e m Z e h e n d - B e z u g .

710 e». Der Zehendbezug erhalt seine Bestimmung in jeder

vrt igemartung durch Verträge und Herkommen, wo diese aber

nicht N»a« geben, durch nachfolgende Regeln:

7 " . cd . Jede Frucht de« urbaren Bodens, sie sey natürlich
«d«r erzogen, klein „der groß, Baumfrucht oder Bodenfrucht, erst«
«der »wehte im J a h r , ist im Zweifel zehcndbar.

7 " ««. Das «ewäch« der Hauigärten, die «krzeugniße der
th ie re , der Erwach« der Wälder ist im Zweifel«-Fall für nicht
l»h«ndbar,u achten.
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710. cä. An natürliche Fr i ,mi unter dem Boden, als Mc«

talle, Omne, Trüffel/ ha: der Zchcndherr keine Aiisprachc.

710. c«. Wo der Zchcnden in einer Gemarkung in den Gros-

sen und Kleinen gcthcilt w i rd , und hiernach eine verschiedene Zc«

hend>Herrschaft hat/ da kann die Hauptthcilungs<Nor!!l auf Frucht»

Gattungen oder auf Feld« Fluren beruhen / je »ach dem Ortsge»

brauch.

71». cf. Wo die Zchcnd < Herrschaft nach Fruchtzattungcn gc«

theilt ist, und in einem einzelnen Fall zweifelhaft w i rb , wohin eine

in der Gegend schon längst gebaute Gattung zu rechnen sey; da ist

sie demjenigen, der in der Gegend einförmig sie bezieht, zuzuwci«

scn: wo aber kein einförmiger Bl'jug vorliegt, da ist diejenige Frucht/

welche ihrer Natur nach für den Handel ins Große tauglich ist, zum

große» Zchcndcn, jene aber, welche tlos zum Gebrauch der Mar»

tungs»Eigcnthmner oder zur Versorgung nahgclcgcncr Städte, mit»

hin nur zum Selbstgebrauch und Wochcnmarkt » Handel wegen

der Verdcrblichkcil ihres Stoffs oder der Unbeholfcnheit ihrer Masse

geeignet ist, zum kleinen Zchcnden zu rechnen.

?»». e z. leztcre Regel ist auch auf neue Zchcnd - Gattungen

anzuwenden/ wenn sie nicht dcjmnmt statt einer andern Frucht-Gat»

tung, in Gebrauch kommen, welche verhälcnißmäßig dllrch sie ausscr

Uebung kommt, als in welch lcztercm Fall sie im Zchenten diese zu

beitreten haben.

7>o. cb. Ist nach Fcldsturcn (gclgcn) die geh<>ndherrschaft

getheilt, s« soll da, wo nach zwcu Fluren gebaut w i rd , alle Frucht

bei Winterfells dem großen Zehcndherrn, alle Frucht des tzemmer«

f«lds dem kleinen Zehendherrn gehören. Wird nach drcp Fluren ge<

baut, mithin die Brachst,»- auch b:»Uzc; so acdört der gebenden

von den Früchten der Winterftur ganz dem g ro^n , jener der Brach«

stur, soweit er nicht zchendfley ist, ganz dcm kleinen gehenden, «nd

lwcr der Sommerflur ist »wischm beiden nach Frlichtgattungn, theil,

3i 2
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bar, wo nicht beede lezte Fluren ctwa nach Fruchtgattungen getheilt

worden sind.

Früchte, welche durch mehrjährigen Anbau erst gewonnen wer«

den, sind nach Verhältnis der Fluren/ welche sie einnehme«/ z»i<

schen den verschiedenen Zehendhcrrn zu thcilen.

710. c i . Wein und Heu fallen in den grossen; Obst und

Oehmd, so wie der Blutzehenden, und der Garten«oder Etter»Ze»

hendcn in den kleinen Zehendcn.

7,0. «lc. Wo nicht nach Iehendgattungen sondern nach Flu<

ren vcrzehendet, und ein Acker in Weinberg verwandelt, oder aus

fiurbaren in unsturbarcn Bau versezt w i r d , oder umgekehrt,' d»

nimutt jeden Jahr« vertretungsweise derjenige den Zehenden, dem

«r b«y Fortdauer der vorigen Bauart gehört haben würde.

7,0. c l . Sind in einer Gemarkung zehendbare und zehend»

frey« Gattungen in Uebung, ohne daß jedoch der Boden zehendfrey

ist, s« «erden alle neu aufkommende Gattungen, di« nicht lediglich

«in« in Abgang kommende zehendfteye vertttten, zehkndbar, soviel

Uehnlichkeit sie übrig«ns mit andern zchmdfteyen haben mögen.

Würde eine solche neue Fruchtgattung ausser jener Vertretung

<in«r zlhtndfteyen Gattung auch noch zu »eiteren namhaften Zweck««

dicnen, wozu vorhin andere zchendbare Gattungen gedient haben; ft

» i rd sie jedoch nur in »iner verhältnismäßig gemindert«« Maas« z«»

hendbar.

7»«. e » . Di« gewöhnlich« Maas« d«< Zehenden« besteht in!

>«« zehendtn Th l i l der Erzeugmß«.

7,0. e.». Di« Frucht« miißen von d l » sigtnthümer bei B»»

d«n« « i t den Seinigen geerndtet, aber das Zehendthcil abgesondert

von d<« übngen auf de« Grundstück zurückgelassen, «der ausgezth«

det »er i ln .

Es tann jedoch bedungen oder htrgebracht styn, daß di« Aui»

lthnduug «,st an der sinfahrt in« O r t , ,d«r in der Scheuer und

««lter, »der gar srst<n,<d»n«edroschon«n ed«f «ekeltert«n Früchten »e»
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schehe. Dergleichen Pforten < Scheuer«und Kelter»auch Gack »und
3aß»Zehendcn kann nicht neu eingeführt werden.

710. c». Die ausgezehcndcten Früchte muß der Zchendherr
«uf seine Kosten und Gefahr einheimsen.

Es kann, wo es jezt schon Rechtens ist/ »ergehenden f a h r e n »
ftpn, ft, daß ihn der Zehendpstichtige dem Iehendherrn heimführe,»
muß. Eine Uebernahme der Gefahr auf dm Zehcndpfiichtigtn, w ,
sie nicht aus gesezwidrigem Verzug von selbst stießt, sie mag geschc,
tcn styn, oder lünfti« erst geschehen, ist nichtig.

?!<>. « p. Der Zchendherr lann auf die zehendbare Güter zur
Zeit der Crndte Aufseher und Arbeiter senden/ damit ordentlich aus»
gezehndet, und von solchen der gehenden in Empfang genomme»
werde.

?»o. e ^. Wo im Vcrzehcnden auf dem Feld bey einem Gut
unter zehn Garben, Schober u. s. w. übrig bleiben, da hat der
Zchendherr kein Recht zum FortzZhlcn, wenn gleich der Besizer dt«
tehendbaren Guts in dem nemlichcn gehend»Bezirk noch andre Gü»
ter mit dem nemlichen oder einem ähnlichen Erzeugnis hat : sonder»
n>i>« unter Zehn übrig bleibt, davon ist da« Halbe zu gebe»/ wen,
««..fünf «der mehr Garben sind, andernfalls Nichts.

720. c r. Das Fortzählen von einem Jahr zum «ndern findet
" c h nirgend« statt, als Hey dem Blutzehtnden.

? i» . e». Wo durch rechtsperjährte Zeit gleichförmig eine Üb,
s«bt in Geld »der FrüchtM/ scy el nun in dergleichen Fruchtgattum
«cn oder wechselnd nach der »nblümungiart des Jahrs (in tand»
achtiwlift) gegeben worden ist/ da gilt dieses für ein» Ichendgklc,
» i rd nach «Utrecht blmrtheilt, und läßt einen Rückgriff auf den
8"a» gehenden nicht z u , »0 solcher nicht durch den «ntstehungiHiltl
j«ner V«rzchndung«<Urt urkundlich gerechtfertigt »erden t«nn.

?lo. «». D«r gehtlstherr h«t kein «echt «uf gehend<V«rg<i,
t " » g , »ann V«r «igenchßmer sein Feld « l t obrigkeitlicher
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ficht nngsiaut l^ßt, oder es zu Hans «und Hofraithe bcnuzt; er ver-

liert abcl- auch dadurch sein Zehend-Recht nicht für den Fall/ wo

das Feld wieder iü zchclidvaren, Anbau kommt.

7,0. cu. Jedes Zehcndrecht kann zur Beförderung des An«

baus eines solche!, Landes, das in Unbau verfallen ist, oder ganz

neu umgebrochen werden soll, auf ein« bestimmte Zeit in Bezug auf

jenes tcmd für ruhend erklärt werden. Die Zeit bestimmt die Ober«

Polizcybchördc nach Verschiedenheit der Mühe und Wagmß des ncum

Anbaues.

710. r v. Wer seine Früchte unverzehndet einheimst, an dessen

sammcliche in solchem Jahr eingeerndete Früchte kann sich der Zc-

hendherr wegen des Ersazcs mit gleichem Recht halten, als «b er

darauf Pachischilling z>: fordern harte; keineswegs aber an das Gur

selbst, »och an dritte Bcsizcr desselben.

710. c-vv. Wo in einem Streitfall Bestimmungen des Zehen«,

bezugs zwcpdeütig erscheinen, da ist die Entscheidung für die gehend-

last innerhalb obiger allgemeine» Schranken, aber gegen jede E:<

schwerung derselben; für den alten Zehendcn gegen den N<ubruch,

und für den grossen gegen den kleinen zu geben.

* Dri t ter Abschnitt.
V o n d e n Z e h e n d , L a s t e n .

7,0. ä«. Kein Zchcnden ist schuldig, an den gewöhnlichen Austa«

gen auf da« Gu t , an den gemeinen Unterhaltung« < Hosten desselben,

und an den Anb«u<Bewahrung«»und Erndte»Heften der Früchte

etwa« zu tragen.

7,0 H K. Jeder «uß hingegen »n demjenigen ausserorltntlicheu

«uftvand verhältnißm^ßig mitleiden, »elcher für »ettung de« l<<

hcndbaren «rund und Beden« vom Untergang z. « . durch Wass«r>

bau, oder dcr Früchten gegen das gänzliche Verderben ,. « . durch

«bt«uf «iner Fouragirung, durch Hagelversichnung u. s. »- »u

«achen ist.
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?'a. ä c. Der alte Zehenden innerhalb eines Kirchspiels hat süe
die Fällt/ wo nicht ein hinreichendes Kirchen «Vermögen vorhanden,
und nicht eine Baufreyhcit besonder« erwiesen ist, die last des Bcy<
twgs zu Kirchenbau < Bedürfnißen auf sich,

Ucber Umfang und Anwendung«»Fälle diesir last entscheide»
besondere Geseze.

71«, ä z. Der Zchenden kann durch Herkommen oder besondere
Rcchtstitcl die last einer Abgabe zur Pfarrbesoldung auf sich haben.
Wo dieses der Fall ist, da kann jedoch diese Last nicht erhöhet »er«
d m , wenn nicht aus den vorigen besondern Rechtsverhältnissen ein«
«hm eigen« obgclegene Pfl icht, für die Bedürfnisse der Pfarrbesol»
düng einzutreten, dargelegt werden tan«.

» V i e r t e r Abschnit t .

Von Erlöschung des Zehend-Rechts.

?'o. I « . Das Zehendrccht kann da, wo ein Auswärtiger, des»
sen Hcimachsstaat die gehenden ablöslich erklärt hat, Eigemhümer
eines Zchcnden ist, für den lande«»oder Ortsherrn oder die Mar<
kungs, Gemeinde, je nachdem Einer oder der Andere früher von die«
ser Erlaubniß Gebrauch macht, mittelst Darlegung deejenigcn Wcr th i ,
«m welchen in jenem Heimathsstaat die Ablösung eines gleichen gei
henorechts würde statt gefunden haben, eingeloset werden.

7 '» «l>. Heine persönliche Eigenschaft des Gutsbcsijers tann
lie Zehcndpflichtigteit des Guts aufheben. Sie ruhet zwar, wenn
da« Guts < Eigenthum in Händen de« Zehendherrn ist; aber sie er»
löscht nicht dadurch, sondern lebt t raf t Gesell« wieder auf , sobald
»i in andere Hände kommt.

7»o«° . Da« Zehmdrecht geht durch verjährt« «ichtübung
gleich jeder Outidienstbarkeit verloren, und wird auch durch tstlche
<n Absicht auf Gattungen «der Bezirk beßhräntt, «uf welch« und in
welchen «« z« üben, Gelegenheit »ar .
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710 « ä. NichtÜbung ist vorhanden, so oft der Zchendhcrr

ruhig geschehen laßt, daß der Zehcndmann die Früchte unvcrjchclldct

heimführt.

710 e e. Versizung und Ersizung des Zchcndcns kann mir aus

das einzelne bestimmte Grundstück und auf die bestimmte Frucht«

gattung angewandt werden, bcn welcher wahrend der Vcrjatzrungs!

Zeit gleichförmig die Nichrübung statt fand.

71a ek. Auf ander« Grundstücke oder Gattungen kann Erst'

zung nur alsdann ausgedehnt werden, wenn jeweils a«f allen a»<gc<

bliimten Feldern eines Bezirks oder allen Gattungen der Erzeugnisse

die Verzehndung geschah oder unterblieb, wo alsdann jedesmal auch

die ungcbaut gebliebene zehenddare Felder und die nicht angepstanz«

Gattungen des nchmlichm Bezirks in den Besij mit linbegrifftn zu

achten sind.

* ZweyteS K a p i t e l .

Von E rb -Gü l ten und Zinsen.

71° s«. Trbgült oder Erbji»« ist eine Abgabe, Erste« in «r»

zcugnissen dci Bodens, ieztcre in Geld oder Thiercn, welche ein Gi<

genthümer von dem Gmuß eines ihm gehörigen Guts an jeden ge<

treuen Inhaber des Gülcrcchts zahlen muf,

?»o sb. Neue Gülten und Zinsen können anders nicht als in

der Form von Erbrenthen nach Saz S3o bestellt werten. 2 « alten

dauern fo r t , so weit sie durch gültige Rcchtstittl oder verjähr««

Besil gedeckt sind.

710 sc. Die darüber sprechenden Mechtsm-kunden odcrBtrcme

verlieren ihre Beweistraft durch dreyßigjährlgen Zcitvcrlauf, und

müssen, dem Sa ; 2265 gemas, zuvor jedesmal erneuert werden.

7»o kä. Dicsc Vereine müssen die VerfaHeit, den Empfang«?

^ r t und die kiefcrungiart bestimmen.

710 f« . D a , wo der Giiltmann schuldig ist, die Oült an

«inen bestimmten Ort j« l iefern, muß er lwar im Unterlassunssfall
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die Prozeßkosten tragen,' aber Verzugskosten trägt er nicht eher, als

bis der Güllhcrr durch urkundlicheEinfordcrung sein Recht ausgeübt hat.

7>a ff . Die Gült muß gegeben werden in Jahren, wo wenig,

so wie in jenen, wo viel erwachst. Nur wenn durch Heer und Ha«

gcl in einem Iaiu- eine ganzliche Ertragslosigkeic entsteht, ncmlich

mehr nicht als Saacsi'ucht, auch Bau - und Bcstcllungskosten gewon«

ncn werden, ist der Gullherr zum Nachlaß verbunden. Für Gegen«

den, welche durch ihre tage häufig dcm Weccerschadcn ausgcsczt sind,

können die Polizcpgeslze Nachlaß-Anordnungen auf einen Thcil

der Gült machen.

7«> lß . Die Gült haftet auf dem Genußrecht am Gu t ; nur

derjenige, dcm dieses zusteht, kann darum angegriffen werden: nur

die laufende und die zwcy nächst zxvor verfallene haben dasjenige

Vorzugsrecht auf die jedesmalig eingeheimste Früchte, welches dem

Pachtschilling gestzlich verliehen ist.

7»o f l , . Das Grundeigenthum des Gut« oder ein dritter Be<

l»zcr des lezter» kann für Gülcrückstandc nicht angegriffen werten,

noch weniger mag dadurch ein Ucbergang des Euts-Cigenthums an

den Gültherrn begründet werden, selbst dann nicht, wann die frü»

Heren Urkunden einen solchen Verfall ausdrücklich verfügten.

7»o 5i. Der Güllhcrr kann eine Thcilung der Gültgütcr nicht

hindern, sondern nur solang die Bestellung eines Vorträgcrs nicht

geschehen ist, der die Gült von allen Einzinscrn auf deren Gefahr

und Kosten einziehe, und in einer Hand abliefere, sich an alle We i l '

nehmer als Sammt« Schuldner halten.

Bewilligt derselbe «ine Thcilung ohne Bestellung eines Dortra'«

«er«, so gilt die Gült selbst für gctheill, und jeder Lheil für »i»

sclbststiindigej Ganzes.

71°. slc. Auch da« Gültrccht «st untheilbar, und der «iiltmani»

nicht schuldig seine Gült in mehr al« eine Hand abjulicftrn.

71a k l . Das Gültrecht erloscht durch die ncmlichen Ursachen,

«i« Gutidienstbarteiten. K a i Erloschcne k«m nicht wieder aufleb«».
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Nichtgcbrauch des Gültrechts ist vorhanden, sowohl wenn gar

keine Einforderung geschehe«/ als auch wenn eine Einforderung in

gesczlichcr Zeit unyerfolgt geblieben ist.

710 fm. Jede ErbMült , von welcher nicht urkundlich erwiesen wen

den kann, daß sie ursprünglich als unablöslich errichtet worden, gilt für

«icdcrkäufiich: sie kann nach vorgängig halbjähriger Austündung

durch Darlegung des fünf und zwanzigfachen Betrags abgekauft wer-

den ; der Betrag wird bcu Frucht oder Vieh nach einem fünf und

zwanzigjährigen Durchschnitt des Preises bestimmt.

" S e c h s t e r T i t e l .
V o n G r u n d p f l i ch t i g k e i t e n.

71a z«. Wo nicht jeder getreue Rechtsinhaber, sondern ledig«

sich dcr Besizcr eines gewissen Orts, Hofs oder Guts leistuna.cn oder

Dienste und zwar nicht U!i»nccc!b>n- an ein gewisses Grundstück, son»

der« nur an jene, die innerhalb eiues Orts« oder Gutswarkung am

'affig sind, zu fordern hat, mithin das Recht auf die Ansißigtcit

überhaupt, nicht auf einen bestimmten Gutsbesiz bedingt ist, jedoch

auch nicht aus einer S t lMs > Berechtigung, sondern aus bürgerlichen

Rechtsverhältnissen fließt, da ist eine G r u n d p f l i c h t i g k e i t vor»

Händen.

710 ß l». Nur ein Gesez kann sie begründen. Das Gcsez dul'

det jene, die dermalen in rechtmäßiger Uebung sind; so lang sie nicht

abgelöst werden; aber keine Wiederaufiebung derjenigen, welche

«usser Uebung sind; keine neue Einftihrung derselben.

710 z e. Die Grundpstichtigfeiten tonnen weder ohne das Gut,

dem sie anhängen, erworben oder besessen, noch auf «in andere«

Gut übergetragen werden,

71« ß6. Die Grundpfiichtigknt begründet st wenig als «'«

Grunddicnftbarteit eine Gewalt über die Markung oder über diejeni,

« w , «elcht darin« ansaßig sind, und muß also gegen diejenigen/
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welche ihre Pflicht ausscr Augen sezen, nur durch Dazwischen,
fünft des Richters gchandhabt werden.

?io 8«, Jede Grundpstichtigkeit dieser Ar t ist westntlich los<
bar, sobald die Wichtigen gcsammtcr Hand eine Vergütung dcs mitt«
lern Ertrags durch einen Kaufpreis oder durch Verwechslung m j l
einer Gü l t , die sie dafür auf ihre Güter nehmen, anbiete».

Gosqmmtcr Ha»d ist das Anbieten geschehen, wann entweder
die Gemeinde, welcher sie angehören, verfassungsmäßig das Ablos«
sungs-Erbietcn thut , oder der mehrere Theil der Einzelnen für Alle
mit der Zahlung, vorbehaltlich seiner Abfindung nut Jenen / welche
noch nicht heystimmen, eintritt.

7 ! " ß k. Jede Grundpstichtigkeit erloscht auf dem mmlichen
Wege, wie die unständigen Grunddicnstbarkcitcn.

?ia Z ß. Grundpflichten sind die Bannpflichten oder Zwang««
Gerechtigkeiten, die Frohndpfiichtcn und die Erbfstichten.

* E r s t e s K a p i t e l .

V o n d e n B a n n - P f l i c h t e n .

710 l» , . Banngerechtigkeit ist das Recht eines Gutibesizers
zu verlangen, daß von dem Eingesessenen eines Bezirks die gcbann«
Handlungen nicht anders, als in seiner dafür errichteten Anstalt/
5 B . Müh le , Kelter, Backofen, Schenke, verrichttt, und ihm da'
lurch ein bestimmter Vortheil zugewendet werde.

7»o. »>l>. Hein Bannpflichtiger kann genvthiget werden, die
gebannte Hgndlungcn zu unternehmen, z. B> seinen Wein bey einem
Wir th zu t r i n l t n , sein eigen Brod zu backen; nur wenn er sie per'
richten w i l l , muß er sich dazu der Bann«Anstalt bedienen.

7'o. K c. D « Gebühr fiir den Gebrauch der Anstalt, »0 sie
nicht durch den »echtstitel der Banngerechtigkeit bestimmt ist, richtet
ßch nach den allgemeinen Polizey» Borschriften für dergleichen Anstalten.
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Wo sie eine besondere nicht auf jene rückweisende Vertrags
Bestimmung ha t , da kann eine Erhöhung oder Verminderung nicht
siatt finden, wenn gleich in den allgemeinen Polizey« Vorschriften,
»egcn Veränderung des Preises der Ding«/ eine solche zugelassen würde.

7»o. K ä. Der Bann < Eigentümer ist schuldig die Anstalt
selbst in demjenigen baulichen Stand zu unterhalten / und mit de«
jenigen Bedienung zu versehen, welche für gewöhnliche Zeiten zu Be«
sorgung der Bedürfnisse der Bannpstichtigen hinreicht.

7,0 l>«. Der Bannpstichtige, der wegen aussergcw'ohnlichln
Ereignissen oder Saumsaal des Banncigcnthiimers nicht in der fach»
gcmässen Zeit gefördert werden kann, darf sich anderer Anstalten
bedienen; er darf auch in dem zwcytcn obiger Fälle den Banncige»'
thümer um Entschädigung belangen.

710 K f. Der Bannpfiichtigc muß in einem Uebertrctungsfall
wenn nicht der Rechtstitel durch eine besondere Strafzusage der E»t<
schadigung vorsorgt, den entgangenen Gewinn dem Banneigenthllmer
zehnfach nebst Ersaz aller Hosten entrichten.

710 K ß. Der Banneigenchümer kann ohne Zustimmung der
Vannpfiichtigen sein Bannrecht aufheben/ auch die ganze dafür be<
stimmte Anstalt abthun; doch leztcrcs nu r , nachdem er es den Bann«
Pflichtigen so zeitig voraus verkündet ha t , daß diese zuvor sich eine
«mdere Gelegenheit zu Verrichtung jener Geschäfte ausmitteln können,

7,0 l, b. Die Nicht < Rüge einer erlaubten oder unerlaubten
Verrichtung der gebannten Handlung an unberechtigten dritten Or»
ten begründet keinen Nichtgebrauch de« Bannrecht«, sondern nur der
Verfal l der Anstalt (71» l> ä.) oder die Nichterneuerung der Bann»
Urkunde in der gesezlichen Zeit (7»» sc.)
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^Zweites Kapitel.
Von der Fr ohndpflichtigkeit.

710. i« . Die Frohndpfiichtigkeit, wenn von walzenden Froh«
len die Rede ist, wozu das Fordcrungsrecht und die keistungsschuldig»
keit beides auf bestimmten einzelnen Gütern haftet, richtet sich nach den
Regeln der Grunddienstbarkeitcn. I n Ansehung der persönlichen Frohn»
den, wo diese noch bestehen, bestimmt sie sich durch die Staat«»
Konstitution, und, wo diese nicht Maas gibt , nach der Aehnlichkeit
dessen, was über die Grundpffichtigleit überhaupt/ und über di«
Vannpfijchten insbesondere oben geordnet worden ist.

* Drittes Kapitel.
Von der Erbpflichtigkeit.

?'». K,. Dle Erbpflichtigkcit/ »0 und st lang sie noch besteht
» i rd ebenfalls nach den gleichen Gesezen »ie die vorgtdacht« perstn»
^ Frohndpfiichtigkeit gerichtet.



D r i t t e s Buch.
Von den verschiedenen Arten Eigen-

thum zu erwerben.

A l l g e m e i n e V e r f ü g u n g e n .

71t. Eigenthum wird erworben, und auf andere über-
tragen, durch Vererbung, durch Schenkungen unter Le-
benden oder von Todeswegen / und durch die Wirkung über-
nommener Verbindlichkeiten.

7»2. Das Eigeuthum wird ferner durch Zuwachs,
Einverleibung, und Ersizung erworben.

7'3. Herrenlose Sachen gehören dem Staat.
7'4. Es giebt Sachen, die für Niemand Eigenthum,

aber für jedermann zum Gebrauch sind. Polizey-Geseze
bestimmen ihre Benuzungsart.

7»6. Jagd und Fisch«rcy wird gleichfalls durch beson-
dere Gesez« regiert.

7'6. Das Eigenthum eines Schazes gehört dem, der
ihn auf eigenen Boden findet. Der auf dem Boden eines
Andern gefundene Schaz gehört zu einer Hälfte dem Fin-
der und zur andern Hälfte dem Eigenthümer des Bodens.

Schaz heißt jede verborgen« oder vergrabene Sache,
woran niemand ein Eigcnthum darthun kann/ und dere«
Dasevn durch bloßes Ungefähr entdeckt wird.
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717. Besondere Geseze bestimmen die Rechte auf Gü-

ter die in Seen und Flüsse geworfen worden, und auf Sa-

chen, welche die Seen und Flüsse auswerfen.

Mit verlovuen Sachen, deren Eigenthümcr sich nicht

meldet, hat es gleiche Bewandtniß.
717 2. Die gefundenen Sachen gehölen dem Finder, wenn ee

«n dem Ort des Funds diesen öffentlich bekannt gemacht, und in drep

Jahren der vorige Inhaber sie nicht zurückverlangt hat.

E r s t e r T i t e l .

V o n E r b s c h a f t e n .

Ers tes K a p i t e l .

Von E r ö f f n u n g der Erbschaf ten auch Besiz

und Gewähr der Erben.

?l8. Erbschaften werden durch den natürlichen und
vürgerüchen Tod eröffnet.

7^9. Durch den bürgerlichen Tod, wird eine Erbschaft
von dem Augenblick au eröffnet, da nach den Verfügun-
gen des U. Abschnitts des I I . Kapitels von demOenuß
und Ver lus t der bürger l ichen Rechte dieser Tod
eintritt.

72a. Sterben mehrere Personen, von denen wech-
selsweise die Eine zur Verlassenschaft der Andern berufen
ist, in einer und derselben Gelegenheit, ohne daß man
weiß, welche zuerst gestorben ist; so sind die Vermu-
thungs-Gründe für das Ueberleben der Einen oder der
Andern aus den Umständen der Begebenheit herzuleiten;
in deren Ermanglung sieht mau auf die Starte des Alter«
»de» Geschlechts.
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72». Wenn diejenigen, welche zusammen umgekom-

men sind, noch nicht fünfzehn Jahr alt waren; seist

zu vermuchen, daß der Aelteste am längsten gelebt habe.

Waren sie Alle über sechzig Jahre a l t , so wird vcr-

muthet, der Jüngste habe am längsten gelebt.

Sind Einige unter fünfzehn, die Andern aber über

sechzig Jahre alt gewesen, so ist die Vermuthung des Ue-

berlebens für jene Ersteren.

721.». Wo im leztgedachtm F^ll auch noch «Personen zwischen
fünfzehn und sechzig Jahren mit umkamen, so gelten diese für die
Ueberletenden.

722. Haben Mehrere, die zusammen umgekommen sind,

das fünfzehnte Jahr zurückgelegt, und doch weniger als

sechzig Jahre, so wird bey gleichem Al ter , oder, wo der

Unterschied kein Jahr übersteigt, angenommen, daß die

Mannsperson am längsten gelebt habe; andernfalls so

wie auch, wenn sie von einerley Geschlecht sind, gilt bey

der Frage , wer der Ueberlebende gewesen, diejenige Ver-

muthung, wodurch der Erbgang dem gewöhnlichen Natur-

lauf nachgeht, und muß also der Jüngere für überlebend

geachtet werden.

723. Das Oesez bestimmt die Ordnung des Erbrechts

unter den gesezlichen Erben. Bey Ermanglung derselben

folgen in dem Vermögen die natürlichen Kinder, dann

der überlebende Ehegatte, und wenn keiner vorhanden

ls t , der Staat .

724. Die gesezlichen Erben treten in Vefiz und Ge<

wahr der Wüter , Rechte und Forderungen des Verstorbe-

nen kraft GesezeS; sie sind dagegen verbunden, alle Lasten
de«
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der Erbschaft zu berichtigen. Die natürlichen Kinder,
der überlebende Ehegatte und der Staat müssen sich von
dem Nichter nach den unten zu bestimmenden Formen in
die Gewahr sezen lasse».

Z w e y t e s K a p i t e l .

Von den Eigenschaf ten der E r b f ä h i g k e i t .

726. Um zu erben muß man zur Zeit, da die Erb«

schaft eröffnet wird, rechtsfähig seyn. Nicht rechts-also

auch nicht erbfähig ist:

1. Derjenige, der noch nicht empfangen ist;

2. Das Kind, das nicht lebensfähig geboren wird.

3. Derjenige, der bürgerlich todt ist.

726. Ein Ausländer wird zur Erbschaft in den Gü-
tern, die sein Verwandter, dieser sey ebenfalls ein Aus-
lander oder ein In länder, in dem Gebiet des Staats bc-
slzt, anders nicht zugelassen, als auf die Weise, wie ein
Inländer seine Verwandten beerben würde, die in der
Heimath dieses Ausländers Güter besizen, nach den Ver-
fügungen des »1 Sazes unter dem Titel v o n dem
G e n u ß u n d V e r l u s t der b ü r g e r l i c h e n Rechte .

727. Des Erbrechts sind unwürdig, und werden des-
falls von Erbschaften ausgeschlossen:

». Derjenige, der wegen vollbrachter oder versuch»
ter Tödtung des Verstorbenen verurtheilt wor-
den ;
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2. Derjenige/ der wider den Verstorbenen eine
peinliche Anklage erhoben hat , die nachher für
verläumderisch erklärt wurde.

3. E in volljähriger Erbe , der eine ihm bekannte
Ermordung des Verstorbenen dem Gericht nicht
angezeigt hat.

728. Die Unterlassung dieser Anzeige lst unschädlich
für leibliche oder angeheurathete Ahnen und Abkömmlinge
des Mörders/ für Ehegatten, Geschwister/ Oheimen od«
Muhmen / Neffen und Nichten desselben.

729. Wi rd der Erbe als unwürdig von der Erbschaft
ausgeschloffen, so muß er alle seit ihrer Eröffnung genos-
senen Flüchte und Einkünfte zurückgeben.

73a. Kinder des Unwürdigen, wenn sie in eigenem
Ramen ohne Beyhülfe der Erbvertretung in das Erbe tre-
ten , schließt das elterliche Verschulden nicht aus , aber in
keinem Fal l kann der Schuldig« an dem Erbvermögen eine
elterliche Nuzm'eßung erlangen.

D r i t t e s K a p i t e l .

V o n d e n v e r s c h i e d e n e n O r d n u n g e n des
Erbgangs.

Erster Abschnitt.
A l l g e m e i n e V e r f ü g u n g e n .

7?,. Das Erbrecht fällt auf die Kinder und Nachkom-

men des Verstorbenen. auf dessen Ahnen, d. i. Eltern

und Voreltern und auf dessen Seiten.« Verwandte in nach-

stehender Maße und Ordnung.
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722. Weder die Natur der Güter noch die Person von
der sie herkommen, bestimmt den gesezlichen Erbgang.

7Z2.». Ausgenommen sind hicrbcy die letzen < und Stammgütcr.

7Z3. Jede Erbschaft, welche den Ahnen oder Seiten-
Verwandten zufällt/ geht in zwey gleiche Theile; die eine
Halste erhalten die Verwandten der väterlichen, die andere
die Verwandten des mütterlichen Stamms.

Die Verwandte«/ welche zu beeden Stämmen gehö-
ren, schliessen die Verwandten nicht aus , welche von ei-
ner Seite allein, es sey von der mütterlichen oder von der
väterlichen abstammen: leztere erben jedoch nur an ihrem
Stammtheil, mit der im 762. Saz vorkommenden Bestim-
mung. Verwandte von beyden Seiten erben an beyden
Stammtheilen.

Der Anfall eines Stammtheils an den andern hat nur
da statt, wo sich in einem von beyden Stimmen weder
Ahnherrn noch Seiten - Verwandte finden.

7^4. Ist diese erste Vertheilung unter dem väterlichen
und mütterlichen Stamm einmal geschehen, so hat keine
weitere Abtheilung in die verschiedenen Äesie statt, sondern
die einem jeden Stamm angefallene Hälfte gebührt dem
oder denen Erben des Stamms, welche die nächsten im
Grad sind, den Fall der Erbvertretung ausgenommen, der
weiter unten bestimmt wird.

?25. Die Nähe der Berwandschaft wird durch die
Zwischenzahl der Zeugungen bestimmt; jede Zeugung heißt
ein Grad.

736. Di« Reihefolgt der Grade bildet eine Abstam-
mung. Eine gerade Abstammung nennt man die



212 l ! I , B. I. 3. Von Erbschaften.

Folge 5er Grade unter Personen, wo durchaus die fol-

gende von der vorhergehenden gezeugt ist ; S e i t e n - A b -

s t a m m u n g heißt dagegen die Folge der Grade unter Per-

sonen, die zwar nicht alle von einander, jedoch alle noch

von einem gemeinsamen Stammhaupt herkommen.

Man unterscheidet in der geraden Abstammung die ab-

s t e i g e u d e und die a u f s t e i g e n d e Ordnung.

Erstere ist diejenige, welche abwärts ein Stammhaupt

mit seinen Abkömmlingen verbindet; die zweyte ist dieje-

nige , welche aufwärts den Abkömmling an seine Voreltern

knüpft.

?3?. I n der geraden Abstammung zählt man so viele
Grade, als es Zeugungen zwischen den Personen gibt;
der Sohn ist also in Hinsicht des Vaters im ersten, der
Enkel im zweyten Grad , und so umgekehrt der Vater und
Grosvater in Beziehung auf Söhne und Enkel.

738. I n der Seiten-Abstammung zählt man die Gra-
de nach der Zahl der Zeugungen von einem der Verwandten
bis zum gemeinsamen Stammvater hinauf und wi<dcrum
von diesem lezteren bis zum andern Verwandten hcrob.

Also sind zwey Brüder im zweyten G r a d , der Oheim
und der Neffe sind im dritten, Geschwister«Kinder im vier-
ten Grad und so weiter.

?38. ». I n jedem Fall, wo dsr Erblasser einen Ehegatten, mit
dem er in Ehegemeinschaft leb«, aber keine Kinder zurückläßt, gehört
dem Ueberlcbenden die lebenslängliche Nuzniessung käst Gestzei,
wenn nicht, dl'rch einen Ehcvcrtrag darauf verzichtet ist: für eint"
solchen Verzicht gilt beeden Ehegatten tie Auibeoingun» eines W»t«
wms für di« überlebende Frau.



m . V- l. 3. Von Erbschaften, »,3

Zweyter Abschnitt.
V o n dem E rbve r t r e tungs -Nech t .

Die Erbvertretüng ist eine gesezliche Dichtung,
welche die Wirkung hat, daß der Erbvertreter in die
Stelle, den Grad, und die Rechte desjenigen «insteht,
den er vertritt.

74«. I n gerader absteigender Stammordnung wird die
Erbvertretung ins unendliche zugelassen, und zwar in al-
len Fällen, ohne Unterschied ob Kinder des Erblassers mit
den Abkömmlingen eines früher verstorbenen Kinds zusam-
mentrcffcn, oder ob die Kinder des Erblassers insgesammt
vor ihm gestorben sind, und also allein Abkömmlinge dieser
Kinder untereinander in gleichen oder ungleichen Graden
auftreten.

?4'> Zum Voltheil der Ahnen hat kein Erbvertretungs:
Recht statt; in jedem von beiden Stammen schließt immer
der Nähere den Entfernter« aus.

742. I n der Seiten - Abstammung/ ist das Erbvertre-

tungsrecht zulässig zum Vortheil der Kinder und Abkömm-

linge der Geschwister des Erblassers, sie mögen zugleich

Mit ihren Oheimen oder Muhmen zur Erbfolge gelangen,

oder, wo alle Brüder und Schwestern des Erblassers schon

früher gestorben find, nur deren Abkömmlinge in gleichen

«der ungleichen Graden sich in das Erbe theilen.

742. So oft das Erbvertretungs-Recht zulassig ist,

geschieht die Theilung nach Stimmen. Sind von eine«

Stamm mehre« Nebenaste entsprossen, so geschieht nute,

allen Nebenästen die Theilung gleichfalls nach den Stäm,



»»4 l l l B. l. T. Von Erbschaften.

wen; die Glieder eines und desselben Asts theilen dagegen
unccr sich nach den Köpfen.

744. Erbvertreter lebender Personen kann niemand
feyn, nur solche, die natürlich oder bürgerlich todt sind,
kann man vertreten. Man kann Erboertreter desjenigen
seyn, auf dessen Erbschaft man Verzicht gethan hat.

Dritter Abschnitt.

V o n dem Erb rech t der A b k ö m m l i n g e .

745. Di« Kinder oder deren Abkömmlinge erben ihre
leiblichen El tern, Großeltern oder Voreltern ohne Unter-
schied des Geschlechts oder der Erstgeburt, auch dann/
wann sie aus verschiedene» Ehen abstammen.

Sie erben zu gleichen Theilen und nach den Köpfen,
wenn sie sich alle im ersten Grad befinden, und kraft ihres
eigenen von niemand abgeleiteten RechtS ins Erbe treten;
sie erben nach Stamme«, wenn sie insgesammt oder zum
Theil kraft des Erbvertretungs - Rechts zur Erbschaft ge-
langen.

746. «. Von der Verlassenschaft dcr Eltern bleibt auf ein Vier-
theil dnn überlebenden Elternthcil dcr in einer Ehcgcm«insch«ft lebt«/
die lebenslängliche Huznießung, oder in Wiederverbeurathungisällen/
«ach srmcffen der Kinder oder ihrer Vormünder und des Familien»
«lch«, «ine dem mittleren Ertrag im billigen Anschlag gleiche Rente,
lraft «hl l ichen Rechts; aufl ie übrigen drey Viertel kann jeder
ftlch« nur in g«ignlt«n M m traft E l te rn rech t« haben.
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Vier ter Abschnitt.

V o n dem E r b r e c h t der A h n e n .

746. Wenn der Verstorbene keine Nachkommen, auch

keine Geschwister, noch Abkömmlinge von solchen zurück-

gelassen hat , so wird die Erbschaft in zwey gleiche Thcile

für die Ahnen des väterlichen und des mütterlichen

Stamms getheilt.

Der Ahne, der im nächsten Grad ist, erhalt die sei-

nem Stamm zugewiesene Hälfte mit Ausschluß aller An-

dern.

Mehrere Ahnen des nemlichen Stamms, die sich in

gleichem Grad befinden, erben nach den Köpfen.

?4?. Die Ahnen haben ein ausschließliches Eibrecht

an solchen Sachen, die sie ihren ohne Nachkommenschaft

gestorbenen Kindern oder Enkeln geschenkt hatten, wenn

die geschenkten Gegenstände selbst noch in der Erbschaft

sich vorfinden.

Sind die Sachen veräussert, so erhalten die Ahnen den

etwa noch rückständigen Kaufpreis. Sie erben auch die

Rückforderungsrechte, welche dem Geschenknchm« etw«

zustanden.

747. «. Dieses Recht kann jedoch nur gegen die Verkssenschafl
de« Beschenkten selbst geltend gemacht »erden, nicht gegen die Ber-
lasscnschaft seiner Hinder, die ihn geerbt Hatten, .und dann etwa
»«r den Ahnen mit Tod abgehen.

74s. Ueberleben Vater und Mutter ein ohne Nach-

kommenschaft verstorbenes Kind, das noch Geschwister

oder Abkömmlinge von dies« hat, fo wird die Erbschaft,«
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zwey gleiche Theile gctheilt, eine Hälft« davon falltauf

Vater und Mutter, welche sie unter sich gleichlich theileu.

Die andere Hälfte gebührt den Geschwistern oder ih-

ren Abkömmlingen, gemas dem fünften Abschnitt dieses

Kapitels.

749. Wenn der Erblasser zwar leine eheliche Nach-

kommenschaft, aber doch Geschwister oder Abkömmlinge

von ihnen zurückläßt, auch eins seiner Eltern, Vater oder

Mutter schon todt ist; so wächst das Erbtheil, das dem

verstorbenen Eltern-Theil zu Folge des vorigen Sazcs

zugefallen wäre, demjenigen Antheil zu. welcher den Ge-

schwistern oder ihren Erbvertrcrern anf.'l lt, wie im fünf-

ten Abschnitt dieses Kapitels erklärt wird.

Fünfter Abschnitt.
Von dem E r b r e c h t der S e i t e n - V e r w a n d t e n .

?5a. Wenn keines von bceden Eltern den Tod eines

kinderlosen Erblassers erlebt, so sind dessen Geschwister

oder ihre Abkömmlinge mit Ausschließung weiterer Ahnen

sowohl als der übrigen Seiten-Verwandten zur Erbschaft

berufen.

Sie erben entweder kraft eigenen Rechts, oder kraft
Erbveltlttung laut des zweyten Abschnitts dieses Kapi-
tels.

761. Wo beede Eltern eines kinderlosen Erblassers

ihn überlebt haben, da find seine Geschwister oder

ihr« Elbvertrerer nur zur Hälfte feines Nachlasses be-

rufen. Sie erhalten drey Viertel, wem» nur Eines der

beeden Eltern den Erblasser überlebte.
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762. Die Theilung jener Hälfte oder drey Viertel für

die Geschwister, geschieht unter ihnen, wenn sie alle von

einer Ehe sind, gleichzeitig; sind sie aus verschiedenen

Ehen, so fällt auf jede von beiden Seiten, auf die va-

terliche und die mütterliche der halbe Theil; die vollblüti-

gen Geschwister gehen nachmals in beyden Stammen zu

Theil, die halbbürtigen Geschwister von der Mutter, oder

von dem Vater, erben dagegen nur an dem Stammtheil,

zu welchem sie gehören; sind auch nur Halb-Geschwister

oder Nachkommen derselben allein vorhanden, so schließen

sie dennoch von der Erbschaft alle übrigen Verwandte»

des andern Stamms aus.

753. Wären keine Geschwister noch Abtömmlinae von

diesen, und nur auf einer Seite Ahnen des Erblassers im

kcben, so fallt die Erbschaft, zur Hälfte auf die über-

lebenden Ahnen, und zur andern Hälfte auf die nächsten

Verwandten des andern Stamms.

Treffen in diesem mehrere Seiten-Verwandten in glei-
chem Grad zusammen, so theilen sie ihr Erbe nach den
Köpfen.

764. I n dem FaL des vorhergehenden Sazes hat

der überlebende» Eltern - Theil die Nnznießung <»n einem

Drittel jenes Vermögens, daS er nicht zu Eigentum erbt.

755. Verwandte, die über den zwölften Grad von

einander entfernt sind, sind nicht mehr erbfähig.

Wo nur in einem von beyden Stamm en Verwandte
«ines erbfähigen GradS mangeln, da erben die Verwandte
des andern Stamms das Ganze.
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V i e r t e s K a p i t e l .
Von der ausserordentl ichen Erbfolge.

Erster Abschnitt.
Von den Rechten n a t ü r l i c h e r K inde r a u f d a s

Vermögen ih re r E l t e r n , und von dem Erb-

Recht an dem Nachlaß na tü r l i cher

K i n d e r , die ohne Abkömm-

l i n g e sterben.

?56. Die natürlichen Kinder sind nicht Erben. Das

Gesez gibt ihnen nur Rechte auf den Nachlaß ihrer ver-

storbenen Eltern, von denen sie gesezlich anerkannt sind.

Niemals gibt «s ihnen ein Recht auf den Nachlaß der

Verwandten ihres Vaters oder ihrer Mutter.

7Z6. ^ Natürliche Kinder, deren Anerlenntniß Vatcr «ler
«lütter erst nach der Erzeugung ehelicher Kinder bewirkten, könne"
»big» Stech« nicht geltend «achen, s, lange diese Hinder oder de»
« n Abkömmling« a « leben sind.

75?' Das Recht eines anerkannten natürlichen
«uf den Nachlaß seiner verstorbener Eltern ist folgendes:

Läßt Vater oder Mutter rechtmäßige Abkömmlinge
zurück; s» empfängt es «neu Drittel jenes Erbthells, w«l«
chen unter gleichen Umständen daS natürliche Kind erhal«
ten hätte, wenn es rechtmäßig gewesen wäre; es bekommt
die Hälfte, wenn Vater oder Mutter zwar leine Ablömm»
linge, »,hl aber Ahnen oder Geschwister hinterlassen» «s
bezieht drey Viertel, wenn Vater oder Mutter weder Ab,
kbmmlinge »och Ahnen oder Geschwister hinterlasse».
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767. «. Da« natürliche Kind in den vorgedachten Fällm übe»«
»immt klinc Schulden, aber es muß sich ihren Betrag von den
Erben an seinem Theil abziehen lassen.

?5ll. Das natürliche Kind hat ein Recht auf die gan-

ze Verlasscnschaft seines Vaters oder seiner Mutter, die

ohne erbfähige Verwandte zu hinterlassen, starben.

769. Ist das natürliche Kind vor seinen Eltern ge-

storben , so können dessen Kinder oder Abkömmlinge die

so eben bestimmten Rechte ansprechen.

760. Dem natürlichen Kind oder seinen Abkömm-

lingen wird auf jene Forderung alles aufgerechnet, was

sie von dem Vater oder der Mutter, deren Erbschaft

eröffnet ist, empfangen haben, so weit es nach den Re,

geln im 2ten Abschnitte des Seen Kapitels diese« Titel«

der Einwerfung unterliegt.

?6». Jede Forderung fallt weg, wenn «« bey Leb-
zeiten seines Vaters oder seiner Mutter, untel deren aus«
drücklicher Erklärung/ daß das natürliche Kind auf den
Theil eingeschränkt seyn soll, den sie ihm angewiesen ha-
ben, die Hi l f t« desjenigen erhielt, was ihm die obigen
Size zuweisen.

Sollte jedoch dieser Nornnpfang jene» Hil f t« nicht

gleich kommen, die d«n natürlichen Kind zukommen soll;

so Knn es alsdann so viel nachfordern, als znr Ergin«

l»ng dieser Hi l f t« nbthig ist, mehr aber mcht.

?6» ». Für »ine «u«drü<Niche Ertlärung gilt auch j«d« lezt«
willig« Verfügung der natürlichen Eltern über dn, freyen Theil ,h<
r«< Vernlögen«, deren Erfüllung die Anwendung der erlaubten Min»
terung d n Forderung d«i ««uiirlichen « i n « nech»»di,
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762. Kinder, aus Ehebruch oder Blutschande ge-

zeugt, haben die im Saz ?5? und 768 beschriebenen Rechte

nicht.

Das Gesez gibt ihnen nur ein Recht auf Ernährung.

762. ». Das ncn-.licke Recht haben auch nicht anerkannt« Kin-

der au? unchlichcm Vc»schlaf, wo dieser ohne Nachfrage nach der

Vaterschaft oder auf erlaub» Nachfrage bekannt wird.

?63. Diese Ernährung wird nach dem Vermögen des

Vaters oder der Mutter, auch nach der Anzahl und Ei-

genschaft der gesezlichcn Erben bestimmt.

764. Hat der Vater oder die Mutter das aus Ehe-

bruch eder Blutschande gezeugte Kind ein Gewcrb erlernen

lassen, oder sonst Hey Lebzeiten ihm den Unterhalt versi-

chert; so hat das Kind an ihren Nachlaß gar keine For-

derung.

766. Ein natürliches, ohne eigene Nachkommen ver-

storbenes Kind beerbt derjenige seiner Eltern, der es aner-

kannt hat, oder wenn es von beyden anerkannt worden

war, Jedes zur Hälfte.

76N. Sind die Eltern des natürlichen Kinds vor ihm
gestorben, so fallen die Güter, die es von ihnen erhalten
hat, und welche sich noch in seiner Erbschaft vorfinden,
auf die ehelichen Geschwister, denen auch die Vermögens«
Rückforderungen, wo dergleichen etwa statt haben, oder der
noch rückstandig« Kanfschilling veräusserter Güter zufallen.
Alles übrige Vermögen geht auf die natürlichen Brüder
und Schwestern oder derei, Abkömmlinge mit Besiz und
Gewahr über.
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Z w e y t e r Abschn i t t .

V o n den Rech ten des übe r l ebenden E h e g a t t e n
und des S t a a t s .

767. Wenn der Verstorbene keinen erbfähigen Ver-
wandten und keine natürlichen Kinder zurückläßt, so ge-
bort seine Vcrlassenschaft ga»z dem überlebenden/ von ihm
nicht geschiedenen Ehegatten.

76U. Wenn kein Ehegatte des Verstorbenen im Leben
ist/ so fäll t die Verlassenschaft dem Staat anheim.

769. Sowohl der überlebende Ehegatte als die
Staatsgüter - Verwaltung, welche den Nachlaß in An-
spruch nehmen, sind verbnnden, die Siegel anlegen, und
eine Erb-Verzeichniß in der Form errichten zu lassen, wel-
che zur Antretung einer Erbschaft unter der Vorsicht der
Erbverzeichniß vorgeschrieben ist.

77«. Sie müssen bey dem Gericht, in dessen Ge-
richtssprengel das Erbe eröffnet wurde, die Einsezung in
die Gewähr nachsuchen; das Gericht kann über dieses Ge-
such nicht eher erkennen, als nachdem drey Verkündungen
«no öffentlich« Anschlage in der gewöhnlichen Form vorher-
gegangen sind, und der Klon-Anwalt» vernommen wor-
den ist.

77». Ueberdieß ist der überlebende Ehegatte verbun-
den / de« Fahrnis:Ertrag verzinnslich anzulegen, oder für
den F a l l , da binnen drey Jahren sich Erben des Verstor«
benen melden würden, hinlänglich« Sicherheit für dessen
Ersaz zu stellen. Nach Umlauf der drey Jahre ist er der
Sicherstellung entlastet.
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772. Der überlebende Ehegatte oder die Staatsgüter»
Ve rwa l t ung , welche die Förmlichkeiten nicht beobachten,
die ihnen beyderseits vorgeschlichen sind, können verur-
theilt werden, die Erben , die sich etwa melden, zu ent-
schädigen.

77Z. D ie Verfügungen des 7 6 9 . , 770. , 77». und
772. Sazes haben auch die natürlichen Kinder zu beobach-
ten , wenn sie wegen Mangels anderer Erbverwandten in
die Verlassenschaft eintreten. (?58.)

Fünftes Kapitel.
Von Antretung und Ausschlagung de»

Erbschaften.

Erster Abschnitt.
V o n der A n t r e t u n g .

774. Eine Erbschaft kann nur unbedingt angetreten

werde»/ übrigens ohne Vorbehalt oder mit Vorbehalt der

Vorsicht der Erbverzeichniß.

77Z. Niemand ist verbunden, eine ihm angefallene

Erbschaft anzutreten.

776. Berheirathete Frauenspersonen können ohne Er-
mächtigung ihrer Männer oder des Gerichts keine Erb-
schaft gültig antreten, zufolge der Verfügungen des 6«n
Kapitels unter dem Titel von der Ehe.

Erbschaften, welch« Minderjährigen «der Mundlosen
««gefallen sind, lbnnen nur unter Beobachtung der in dem
Titel über die M i n d e r j ä h r i g l e i t , Vormund-
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schaff und G e w a l t s - E n t l a s s n ng enthaltenen Ver-

fügungen gültig angetreten weiden.

776. ,. Auch können Erbschaften von ledigen oder vcrwittibtm
Frauenspersonen nicht ohne einen Rcchtsbcistand angetreten »erdm.

777. Die Antretung wirkt rückwärts vom Tag des
Erb - Aufalls an.

778. Die Antretung kann ausdrücklich oder stillschwei-
gend geschehen; sie geschieht ausdrückl ich, Oder durch
Annahme) wenn man in einer gemeinen oder öffentlichen
Rechts-Urkunde die Benennung oder die Eigenschaft ei-
nes Erben annimmt; sie geschieht s t i l l schwe igend,
(oder durch Einmischung) wenn der Erbe eine Handlung
unternimmt, die seine Absicht, die Erbschaft anzunehmen,
nothwendig voraussezt, weil er nur in der Eigenschaft ei-
nes Erben, sie mit Recht unternehmen kann.

779. Handlungen, die blos auf Erhaltung durch Auf-
sicht oder fürsorgliche Verwaltung zielen, gelten nicht für
«ine Erbantretung, wen» man dabey den Namen oder die
Eigenschaft eines Erben nicht angenommen hat.

78«. Schenkung, Verkauf oder Uebertrag, wodurch
Einer der Miterben sein Recht an der Erbschaft einem
Fremden, oder auch allen oder einigen seiner Miterbe»
überlaßt, gilt ihm für Annahme de» Erbschaft.

Eben so verhalt es sich:

».) mit der, wenn schon unentgeltlichen, Verzicht«
leistung des einen Erben zu« Voltbeile ei«es
oder mehrerer seiner Miterben;

».) mit der Entsagung selbst jener, die z»» Bor«
theil aller Miterben ohne Unterschied geschieht,
wofür Vergütung genommen »urde.
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7^,. Stirbt derjenige, dem eine Erbschaft angefallen

ist, ohne sie ausgeschlagen, noch ausdrücklich oder still-

schweigend angetreten zu haben; so können seine Erben

statt seiner sie antreten oder ausschlagen.

762. Werden die Erben über die F^age, ob die Erb-

schaft anzutreten oder auszuschlilgen sey, nicht einig; so

muß sie unter dcm Vorbehalt einer zu errichtenden Erbver-

zeichniß angenommen wcrd.cn.

78I. Ein Volljähriger kann seine ausdrückliche oder

stillschweigende E>b-Antrctung nur alsdann anfechten,

wenn sie Folge eines gegen ihn gespielten Betrugs war.

Niemals kann er wegen Verlezung sie zurücknehmen, aus-

ser wenn die Erbschaft durch spätere Entdeckung einer zur

Antritts-Zeit noch unbekannt gewesenen lezten Willens -

Verordnung erschöpft, oder doch über die Halste vermin-

dert wurde.

Zweyter Abschnitt.

Von der Ausschlagung der Erbschaften.

784. Entsagung wird nicht vermuthet: jene auf Erb-

schaften kann nur in der Kanzley des Bezirk-Gerichts,

worin« das Elbe liegt, in einem eigends hierüber gefühl-

ten Buch geschehen.

7ll5. Der Erbe, welcher verzichtet, wird so angesehen,

als wäre er ni« Erbe gewesen.

?U6. Der Antheil des Verzichtenden wächst seinen
Miterben zu; ist er allein Erb«, so fällt die Erbschaft
auf den nach dem Grad Nächstfolgenden.

787. Ni«
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Nie t r i t t man durch Erbvertrt tung in die Stel le
eines verzichtenden Erben, ist dieser in seinem Grad
der einzige E lbe , oder verzichten alle seine M i te rbcn , so
erben die Kinder in eigenem Namen und «ach Köpfen.

7»8. Die Gläubiger dceljcnigen, der zum Nachtheil
ihrer Rechte verzichtet, können sich bcy Gcrichr ermächti-
gen lassen, die Erbschaft im Namen ihres Schuldners und
statt feiner anzuuehmcn.

Der Verzicht wi rd in diesem Fal l nur zum Northei l
der Gläubiger und bloß für so viel als ihre Forderungen
betragen, aufgehoben, nicht zu Gunsten des verzichtenden
Erben.

7^9- D ie Be fugn iß , eine Erbschaft anzutreten oder
auszuschlagen, erloscht durch Verjährung. Dazu wird
so viel Zeit , als zur längsten Versizung liegen schaftlicher
stechte erfordert.

790. S o lang das Recht der Erb-Ant ie tnng von den
verzichtenden Erben nicht versessen und nicht von andern
Erben inzwischen benuzt worden is t , so bleibt jenen die
Antretung des Erbes noch offen; unbeschadet der Rechte,
die ein Dr i t te r durch Verjährung oder durch gültige Hand«
lungen mi t dem Pfleger deS ledigen ErbeS an den Erb»
schafls-Gütern etwa erlangt hat.

79». A u f die Erbschaft lebender Personen kann man,
selbst in einem E h e - V e r t r a g , nicht verzichten, und eben
so wenig voraus die einstmaligen Rechte veräusscrn, die
man an dieses Erbe haben mag.

792. E rben , »eiche etwas «uS einem Nachlaß cnt»
Vtsczbuch. P
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wendet oder verheimlicht haben, sind des Rechts, diese

Erbschaft auszuschlagen / verlustig; ihrer Entsagung un»

geachtet, bleiben sie unbedingt und ohne Vorbehalt, Er-

ben , können jedoch an den entwendeten oder verheimlich-

ten Gegenständen keinen Antheil fordern.

D r i t t e r Abschn i t t .

V o n de» Vo rs i ch t der E rbve rze i chn iß ihren

W i r k u n g e n und den P f l i c h t e n des Vor-

s ich ts -Erben .

793. Die Erklärung eines Erben , daß er diese Eigen-

schaft nur unter der Borsicht der Erb-Verzeichnis an-

nehmen «olle, muß auf der Kanzleu des Bezirks-Ge«

n'chts, unter dem die Erbschaft liegt, geschehen; sie soll

in das Buch, welches für die Aufnahme der Entsagungen

bestimmt ist, eingetragen werden.

794. Diese Erklärung ist nur wirksam wenn ein ge-

treues und genaues Verzeichnis der ErbschaftS - Stücke

vorausgegangen, oder darauf gefolgt ist, und zwar in der

durch die Gerichtsordnung vorgeschriebenen Form auch in

den unten bestimmten Fristen.

795. Der Erbe hat drey Monate um die Erbverzeich«

niß zu errichten. Sie werden von dem Tag des Erb-An«

falls gerechnet.

E» hat überdieß noch, um sich über die Annahm«

oder Entsagung der Erbschaft zu bedenken, eine Zeit von

«lerzig Tagen, von dem Tag an da die zur Inventur be,

stimmten dr«y Monate »«flössen find, «der von den. Tag



III. P. l. T. Von Erbschaften. ««,

an/ da die Erbverzeichniß geschlossen wurde, wenn diese

vor dem Ablauf der drey Monate beendigt wird.

796. Befinden sich unter dem Nachlaß Sachen, die

dem Verderben unterworfen sind, oder deren Erhaltung

unverhHltni'ßmaßige Kosten erfordern würde; so kann der

Erbe schon aus dem einzigen Grund, weil er erbberechtigt ist,

ohne Besorgniß, daß gegen ihn eine Erb-Annahme dar-

aus gefolgert werden dürfe, sich von dem Gericht zum

Verkauf dieser Sachen ermächtigen lassen.

Dieser Verkauf muß durch ordnungsmäßige bffent»

liche Versteigerung geschehen.

797- So lange die Fristen zum Erb- Verzeichmß und

zur Erb-Entschließung laufen, kann der Erbe nicht ge-

zwungen werden, sich zn erklären, und es kann wider

ihn als Erben, kein Urtheil ergehen.

Entsagt er der Erbschaft nach verstrichenen Fristen,

oder auch früher, so bleiben die bis dahin von ihm recht,

mäßig aufgewendete Kosten der Erbschaft zur Last.

7vN. Nach Ablauf der oben bestimmten Fristen kann

der Erbe, wider den eine Klage angestellt wird, um neue

Frist bitten, welche die Gerichts«Behörde nach Umständen

gestattet oder versagt.

798 ». Da< Stillschweigen «»«< Erben, der sein? Erklärung
versäume, muß vom Richter nach dem Vortheil de< betreibenden
Thei« auigclegl werden.

799» I m Fall de« vorhergehenden Sazes fallen die

Kosten des Verfahren« auf die Erbschaft, wenn der Erbe

beweist, daß er von dem Absterben keine Wissenschaft

hatte, »der daß die Fristen wegen der Lag« der Güter,
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oder wegen vorgefallener Ansprüche zu kurz gewesen.
Führt er dieseü Beweis nicht, so bleiben die Kosten ihm
zur Last.

800. Der Erbe behalt auch nach Ablauf der im 796.

Saz bestimmten Fristen , und selbst nach Umlauf derjeni-

gen , die er in Gemaßheit des 798. Sazes etwa von dem

Richter noch erhalten hat, das Recht, eine Erbverzeichniß

zu errichten, und als Vorsichts-Erb« aufzutreten, so lang

tr keine, den Erben bezeichnende Handlung unternommen

hat, und kein rechtskräftiges Unheil ihn als unbedingten

Erben erklärt hat.

8o». Der Erbe, der sich einer Verheimlichung schul«

dig gemacht, oder wissentlicher und unredlicher Weise ei-

nige Erbschafts-Stück« in die Erbverzeichniß aufzunehme»

unterlassen hat, ist des Voltheils der Erbverzeichniß »er«

l«stig.

802. Die Vorsicht der Erbverzeichniß gewährt dem

srben den Vortheil:

, . ) daß er für die Erbschafts - Schulden mehr nicht

als den Werth der erhaltenen Erßschafts-Stücke

zu zahlen verbunden ist, und auch dieser Mühe

sich entheben kann, wenn er den Gläubigern

»nd Erbnehmern all« Erbschaftsstücke überläßt;

».) daß sein eigenes Vermögen mit den Erbschaft««

Stücken nicht vermischt wird, und er das Recht

behält, aus der Erbschaft die Zahlung seiner

Forderungen zu verlangen»

Vo2. Der Vorfichtserbe hat die Verbindlichkeit auf
sich, da« Erbvermögen zu verwalten, und den Gläubigern
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«nd Erbnehmern über seine Verwaltung Rechnung

abzulegen.

Auf sein eigenes Vermögen kann nur gegriffen werden,

wenn er wegen der Uebergabe seiner Rechnung in Verzug

gesezt ist, dafür, daß er dieser Verbindlichkeit Genüge

leiste.

Nach dem Abschluß der Rechnung kann auf sein eige»

«es Vermögen nicht gegriffen werden, als wegen dessen,

was er der Erbschaft etwa schuldig bleibt.

804. Bey der ihm aufgetragenen Verwaltung ist er
«ur für grobe Versehen verantwortlich.

6a5. Erb - Fährnis kann er nur in ordnungsmäßiger

öffentlicher Versteigerung verkaufen.

Liefert er sie im Stück zurück, so hat er für jene Ver-

schlimmerung oder Entwerthung zu haften, die von seiner

Nachläßigkeit herrührt.

606. liegenschaften kann er nur ebenso und unter
Beobachtung der desfalls vorgeschriebenen Formen »er-
kaufe«, den dafür erhaltenen Kaufschilling muß er den
bekannten Unterpfands«Gläubigern anweisen.

2u6 «. Wer die vorigen becden Scize nicht beobachtet, ist der
Wohlchat der Vorsichcierbcn verlustig, ohne welche der Erbe immer
als ein solcher behandelt »erden muß, der hinlänglich Verini>z«n für
Zahlung der Schulden und lasten angetroffen habe.

Den Gläubigern und andern Betheiligten, die

es fordern, mnß er für den Werth der in der Erbverzeich,

«iß begriffenen Fährnis und für den Theil der liegen,

schafts-Kaufschi'Mnge, «elcher den Pfand-Gläubigern
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nicht ausgezahlt worden is t , gute und hinlängliche Sich«,
heil stellen.

Ste l l t er diese nicht, so wird die Fährnis verkauft,
und ihr Kaufpreis sowohl als das, was aus dem Erlös
der Liegenschaften nicht angewiesen ist, wird zur Tilgung
der Erbschaftß-Lasien hinterlegt.

808. Wenn Gläubiger Einsprache wider die Erbbc-
handlnng machen, so kann der Vorsichts-Erbe nur nach
richterlicher Erkänntniß und Anweisung zahlen.

Erhebt sich keine Einsprache, so zahlt er die Gläubi-
ger und Erbnehmer nach der Ordnung, wie sie sich melden.

809. Gläubiger, die keine Einsprache gemacht hatten,
und erst nach dem Schluß der Rechnung und der Auszah-
lung des Ucberschusses sich melden, haben keinen Rückgriff,
als auf die Empfänger der Vermächtnisse.

Jeder Rückgriff ist nach Ablauf dreyer Jahre, von dem
T a g , da die Rechnung geschloffen und der Uebcrschuß ge-
zahlt worden ist , an zu rechnen, versessen.

l l i o . .Die Kosten der etwa angelegten Siegel , der
Erbverzeichnung und der Rechnungs - Ablage fallen auf die
Erbschaft.

V i e r t e r Abschn i t t .

V o n l e d i g e m E r b e .

2l». Wenn nach Umlauf der Elbverzeichniß-Frist

und der Bedenkzeit niemand erscheint, der ein Erb-oder

Erbfolge-Recht anspricht/ auch lein Erbe bekannt ist,

»der die bekannten Erben auf die Erbschaft Verzicht ge-
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than haben, so wird das Vermögen als erblos oder die
Erbschaft als ledig angesehen.

812. Das Gericht der ersten Instanz, in dessen Be-
zirk sie eröffnet wurde, ernennt auf das Gesuch der Be-
theiligten , oder auf den Antrag des Krön - Anwalds einen
Erbpflrger.

Ui5. Der Erbpfteger muß vor allem den Zustand
der Erbschaft durch eine Erbverzeichniß ins Klare sezen.
Er übt die Rechte der Erbschaft aus, und macht sie gel-
tend; denen wider sie gerichteten Klagen steht er zu Recht;
er verwaltet zu Gunsten Aller, die eS angehen mag, und
muß das in der Erbschaft befindliche baare Geld, so wie
den Erlös aus der Fahrniß und Liegenschaft, der über-
bleibt, zur Staats-Schulden-Kasse geben, welche demjeni-
gen Rechnung thun muß, der etwa ein Recht darauf hat.

614. Die Verfügungen des dritten Abschnitts dieses
Kapitels über die Formen der Erbverzeichniß. Die Art der
Verwaltung, und die von dem Vorsichts-Erben abznle,
gende» Rechnungen gelten auch den Erbpstegern.

Sechstes Kapitel.
Von der Erbthe i lung und Einweisung.

Erster Abschnitt.
V o n der E r b t h e i l u n g S - K l a g « und i h r e r F o r « .

b»5. Niemand kann'gezwungen werden, in Gemein-
schaft zu bleiben, sondern man darf ans Elb-Theilung
jederzeit dringen, ohne daß Verbote oder Verträge <« hin-
dern können.
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Nur Verschiebung der Erbtheilung auf bestimmte Zelt,
kann bedungen werden ; eine solche Uebereinkunft ist nicht
über fün f Iah re verbindlich, sie kann aber erneuert werden.

Li5. ». Alles jedoch unbeschadet des Stammguts«Rechte bcy den
dahin gehörigen Gütern.

8 i6. Theilung kann selbst dann nachgesucht werden,
wann einer der Miterben im abgesonderten Genüsse eines
Theils der Erbschafts-Stücke stünde, so lang leine Thei«
lungs - Urkunde, oder verjährter Besitzstand vorhanden ist.

8»7> Die Klage auf Erbtheilung kann für mioder-
jährige oder mundlose M i t - Erben von ihren Vormündern
auf Ermächtigung eines Familien - Raths angestellt
werden.

Für verschollene M i t -E rben steht die Klage jenen
Verwandten zu, welche in den Bcsiz eingewiesen sind.

8 l6 . Der Mann kann ohne Mitwirken seiner Frau
auf Theilung der ihr angefallenen liegenden und fahren-
den Habe antragen, wenn sie zur ehelichen Güter - Ge-
meinschaft gehören. Außer dem Fall der Gemeinschaft
kann der Mann ohne Beystimmung seiner Frau leine E>.d-
theilung fordern ; wohl aber kann er, wenn ihm der Genuß
gehört, eine fürsorgliche Theilung verlangen.

Die Mi t«Erben der Frau können eine endliche Ab«
theilung begehren, müsse» aber alsdann den Mann und die
Frau zugleich darum belangen.

819. Sind all« Erben selbst, oder durch genügsame
Machthaber anwesend und großjährig, so ist die Versieg-
lung der ErbschaftS-Stücke nicht nbthig, und die Thei«
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lung kann in jeder den Betheiligten gefälligen Form und
Urkunde geschehen.

Sind unter den Erben abwesende, minderjährige oder
mundlose, so muß die Versieglung in der kürzesten Zeit,
sey es auf Ansuchen der Erben oder auf Betreiben des
Kron-Amvalds von dem Bezirk-Gericht oder dem Orts-
vorsieher, unter welchem die Erbschaft gelegen ist. Amts-
halber geschehen.

«2«. Auch Gläubiger, die klare Brief und Siegel,
oder richterliche Ellaubniß haben, können Versieglung
begehren.

Ü21. Sind die Siegel einmal angelegt, so können alle
Gläubiger wider die Erb - Behandlung Einsprache ma-
chen , ohne klare Brief und Siegel oder richterliche Er-
lanbniß aufzuweisen.

Die Förmlichkeiten der Entsieglung und der Erbver-
zeichniß werden durch di« Prozeß-Ordnung bestimmt.

822. Die Klage auf Theilung und die miteinlaufenden
Streitigkeiten gehören vor den Gerichtsstand des liegen-
den Erbes.

Eben dieses Gericht leitet die Versteigerungen, und
ihm gehören die Klagen auf Gewährleistung der Loose un-
ter den Mit-Erben, so wie jene auf Umstoßnng einer ge-
schehenen Theilung.

222. Wenn einer der M i t - Erben in die Theilung
nicht wi l l igt , oder wenn über die Art de« Verfahrens,
oder der Beendigung Streit entsteht, so entscheidet eben
dieses Gericht, oder überträgt nach Umständen die Be«
ll'chtigung des Theilungs « Geschäfts einem «uS seine»
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M i t t e l n , auf dessen Bericht es alsdann über die Ottei-
tigkcitln erkennt.

U24. Die Abschazung der Liegenschaften geschieht
durch Sachverstandige, welche die Partheien wählen;
wo!!?!, dicsc nicht Wahlen, so werden sie von Amtswe-
gen ernannt.

Das Protokoll der Sachverständigen muß die Grund-
lage drr Adschäzuug enthalten: es soll andeuten, ob und
wie das abgcschäzte Grundstück sich füglich theilen lasse;
«s soll endlich, auf den Abtheilungs- Fall hm, die Thcile,
in welche es zerlegt werden kau«/ und deren Werth be-
stimmen.

826. Die Abschazung der Fährniß, wciin sie nicht
schon in einem förmlichen Erbvcrzeichniß ihren Anschlag
haben, geschieht nach ihrem wahren landläufigen Werth.

826. Jeder M i t - Erbe kann seinen Antheil an Fahr-
niß und liegender Haabe im Stück verlangen; sind jedoch
Gläubiger vorhanden, welche auf das Vermögen Beschlag
gelegt oder Einsprache gemacht haben, oder hält der
mehrere Theil der M i t -E rben den Verkauf für nöthig,
«m Schulden und Lasten der Erbschaft zu berichtigen,
so wird die Fahrniß öffentlich und förmlich versteigert.

N27. Jene Liegenschaften, di« sich füglich nicht thei-
len lasse»!, sollen gerichtlich versteigert werden.

Die Parteyen, wenn sie alle großjährig und einig
sind, können auch die Versteigerung durch einen Staats-
schreiber außergerichtlich vornehmen lassen.

827,. Füglich klmn nicht getheilt werden das, was nicht st
vielfach vorhanden ist, daß jedem Erben ein ähnliches Stück »er»
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den sonnte, und auch durch Zcrtheilung zu einer solchen Mchrfachheit

nicht gebracht werden kann, scy es nun / weil es natürlich oder ge«

sezlich unthcilbar ist.

827!,. Gcsczlich untheilbar ist, nicht blos dasjenige, dessen

Thcilung von einer Verfügung des Staats oder des Eigcnthümcri

ausdrücklich untersagt w i rd , sondern auch dasjenige / >vas 00» ein-

ander nicht getrennt werden kann / ohne da« Ganze zu cnlwerthcu /

(z, E. durch Ausbrechluig der Sicine aus einem Geschmuck) oder

»hoc es für seine Bcstmünung minder brauchbar zu mache», (z. E-

durch Trennung der Zubehörden von der Hauptsache).

827 c. Obige Versteigerung fällt >veg bcy licglnschaften,

worauf Ortsbraüch oder einzelne Rechts < Titel Einem der Erben

eine Vorthcilgerlchtigkeit geben; ih:n m'.iß auf Verlangen das Gut

in einem kindlichen Anschlag iibcrlasscn werden.

827. 6. Der kindliche Anschlag s o l l ein Zchcndthci! und in

rauhen BerZgegcndcn ein Achtel, und k a n n , wo Eltern es der»

ordnen, aller Orten ein Viertel unter dem wahren laufenden Wer»

laufs>Wcrch bleiben.

827. «. Der Vortheil<Erbc haftet den Schuldnern nicht blos

nach seinem Theil-, sondern, nach seinem Empfang aus dcm Erbe,

und untcrpfändlich für das Ganze.

627. f. Er kann seine Vortheilgcrechtigteit an Mit« Erden um

«in Vortheilgcld abtreten, das jedoch den hälftigen Nerth des Vor»

cheils nicht in'irschreitcn darf.

227. z. Die N^'theilgcrcchtigteit fällt weg, « ° kein M' t<«rbt

«nsteben wiN; wo der Vorzugs» srbe in Verschwendung oder selcht

Verbrechen gegen den Erblasser, die Schenkungen aufheben, verfällt,

endlich w» das Gut wegen Schulden nicht behauptet «erden kann.

">28. Nachdem die fahrende und liegende Haabe gc«
schi l t , <ml>, so »ei t nöthig, verkauft ist, »e»V«st h«e
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Richter nothlgenfalls die Partheyen vor einen Amts- oder
Ctaatsschreiber / den sie wählen oder den er ernennt.

Vor diesem wird die etwaige Rechnungs-Ablage, der
Miterben gegen einander, die Festsezung der Erbmasse, die
Fertigung der Loose und die Bestimmung desjenigen, was
einem jeden der Miterben ausgeliefert werden muß, er-
örtert.

829. Jeder Miterbe wir f t nach den unten folgenden
Regeln in die Masse e in, die Geschenke, die er erhalten
hat, und die Summen, welche er dem Erblasser schul-
dig ist.

83a. Geschieht die Einwerfung nicht im Stück, so
nehmen die Miterben, welche Einweisung zu fordern ha-
ben, einen gleich großen Theil aus der Erbschaftsmasse
voraus hin.

Der Voraus wi rd , soviel möglich, in Gegenständen
«hoben, die mit den im Stück nicht zurück gegebenen
Sachen von gleicher Beschaffenheit und Güte sind.

»3,. Nach dessen Abzug werden ans der übrigen
Masse so viel gleiche Loose gemacht, als theilende Köpft
oder Stamme vorhanden sind.

832. Bey Fertigung der «oose soll, soviel immer
thunlich ist, die Zerstückelung der Grundstücke und die
Vertei lung der Gewerbsanlagen vermieden, und jedem
loos , womögl ich, gleich viel an beweglichen und un-
beweglichen Gütern , an Gerechtsamen und Forderungen
von gleicher Art und gleichem Welch zugeschieden
»«den.
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633. Die Ungleichheit der Loose im Stück wird durch

Aufgabe in Renten oder in Geld ausgeglichen.

83^. Die koose werden von einem der Miterben ge«
macht, wenn sie sich auf Einen vereinigen, und derjeni-
ge, den sie gewählt haben, es annimmt; widrigenfalls
macht die Loose ein Sachkundiger, den der Thcilungs-
Richter ernennt: sie werden hernach gezogen.

835. Ehe die Ziehung der Loose beginnt, kann je-
der Theilnehmer Einwendungen, wider die Ar t , wie sie
gefertigt sind, machen.

836. Die Regeln für die Theilung ganzer Erb«

schafts - Massen gelten auch der Aftertheilung unter den

mittheilenden Stämmen.

887. Wenn sich bey den Geschäften, die an einen
Staatsschreiber verwiesen sind, Streitigkeiten erheben;
so führt der Staatsschreiber ein Protokoll über die be»
strittenen Punkte und über die gegenseitigen Behauptun-
gen der Parteyen / verweist sie an den Theilungs-Richter,
und im übrigen wird nach der Gerichts-Ordnung ver«
fahlen.

838. Sind nicht alle Erben anwesend oder einige
derselben mundlos oder nm.derjährig, so muß die Thei-
lung nach den Regeln, die von Saz 619. an bis 636.
festgestellt sind, gerichtlich vorgenommen werden. Sind
wehre« Minderjährige vorhanden, die bey der Theilung
ein enrgegengeseztes Interesse haben, so muß einem je«
>en ans ihnen ein eigener Pfleger gegeben »erden.
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829. T r i t t im Fal l des vorhergehenden Artikels ei-
ne öffentliche Versteigerung e in , so kann sie nur gericht-
lich unter Beobachtung der Formen geschehe», welche zur
Verausserung der Güter eines Minderjährige» vorgeschrie-
ben sind. Fremde Steigerer werden dabcy allemal zuge-
lassen.

84a. Thei lungci , , welche nach den oben festgestellten
Regeln von Vormündern unter der Ermächtigung eines
Famil ien - R a r h s , oder von Gewaltscntlasscneu Minder-
jährigen mi t ihrem Rechts - Beystaud, oder im Namen
Verschollener/ oder Nicht-Anwesender vollzogen wurden,
sind endgültig. Dagegen sind sie nur fürsorglich, wenn
die vorgeschriebenen Regeln nicht beobachtet werden.

84». E i» jeder Nicht - Erbberechtigter , wäre er auch
ein Verwandter des Verstorbenen, der durch Rechts-Ab-
tretung au die Stel le eines Miterbe» sich darstellte, kann
durch die Miterben insgesammt, oder auch durch Einen
aus ihnen von der Theilung ausgeschlossen werden/ wenn
ihm daß, was er für die Abtretung zahlte, zurückerstat-
tet wird.

842. Nach vollzogener Theilung empfangt jeder
Thellnehmer die Urkunden über die ihm zugetheilte Ge-
genstände.

Urkunden, die eiu geseiltes Stück betreffen, bleiben
demjenigen, der den größten Thei l davon erhal t , unter
der Bedingung, den übrigen betheiligten Miterben auf
Verlange» damit au die Hand zu gehen.

Urkunden, die auf die ganze Erbschaft Bezug ha-
ben, werden demjenigen eingehändigt, den alle Erben



Nl . B, >. !t. Ben Erbschaften. HZg

zum Vewahrer gewählt haben, unter dem Au f t r ag , dcn
Theilnehmcrn auf jedesmaliges Verlange» damit an Hän-
den zu gehen. I n Entstehung der Wahl verfügt darüber
der Richter.

Zweyter Abschnitt.
V o n d e r E i n w e r f u n g .

843. Jeder Erbe, auch der Vorsichts-Erbe, wcnn
«r die Erbschaft an t r i t t , ist verbunden, seinen
Miterben alles einzuwerfen, was er von dem Verstorbe-
nen durch Schenkung unter den Lebenden umniltelba«
oder mittelbar erhalten hat. Weder Geschenk noch Ver-
mächtnisse dürfen uueingeworfe» bleiben, die von dem
Verstorbenen herkamen; es scy dann, daß sie ihm aus«
drücklich als ein Voraus ausscr seinem Erbtheil oder mit
Entbindung von der Einwerfung gegeben wurde».

844. Selbst in dem Fa l l , wo die Geschenke und
Vermächtnisse als ein Voraus, oder frey von Einwcr,
sung geschehen sind, kann der Erbe in der Theilung '.,ur
denjenigen Betrag uneingeworfen behalten, der nicht die
Verfügungs-Befugniß des Verstorbene» überschreitet;
«in etwaiger Ueberschuß ist einzuwerfen.

645. Der Erbe, der auf die Erbschaft verzichtet,
kann gleichwohl die empfangene Schenkungen unter den
lebenden behalten, und die ihm zugedachten Vermacht«
N'lse, so weit sie den gesezmäßigen Betrag nicht über»
schreiten, fordern.

246. Der Geschenknehmer, welcher zur Zeit der
Schenkung kein muthmaßlicher Erbe war , am Tag« de«
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eröf fneten E r b g a n Z s aber E rbe i s t , m u ß e i n w e r f e n , so-

f e r n ihn der Geschenlgeber davon nicht bc f rcy t hat.

84? . W a s dem S o h n des jen igen , dem ein Erbe

a n f ä l l t , geschenkt oder vermacht w o r d e n , w i r d so ange-

sehen, als wäre es vom Einwurf befreyt.

Der Vater, der zur Erbschaft des Geschenkgebers

gelangt/ ist nicht verbunden, einzuwerfen.

84«. Auf gleiche Weise ist der Sohn , der aus «ige«
wen Recht Erbe eines Gcschenkgebers wird / nicht ver«
buuden, die seinem Vater gemachte Schenkung einzuwer-
fen , wenn er gleich Erbe seines Vaters geworden ist; ge-
langt aber der Sohn nur kraft Erbvertretungs - Rechts
zur Erbschaft, so muß er alles/ was seinem Vater ge-
schenkt ward, selbst dann einwerfen, wann er dessen
Erbschaft ausgeschlagen hat.

«49. Was dem Ehegatten eines Erben geschenlt

oder vermacht wird, ist frey von der Einwerfung.
Wenn zweven Ehegatten zusammen etwas geschenkt

oder vermacht wird, wovon nur Einer Erbberechtigt ist,
so hat dieser seine Hälfte einzuwerfen. Geschenke, die
dem erbfähigen Ehegatten allein gemacht worden, wirft
er ganz ein.

S5a. Das Einwerfen geschieht nur in die Verlassen-

schaft des Geschenkgebeis.

85l. Was zur häuslichen Einrichtung eines der

Miterben oder zur Zahlung seiner Schulden verwendet

worden ist, muß eingeworfen werden.

852. Un-
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85g. Unterhalts - Ernahrungs - nnd Erziehungs-
Kosten, Lehrgelder, gewöhnliche Kleidungs-Kosten, Hoch-
zeitfosien und hergebrachte Ehrengeschenke werden nicht
eingeworfen.

853. Einwurfsfrey ist auch der Gewinn, welchen
etwa der Erbe aus solchen Verträgen mit dem Verstorbe-
nen'zog, die bey ihrem Abschluß nicht vortheilbringeud
schienen.

864. Einwurfs frey sind Gesellschafts-Vertrage des
Verstorbenen mit einem seiner Erben, die ohne Arglist ge-
schlossen , und deren Bedingungen in einer öffentlichen
Urkunde bestimmt wurden.

855. Liegenschaften, welche durch Zufall
Schuld des Geschenknehiners zu Grund gehen, sind ein-
wurfsftey.

256. Nur von dem Tag des Erbanfalls an werden die
Früchte und Zinsen der einzuwerfenden Sachen einge-
worfen.

Zur Einwerfung ist nur ein Miterbe dem An-
dern verbunden, aber nicht den Vermachtnißnehmern,
noch den Erb-Gläubigern.

858. Die Einwerfnng geschieht entweder im Stück,
oder durch Zurückstehen in der Theilung.

65g. Die Einwerfung im Stück kann bey kiegenschaf«
ten alsdann.verlangt werden, wenn das geschenkte Grund«
stück von dem Geschenknehmer noch nicht veriussert wor-
den , und sich ,n de» Erbschaft keine andere Liegenschaften

Gestzbuch. Q
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pon gleicher A l t Güte und Werth befinde«/ woraus man
ungefähr gleiche Loose für die übrigen Miterben machen
könnte.

86c>< Die Cinwerfung geschieht einzig durch Zurück-
siehen, wenn der Geschenknehmer das Grundstück vor dem
Erbanfall »eräussert hat , und wird berechnet auf den
Werth des Grundstücks zur Zeit des Erbanfalls.

861. I n allen Fallen gebührt dem Geschenknehmer
die Vergütung der Verbesscrnngs - Kosten, so weit eine
Erhöhung des Werths der Sache zur Zeit der Theilnng
dadurch, erzielt ist.

862. Auch gebührt dem Geschenknehmer der Ersaz
Her Erhaltungskosien, wenn schon die Sache dadurch nicht
verbessert ward.

863. Dem Geschenknehmer fäl l t dagegen die Wetth-
Verminderung oder Verschlimmerung zur Last, die seine
That, oder Folge seiner Fehler und Nachlässigkeiten ist.

864. Von einem veräusserten Grundstück werden die
Verbesserungen oder Verschlimmerungen nach den drey
vorhergehenden Säzen in Anschlag gebracht.

865. Ein im Stück eingeworfenes Gut wird frey von
allen Lasten, womit es der Geschenknehmer beschwert hat;
die Pfand-Gläubiger können gleichwohl bey der Theilung
Einsprache einlegen, zu Abwendung ihres Nachtheils.

»66. Ein Erbe, dem eine kiegenschaft mit Erlassung
der Einwerfung geschenkt worden, deren Werth denjeni-
gen Betrag überschreitet, über welchen der Erblasser ver-
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fügen kann, wirf t den Mehrempfang im Stück ein, wenn
er sich füglich absondern laßt.

I m Gcgcnfall muß da, wo der Mchrcmpzang den
halben Wertt) des Grundstücks übersteigt, der Geschcnk-
nehmcr es ganz einwerfen, darf aber den Benag, über
welchen der Erblasser verfügen konnte, aus der Masse vor-
ausnehmen ; wo der Mehrempfang jene Hälfte nicht über-
steigt, da darf der Geschenknehrner das Grundstück ganz
behalten, bezieht aber dafür so viel weniger bey der Thei-
lung oder entschädigt seine Miterben in Geld oder auf an-
dere Weise.

867. Der Miterbe, der ein liegendes Gut im Stück
einzuwerfen hat, kann den Besiz davon inne behalten, bis
ihm wirklich die Summen vergütet sind, die ihm für Er-
haltungskosten und Verbesserungs« Aufwand zukommen.

868. Fahrende Haabe wird nur dem Werth nach ein-
geworfen, nicht im Stück, und zwar nach dem wahren
Werth, den sie zur Zeit der Schenkung nach beygefügten
Anschlägen, oder in deren Ermangelung nach der Abschä-
zung der Sachverständigen hatte.

U69. Geschenktes Geld wird eingeworfen, indem
man so viel wenig« aus dem haaren Geld der Verlassen«
schaft empfängt. Triff t daran den Geschenknehmer nicht
so v ie l , so kann «r statt der Geld-Einwerfung FahrniS,
oder in deren Ermangelung Liegenschaften des Erbes zu-
rücklassen.
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Dr i t ter Abschnitt.
V o n der S c h u l d e n - Z a h l u n g .

87a. Jeder Miterbe trägt nach Verhältnis seines

Erbtheils zu Schuldzahlungen und Erbschaftslasten bey.

871. Der Erbtheilnehmer tr.lgt mit den Erben nach

Verhältniß seines Vorthcils dazu bey; der bloße Etück-

Erbe haftet dagegen für keine Schulden und lasten, un-

beschadet der Pfandklage auf eine vermachte Liegenschaft.

872. Alles liegenschaftliche Erbgut, das mit Pfand

oder Renten beschwert ist, muß auf Verlangen eines Mit-

«rben vor der Fertigung der Loose frey gemacht werden;

andernfalls wird das belastete Grundstück n^ch dem Fuß

der andern Liegenschaften geschazt, das Kapital der Rente

von dem ganzen Werth abgezogen, und der Erbe, in des-

sen Laos dieses Grundstück fa l l t , muß die Rente auf

sich allein nehmen, und seinen Miterben für ihre Entle«

digung Gewähr leisten.

873. Für die Schulden und Lasten der Erbschaft haften

die Erben; Jeder nach Verhältniß seines Stamm- und Kopf-

theils, bey Pfand-Forderungen aber für den ganzen Betrag,

mit Vorbehalt des Rückgriffs auf die Miterden oder Erb-

theilnehmer nach ihren Antheilen.

874. Der Stück-Erbe, welcher die Schuld getilgt hat,

womit ein.ihm vermachtes Grundstück beschwert war, tritt

ohne weiters in die Rechte ein, welche der Gläubiger wi-

der die Erben und Erbnehmer hatte.

675. Der Miterbe oder Erbtheilnehmer, der wegen

Pfandrechts mehr als seinen Antheil an der gemeinschaftli«
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cheu Schuld gezahlt hat, hat auf die andern M'terben
«nd Erbtheilnehmer nur in so weit den Rückgriff, als Je-
der von ihnen dazu beyzutiagen für sich verbunden ist, und
das selbst in dem Fal l , wo der Miterbe/ welcher die Schuld
getilgt hat, sich die Rechte des Gläubigers hätte übertra-
gen lassen. Dieses soll gleichwohl den Richtern jenes Mi t -
erden nicht zum Abbruch gereiche», der durch die Vorsicht
der Erboerzeichniß das Recht behalten hat, die Zahlung
seiner eigene» Forderung, wie jeder andere Gläubiger zu
verlangen.

2?6. Ist einer der Miterben oder Erbtheilnehmer aus-
ser Stand, zu zahlen, so wird sein Antheil an der Pfand-
Cchuld unter alle andere, nach Verhältniß ihrer Antheile,
vcrtheilt.

877, Klare Brief und Siegel, die wider den Verstor-
benen galten, wirken in gleicher weise wider dm Erben,
die Gläubiger können jedoch erst acht Tage, nachdem sie
dem Erben in Person oder in seinem Wohnsiz solche
haben urkundlich vorzeigen lassen, deren Vollzug be«
treiben.

N78. Sie können in allen Fallen und wider jeden
Gläubiger auf Absonderung des Vermögens des Erblassers
von jenem des Erben antragen.

Dieses Recht ist gefallen, wenn man den Erben
als Schuldner angenommen hat, und dadurch mit der For«
dernng an den Erblasser eine Rechts-Wandlung vorge-
gangen ist.
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Wo. Es ist in Bezug auf Fahrnisstücke durch Ablauf

von drey Jahren versessen;

Von Liegenschaften hingegen kann die Absonderung ver-

langt werden, so längste sich in der Gewalt des Erben befinden.

881. Die Gläubiger des Erben haben kein Recht,

die Absonderung des Vermögens wider die Gläubiger des

Erblassers zu verlangen.

882. Die Gläubiger eines Miterben dürfen, damit

keine Theilung zu ihrem Nachtheil geschehe, Einsprache

gegen eine ohne ihre Beyrufung vorgehende Theilung ein-

legen; sie müssen jedoch auf ihre Kosten dabey erscheinen.̂

Eine schon vollzogene Theilung können sie nicht an-

fechten, es sey dann, daß solch« ohne sie mit Hintansezung

ihrer Einsprache geschehe» wäre.

Vier ter Abschnitt.
V o n den W i r kungen der T h e i l u n g und der Ge-

w i h r der L 0 0 se.

883. Jeder abgetheilte Miterbe wird eben so angese-

hen, als hätte er alles, was er durch das Loos oder durch

die Versteigerung erhalten, unmittelbar und allein geerbt,

«nd an den übrigen Erbschaftssiücken niemals ein Eigen-

thum gehabt.

884. Nur wegen solcher Störungen und Entwährung,

die auS einer der Theilung vorausgegangenen Ursache ent-

springen, sind die M i t , Erben sich gegenseitig Gewährlei-

stung schuldig.

Die Gewahrleistung hat nicht statt, wenn die G«t«

tung der EntWährung, welche eingetreten ist, durch eine
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besondere und ausdrückliche Stelle der Theilungs - Urkunde
ausgenommen war/ sie hört auf , wenn dem Mlterben
durch eigenes Verschulden die Sache entwährt wurde.

8U5. Jeder Miterbe ist für sich verbunden, nach Ver«
hältniß seines Erbtheils seinen Miterben für den Verlust
zu entschädigen, den er durch Entwährung leidet.

Is t Einer der Miterben ansser Stand, zu zahlen,; so
fallt sein Antheil den Entwährten und den übrigen zahl-
baren Miterben gleichtheilig zur Last.

UN6. Die Gewährleistung wegen Iahlungs-Unfähig-
keit eines Renten-Schuldners kann nur in den nächsten
fünf Jahren nach der Theilung angestellt werden. I s t der
Schuldner erst nach geschlossener Theilung zahlungsunfähig
geworden; so hat keine Klage auf Gewährleistung statt.

Fünfter Abschnitt..
V o n U m s t o ß u n g der T h e i l u n g e n .

887. Theilungcn können umgestoßen iwerden, wenn
Gewalt oder Gefährde ihnen zum Grund l iegt ; so wie
auch, wenn einer der Miterben eine Verkürzung beweist,
die mehr als ein Viertel beträgt. Die Uebergehung eines
Erbstücks begründet keine Klage auf Umftoßung, sondern
nur auf Vollendung der Theilung.

8W. Die Klage auf Umstoßung findet statt wider
jede Aufhebung der Gemeinschaft unter den Miterben, sie
wöge als Verkauf, Tausch, Vergleich oder auf jede andere
Art eingekleidet worden seyn.

Wenn nach einmal vollzogener Theilung oder nach ei-
nem Vorgang, welcher ihre Stelle vertr i t t , darüber auch
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nur aussergerichtlich Strei t entsteht, und dieser verglichen
wi rd , so kann ein solcher Theilungs-Vergleich nicht mehr
umgestoßen werden.

8U9. Die Umsioßungs-Klage hat nicht statt wider
einen ohne Gefährde geschlossenen Verkauf, wodurch ein
oder mehrere M i t -E rben dem andern auf dessen eigene
Gefahr ihr Erbrecht abgetreten haben.

89a. Bey der Bn»ltheilung einer Verkürzung sind
die Sachen, nach dem Werth zur Zeit der Theilung, zu
schäzen.

891. Der Beklagte kann eine Umstoßungs - Klage,
und eine neue Theilung ablehnen, wenn er dem Kläger
die Ergänzung seines Erbtheils, scy es in Haaren» Geld
vder im Stück anbietet und leistet.

L92. Ein M i t - E r b e / der sein Loos ganz oder zum
Theil veräussert hat, kann mit einer Umstoßungs - Klage
welche auf Arglist oder Gewalt gegründet w i rd , nicht mehr
gehört werden/ sobald jene Veräußerung erst nach ent-
decktem Betrug oder beseitigtem Zwang von ihm vorge-
nommen worden ist.

Z w e y t e r T i l t e l .
V o n S c h e n k u n g e n un<e r L e b e n d e n , und von

l e z t e n W i l l e n s - V e r o r d n u u g e n .

Ers tes K a p i t e l .
A l l g e m e i n e V e r f ü g u n g e n .

893. Unentgeldliche Vermögens«Ueberlassungen kön-
nen nur durch Schenkungen unter Lebenden oder durch lez«
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te Willensoerordnungen geschehen, und zwar nur nach

den unten bestimmten Formen.

894. Schenkungen unter Lebenden ist dasjenige Rechts-
Geschäft, wodurch der Geschenkgcbcr sich wirklich und
unwiderruflich einer Sache zum Vovthcil eines Andern be-
gibt, der sie unentgeldlich annimmt.

6g5. Lezte Willens-Verordnung ist jede Handlung,

womit der Erblasser für die Zeit, da er nicht mehr lebe,

über sein ganzes Vermögen, oder über einen Theil dcffrl-

ben auf widerrufliche Weise verfügt.

896. After-Erbsezungen sind verboten Jede Ver-

fügung, welche einem Geschenknehmer, Erbnehmer, oder

Erbstücksnehmer auferlegt, einem Dritten etwas aufzube-

wahren, und ihm zurückzuli'efern, ist für sie unverbind-

lich. Nur dasjenige Gut , welches durch Verordnung des

Staats-Hberhaupts zu Gunsten seiner eigenen Fa-

m i l i e n g l i e d e r , oder der S t a m m - auch Lehen-

Erbberecht igten F a m i l i e n für Stamm-Gut erklärt

ist, kann nach den desfalsig besondern Gesezen als Erbe

für die Nachkommen unveräusserlich ftyn.

897. Ausgenommen von dem Verbot der After - Erb«
sazung sind jene Verfügungen, die im 6ten Kapitel des
gegenwartigen Titels den Eltern und Geschwistern gestat-
tet werden.

898. Die Nach - Erbsezung, wodurch man einem Drit-

ten ein Geschenk, ein Erbe oder ein Bermachtm'ß, für de»

Fall zuwendet, da der bestimmte Geschenknehmer, Erb-

nehmer oder Elbstücknehmer, es. nicht erheben würde, gilt

für keine After-Erbsezung und ist gültig.
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Ü99. Desgleichen gelten Verordnungen unter Leben-

den oder auf den Todesfall , wodurch dem Einen die Nuznies-

sung und dem Andern das bloße Eigenthum einer Sache

zugedacht wird.

yao. Bey jeder Verordnung untcr Lebende»/ oder auf

den Todesfall werden die unmöglichen Bedingungen, so

wie diejenigen, welche den Gesezen und den guten Sitten

zuwider sind, für nicht geschrieben geachtet.

900. ,. Bcy solchen Verordnungen gilt die Bedingung: wenn
jemand «twas nicht thun werde/ sobald sie nicht in eine bestimmte
Zeit beschränkt ist, sie mag ausgedruckt seyn, wie sie will, nur für
«ine Auflage, jenes nicht zu thun; sie halt den Vollzug nicht
auf, wenn nicht deutlich gesagt ist, daß die Lieferung der geschenkten
oder rermachten Sache erst nach gänzlich erfüllter Bedingung geschc,
hen solle.

Zweytes Kapitel.
V o n der F ä h i g k e i t du r ch S c h e n k u n g u n t e t

L e b e n d e n o d e r durch l e z t e n W i l l e n zu

geben oder zu e m p f a n g e n .

90, . Um unter Lebenden zu schenken, oder lezte Wi l -

lens-Verordnungen zu machen, muß man bey gesundem

Verstand seyn.

901. «. Auch muß man im Zustand freycr Entschließung styn.

901. l>. Was nach Saz 1109 — ,117 die Willcnssrcyhtit hin '

dcr t , vernichtet auch die Schenkung oder den lcztcn Willen ganz oder
zum 3h« i l , je nachdem das Ganz« «der nur «in Theil durch die Hem-
mung der Willen«ft-«yheit hervorgebracht wurde, und kann solches
ohne eine' neue fteye und gültige Verordnung niemals wieder wirk»
sau» »erden.
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9<». c. Ward durch den Mangel der Willensfreyhcit nur die

Ausfertigung einer Schenkung odcr lczrcn Wlllcnsvcrfiigi'ng, oücr

dic Acndcrung einer solchen rerhindcrt,'.und die Hinderung rührt

von einem Erben «der Erbsiucknchmcr her, so ist er seines Erbrechts

odcr seines Vermächtnisses dadurch unwürdig geworden.

901. 6. Entspringt die Hinderung lediglich ails der VeranNal»

tung eines Dr i t ten, so wird dieser verbindlich den Andern zu entschä-

digen; übrigens leidet die Vcrtheilüng der Vcrlasscnschaft nach dcm

Gcsez odcr dcm früheren gültigen Willen des Erblassers.dadurch nie«

mals Anstand.

902. Durch Schenkungen unter Lebenden, oder durch

lezten Wi l len kann jeder geben und empfangen, den das

Gcsez nicht für unfähig erklärt.

903. Ein Minderjähriger, der noch nicht sechzehn

Jahre alt ist, kann auf leine der beeden Arten etwas ver-

ordnen , außer demjenigen, was im <)ten Kapitel des ge«

genwartigen Titels bestimmt ist.

9°4> Hat der Minderjährige das Alter von sechzehn
Jahren zurückgelegt, so kann er, jedoch nur durch lezten
Willen, und nur bis zur Hälfte des Vermögens-Betrags,
worüber er als volljährig würde verfügen können, ver-
ordnen.

9"6. Eine Ehefrau kann ohne den Bcystand oder die

besondere Einwilligung ihres Mannes, oder ohne hiezu von

dem Gericht ermächtigt zu seyn , unter den Lebenden nicht

schenken, in Gemasheit desjenigen, was lm 217 und 219.

Saz des Titels «on der Ehe bestimmt ist.

Zu lezten Willens - Verordnungen bedarf sie weder

der Einwilligung ihres Mannes, noch de» Ermächtigung

des Gerichts.
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926. Fähig durch Handlungen «nter Lebenden etwas
zu erhalten, ist auch der Ungebohrne, wenn er nur zur
Zeit der Schenkung schon empfangen ist.

Durch lezten Willen kann jeder begünstigt werden, der
zu der Zeit empfangen ist, wo der Erblasser stirbt.

Die Schenkung oder der lezre Wille ist gleichwohl nur
für den Fall wirksam, da das Kind lebensfähig gebohren
wird.

907. Ein Minderjähriger, auch wenn er sechszeljn
Jahre alt ist, kann zum Vortheil seines Vormunds nicht
einmal durch lezten Willen verordnen.

Selbst wenn er volljährig geworden, kann er weder
durch Schenkung unter Lebenden, noch durch lezten Wil-
len seinen gewesenen Vormund begünstigen, ehe die Schluß-
rechnung über die Vormundschaft gestellt und abgehört ist.

Bon diesem Verbot der Begünstigung sind ausgenom-
men die Ahnen der Minderjährigen, welche Vormünder
sind oder waren.

908. Natürliche Kinder können weder durch Schen-
kung unter Lebenden, noch durch l:ztcn Willen mchr em-
pfangen, als ihnen unter dem T i t e l : v o n E r b s c h a f -
t e n , zugestanden ist.

909. He i l -Heb -und Wund-Aerzte, andere Kranken-
Pfleger und Apotheker, die eine Person während der lez-
ten Krankheit behandelt haben, können aus deren Verord-
nung unter Lebeuden oder auf den Todesfall die wah-
rend dieser Krankheit gemacht wurden, keinen Vortheil
ziehen.
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Ausgenomn'.en sind:

i.) Stück-Vermächtnisse/ (Eaz 1002.) zur Beloh,
nuug, welche dem Vermögen des Gebers und
dem geleisteten Dienste nicht unangemessen sind.

2.) Erb-Verfügungen für Seiten-Verwandte bis
zum vierten Grad einschließlich, wo der Ver-
storbene keine Erben in grader Linie hinterläßt,
oder wo derjenige, z» dessen Vortheil verfügt
wird, selbst unter die Zahl der Erben in grader
Linie geHort. I n diesen beeden Fällen hindert
die Bedienung in der lezteu Krankheit die Kraft
der Verfügung nicht. Dieselben Regeln gelten
der Begünstigung der Kirchendiener.

90g. ». Diejenige, deren Handschrift zur Nicderschrcibung del

Inhalts eines lcztcn Willens benuzt worden ist, können aus solchem

leinen Gewinn ziehen.

9»o> Verfügungen unter lebenden oder auf den To-
desfall zum Vortheil der Verpstegnngshäuser, der Armen
einer Gemeinde, oder einer gemeinnüzlichen Anstalt, er-
halten ihre Wirkung nur durch hinzutretendes Staars-
Gutheißen.

9 " . Jede Verordnung zu Gunsten eines Unfähigen
ist ungültig, man mag sie in die Form eines lästigen Ver-
trags einkleiden, oder unter dem Namen untergeschobener
Personen verbergen.

Für untergeschobene Personen werden geachtet die El-
tern, die Kinder und Abkömmlinge, und der Ehegatte des
Unfähigen.

9,2. Nur jene Ausländer kbnnen durch Schenkung
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oder lezten Willen bedacht werden, welche zum Vorthcil
der Inländer würden habe» verordnen können.

D r i t t e s K a p i t e l .
V o n dem V e r m ö g c u s t h c i l , w o r ü b e r m a n ver-

o r d n e n d a r f , u » d vo >l dc r M i n d e r u n g
der V e r m ä ch t n i sse.

Erster Abschnitt-
V o n dem V e r m ö g e n s - T h c i l , w o r ü b e r man

v c r o r d u c n da r f.
9»3. Freigebigkeiten durch Handlui'gcn unter Le-

benden oder durch leztcu Willen dürfen nicht die HAfte
des Vermögens eines Gebers übersteigen, der bey sei-
nem Hinscheiden nur e in eheliches Kind zurückläßt; nicht
das Dr i t thei l bcy dem, der z w e y / nicht das Vierthell
bey dem, der d i e y oder m e h r e r e hinterläßt.

954., Der Name der K i n d e r in dem vorhergehen-
den Artikel umfaßt alle Abkömmlinge, in welchem Grad
sie seyen; sie werden jedoch nur für das Kind gerechnet,
welches sie bey dem Erbrecht an den Erblasser vertreten.

9 l5 . Jene Freygeb»gleiten dürfen nicht die Hälfte
deS Vermögens eines Erblassers übersteigen, der leine
Kinder, aber einen oder mehrere Ahnen in jeder Linie
der väterlichen sowohl als dcr mütterlichen zurücklaßt, und
nicht drey Vier te l , wenn in einer Linie allein Ahnen zu«
lückbleiden.

Das zum Vortheil der Ahnen hierdurch vorbehalte«?
Vttmbgen erhalten sie in der Ordnung, worin« da« Gese;
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sie zum Erdgang ruft. Sie haben nur alsdann ein Recht

auf diesen Pstichttheil, wann ihnen, bey der Theilung mit

Seiten-Verwandten nicht ohne ihn eben so viel Vermögen

zufallen winde, als er ihnen sichern soll.

916. Nenn weder Ahnen noch Abkömmlinge vorhan«
den sind, dürfen die Freygebigkeiten durch Handlungen
«nter Lebenden oder auf den Todesfall das ganze Vcrml,
gen erschöpfen.

917. Wird durch eine Verordnung unter Lebenden
oder durch lezteu Willen eine Nuznießnng oder cm Leib-
geding gegeben, deren Werth den gesezlicl) erlaubten Be-
trag übersteigt; so haben die Psticht-Erben die Wahl, ob
sie diese Verordnung vollziehen, oder mit Jurückbehaltung
ihres Pflichtteils das Eigenthum des Uebrigen hingeben
wollen.

Ist ein Theil des Vermögens mit Beding eines
kcibgedl'ags, einer Leibrente, oder der Nuznießung einem
der gesezlichen Erben in gerader Linie übergeben worden,
so soll von demjenigen/ was die übergebenen Stücke
ihrem vollen Eigenthum nach werth sind, soviel als zu
Ergänzung des Pflichttheils nöthig ist, in die Masse ein-
geworfen werden. Dieses Einwerfen können jedoch weder
die Mit-Erben in gerader Linie, welche in jene Vermö-
gens-Urbergabe eingewilliget haben, noch irgend einige
Erb - Verwandten aus der Seiten-Linie fordern.

9»9< Der Theil des Vermögens, woröber man wkll-
kührlich verordnen darf, kann ganz oder zum Theil durch
Handlungen unter lebenden oder durch lezten Willen den
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Kindern oder andern Erb - Verwandt?« des Gcschenkqe«

bcrs zugewandt werden, ohne dafi der Geschenknehmer

oder Nermachtnißnehmer, der zugleich Erbe ist, es ins

Erbe einzuwerfen verbunden wäre, sobald die Verfügung

ausdrücklich einen Voraus, oder eine Aufbesserung des

gesezlichen Erbtheils aussprach.

Die Erklärung, daß das Geschenk oder Vermachtniß

ein Voraus oder Erbau fucjfcrung sey, kanll in der Urkun-

de, welche die Verfügung enthalt, oder auch späterhin

nach der Form der Verfügungen unter den Lebenden oder

jener auf den Todesfall hin geschehen.

Zwey te r Abschnitt.
Von der M i n d e r u n g der Schenkungen und

Vermächtnisse.

920. Verfügungen unter Lebenden oder auf den
Todesfall, welche den gesezlichen Theil übersteige«/ also
den Pflichtteil verkürzen, können bis auf den gesezlichen
Betrag Hey dem Erb-Anfall gemiudert werden.

921. Eine Minderung der Verfügungen unter Leben,
den können nur diejenigen, zu deren Aortheil das Gcsez
den Vorbehalt macht, und ihr« Erben oder Rechtsfolger
verlangen.

Die Geschenlnehmer, Vermächtm'snehmer und Gläu-
biger des Verstorbenen können weder diese Minderung for-
dern/ noch daraus Gewinn ziehen.

922. Um die Minderung zu bestimmen, wird das
ganze Vermögen des Erblassers, wie es bey seinem Ab-
sterben sich vorfindet, zusammengerechnet, der Betrag der

Schen»
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Schenkungen unter Lebenden wird nach dem Zustand der
geschenkt?!! Sachen, wie er zur Zeit der Schenkungen
war, auf den Wcrth, wie er sich zur Zeit des Todes des
Erblassers stellt, angeschlagen und hinzugerechnet, von
diesem ergänzten Vermögen der Betrag der Schulden ab«
gezogen, und alsdann je nach der verschiedenen Eigenschaft
der Erben berechnet, welches der Antheil scy, worüber
verordnet werden konnte.

9-5. Schenkungen u»ter Lebenden sollen niemals ge-
mindrrt werden, ehe der Werth aller in dem Erbnachlaß
vorhandene» Güter erschöpft ist, und wenn alsdann die
Notlnrendigfcit der Minderung noch eintritt, so wird mit
der jüngsten Schenkung der Anfang gemacht, und so stu-
fenweise von den jüngern zu den altern zurückgeschritlen,
so weit nöthig.

924. Geschah eine der Minderung unterworfene
Schenkung Einem der eintretenden Erben; so darf dieser
den Wcrth des Antheils, der ihm als Erben am Pflicht-
te i l gebührt, aus den geschenkten Gütern behalten, so«
fern sie von gleicher Art sind.

926. So oft der Werth der Schenkungen unter lebenden
den Vermögens-Theil, worüber verordnet «erden darf,
wegnimmt; so sind alle weitere leztwillige Verfügungen
kraftlos.

926. Uebersteigen die leztwillige Verfügungen jenen
freven Vermögens-Betrag,, der nach Mbzug deS Wcrths
der etwaigen Schenkungen unter Lebenden übrig bleibt; so
geschieht die Minderung nach dem Kreuzer auf den Gul«

«esiibuch. H
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den ohne Unterschied zwischen Erb und Stück-Vermächt-
nissen.

927. Vermächtnisse, bey denen der Erblasser aus«

drücklich erklärt hätte, sie sollten vor Andern ausgezahlt

werden , dürfen eher nicht Abzug leiden, als wenn der

Betrag der übrigen zur Ergänzung des Pflichtteils nicht

hinreicht.

928. Der Geschenknehmer muß die Früchte desjeni»

gen, was dem Pflichtteil abgeht, von dem Sterbtag

des Gebers an, erseze«, wenn die Minderung binnen Jah-

resfrist gefordert wird, andernfalls von dem Tag an, da

die Forderung geschehen ist.

92g. Liegenschaften, welche wegen des Minderung«,

Rechts zur Erbschafts-Masse wieder eingeworfen werden

müssen, fallen srey von Schulden und Pfandlasten, wo-

mit sie der Geschenknehmer beschwerte, zurück.

g3a. Die Pflicht-Erben können wider dritte Besizer

der geschenkten und veräusserten Liegenschaften die Minde,

rungs oder Wiederzueignungs-Klage in gleicher Art und

Ordnung, wie gegen die Geschenknehmer selbst anstellen,

wenn diese leztern auf das eigene Vermögen zuvor frucht-

los ausgeklagt worden sind. Diese Klage trifft die Veräus«

serungen nach der Zeitfolge, so, daß auf den jünger» im«

mer zuerst gegriffen »erde.
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V i e r t e s K a p i t e l .

V o n Schen ku nge n un te r Lebenden.

Erster Abschnitt.
F o r m der Schenkungen unter Lebenden.

981. Jede Urkunde über eine Schenkung unter Leben-
den soll vor Staatsschreibern in der gewöhnlichen Form der
Verträge gefertigt, und der Aufsaz darüber bey Strafe
der Nichtigkeit aufbewahrt werden.

962. Eine Schenkung unter Lebenden ist für den Ge«
ber unverbindlich, und durchaus wirkungslos, so lang sie
nicht in bestimmten Ausdrücken angenommen worden ist.

Die Annahme kann zwar, so lang der Geschenkgeber
noch lebt, ,'n einer spatern öffentlichen Urkunde geschehen,
wovon der Aufsaz aufbewahrt werden muß; sie hat aber
alsdann wider den Geber nur Kraft von dem Tag an, da
ihm die Urkunde über die Annahme bekannt gemacht wird.

Ein volljähriger Geschenknehmer muß die Annahme
selbst, oder durch einen Gewalthaber bewilken; lezterermuß
entweder für diese Schenkung einen besonder«, oder für alle
Schenkungen allgemeinen Auftrag zur Annahme haben.

Dies« Vollmacht muß vor Staatsschreibern errichtet,
und eine Ausfertigung derselben dem Aufsaz der Schen,
kung, oder, wenn diese in einer besondern Urkunde ange-
nommen wurde, dem Aufsaz der Annahme beygelegt »erden.

964. Eine verheirathete Frau kann nur mit Bewilli,
gung ihres Manns, oder, wenn dieser sie versagt, n»r



«6a ll>. B- N. T. Von Schenkungen unter lebenden lt.

nach erhaltener Ermächtigung des Gerichts, eine Schenkung
annehmen, in Gemäßheit dessen, was hierüber in den
Säzen 217 und 219 unter dem T i t e l : von der E h e , vor«
geschrieben ist.

935. Die einem Minderjährigen, der nicht gewaltsent«
lassen ist, oder einem Mundlosen gemachte Schenkung kann
nur von seinem Vormund angenommen werden, zufolge des
463. Sazes unter dem T i t e l : v o n der M i n d e r j ä h r i g -
ke i t / der V o r m u n d s c h a f t und de r G e w a l t s - E n t -
l a s s u n g . Der gewaltsentlassene Minderjährige kann sie
unter Mitwirkung seines Beystands annehmen.

Für Minderjährige, sie seyen gewaltsentlassen oder
nicht, kbnnen die El tern, oder die Groß - El tern, selbst
bey Lebzeiten der El tern, auch ohne Vormünder oder
Rechts - Beystände des Minderjährigen zu seyn, die An-
nahme bewirken.

936. Ein Taubstummer, der Schreibens erfahren ist,
kann in Person oder durch Gewalthaber annehmen.

I s t er Schreibens unerfahren, so muß die Annahme
von einem Rechts - Beystand geschehen, der dazu nach dem
T i t e l : v o n der M i n d e r j ä h r i g k e i t , der V o r -
m u n d s c h a f t u n d G e w a l t « - E n t l a s s u n g er«
nannt ist.

967. Schenkungen für Verpssegungshäuser, für die
Armen einer Gemeinde, oder für gemeinnüzliche Anstalten,
sollen von den Verwaltern dieser Gemeinde oder Ansial-
ten mit gehöriger Ermächtigung angenommen werden.

908. Eine gehörig angenommene Schenkung "hä l t
durch die bloße^Einwilligung d?r Parthiern ihre Vollkom»
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«mcheit, und das Eigenthum des Geschenks geht auf Gt-

schenknehmer über, ohne daß es einer Ueberlieferung bedarf.

938. , . Eine Schenkung, die an Mehrere zugleich geschieht, ist
in Absicht auf ihre Annahme, wenn Einer oder der Andere sie aus«

»schlag!, nach dem Saz 1044 und 104s zu behandeln, wenn der Ge,

schentgeber nicht eine andere Willcnsweimmg vor der Annahme be«
stimmt erklärt hat.

969. Jede Schenkung über Güter , die zu Unterpfän-

dern dienen, und ihre Annahme muß bey jener Pfand-

schreiberey, unter welcher die Güter liegen, eingetragen

»erden.

9Z,). «. Hicrlands wird sie gleich Anfangs zum Grundbuch ein«
getragen, sofort bcp der Verpfändung nachmals nur ein Eintrags»
Schein an die Pfandschreibcren eingereicht.

94«. Diese Eintragung soll der Mann besorgen, dessen

Frau die Güter geschenkt erhielt, und selbst die Frau kann

ohne Ermächtigung sie vornehmen lassen.

Bey Schenkungen an Minderjährige, Mundlose oder

öffentliche Anstalten haben die Vormünder/ Rechts-Bep-

siande oder Verwalter die Eintragung zu besorgen.

94». Den Abgang der Eintragung kann jeder Bethei«

ligte entgegen halten/ nur nicht der Geschenkgeber, noch

derjenige, der die Eintragung zu besorgen hatte / oder de«

»en RechtS folger.

94». «. S» lang eine Einsprache nicht geschehen ist, kann dil
Eintragung nachgeholt werden, ei scp bep Lebzeiten des Geschenk«
gebers oder nach dessen Tode.

942. Auch den Minderjährigen und Mundlosen und

den Ehefrauen schadet die versäumte Annahme oder unter«
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lassene Eintragung der Schenkungen, sie können jedoch des-

falls auf ihre Vormünder oder Ehegatten den Rückgriff

nehmen, wo er statt hat; sind aber die Vormünder oder

Ehegatten zahlungsunfähig, so hat eine Umstoßung der

Folgen deswegen nicht statt.

940. Eine Schenkung unter Lebenden kann sich nur

auf das gegenwärtige Vermögen des Gebers erstrecken;

auf künftige Güter ist sie ungültig.

944. Jede Schenkung unter Lebenden, unter Bedin-

Zungen, deren Erfüllung einzig von der Willkühr des Ge-

bers abhängt, ist ungültig.

945. Auch jene ist ungültig, welche mit der Aussage
geschieht, andere Schulden oder Lasten abzuführen, als
die entweder zur Zeit der Schenkung vorhanden, oder
wenn nicht in der Schenkung« - Urkunde dann in einer an-
zuhängenden Veylage verzeichnet sind.

946. Stirbt der Geschenkgeber, welcher weitere Verfü-

gung über eine geschenkte Sache, oder über eine daraus

zu bezahlende bestimmte Summe vorbehalten hatte, ohne

sie gemacht zu haben, so gehört jene Sache oder Summe

den Erben des GeschenkgeberS, die Worte des Vertrags

mögen lauten wie sie wollen.

94?. Die vier vorhergehenden Säze gehen nicht auf

jene Schenkung««, üb«, welche das Lte und 9t« Kapitel

des gegenwärtigen Titels Vorsehung thut.

94«. Jede Schenknngs - Urkunde über fahrende Haabe
gilt nur in jenen Fahrnißstücken, worüber dem Aufsaz der
Schenkung ein Verzeichnis beyliegt, da« ihren Anschlag mel»
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det, und von dem Geschenk-Geber und Rehmer/ oder von den-
jenigen, die an des Lezteren statt annehmen, unterzeichnet ist.

949. Der Geschenkgeber kann sich die Nuzung oder
Nuznießung der geschenkten beweglichen oder unbeweglichen
'Vüter vorbehalten, oder darüber zum Vortheil einet
Tritten verfügen.

)5c>. Fahrnisstücke, welche unter Vorbehalt der Nuznies«
sung ^schenkt wurden/ muß der Geschenknehmer nach erlo-
schener Huznießung / so weit sie sich im Stück noch vorfin-
den, in dem Zustand annehmen, worin» sie alsdann sind,
wegen der nicht mehr vorhandene«/ hat er an de» Geber
oder dessen Erien den Anschlag nach dem angeschlossenen
Verzeichnis zu fordern.

95>. Der Glschenkgeber kann sich einen Rückfall des
Geschenks nach dem Tod des Geschenknehmers oder seiner
Nachkommen vorbehalten. Nur seiner Person allein kann
jedoch ein solcher Rückfall gelte».

952. Der Rückfall hat die Wirkung, daß jede in-
zwischen Vorgehende Veräusserung der geschenkten Gü-
ter im begebenden Fall aufgelöst w i rd , und diese an den
Geber ftey und ledig von allen Lasten und Pfand-Be-
schwerden zurückkehren; nur für den Brautschaz unk für
andere in einem Ehe-Vertrag bedungene Northeile dauert
das Pfandrecht fo r t , sofern das übrige Vermöge» des be,
schenkten Ehegatten nicht hinreicht, und das zwar nur i»
dem einzigen F a l l , wenn solchem die Schenkung in dem
nemlichen Ehe-Vertrag gegeben ward, woraus diese Rech«
te und Unterpfänder entstanden.

95». «. Bey «eschlnktem Vermögen ist der «»schentgeber nn'
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zclne Sachen zu gewähren nicht schuldig; auch für einzcl» geschenkte

Sachen leistet er nur alsdann Währschaft, wenn sie mit Belastung

gegeben wurden.

962 !,. Werden belohnende Schenkungen cntwährt, und die

dadurch vergoltenen Dienste berechtigten zu einer Bclchm:ngi > For,

dcrung; so lebe durch die EntWährung das Fordcrungsrccht des B»'

schenkten wieder auf.

Zweyter Abschnitt.
F ä l l e / wo Schenkungen unter Lebenden wl«

d e r l u f l i c h s ind.

953. Eine Schenkung nnter Lebenden kann nicht wi-
derrufen werden, ausser wegen unerfüllt gebliebener Auf-
lagen, wegen Undanks/ und wegen später gcborner Kinder.

964. Der wegen nicht erfüllter Auflagen erfolgende

Widerruf bringt die Güter srey von allen Beschwerden

und Pfandlasien des Geschenknehmers in die Hände des

Gebers zurück; dieser übt wider jeden dritten Besizer

derselben alle Rechts/ die er wider den.Geschcnlnehmer

selbst hätte.

955. Eine Schenkung unter Lebenden kann wegen Un-

danks nur in folgenden Fällen widerrufen werden:
1.) Wenn der Beschenkte dem Geber nach dem

Leben trachtet;
2.) wenn er gegen ihn Mißhandlungen, Vergehen

oder grobe Schmähungen sich zu Schulden kom-

men läßt.

3.) Wenn er ihm den Lebens-Unterhalt verftgt.

966. Der Widerruf wegen nicht «rfüllter Auflage»,



!!!. B . > >> 3 . Von Schenkungen unter lebenden ». »65

oder wegen Undanks geschieht niemals kraft GesezeS, e»
muß angekündigt werden.

Der Widerruf wegen Undanks muß in Iahrs -
frist, von Kenntniß der Ursache a n , eingeklagt werden.

Dieser Widerruf kann niemals von dem Geschenkgeber
wider die Erben des Beschenkten / von den Erden des
Gebers wider den Gcschenknehmer aber alsdann eingeklagt
werden, wenn der Geber vor seinem Tod die Klage schon
angestellt hatte, oder das Jahr vom Vergehen an noch
lauft.

958. Der Widerruf wegen Undank« entkräftet wede»

die Verausserungcn des Geschenknehmers, noch die von

»hm darauf gelegt? Pfand- oder andere Grundlastcn, ehe

«in Auszug der Klage auf Widerruf am Rande der im 909.

Saz vorgeschriebenen Eintragung vorgemerkt ist; sondern

durch den Widerruf wird der Geschenknehmcr nur schuldig,

den Werth der verKusserten Sachen, wie er zur Zeit der

angebrachten Klage steht, und die Früchte von dem Tag

dieser Klage a n , zu ersezen.

969. Schenkungen zu Gunsten einer Ehe können we-

se« Undanks nicht widerrufen werden.

960. Alle Schenkungen unter Lebenden, «es Namens
«nd Wcrths sie seyen, auch die gegenseitige oder ver,
geltende Schenkungen, ja selbst diejenigen, die zu Gun,
sten einer Ehe gemacht werden, (wenn sie nicht von Ahnen
an die Ehegatte«/ oder von den Verehlichten unter sich
gemacht werden) sobald sie von kinderlosen Personen
geschehen sind, gelten durch die spatere Erscheinung ein««
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ehelichen Kindes des Gebers kraft GesezeS für widerrufen,
auch wenn dieses erst nach seinem Tod zur Welt kömnw,
oder nach der Schenkung ehelich gemacht wird.

961. Dieser Widerruf tr i t t selbst dann ein, wenn das
nachkommende Kind zur Zeit der Schenkung schon empfan-
gen war.

962. Die Schenkung gilt für widerrufen, obgleich der
Geschenknehmer zum Vesiz der geschenkten Güter schon
gelangt, und nach der Geburt des Kinds von dem Ge-
schenkgeber darin» belassen worden seyn sollte. Der Be-
schenkte ist jedoch nicht schuldig, andere Fröchte, von wel-
cher Ar t sie seyen zu ersezen, als jene, die nach der Zeit
verfielen, da die Geburt des Kinds oder dessen durch eint
nachherige Ehe erfolgte Ehelichmachung gerichtlich oder sonst
öffentlich ihm angekündigt wurden. Von da an gibt er sie
zurück, selbst wenn die Zurückforderung der geschenkten
Güter erst nach dieser Bekanntmachung geschieht.

963. Geschenkte Güter , welche diesemnach kraft Ge-
sezeS widerrufen sind, fallen in das Vermögen des Ge-
bers zurück, ftey von allen Beschwerden und Pfand-Lasten,
welche von dem Beschenkten her daraufgekommen sind;
selbst für den Ersaz des Brautschazes, den die Ehegattin
des Beschenkten zurückzufordern hat, des Einbringens
derselben, oder anderer in dem Ehe-Vertrag ihr zugesag-
ten Vortheile haften sie nicht, sogar alSdann nicht, wenn
die Schenkung zur Beförderung der Ehe des Beschenkten
geschah, und dem HeirathS - Vertrag eingerückt wurde,
oder der Geber durch die Schenkung Sicherheit für die Er-
füllung de« Heiraths-Vertrag« geleistet hat.
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964. Die auf diesem Weg widerrufenen Schenkung«?«

leben nicht wieder auf, weder durch Absterben des Kinds,

noch auf sonst eine Weise ; sondern will der Geschenkgebcr

vor oder nach dem Tod des Kinds, dessen Geburt eine

Schenkung entkräftete, die nemlichen Güter demselben Ge-

schrnknehmer geben, so kann dies nur durch eine neue

Schenkung geschehen.

g65. Jede Abrede oder Vertrags-Stelle, wodurch ei»

Geschenkgeber auf den Widerruf der Schenkung wegen

künftiger Kinder Verzicht thut, ist ungültig, und durch-

aus unwirksam.

966. Einer Schenkung, welche um nachgebohrner
Kinder willen widerrufen ist, können der Geschenknehmer,
seine Erben, Rechtsfolger, oder andere Inhaber der ge-
schenkten Sache keine andere Verjährung entgegen halten,
als jene aus einem ununterbrochenen Ablauf von 3c, Jah-
ren, von der Geburt des lezten Kinds des Geschenkgebers,
erfolgte sie auch erst nach dessen Tod.

Fünftes Kapitel.
Von lezten Willens - Verordnungen.

Ers te r Abschnitt..
Al lgeme ine Rege ln über die Form der l e i t e n

W i l l e n .

967. Jedermann kann seinen lezten Willen erklären
unter dem Namen einer Erb«Einseznng oder eines Ver-
mächtnisses, oder unter jeder andern Benennung, die ge-
eignet ist, seine Absicht an Tag zu geben.
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968. Ein lezter Wille von zweyer oder mehrerer

Personen, kann weder zum Vorlheil Dritter, noch zu ihrem

wechselseitigen Vortheil, in einer und derselben Urkunde

errichtet werden.

969. Ein lezter Wille kann eigenhändig/ oder bffent'

lich, oder geheim gefertigt werden.

97a. Ein eigenhändiger lezter Wille gilt, wenn er von

der Hand des Erblassers durchaus geschrieben, und unter-

zeichnet, auch mit Or t , Tag und Jahr versehen is t ;«

bedarf keiner andern Förmlichkeit.

971. Ein öffentlicher lezter Wille ist jener, der von
zwey Staatsschreibern in Gegenwart zweyer Zeugen, oder von
einem Staatsschreiber mit vier Jeugen aufgenommen wird.

972. Wird der lezte Wille von zwey Staatsschreibern

aufgenommen, so muß er ihnen beeden von dem Erblasser

vorgesprochen , und von Einem derselben das Vorgesagte

niederge schrieben werden.

Wird nur ein Staatsschreiber zugezogen, so muß «der

lezte Wille diesem vorgesprochen und von ihm niederge-

schrieben werden.

I n einem wie im andern Fall muß das Niederge«

schrieben? in Gegenwart der Jeugen dem Erblasser vorge«

lesen werden.

Alles dieses ist ausdrücklich in der Urkunde zu «wähnen.

973. Diese lezte Willens-Urkunde soll der Testirtt

«nterzeichneu: erklärt er, daß es ihm an Fähigkeit oder

«n Kräfte fehle zu schreiben; so muß in der Urkunde sein"

Erklärung, so wie der Verhinderung« - Ursache ausdrück«

tich gedacht «erden.
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974. Die lezte Willens - Urkunde muß auch von den

Zeugen unterzeichnet weiden; auf dem Lande ist die Un-

terschrift eines der Zeugen hinlänglich, wenn das Testa-

ment von zwey Staatsschreibern aufgenommen w i rd , und

jweyer, wenn ein Scaatsschreiber allein es aufnimmt.

976. Als Zeuge eines öffentlichen lezten Willens kön-
nen nicht zugelassen werden die Vermachtnisnehmer aller
A r t , noch ihre Verwandte oder Verschwägerte bis zum
vierten Grade einschließlich, auch nicht die Schreiber der
l « l lezten Willens-Fertigung berufenen Staatsschreiber.

976. W i l l der Erblasser einen geheimen oder ver»
schlossenen lezten Willen errichten; so soll er seine W i l -
lens-Urkunde unterzeichnen, er mag sie selbst geschrieben
haben, oder durch einen andern haben schreiben lassen.
Diese Urkunde muß in sich selbst oder in einem Umschlag
«ingeschlagen und versiegelt werden. Der Erblasser über-
gibt sie also geschlossen und versiegelt dem Staatsschrei«
der vor wenigstens sechs Zeugen, oder läßt sie in ihrer
Gegenwart verschließen und versiegeln; dabey erklart er,
daß dasjenige, was darinn enthalten ist, sein lezter Wille
sey, den er geschrieben und unterzeichnet, oder den ein
Anderer geschrieben und er unterzeichnet habe. DerStaatS-
schreiber fertigt darüber die Urkunde, die auf der Aussen-
Seite der Schrift oder ihres Umschlags geschrieben wird.
Sowohl der Erblasser als der Staatsschreiber unterzeich»
»et diese Aufschrifts«Urkunde zugleich mit den Zeugen.

Alles obige soll ununterbrochen hintereinander ohne

Zwischen-Eintritt anderer Rechtshandlungen geschehen;

würde der Erblasser »egen «ineS nach Unterzeichnung de«
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leztcn Willens ihm zugeflossene» Hindernisses die A»f-

schrifts-Urkunde nicht unterzeichnen könne», so soll sei-

ner deßfallsigen Erklärung erwähnt werden, ohne daß

gleichwohl in diesem Fall nöthig sey, die Zahl der Zeuge»

zu v« mehren.
976. ». Der geheime lcztc Wille niuß durch den Staatischrcü

lcr so besiegelt werden, daß nicht unbemerkt die Urkunde aus tcm

Unischlag herausgenommen, und eine Andre dafür eingeschoben wen

tcn kann.

976. l>. Auch bey geheimen lezten Willen genügt auf dem lan>

die Unterschrift der Hälfte der nöthigcn Zeugenzahl.

977. Ist der Erblasser Schreibens unerfahren, oder
Schreibens unfähig zur Zeit, da er seine Willens-Bei-
ordnung niederschreiben laßt; so soll zu der Anfschrifts-
Urkunde, ausser der im vorhergehenden Artikel bestimmten
Zahl, ein Zeuge weiter zugezogen werden. Dieser unter-
zeichnet mit den übrigen Zeugen die Urkunde, in welch«
der Ursache gedacht seyn muß, warum dieser Zeuge
noch zugezogen ward.

97». Diejenigen, welche lesens unerfahren, oder

unfähig sind, können keine lezte Willens-Verordnung in

geheimer Form errichten.

979. Ein Erblasser, der zwar nicht sprechen, wohl
aber schreiben kann, darf einen geheimen lezten Willen
errichten, unter der Bedingung, daß es ganz von seiner
Hand geschrieben, unterzeichnet und mit Or t , Tag und
Jahr versehen sey, daß er ihn dem Siaatsschreiber und
den übrigen Zeugen überreiche, und in ihrer Gegenwart
oben an dem AnfschriftSort hinschreibe, daß die vorgezeigte
Schrift sein lezter Wille sey.
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Der Staatsschreiber schreibt alsdann die Aufschrift
darunter, und erwähnt hierinn, daß der Erblasser in p;?.
genwart Seiner selbst und der Zeugen diese Worte nieder-
geschrieben habe, und soll im übrigen alles das beobachtet
werden, was im 976. Saz vorgeschrieben ist.

980. Wer Zeuge für einen lezten Willen werden soll,
muß männlichen Geschlechts, volljährig, Staats- Unter,
than, und im Genüsse der bürgerlichen Rechte seyn.

98«, ». Auch muß er selbst die zu Verordnung eines lezten Wil<

leni erforderlichen Eigenschaften besizen.

96« >>. Eine lezte Willensverfügung kann wegen Unförmlichtei»

ten nicht mehr angefochten werden, sobald eine ihr gemäße gültige,

wenn auch nur widerrufliche Vermogens-Uebcrgabe dei Erblassers nach»

gefolgt und unwiderrufen geblieben ist.

Zweyter Abschnitt.
Besondere Regeln über die Form gewisser

lez ten W i l l e n s - A r t e n .

98'. Die lezte Willen der Militair-und anderer bey

Kriegsheeren angestellten Personen können in jedem Land,

wo sie sich befinden, von einem Bataillons-oder Eska-

drons-Chef, ingleichem von jedem S^aabS-Offizier in

Gegenwart zweyer Zeugen, oder von zwey Kriegs-Kom«

mlssarien, oder von einem dieser Kommissar»'«» in Bepseyn

lweyer Zeugen aufgenommen werden.

9N2. Sie können auch, wenn der Erblasser kraul

oder verwundet ist, von dem Oberfeld-Arzt unter Be««

stand des M'litair-Kommandanten, welchem die Polize,

des Spitals übergeben ist, aufgenommen werden.
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Die Verfügungen der obigen Eäze kominen «nr

denen zu gut, welche bey einem Kricgszug, oder̂  außer

dem Staats-Gebiet in Quartier oder Vesazung, oder in

Feindesland kn'sgsgcfangen sind: auf diejenige, welche im

Land in Quartier oder Vesazung liegen, gehen jene Säze

nur, wenn sie sich in einem belagerten Plaz, oder in Or-

ten befinden, wo wegen Kriegs die Thore geschlossen, und

der Eingang gesperrt ist.

984. Ein nach dcr oben bestimmten Form errichteter

lezter Wille ist kraftlos sechs Monate, nachdem der Erb-

lasser an einen Ort gelangt ist, wo er die gewöhnlichen

Formen beobachten kann.

9U5. Lezte Willen, welche an einem Ort gemacht
werden, mit welchem alle Gemeinschaft wegen der Pest
oder andern ansteckenden Krankheiten unterbrochen ist, kön-
nen vor dem Ortsvorsteher oder vor einem Raths- oder
Gerichts-Verwandten und zweien Zeugen errichtet werden.

986. Diese Verfügung gilt Allen, die sich an den
angesteckten Orten befinden, wenn sie schon selbst nicht
lrank sind.

987. Die in den beyden vorhergehenden Säzen er-
wähnten lezten Willen werden sechs Mona«, nachdem die
Sperre des OrtS, wo der Erblasser sich befindet, wieder
aufgehoben ist, oder sechs Monate, nachdem er sich an
einen ungesperrten Ort verfügt hat, ungültig.

(9UU — 994 bleiben weg, »ei l fi>' bloß das See«
reckt betreffen.)

995. Die Verfügungen über die Form dcr zur See

gemachten lezten Willen sind auch auf lezte Willen der
Reise»-
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Reisenden, auf Schiffen, die nicht unter die Schisss-Mann-
schaft gehören, anwendbar.

996. Ein lezter Wille, der auf der See nach der be-
stimmten Form errichtet nrrden, gilt nur in so fern, als
der Erblasser auf der See stirbt, oder doch in den nächsten
drey Monaten, nachdem er gelandet, und zu einem Ort
gekommen ist/ wo er ihn nach gewöhnlichen Formen hatte
erneuern können.

997. Ein auf der See errichteter lczter Wille kann
leine Verfügung zum Voltheil der Schiffs-Ossiciere enthal-
ten, wenn sie dem Erblasser nicht verwandt sind.

99̂ > Die unter den obigen Säzen des gegenwärtigen
Abschnitts begriffenen leztcnWillens-Ncrordnungen, sollen
von denjenigen, welche sie aufnehmen, so wie von dem
Erblasser unterzeichnet werden.

Erklärt lezterer, er sey Schreibens unerfahren oder
unfähig; so soll seiner Erklärung und der Ursache seiner
Nicht- Unterzeichnung gedacht werden.

I n Fällen, welche die Gegenwart zweyer Zeugen er-
fordern, soll die lezte Willens - Verordnung wenigstens
von einem aus ihnen unterzeichnet, und alödann der Ur-
sache erwähnt werden, weswegen der Andere nicht un-
terzeichnet.

999. Ein Inländer, der sich in einem fremden Land
befindet, lann seinen lezten Willen entweder in einer eigen-
händigen Urkunde nach der Form, deS 97». SazeS erklä-
ren, oder in einer öffentlichen «nd alsdann unter den
Formen, die dabey an dem Ort der Fertigung gebräuch-
lich sind.
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o. Lezte Willens-Verordnungen, die in fremdem

Land errichtet werden, können, so viel das im Inland

befindliche Vermögen betrift, nicht in Vollzug gesezt wer-

de«/ als nachdem sie vorher in der Gerichts-Kanzley des

Wohnorts des Erblassers/ wenn er einen Wohnsiz im

Land beybehalten hat/ andernfalls aber in der Gerichts-

Kanzley des Orts/ der als sein lezter Wohnsiz im Land

bekannt ist/ eingetragen worden. I m Fall der lezte Wille

Verfügungen über inländische Liegenschaften enthalt, soll

es überdießinderGerichts-Kanzley, unterwelcherdieGüter

liegen, eingetragen werden, so daß jedoch die Eintrags«

Gebühren nur einfach gefordert werden dürfen.

ioai . Die Förmlichkeiten/ welchen die verschiedenen

Gattungen der lezten Willens-Äerordnungen, laut des ge-

genwärtigen und des vorhergehenden Abschnitts, unterwor-

fen sind, müssen bey Strafe der Nichtigkeit beobachtet

werden.

D r i t t e r Abschnitt.
Von Elb-El 'n sezungen und Vermächtnisse«

im A l l geme inen .

ion2. Lezte Willens - Verordnungen geben entweder

ein Erbvermbgen oder ein Erbtheil oder ein Erb - Stück.

Jede dieser Verordnungen, sie geschehe unter der Be-

nennung ein« Erb-El'nsezung oder eines Vermächtnisses,

richtet M in ihrer Wirkung nach den für die Erb«Ver-

mächtnisse , für die Erbtheil - Vermächtnisse und für die

Vtück, Vermächtnisse unten bestimmten Regeln.

100». ». Jeder litgcnschaft« > Erwlrb au« Vermächtnissen aller
Art/ muß st gut wie «in Erkauf in d»s Grundbuch eing«t«z«n »crdcn.
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V i e r t e r A b s c h n i t t .

Von E r b - V e r m ä c h t n i s s e n

!oo3. Ein Erb - Vermachtniß ist diejenige leztwlllige
Verfügung, wodurch der Erblasser Einer oder mehreren
Personen seine gesammte Verlassenschaft gibt.

Sind beym Tod des Erblassers Erben vorhan-
den, welchen das Gesez einen bestimmten Antheil seines
Vermögens vorbehält; so sezt sein Tod diese Pflichttheils-
Erben in Besiz und Gewahr der gesammten Verlassenschaft
kraft Gesezes, und der ernannte Erbnehmer hat die Aus-
lieferung de« in dem lezten Willen ihm zugedachten Ver-
mögens von ihnen zu verlangen.

Dennoch gebührt auch in diesem Fall dem Erb-
nehmer der Genuß des ihm zukommenden Vermögens von
dem Gterbtag a n ; in so fern solchem sein Gesuch um Aus-
lieferung in-Jahresfrist nachfolgt; späterhin nimmt der
Genuß erst mit den, Tag der freywillig zuqesagten od«
gerichtlich geforderten Auslieferung seinen Anfang.

»006. Wo aber bey dem Tod des Erblassers keine
Pfl icht; Erben vorhanden sind, da soll durch den Tod des
Erblassers der Erbnehmer kraft Gesezes in Besiz und Ge-
währ treten, und nicht ndthig haben, die Auslieferung
zu begehren.

»<x>6. » Er tntt damit in die Reihe der Erben, und wird alle«
«uf ihn anwendbar, wai von diesen überhaupt gesagt ist.

»007. Jeder eigenhändige lezte Wille sol l , ehe er
vollstreckt w i r d , dem Vorsteher des Gerichts, unter wel«

S 2
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chem das Erbe gelegen ist, vorgelegt werden. Ist ee

versiegelt, so soll er dort geöffnet werden.

Der Vorsteher läßt ein Protokoll über die Vorle-

gung , Eröffnung und Beschaffenheit der Urkunde fertigen,

und befiehlt deren Hinterlegung in die Hände eines von

ihm ernannten Staatsschreibers.

Ist der Wille in geheimer Form gefertigt, so geschieht die

Vorlegung, Eröffnung, Beschreibung und Hinterlegung

auf dieselbe Weise; die Eröffnung erfordert aber das

Beyseyn der Staatsschreiber/ und der Zeugen, welche die

Aufschrifts - Urkunde unterzeichnet haben/ und sich am

Ort befinden, oder eine vorausgegangene Belufung der«

selben.

!oa8. I n dem Fall des 1006. Sazes ist der Erb«

Nehmer, sobald die lezte Willens-Verordnung eine eigen-

handige oder eine geheime ist, verbunden, durch einen

Beysaz-Befehl des Vorstehers sich in die Gewähr ein-

sezen zu lassen. Er übergibt deßhalb eine Bittschrift,

dieser wird die Hinterlcgungs-Urkunde beygefügt/ und

unt« die Bittschrift der Befehl gesezt.

,009. Der Erb-Nehmer, welcher mit einem Pflicht«

Erben zusammeutrift, hat für Schulden und Lasten de»

Erbschaft und zwar für persönliche nach Verhältniß sei«

neS AntheilS und Empfangs am Erbe, für Pfandschul«

den mit dem ganzen Pfandwerth zu haften, auch allein

alle Vermächtnisse zu berichtigen; vorbehaltlich der M>n»

bernng nach dem 926 und 927. Saz, wo der Fall dazu

eintritt.
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Fünfter Abschnitt.
Von den Er b t h e i l - Vermächtnissen.

»oiy. Ein Erbtheil- Vermächtniß ist dasjenige, wo,
durch der Erblasser nur über einen bestimmten Theil desje-
nigen Vermögens, worüber ihm das Gesez zu verfügen
erlaubt, zum Beispiel, über die Hälfte, über ein Drittel,
oder über alle seine Liegenschaften/ über seine ganze fah-
lende Haabe, oder über einen bestimmten Antheil aller
seiner Liegenschaften, oder fahrenden Haabe, Verordnung
macht.

Jedes andere Vermächtniß ist nur ein Stück« Ver,
mächtniß.

Erbtheil-Nehmer müssen von den Pssicht-Erben,
in deren Ermangelung von den eingesezten Erben, und
wo auch keine solche sind, von den gesezlichen Erben,
welche nach der Ordnung in dem Titel von Erbschaf-
ten ins Erbe treten, die Auslieferung verlangen.

Ein Erbtheil-Nehmer ist eben so wie ein Erb-
Nehmer für Schulden und Lasten des Erblasser« zu haften
verbunden, persönlich nach Verhältniß seines Antheils
und Empfangs am Erbe, und unterpfändlich für da«
Ganze.

»oi3. Hat der Erblasser nur auf einen bestimmte»

Theil des seiner Verfügung offenen Vermögens das Erb»

thtl'l-VermHchtniß gerichtet; so ist ein solcher Erbtheil«

Aehmer schuldig , mit dem gesezlichen Erben, dsr alsdann

den unvergebenen Theil hinnimmt, nach Verhältnis ihrer

Thellnahme die Stült«Vermächtnisse zu berichtigen.
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Sechster Abschnitt.
N u n Stück - Vermachtn isseu.

1014. Jedes unbedingte Vermächtnis gibt dem Ver-

machtniß - Nehmcr von dem Tag an, da der Erblasser ge-

storben ist, ein Eigenrhum auf die vermachte Sache,

das ans seine Erben oder Rechtsfolger übergeht.

,D«'r Erbstück-Rehmer kann jedoch weder den Besiz
der vermachten Sache früher ergreifen, noch auf deren
Früchte oder Zinsen Anspruch machen, als von dem Tag
an, wo er das Gesuch um Aussiefemng nach der Ordnung
des 1011. Sazes angebracht hat, oder wo ihm solche frey-
willig zugesagt worden ist.

1015. Die Zinsen oder Früchte der vermachten Sache
gebühren dem Erbstück-Rehmer von dem Sterb-Tag an,
und ohne der gerichtlichen Einklage zu bedürfen alsdann:

i.) Wenn der Erblasser dieses in seinem leztcn

Willen ausdrücklich verordnet hat;
2.) Wenn eine Leibrente- oder ein Iahrgehalt zum

Lebens-Unterhalt vermacht wurde.

,a,6. Die Kosten des Auslieferung« - Begehren«

fallen auf die Erbschaft, nur darf ein Pssichttheil dadurch

nicht verkürzt werden.

Die Eintragung«,Gebühren hat der Erbsiücknehmer

zu zahlen. Beedes nur alsdann, wenn i« dem lezten

Willen nichts anders bestimmt ist.

Jedes Stück-Vermachtniß kann für sich besonders

eingetragen werden, ohne daß dieser Eintrag Andern als

dem srbstück-Nehmer oder seinem Rechtsfolger Voltheil

»erschaffen kbnne.
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Der Erbe, oder wer sonst ein Etück-Vcr-
wachtniß zu leisten verbunden ist/ hat für dessen Berichti-
gung persönlich, und zwar von mehrern, jeder nach Mehr-
zahl seines Antheils und Empfangs am Erbe, zu haften.

Unterpfandlich haften sie für das Ganze, soweit der
Werth ihrer besizenden Erbliegenschaften reicht.

!o»8. Die vermachte Sache soll mit den nothwendi-
zen Zubehörden und in dem Stand abgeliefert werden,
Morinn sie sich an dem Sterbtag des Geschenkgebers befand.

Erwerbungen, wodurch der Erblasser ein
Grundstück zvergrdßert, das er Jemand zuvor schon ver-
wacht haue, werden ohne seine neue Verordnung nicht
Theile des Stück-Vermächtnisses, wenn sie gleich etwa
daran grenzen.

Anders verhält es sich mit Verbesserungen oder mit
neuen auf dem vermachten Grundstück gemachten Anlagen,
oder mit einem Einfang (oder geschlossenen Plaz), dessen
Befriedung (oder Einfassung) der Erblasser erweitert hat.

»02a. Wenn vor oder nachher lezten Willens-Er-

klärung die vermachte Sache für eine Erb-Schuld oder

auch für die Schuld eines Dritten zu Unterpfand gegeben,

«der mit einer Nuznießung beschwert worden ist, so ist

derjenige, welchem das Vermachrniß auferlegt ist, sie

hievon f«y zu machen nicht verbunden, wenn es ihm der

Erblasser nicht ausdrücklich befohle» hat.

Wurde vom Erblasser eine fremde Sache wis-
sentlich oder unwiffentlich vermacht, so ist das Vermächtnis
«"gültig.
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»022. D e r , welchem eine mehrfach vorhandene Cache

ohne weitere Bestimmung vermacht ist, davf dem Erben

die beste nicht fordern, noch hat er ndthig, die schlechteste

anzunehmen.

i«22 a. Sind einige Sachen ohne Zahlbestimmung vermacht, st
sind niemals alle vorhandene/ und nie über drcy vom Vcnimchc«
niß»Nchmcr zu wählen.

1023. W a s einem Gläubiger vermacht i s t , wird nicht

für Abschlagszahlung auf seine Forderung/ und das einem

Dienstboten zugewendete Vermächtnis/ nicht für Zahlung

auf seinen Lohn angesehen.

»024. Der Erbstück-Nehmer haftet nicht für die

Schulden der Erbschaft; der obgedachten Minderung des

Vermächtnisses und der Pfand-Klage der Gläubiger jedoch

unbeschadet.

S i e b e n t e r Abschn i t t .

V o n T r e u h ä n d e r n .

1025. Der Erblasser kann eiiien oder mehrere Treu-

händer oder Vollzieher seines lezten Willens ernenne!,.

1026. Er kann ihnen Besiz und Gewähr seiner fah-

renden Haabe ganz oder zum Theil einräumen, der aber

nicht über Jahr und Tag von seinem Tod an dauern darf.

Hat er ihnen diesen Besiz nicht eingeräumt/ so kön-

nen sie ihn nicht fordern.

1027. Der Erbe kann dem Besiz ein Ende machen,

wenn er den Treuhändern eine hinlängliche Summe zur

Zahlung der Fahrniß - Vermächtnisse anbietet, oder be,

weiset, daß sie entrichtet worden seyen.
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1028. Wer keine Verpflichtungen übernehmen kann/
ist unfähig, ein Treuhänder zu werden.

io2g. Eine Ehefrau kann nur mit Bewilligung ihre«
Manns die Treuhänderschaft annehmen.

Lebt sie in einer Güter - Absonderung, zufolge eines
Ehe-Vertrags, oder eines UrtheilS so kann sie es nicht
nur mit Bewilligung ihres Mannes/ sondern auch im
Weigernngs-Fall unter der Ermächtigung des Gerichts/
in Gcmäßheit der Säze 217 und 219 unter dem Titel :
von der Ehe.

lc>?c». Ein Minderjähriger kann selbst unter der Er-
mächtigung seines Vormunds oder Rechts-Beystands nicht
Treuhänder werden.

Die Treuhänder sollen die Siegel anlegen las-
sen, wenn unter den Erben Minderjährige, Mundlose,
oder Abwesende sind.

Sie sollen in Gegenwart des nmthmaslichen Erben,
oder nach Einladung desselben eine Erb - Verzeichnis errich-
ten lassen.

Ist zur Zahlung der Vermächtnisse nicht baares Geld
genng vorräthig, so veranlassen sie den Verkauf der
Fahrniß.

Sie sorge« für die Vollziehung des lezten Willens in

allen Theilen, und können in einem Rechtsstreit, de» über

dessen Vollziehung entsteht/ als Beykläger auftreten «m

dessen Gültigkeit zu verfechten.

Mit Ablauf des Sterbejahrs des Erblassers müssen fi«
über ihre Verwaltung Rechnung ablegen.
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in52. Die Gewalt des Treuhänders geht auf dessen

Erben nicht über.

ia33. Wo mehrer« Treuhänder ernannt sind, und an-

genommen haben, 5a kann auch Einer allein bey Abgang

der übrigen handeln, und sie haften alle als Sammtschuld-

ncr für die ihnen anvertraute Fahrniß, wenn nicht der

Erblasser ihre Verrichtungen getheilt, und ein Jeder von

ihnen sich auch wirklich auf diejenige beschrälilt hat, die

ihm angewiesen waren.

1034. Auslagen, welche der Treuhander für die Ver-

sieglung. Erb- Verzeichnung, Rechnung und andere Amts-

Verrichtungen gehabt hat, fallen auf die Erbschaft.

Achter Abschnitt.
» o m V e r f a l l und W i d e r r u f der lezten Wil«

l e n s - V e r o r d n u n g e n .

1035. Wer lezte Willens - Verordnungen ganz oder

zum Theil widerrufen w i l l , der muß es durch einen spa-

teren lezten Willen thun, oder durch eine Staats schreibe-

re» - Urkunde, welche die Aenderung des lezten Willens

besaget.

»o36. Spätere lezte Willens« Verordnungen, worin«

die frühe« nicht ausdrücklich widerrufen sind, machen

von den Verfügungen, die in den früheren enthalten sind,

nur jene ungültig, die mit den neuen nicht zusammen be-

stehen können.

»037. Ein widerrufener lezter Wille bleibt ungültig,

sobald die Widerruftlngs-Urkunde gültig ist, »enn sch°»
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leztere wegen Unfähigkeit des Erb-Nehmers oder Erbthcil-
«nd Stück-Nehmers, oder wegen ihrer verweigerten Annah-
me , nicht zum Vollzug kommt.

Der Erblassers Veräusscrung der vermachten
Sache oder eines Theils derselben, selbst diejenige, welche
durch Hingabe auf Wiederkauf oder durch Tausch geschieht,
gilt für Widerruf des Vermächtnisses in allem, was ver>
äussert worden, auch alsdann noch, wenn die Verausse-
rung ungült ig. und die veraussertc Sache nachher wieder
in die Hände des Erblassers zurückgekommen seyn sollte.

i<>38. , . Ein bloßer Einriß oder Einschnitt in ein Testament,

der die Urkunde nicht ganz durch und durch von einander trennt, zcv«

nichtet keinen leztcn Wil len, der noch aufbewahrt vorgefunden wird,

wenn er nicht die Willens > Gewißheit der Urkunde aufhebt, «dcr

zugleich mit einem Durchstrich des Inha l ts , «der bcu öffcnili«

chen lczten Willen mit Rückforderung des Haupt« Aufsazes, bcglei»

tet ist.

1039. Jeder lezte Wille ist verfallen, soviel davon
solche Begünstigte betr i f t , welche den Erblasser nicht über-
lebt haben.

Jeder lezte Wi l l« , welcher auf eine Bedingung
gestellt ist, die von einem ungewißen Ereigniß abhängt,
s" daß nach der Absicht deS Erblassers die Verordnung
nur vollzogen werden soll, je nachdem die Begebenheit sich
"eignet oder nicht ereignet, ist verfallen, wenn ber Erbtheil«
oder Stück-Nehmer vor Erfüllung der Bedingung stirbt.

'«4». Eine Bedingung, welche nach der Absicht des
Erblassers nur den Vollzug seiner Verordnung aufschieben
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so l l , hindert den Rechts - Erwerb der eingesezten Ver«

mächtniß-Nehmer nicht, noch den Uebergang aufderen Erben.

1042. Ein Vermachtniß verfal l t , wenn die vermacht«

Sache bey Lebzeiten des Erblassers gänzlich zu Grund ge-

gangen ist.

Deßgleichen, wenn sie nach seinem Tod ohne Zuthun

oder Verschulden des Erben zu Grund geht, selbst als-

dann, wenn dieser wegen Nicht-Auslieferung im Verzug

ist, sie aber in den Händen des Vermachtniß-Nehmers eben«

fal ls hätte zu Grund gehen müssen.

»043. Die Verfügung eines lezten Willen verfällt,

welche der Vermächtniß-Nehmer ausschlagt, oder unfähig

is t , zu empfangen.

,«43.«. War sie belastet, so zerfällt der Vertheil dieser B«<
lastung dadurch nicht, sondern die Austage muß von demjenigen be»
folgt werden, dem der Verfall zu gut kommt, wenn ausser dem
Erben noch jemand bey Erfüllung der Auflage beteiligt ist, «">
wenn diesem der Erbe nicht etwa die ganze Sache lieber heimweisen/
«ls die Auflage erfüllen wi l l .

1044. Bey einem Vermächtnis, das mehreren zu-

sammen zugewendet ist, kann zu Gunsten der Vermächt-

niß-Rehmer ein Zuwachs-Recht statt haben.

Ein Vermächtnis ist mehreren zusammen zugedacht,

wenn es in einem und demselben Saz ihnen gegeben ist,

ohne einem jeden seinen Theil an der vermachten Sache an«

zuweisen.

»045. Es gilt ferner für mehrere zusammen hin-

tellassen, wenn eine Sache, die ohne Verschlimmerung

Nicht getheilt »erden lann, in der nemlichen Urkunde
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mehreren Personen, wenn gleich einer Jeden besonders
vermacht ist.

1046. Eben die Ursachen, welche nach dem 964.

Caz und den zwey ersten Bestimmungen des g55. Sazes

in gegenwärtigem Titel der Klage auf Widerruf einer

Schenkung unter den Lebenden Plaz machen, begründen

auch die Klage, der Erben oder Erbnehmer auf Widerruf

leztwilliger Begünstigungen.

2047. Beruhet diese Klage auf einer groben Beschim«
Pfung des Andenkens des Erblassers; so muß sie in Jah-
res-Frist von dem Tag der Beschimpfung an erhoben
werden.

Sechstes Kapitel.
Bon e r l a u b t e n Vero rdnungen zum V o l t h e i l

der Enkel des Geschenkgebers oder E r b -

lassers , oder seiner Geschwister-

K i n d e r .

,048. Eltern können das Vermögen, worüber sie zu
verordnen berechtigt sind, ganz oder zum Theü durch Hand,
lungen unter Lebenden oder auf den Todesfall hin Einem
oder Mehrern ihrer Kinder unter der Bedingung geben, daß
sie dieses Vermögen ihren jezigen und künftigen Kindern,
jedoch nur jenen des ersten Grads wieder abtreten sollen.

'049. Ein kinderloser Erblasser darf auch unter ?e«
bende», oder auf den Todesfall hin seinen Brüdern oder
Schwestern sein ganzes Vermögen, oder jeden Theil des«
selben, der nicht zu elnem Pflichtteil gehört, unter de,
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gleichen Bedingung geben / dasi solches von ihnen auf ihre

vorhandene und künftige Kinder, jedoch nur des ersten

Grads falle.

l«5^>. Die Verordnungen , welche die beeden vorher-

gehenden Säze erlauben, gelten nur in so fern, als

die auferlegte Abtretung zum Hortheil aller jezigen und

künftigen Kinder ohne Ausnahme oder Vorzug des Alters

oder des Geschlechts gereicht.

i o 5 i . St i rb t in obige» Fällen derjenige, von dem

das Vermögen auf seine Kinder fallen soll, und hinter-

läßt theils Kinder, theils Kindes-Kinder, so erhallen diese

lezrere, vermöge des Erbvertretuugs-Rechts, den An-

thcil des vorversiorbeneu Kinds.

Wenn Kinder, oder Geschwister, welchen oh-

ne Auflage einer Wieder-Abtretung unter Lebenden etwas

geschenkt war, eine neue Gutthat annehmen, die ihnen durch

Handlungen unter lebenden oder von Todswegen unter der

Bedingung zugewendet ist, daß die früher geschenkte»

Güter mit der Wieder - Abtretung belastet seyn sollen ; so

können sie nicht mehr die beeden zu ihrem Vortheil gesche-

henen Verfügungen trennen, und auf die zwcyte verzich-

ten, um sich an die Erste allen, zu halten, wenn sie auch

bereit wären, die unter der zwcyten Verfügung begriffe-

nen Güter zurückzulassen.

»°53. Den After-Erben fallen ihre Rech» zu der

Zeit a n , wo der Genuß des Kinds oder Geschwistcrs,

welchem die Wieder - Abtretung auferlegt ist, aus irgend

einer Ursache aufhört. Eine zu ihrem Vesten vor der Zeit
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geschehene Abtretung des Genußes kann den derzeitigen
Gläubigern des Belasteten nicht schaden.

,o53. ». Eben so wenig darf sie den späte» zebornen After«
Krbcn zum Nachtheil gereichen.

!oZ4. .Die Frau eines Belasteten, wenn dessen frcyes
Vermögen unzulänglich ist, kann sich nicht an das Ver-
mögen halten, welches der Wieder-Abtretung unterliegt,
ausser für den Hauptstock des Heyrathsguts, «nd das nur
alsdann, wenn der Erblasser es ausdrücklich erlaubt hat.

li>55. Wer die in den vorhergehenden Säze» gestat-
teten Verfügungen t r i f t , kann in denselben oder in einer
bffentlichen Urkunde einen Pfleger zur Vollziehung dieser
Verordnungen 'ernennen. Dieser kann den Auftrag nicht
ablehnen, ausser wenn eine der Ursachen vorhanden ist,
welche unter dem Ti te l von der M i n d e r j ä h r i g k e i t
und V o r m u n d s c h a f t in dem 6ten Abschnitt des 2«»»
Kapitels angegeben sind.

»«56. I n Ermanglung dieser Ernennung soll auf
Betrieb des Belasteten, oder wenn dieser minderjährig
wäre, seines Vormunds, in Monatsfrist von dem Tag an,
da der Gcschenkgeber oder der Erblasser gestorben, oder
nach ihrem Tod die belastende Verordnung bekannt gewor-
den ist, «in Pfleger ernannt werden.

»«57. Der Belastete, welcher dem vorhergehenden
Saz kein Genüge leistet, soll des VortheilS verlustig seyn,
den ihm die Verordnung verschafft hatte; auf Betrieb der
volljährigen Af te r -Erben, oder des Vormunds oder
Rechts-Brystands der Minderjährigen oder Mundlosen,
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oder auf Betrieb eines jeden Verwandten der After-Erben,

diese seyen vol l jährig, minderjährig oder mundlos, oder

endlich von Amtswegen auf Betrieb des Krön-Anwalds,

kann von dem Gericht des liegenden Erbes erklärt werden,

daß das Recht auf den After-Erben gefallen sey.

'067 «. I m Fall üblev Verwaltung des Vor «Erben ist »uf
Andringen des After-Erben nach Saz 618 zu verfahren.

in58. Nach dem Tod des Erblassers, welcher eine

After-Erbschaft verordnet, soll in den gewöhnlichen For-

men zur Erboerzeichniß über alle Güter und Fahrnißstücke

geschritten werden, die zu seinem Nachlaß gehören, den

Fall ausgenommen, wenn nur ein Stück-Vermächtniß

beiastet ist. Die Erbverzeichniß soll eine Abschäzung der

fahrenden Haabe nach ihrem Werth enthalten.

»069. Sie soll auf Ansuchen des mit der Wieder-

Abtretung Belasteten in der I e i t f r i s t , die unter dem Titel

v o n E r b s c h a f t e n bestimmt ist , in Beyseyn des zur

Vollziehung ernannten Pflegers errichtet werden. Di«

Kosten fallen auf das After-Erbe.

io6o. I s t die Erbverzeichniß nicht in der obigen Zeit

auf Ansuchen des Belasteten errichtet worden; so soll in

dem hierauf folgenden Mona t , auf Betried des zur Voll-

ziehung ernannten Pflegers, in Beyseyn des Belasteten oder

seines Vormunds hiezu geschritten werden.

106». Geschieht den beyden vorhergehenden Säzen

kein Genüge; so soll auf Betreiben der im 1067. Saz be-

nannte» Personen eben diese Eroverzeichmß gefertigt, und

der Belastete oder sein Vormund sowohl, als der After-

Elbpsteger dazu berufen werden.

,062. Ein
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ia62. D e r , dem eine Wieder-Abtretung auferlegt
ist, soll alle zum After-Erbe gehörige fahrende Haabe
ordnungsmäßig öffentlich versteigern lassen, welche nicht
in den beeden folgenden Säzen ausgenommen ist.

!n63. Das Zimmergerath, und andere Fahrnißstücke,
deren Beybehaltmig ausdrücklich verordnet worden, wer-
den in dem Stand abgeliefert, worinn sie sich zur Zeit
der Wieder-Abtretung befinden.

1064. I n Schenkungen unter Lebenden oder von To-
deswegen, welche ein landwirthschaftliches Gut betreffen,
ist Vieh und Feldgeräth mit begriffen, und der Belastete
ist nur verbunden es abschäzen zu lassen, um bey der Wie-
der-Abtretung den gleichen Werth zu erstatten.

i»65. Innerhalb sechs Monaten von dem Tag an, da
die Erb- Verzeichniß geschlossen worden, muß der Belastete
den Erlös aus der verkauften Fahrniß, und was an ein-
nehmenden Schulden eingegangen ist, verzinslich anlegen.

Nach Umständen kann diese Frist verlängert »erden.

»066. Was späterhin aus einnehmenden Schulden
oder abgelösten Kapitalien eingeht, muß längstens in drey
Monaten, nach Empfang des Gelds, von dem Belaste-
ten wieder angelegt werden.

^067. Die Anlage geschieht nach Vorschrift de« Ge-
schenkgebers oder Erblassers; hat dieser keine gegeben, so
soll sie geschehen um liegen schaften oder Unterpfandbriefe
zu erwerben.

lo68. Die in den vorhergehenden Säzen vorgeschrie-
bene Anlage soll auf Betrieb und unter Mitwirkuna "es
A f te r -E rb . Pflegers geschehen.

Eesezbuch. T
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»069. Verordnungen, welche eine After-Erbschaft

durch Vertrag oder lezten Willen fesisezen, sollen auf

Betrieb des Belasteten oder des Pflegers der After- Erb-

schaft offenkündig gemacht werden; so viel nemli'ch die Lie-

genschaften betrift, durch Eintrag in die Bücher der be-

treffenden Pfandschreibercy, und so viel die Summen be-

t r i f t , die zu Unterpfand auf Liegenschaften angelegt wer-

den , durch Untcipfai.os-Bestellung und Eintragung.

1070. Den Abgang der Eintragung der After-Erb-

schaft in jene Bücher können die Gläubiger und jeder drit-

ter Erwerber, selbst denen minderjährigen oder mundlosen

After - Erben entgegen halten, welchen nur der Rückgriff

auf den Belasteten und auf den Aftererb - Pfleger bleibt,

ohne daß sie jedoch die Folgen der Unterlassung der

Eintragung umstoßen könnten, selbst wenn der Belastete

und der Pfleger zahlungsunfähig wären.

»07». Dadurch, daß «in Glaubiger oder dritter Er«

werber auf einem andern Weg als jenem der Eintragung

Wissenschaft von der Verordnung erlangte, ist der Mangel

der Eintragung nicht gehoben.

»072. Weder die Geschenk-Nehmer, Vermächtnis«

Nehmer, noch selbst die gesezlichen Erben desjenigen/ der

«ine After-Erbschaft verordnet, noch weni'ger ihre Ge-

schenk-Nehmer, Vermächtnis-Nehmer oder Erben könne«»

den Abgang der Eintragung den After-Erben entgegen

halten.

»072. Der zur Vollziehung ernannte Pfleger ist per-

sönlich verantwortlich, wen« «r sich nicht in allem nach
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den Regeln gerichtet hat, die hier oben für dieVermögens-
Vemklmdung, den Fahrniß-Verkauf, die Geld-Anlage,
die Eintragung, und Unterpfands-Bestellung vorge-
schrieben sind, und überhaupt, wenn er nicht allen nöthi-
gcn Fleiß augewendet hat, damit die auferlegte Wieder-
Abtrctung wohl und treulich vollzogen werden möge.

">74. Der minderjährig Belastete, kann, wenn gleich
sein Vormund zahlungsunfähig ist, die Folgen der Ueber-
tretung der Regeln, welche diesem in den Sazen des ge-
genwärtigen Kapitels vorgeschrieben sind, nicht umstoßen.

Siebentes Kapitel.

Von The i l ungen der E l t e r n und Ahnen unter

i h ren Nachkommen.

»076. Eltern und Ahnen können unter ihren Kindern
und Kindes-Kindern ihr Vermögen theilen und ihnen die
koose anweisen.

'»76. Diese Theilungen können durch Handlungen
unter Lebenden oder von Todeswegen mit Beobachtung jener
Formen, Bedingungen und Regeln geschehen, die für
Schenkungen und lezre Willens-Verordnungen vorgeschrie-
ben find.

Theilungen/ welche durch eine Handlung unter ke«
benden, als Vermögens-Uebergabe, geschehen, könne«
nur das schon vorhandene Vermögen zum Gegenstand
haben.

" 7 7 . Wenn nicht da« ganze elterliche Vermögen i»
t"r Theilung begriffen ist, so wird derjenige Theil de« zur

3»
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Todeszeit vorhandenen Vermögens, der nicht vertheilt

ist, nach den gesezlichen Regeln getheilt.

»«78. Geschah die Theilung nicht unter alle Kinder,

die zur Zeit des Hinscheidens im Leben sind, die Abkömm-

linge der Verstorbenen mit eingerechnet, so ist die ganz«

Theilung ungültig. Eine neue Theilung in gesezlich«

Form kann sowohl von den «vergangenen Kindern oder Ab-

kömmlingen, als auch selbst von denjenigen, welche durch

die Theilung bedacht wurden, verlangt werden.

»079. Eine elterliche Theilung kann wegen einerVer-

lezung über ein Viertel angefochten werden; desgleichen,

wenn mittelst der Theilung und der Voraus-Vermächt-

nisse Einer der Mittheilnehmer einen größeren Antheil er,

hält, als das Gesez erlaubt.

1080. Das Kind, welches aus ein« der vorgedachten

Ursachen die elterliche Theilung angrefft, muß die Kosten

der Abschizung vorschießen, und diese, so wie die Kosten

des Rechtsstreits fallen ihm bleibend zu, wenn seine Klage

derwerfiich erscheint.

Achtes K a p i t e l .

V o n Schenkungen in einem H e l r a t h s - Ver»

t r a g zum V o r t h e i l der E h e g a t t e n , oder der

aus der EH« zu ho f fenden Kinder .

lo8,. Jede Schenkung unter lebenden über gegen-

wärtiges Vermögen, auch wenn sie in einem Heiraths«

Bertrag zum Northell der Ehegatten oder eines derselben

geschieht, ist den allgemeinen Reg«ln für die Schenk«««

gen unter Lebenden «ntenvorfen.
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Sie kann nicht zu Gunsten künftiger Kinder gesche-
hen, außer in den hier oben im 6ten Kapitel aufgezählten
Fällen.

1082. Eltern Vor-Eltern und Seiten-Verwandte
der Ehegatte«/ ja selbst Fremde, können ihre künf-
tige Verlassenschaft ganz oder zum Theil, sowohl den
besagten Ehegatten, als auch für den Fall, da der Geber
den beschenkten Ehegatten überleben würde, zum Vor-
te i l der aus der Ehe zu hoffenden Kinder geben.

Von einer solchen Gabe, obgleich sie nur den Ehegat-
ten oder einem derselben zumVorthcil lautet, wird in dem
gedachten Fall, wo der Beschenkte zuerst starb, immer
vermuthet, daß sie den Kindern und Kindes-Kindern aus
solcher Ehe zu gut kommen solle.

1083. Eine Schenkung, welche nach der Form des

vorhergehenden Sazes geschehen ist, soll unwiderruflich

seyn, doch einzig in dem Sinn, daß der Geber über die

vergabte Gegenstande nicht m«hr unter einem unentgelt-

lichen Titel verordnen darf, es sey dann über geringe

Summen in Vergeltungs- oder andere Weise.

1084. Eine Schenkung durch Heiraths. Vertrag darf
zu gleicl/er Zeit das gegenwärtige und zukünftige Vermö-
gen ganz, oder zum Theil in sich begreifen, nur muß der
Urkunde ein Verzeichnis angefügt werden, wori'nn die
Schulden und Lasten des Geschenkgebers verzeichnet sind,
wie sie am Tag der Schenkung sich befinden; in welchem
Fall der Geschenk-Nehmer sich an das gegenwärnge Ver-
mögen nach dem Tod des Gebers zu halte», und auf da«
Uebrige Verzicht zu thun befugt ist.
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,<>l>5. Is t das vorerwaliute Verzeichniß eines Cchen-
kungs-Urkunde über gegenwärtiges und zukünftiges Ver-
mögen nicht bevqefüqt worden; so ist der Geschenknehmer
verbunden seiner Zeit die Schenkung entweder ganz an«
zunehme», oder ganz auszuschlagen. Nimmt er sie an,
so kann er nur das Vermögen in Anspruch nehmen,
wie es au, E serbtag des Erblassers vorhanden ist, und
muß alle Schulden und Lasten eines Erben übernehmen.

10U6. Eine Schenkung durch Heyraths-Vertrag zum
Besten der Ehegatte«/ und der aus der Ehe zu hoffenden
Kinder, darf ferner noch die Bestimmung enthalten, daß
der Geschenknchmer alle Schulden und Lasten der Erb-
schaft des Gebers ohne Unterschied zahlen soll, oder an-
dere Bedingungen, deren Erfüllung von dem Willen des
Empfängers abhangt, gleichviel wer der Gescheukgel'cr
sey. Der Beschenkte ist verbunden, diese Bedingungen
zu vollziehen, wen» er nicht auf die Schenkung Verzicht
thun wi l l . Hat derjenige, der durch Ehest'ftung schenkt,
sich vorbehalten, über ein in der Schenkung seines gegen-
wärtigen Vermögens begriffenes Stück, oder über eine be-
stimmt« daraus zu nehmende Summe zu verfügen; !"
wird das Stück oder die Summe nach dessen Tod, wenn
nicht darüber verfügt ist, als in der Schenkung belassen .
angesehen, und gehört dem Gescheuknchmer oder ,eint"
Erben zu.

1087. Keine Schenkungen durch Henraths - Vertrag
kinnen unter dem Dorwanddcr Nicht, Annahme angegrif-
fen oder ungültig e»c">nt werden.
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lo8li. Jede zu Gunsten einer Ehe gemachte Schen-
kung ist verfallen, wenn die Ehe nicht erfolzt.

iu8g. Schenkungen, die einem der Ehegatten auf die
in dem 1082. 10U4. und l<>86. Saz hieroben bemerkte
Weise zugeschrieben sind, verfallen, wenn der Geber den
beschenkten Ehegatten und seine Nachkommenschaft überlebt.

»«90. Alleden Ehegatten durch Heyraths-Vertrag
gemachte Schenkungen unterliegen bey Eröffnung der Erb-
schaft des Gebers »öthigenfalls der Minderung auf den
Antheil, worüber er nach den Gesezen zu verordnen befugt
war.

N e u n t e s K a p i t e l .
V o n V e r o r d n u n g e n u n t e r E h e g a t t e n v o r o d e r

w a h r e n d der Ehe.

1091. Ehegatten können in dem Heiraths - Vertrag
sich wechselseitig oder auch Eines allein dem Andern jede
Schenkung machen, die sie für gut finde«/ unter den hier-
«nten ausgedruckten Bestimmungen.

1092. Eine Schenkung unter Lebenden, welche Ehe-
gatten blos auf gegenwartiges Vermögen durch Heyraths-
Vertrag einander machten, wird niemals auf die Bedin-
gung verstanden, daß der Beschenkte der Langstlebend« sey,
wenn nicht diese Bedingung förmlich ausgesprochen ist.
Sie unterliegt allen Regeln und Formen, welche oben die-
ser Gattung von Schenkungen vorgeschrieben find.

" 9 3 . Jede einseitige oder wechselseitige Schenkung,
welch« Ehegatten über künftiges Vermögen, «der über ge-
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genwartiges und künftiges zugleich in einer Ehestiftung

einander machen, folgt den nämlichen Regeln, welche de-

nen vom Dritten an sie gemachten Schenkungen in dem

vorhergehenden Kapitel vorgeschrieben sind, gehen aber

auf die Kinder dieser Ehe nicht über, sobald der beschenk-

te Ehegatte vor dem Schenkenden stirbt.

1094. Ein Ehegatte kann für den Fal l , da er keine

Kinder oder Abkömmlinge hinterläßt, dem andern Ehe-

gatten durch Hey, aths-Vertrag, oder sonst während der

Ehe, alles Eigenthum vermachen, welches er auch einem

Fremden zuwenden dürfte, und ihm die Nuzniessung des

ganzen Erbtheils, selbst desjenigen Theils, worüber das

Gesez zum Nachtheil der Erben zu verordnen verbietet,

daneben gönnen.

Für den Fal l , da er Kinder oder Abkömmlinge hin-

terlaßt, kann er dem andern Ehegatten entweder ein Vier-

tel zum Eigenthum, und ein anderes Viertel zur Nuz-

nießung, oder die Hälfte seines ganzen Vermögens allein

nuznießll'ch geben.

1096. Ein Minderjähriger kann durch Heyraths-

Vertrag dem andern Ehegatten, einseitige oder wechselsei-

tige Schenkungen nur mit Bewilligung und unter Bey«

stand derjenigen geben, deren Einwilligung zur Gültig-

keit seiner Ehe erforderlich ist, mit dieser Bewilligung darf

er alles dasjenige schenken, was das Gesez einem voll-

jährigen Ehegatten an den Andern zu geben erlaubt.

,096. Alle Schenkungen unter Ehegatten während
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der Ehe sind dem Widerruf unterworfen, wann sie gleich
als Schenkungen unter Lebenden bezeichnet wären.

Die Frau kann sie widerrufen, ohne hiczu von ihrem
Mann oder vom Gericht ermächtigt zu scyn.

Diese Schenkungen verlieren wegen nachkommender
Kinder ihre Kraf t nicht.

1097. Ehegatten können weder durch Handlungen
unter Lebenden noch durch leztwillige Verfügungen einan-
der gegenseitige Schenkungen in einer und derselben Ur-
kunde machen.

1098. Mann oder F rau , die Kinder aus einer ersten
Ehe haben, und zur zweyten oder weiteren Heyrath schrei-
ten, können ihrem neuen Ehegatten nicht mehr geben,
als der Antheil des Mindestbegünstigtcn ihrer ehelichen
Kinder beträgt. I n keinem Fall darf eine solche Schen-
kung ein Viertheil des Vermögens übersteigen.

1099. Auch mittelbarer Weise dürfen Ehegatten sich
keine grössere als die oben gestatteten Geschenke machen.

Jede versteckte oder an Mittelspersonen gemachte
Schenkung ist ungültig.

»>c>o. Für geschenkt an Mittelspersonen gilt das
was an Kinder des Ehegatten aus früherer Ehe gegeben
wi rd , oder an Verwandte des andern Ehegatten, deren
muthmaslicher Erbe dieser zur Zeit der Schenkung ist,
wenn nachmals gleich der andere Ehegatte seinen beschenk-
ten Verwandten nicht überlebt oder geerbt hatte.

« « , ,. Hergebrachte Ehrengeschenke sind durch jene« Verbot
auegeschloffen.
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* Zehntes Kapitel.

V o n V e r m ö g e n s - U e b e r g a b e n .

* Erster Abschnitt.

A l l g e m e i n e V e r f ü g u n g e n .

1,00 »2. Jedermann kann sich zum Vorthei! seiner Erben

schon bcu Lebzeiten des Genusses seines Vermögens begeben, soweit

cr keiner Staatspflicht damit sich entzieht.

, b . Diese Ucberlassung ist in jedem Fall an die oben im

vierten Kapitel im ersten Abschnitt v o n der F o r m der Schen-

kungen vorgeschriebene Regel» gebunden, den S«z y44> «uige»

i,ao »c. Wer sein ganzes besizcndcs Vermögen abgibt, muß

tabcy die Vorsarge für seinen Unterhalt bestimmt auedrücken, es

seu nun,, daß er sich zu einem der übernehmenden Erben oder zu

mchrcrcn umwechselnd in Verpflegung begibt, oder sich eine Abgabe

in Geld und Haushaltungs - Erzeugnissen vorbehält.

»6. Man kann den Genuß des Vermögens allein, oder

auch zugleich das Eigcnthum übergeben.

* Zweyter Abschnitt.

Bon Eigenthums-Uebergaben.

l ioo l>». Wer Eigenthum und Genuß unwiderruflich übergibt,

sezt den Erben in all- hicr nicht namentlich geänderte Rechte und

25!:cgenhciten cinei Geschenk-Nchmers, es mag die Ucbcrgabe mit

einer Abgabe belastet seyn oder nicht, so lang nur die Belastung

nichc über zwey Drillheile des höchsten jährlichen Ertrag« wegnimmt.
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b. Der Uebcrgebende darf sich den freyen Widerruf

borbehalten. Dieser Vorbehalt ändert jedoch an der Natur dcs

Geschäfts weiter nichts/ als daß dabcy nun dcr Widerruf an den

Beweis jener geglichen Ursachen nicht gebunden ist, welche für die

Aufhebung ünwiderrustichcr Schenkungen geordnet sind. Dieser

Vorbehalt wird im Zweifel nicht vermuthet.

1100 b c. Würde dcr Uebc> gebende erst nach vorausgegangener

Vermögens < Ucbergabc sich heyrathcn, und aus solcher Ehe Kinder

zeugen, so kann deren Geburt eine Uebergabe nicht wieder aufhcbcn,

die unwiderruflich geschehen war.

i i on bä. Wo das übergebene Vermögen nicht über obiges

Maas mit lcib«Geding belastet «ist/ da wird die Auslegung für

den Uebet gebenden gemacht/ wann Zweifel entsteht/ ob die Uebergabe

t'gcnthümlich oder nuznießlich sep / mithin wird leztcrcs unterstellt.

noo ke. Wo das leibgcding höher ansteigt/ oder eine Wer»

pfründung mit verbunden ift/>.da ist im Zweifel die Auflegung für

den Empfänger des Vermögens/ mithin auf ngenthümliche lieber»

lassung zu machen, und sofort im ersteren Fall aus dem zwölften

ticel und dessen zweiten Kapitel v o m l e i b r c n t c n > V e r t r a g ,

<m andern aber aus dem dritten Kapitel ebendesselben Titels vom

P f r ü n d « V e r t r a g / das Verhältnis des Gebers und Empfänger«

zu bemessen, so weit nicht namentlich Abweichungen bedungen sind.

l,cx> b s. Wo von mehreren Erben / an welche das Vermögen

übergtben wurde, nur Einer oder der Andere in de« Fall einer

hochgespannten Leibrente oder einer Pft ündleistung ist; da findet der

vorige Saz nur auf dessen 3heil Anwendung/ und die übrigen

Theile werden nach den früheren SÄzen bemessen.

» D r i t t e r Abschnitt.
Von nuznießlichen Uebergaben.

»00 c». Die nuznießliche Vermögens l Uebergab« ist »in« für»

sorgliche Erbcinwcisung oder Erbtheilung, verbunden mit der Schen»

k des Genusses de« künftigen Erbes.
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cl>. Der Empfänger erlangt in Bezug auf den Genuß

alle Rechte und Pflichten eines Nuznießers.

110« cc. Die Siize II<X> l,b. und bc. auch de. finden auch

bey dieser Genuß« Schenkung Plaz.

iic>o c6. Die fürsorgliche Erbeinwcisung oder Crbthcilung

iiüdcrt an dcm gcsczlichen Erbgang nichts/ und benimmt dem Ucbcr«

gebenden die Macht nicht, ändernde leztwillige Verfügungen darüber

zu trcffcn.

nua c«. Sind keine dergleichen vorhanden, auch keine Verein»

dcrungen in der Erbordnung bis zum Tod des Uebcrgebendcn da«

zwischen getreten; so ist die Erbeinweisung oder Erbthcilung, die in

der Vermögens «Uebergabe geschah, endgültig, vorbehaltlich einer

Minderung, wo Pflichterben dergleichen zu forder» haben, und der

Verordnungen des siebenten Kapitels v o n E r b t h e i l u n g der

E l t e r n oder A h n e n u n t e r i h r e n N a c h k o m m e n , wo

der Fall sich dahin eignet.

iioc> c k. Sind durch Veränderungen im Erbgang oder durch

lezte Willensverfügungcn Aenderungcn eingetreten; so nmß der >mz»

mcßliche Besizer denen dadurch an seine statt tretenden Erben

in gcsezlicher Ordnung das übergeben erhaltene Vermögen aus'

händigen.

i i oa c ß. Der Erblasser kann jedoch in der Ucbcrgabe fcslsczcn,

daß, wenn er ohne andere dcsfalsige Willensverordnung »sterbe, die

Wcrlasscnschatt schon als vom Uebergabstag an zu Erbe verfallen

angesehen werden soll, wo sie alsdann durch Veränderungen im Erb»

gang keiner Ablieferung an andere Erben unterworfen wird.

* E i l s t es K a p i t e l .

Von Auslegung der Schenkungen und
Vermächtnisse.

, » « , ä». So weit nicht aus den Säzen dieses Titels ein A»<

deres nothwcndig folgt, gelten die Regeln, welche wegen der Aus'
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legung der Verträge im fünften Abschnitt und dritten Kapitel dei

dritten Titels von V e r t r ü g e n angegeben sind.

ä l>. Statt einer zwcyseitigcn Absicht ist jedoch die erklärt«

einseitige Absicht des Gebers diejenige/ auf welche bep dicscn Rechts«

geschäftcn zu sehen ist. ,

äc. Keiner ausserhalb der Urkunde geschöpften Absicht

ist die Kraft zuzugestehen etwas zu verfügen, was überall aus den

Worten nicht gefolgert werden kann; sondern nur die Kraf t , das

nicht zu verfügen, was erweislich nicht in der Absicht des Gebers

lag / jedoch etwa aus den Worten gefolgert werden könnte.

6 6. I n dem Gegenstos zwischen dem Vorthcil des Erb»

Rehmers und der Erbtheil, oder Erbstück - Rehmer ist im Zwciftl

für den Elfteren zu sprechen; so auch zwischen dem Erben und den

Vermächtnis > Nehmern.

noo 6e. Wer eine ihm angefallene Verlassenschaft übernimmt,

seht dadurch mit denen Gläubigern des Erblassers und der Erbschaft

einen Halb «Vertrag ein, sie gcsezmcisig um ihre Forderungen zu

befriedigen; das Verhältnis zwischen diesen und ihm richtet sich

Knnn nach den Säzcn des Titels über d ie V e r t r ä g e .

D r i t t e r T i t e l .

Von Vertragen und Vertrags-Verbindl ich«

le i ten überhaupt.

Erstes K a p i t e l .
V o r l ä u f i g e Ve r fügungen ,

»»öl. Ein Vertrag ist die Uebereinkunft, wodurch

eine oder mehrere Personen Einer oder Mehreren andern

»erbindllch zusagen, etwas zu geben, zu thun, oder z«.

unterlassen.
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i , »2 . Der Vertrag ist d o p p e l s e i t i g / wenn die
Vertrags-Personen wechselseitig einander derartige Zusa-
gen thun.

l,c>3. Er ist e i n s e i t i g , wenn eine oder mehrere
Personen gegen eine oder mehrere Andere sich zu etwas
verbindlich machen, ohne daß diese Leztere eine Gegen-
Zusage thun.

11c>4. Ein V e r t r a g a u f U m s a z ist vorhanden,
wenn hiebey das/ was jeder Theil gibt oder leistet/ der
Gegenwert!) dessen ist, was ihm gegeben oder geleistet
wird.

Besieht der Gegenwerth in der Wagm'ß eines Gewinns
oder Verlusts für beyde Theile, je nach Ungewissen Bege-
benheiten, so ist der Vertrag ei» G l ü c k s - V e r t r a g .

" « 5 . Ein u n e n t g e l t l i c h e r oder F r e y g e b i g -
k e i r s - V e r t r a g ist derjenige, worin» einer dem Andern
einen unvergoltenen Vortheil zuwendet.

" 0 6 . Ein b e l a s t e t e r Vertrag ist derjenige,
wobey jeder Theil etwas geben oder thun muß.

»107. M e Verträge, b e n a n n t e und unbe-
n a n n t e , richten sich nach allgemeinen Regeln, welche
der Gegenstand dieses Titels sind.

Die Regeln, welche gewissen benannten Verträgen
eigen sind, finden sich in jenen T i te ln , die sich auf diese
Vertrags-Arten beziehen, und die besonder» Regeln der
Handels - Verträge werden durch die Handels Gesej«
bestimmt.
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Zweytes Kapitel.
Von den E r f o r d e r n i s s e n zur G ü l t i g k e i t

der V e r t r ä g e .

" " 8 . Zur Gültigkeit eines Vertrags gehören vier

wesentliche Bedingungen:

Die Einwilligung desjenigen Theils, der verbindlich
werden soll;

Dessen Fähigkeit Vertrage zu schließen;

Eine bestimmte Sache als Gegenstand ter Ver-

bindlichkeit ;

Eine erlaubte Vertrags-Ursache.

Erster Abschnitt.
V o n d e r E i n w i l l i g u n g .

,108 ». Man kann seine Einwilligung durch Handlungen wie

lurch Worte erklären/ wo nicht das Gesez eine »örtliche Erklärung

fordert.

»i°8 K. Derjenige willigt stillschweigend ein, der auf eine

l»r Annahme reife Erklärung eines Andern hi»/ solche Handlungen

tolnlmnit, zu welchen er nur unter Vorauisezung der Bcpstimmung

veranlaßt oder berechtigt sepn kann.

»i°8 c. Die einer Handlung angehängte Rechtsverwah,

" m g , daß sie für Einwilligung nicht gelten solle, w i r« bcy sod

ch«n Handlungen nichts, welche die Gesy« namentlich für «inwi l l i ,

s"ng erklärt haben, «der welche alsdann all« vernünftigt Haltung

»n-loren.

" 0 9 . Eine nur durch Irrthum erlangte, oder durch

Gewalt erzwungene, oder durch Betrug erschlichene Ein-

willigung ist unzültig.
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Nur derjenige Irrthum macht den Vertrag

nichtig, der das Wesen der Sache oder die Eigenschaft

des Vertrags betrift, hingegen keineswegs derjenige, der

nur die Person anqeht, mit welcher man übereinkommen

wil l , es wäre dann, daß Rücksicht aus eine bchimmte

Person die Haupt-Ursache der Uebereiukunft wäre.

,»,«, ». Auch derjenige Irrlhum entkräftet den Vertrag nicht,
der selbstverschuldet ist.

i»»l . Zwang, d. i. widerrechtliche Gewalts-Anmas«

sung wider denjenigen, der die Verbindlichkeit übernahm,

ist ein Grund dn Nichtigkeit, hätte ihn auch ein Dritter,

der bey dem Vertrag nicht betheiligt ist, angewandt.

»»»2. Ein solcher Zwang ist vorhanden, so oft dulch

Wort oder That eine Lage hervorgebracht wird, die ver-

nünftigerweise auf einen Menschen Eindruck mache»/

und bey ihm die Furcht erregen kann, er sey für seine

Person oder sein Vermögen einem überwiegenden und i»ne-

stehenden Uebel ausqesezt.

Bey Beurtheilnng dieser Lage ist Alter/ Geschlecht

und persönliche Beschaffenheit des Betroffenen zu erwäge».

»»»3. D « Zwang wirkt die Nichtigkeit des Vertrags

nicht allein, wenn «r an Einer der Vertrags«Personen,

sondern auch, wenn « a n deren Ehegatten, Abkömmlin-

gen ober Ahnen verübt wird.

! " 4 . Bloße Furcht vor dem Unwille» der Eltern

oder der Ahnen und dergleichen , welche durch keinen Zwang

r«ge gemacht worden ist, reicht nicht hin, um einen Ber-

trag für ungültig zu erklären.
,»4». I»
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4. ». I n einem Vertrag zwischen Eltern und Kinder» «der
Vorgescztcn und Untergebenen kann jedoch auch jene Furcht »ach Um»
M d c n zur Umstossung cinci dem gehorchenden Thcil nachteiligen
Vertrag« in Anschlag kommen.

" > 5 . Ein Vertrag kann wegen Zwang nicht mehr

angefochten werden, wenn derselbe nach beseitigter Ge-

walt ausdrücklich oder stillschweigend, oder horch uübe-

nuzten Ablauf der zur Umstossung gesezllch bestimmten

Zeit genehmigt wurde.

» " 6 . Der Betrug wirkt Nichtigkeit des Vertrags,

wenn ohne die von Einer der Vertragspersone» gebrauch-

ten Kunstgriffe die Andere den Vertrag nicht «inge-

gangen haben würde.

Er wirb nicht vermuthet, sondern muß aus de» ein-

zelnen That« Umständen begründet werden.

»»»6. «. Die nemlich« Beweiinathwendigkeit trifft auch del»

Irrthuu, und den Zwang.

»i,6. b. Ein Betrug, der Nebenbestimmungen betrifft, wirV
nur «ine Entschädigung«»Forderung.

" » ? . Ein Ver t rag, der durch I r r t h u m , Zwang,

oder Betrug zu Stand kam, ist nicht schon kraft Gesezes

ungült ig, sondern nur einer Klage auf Vernichtung oder

Umstossung ausgesezt, nach näherer Angabe des 7. Ab,

schnitt« 5. Kapitels in gegenwärtigem Ti te l .

»1,7.». Auch ein, obwohl nicht umgcsioßener Ver t rag , den
der «ine Hheil durch Zwang oder Betrug hcrbepsiihrte, kann ron
ihm nitmali zu seinem Vortheil vor Gericht benuzt »erden.

»»7 . l>. Zwang, Betrug und andere unrechte Tbaten sind
«ur da anzunehmen, »0 sie mit ihren Umsiunden der Zeit, des Ort«,
«»d der Ar t bestimmt angegeben und erwiesen werden,

«csezbuch. U
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! l»U. Verkürzung entkräftet die Vertrag« nur bey

gewissen Gattungen derselben, oder in Bezug auf gewisse

Personen nach Inha l t des nemlichen Abschnitts.

»»,9. I n eigenem Namen kann man nur für sich

selbst Verbindlichkeiten übernehmen oder solche sich bedingen.

i ,2a. Auch für Dr i t te darf man gutstehen, und eine

Handlung versprechen , die jene leisten sollen, in welchem

Fall der gutstehende, welcher Genehmigung zu erwirken

vevsprochen hat , zur Entschädigung verbunden ist, wenn

der Dr i t te sich wt iger t , das Versprechen auf sich z»

nehmen.

»12,. Man kann auch zum Aortljeil eines Dritten

etwas bedingen, wenn es in Gefolg einer Zusage geschieht,

di< man sich selbst bedingt, oder einer Schenkung, die

man einem Andern macht. Wer etwas dergleichen bedun-

gen hat , kann nicht davon abgehen, sobald der Dritte er-

klärt hat, sich das Bedungene eigen zu machen.

»in«. Es wird vermuthet, man habe nicht bloß sin

sich, sondern auch für seine Erben und Rechtsfolger be-

dungen, wo nicht das Gegentheil ausgedruckt worden ist,

»der aus der Beschaffenheit des Vertrags fließt.

Zwepter Abschnitt .
Von der V e r t r a g s - F ä h i g l e i t .

»i23. Ein jeder kann Verträge schließen, welche«

nicht die Gefez« dazu unfähig erklären.
»»24. Unfähig Vertläge zu schließen sind in ihrer

A n :
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Die Minderjährigen,
Die Mundlosen,
Die Ehefrauen,

Diejenigen, denen besondere Geseze gewisse Vertrüge
untersagen.

" 2 4 . , . Die Unsihigteit der Minderjährigen ist, von weiterem

«der engerem Umfang je nachdem sie unmündig, halbmündig, oder

vollmündig sind

,124. l>. Ein Vollmundiger, der ausscr der Ellern oder Pfleger

Haus/ und nicht einem Fürsorger übergeben, mithin sich selbst üben

lassen ist, schließt gültig alle für seinen Unterhalt und Beruf gceig»

nete Anträge, vorbehaltlich der Umstossung im Verlezungs Fa l l ,

und der beftndern Ansialti'Gescze, welchen er etwa unterworfen ist.

Minderjährige, Mundlose und Ehefrauen kön«
nen wegen Unfähigkeit ihre Zusage nur in gesezlich bestimm«
ten Fällen anfechten.

Personen , die fähig sind, eine Verbindlichkeit zu über»

nehmen, können die Unfähigkeit des Minderjährigen, des

Mundlosen, oder der Ehefrau, mit welchen fit gehandelt

haben, diesen nicht entgegenhalten.

Dritter Abschnitt.

Von dem Gegenstand und S t o f f der

V e r t r ä g e .

»»26. Jeder Vertrag hat eine Sache zum Gegen,
stand, die der Eine Theil zu geben, zu thun oder zu »n«
"'lassen zusagt.

bloße Gebrauch oder die bloße Innhabung

U ,
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einer Sache kann, so gut als die Sache selbst, Gegen«

stand eines Vertrags seyn.

1128. Nur Sachen, die dem Rechts-Verkehr über«

lassen sind, können Vertrags - Gegenstand werden.

1129. Eine Verbindlichkeit muß eine, wenigstens

der Gattung nach/ bestimmte Sache betreffen.

Ih r Betrag kann ungewiß seyn, wenn es nur Mittel

zu dessen Bestimmung gibt.

, i3o. Auch zukünftige Sachen darf eine Verbind-

lichkeit umfassen.

Nur auf die noch unangefallenen Erbschaften kann
Niemand Verzicht thun, noch über solche irgend einen
Vertrag schließen, selbst nicht mit Bewilligung des Erb-
lassers.

Vier ter Abschnitt.
V o n der Ver t rags -Ursache .

" 3 i . Eine Uebereinkunft, die auf keiner, oder auf

einer unrichtigen oder unerlaubten Ursache beruht, bringt

keine Rechts - Wirkung hervor.

n32. Dadurch wird der Vertrag nicht ungültig/ daß

die Vertrags-Ursache nicht ausgedruckt ist.

»i33. Jene Ursache ist unerlaubt, welche von dem Ge«

sez verboten, der Sittlichkeit entgegen, oder der Staats«

Ordnung zuwider ist.
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D r i t t e s K a p i t e l .

Von den Wirkungen der Verbindlichkeiten.

Erster Abschnitt.
A l l g e m e i n e V e r f ü g u n g e n .

"34 . Rechtmäßig geschlossene Vertrage gelten gleich

Gesezen unter denjenigen, die sie geschlossen haben.

Nur mit wechselseitiger Einwilligung oder aus gesez-

l'chen Gründen, können sie widerrufen werden.

Sie erfordern redlichen Vollzug.

l i55. Vertrage verbinden nicht nur zu dem ausge,

drukten, sondern auch zu allem, was aus solchen nach

Billigkeit, Herkommen oder Gesezen folgt.

Zweyter Abschnitt.
V o n der V e r b i n d l i c h k e i t zu geben.

" 3 6 . Die Schuldigkeit etwas zu geben, umfaßt

nicht nur die Verbindlichkeit, die Sache zu übergeben,

sondern auch sie bis zur Uebergabe zu bewahren und

widrigenfalls den Glaubiger zu entschädigen.

"3? . Die Obsorge für die Bewahrung der Sache

verbindet denjenigen, dem sie aufliegt, zu jeder Vorficht

eines guten Hauswlrths, der Vertrag mag nun den Vor-

theil des einen Theils allein, oder den gemelnschaftlichey

Nuzen beeder bezwecken.

Mehr oder weniger umfaßt diese Verbindlichkeit bey

jenen Verträgen, deren Wirk«ngen unter den betreffen,

den Titeln besonders bestimmt find.
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i»38. Die Verbindlichkeit zur Ucbergabe einer Sa«

che entsteht aus der bloßen Uebereinkunft der Vertrags-

Personen.

Sie macht den Gläubiger zum Eigenthümer; sie übe»,

tragt auch auf ihn die Gefahr der Sache von dem Au-

genblick an , wo die Ueberpabs - Schuldigkeit begründet

war , obgleich solche nicht geschah, wenn nicht der

Schuldner im Lieferuugs-Verzug ist, in welchem Fall sie

auf sein« Gefahr bleibt.

" 3 9 . Der Schuldner wird in Verzug gesezt, theils

durch urkundliche, nemlich öffentlich beurkundete Aufforde-

rungen oder andere gleichgeltende Vorgange, theils durch den

Inha l t des Vertrags selbst, wenn darin« enthalten ist

daß durch bloße Erscheinung dcs Tags , ohne daß es weite-

rer Handlung bedürfe, der Schuldner im Verzug seyn soll.

i l 4 o . Die Wirkungen der Verbindlichkeit eine Lie-

genschaft zn geben oder zu überliefern, werden unter dem

Tite l v o m V e r k a u f und unter dem T i t e l : v o n Vor -

z u g s - R e c h t e n u n d U n t e r p f ä n d e r n bestimmt.

l » 4 l . Au f ein Fahrniß-Stück, das man zu geben

oder zu liefern zweyen Personen nach einander zusagt,

hat derjenige den Vorzug und wird Eigenthümer, der in

den wirklichen Besiz der Sache gesezt is t , wenn schon

sein Ti te l jünger ist , voranögesezt nur , daß e» ei» redli,

chei Besizer se,.

D r i t t e r Abschnitt.
Von der Verbindl ichkei t etwa« zu leisten.

"42 . Jede unerfüllt« Nerbindlichleit «t»a« l» th»«
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oder zu lassen, löst sich in die Schuldigkeit auf, zu ent«
schädigen.

"43 . Der Gläubiger kann jedoch fordern, daß Aue»
zusagwldrig errichtete, zerstört werde, auch kann er sich
ermächtigen lassen es auf Kosten des Schuldners selbst zu
zerstören, unbeschadet seiner Entschädigungs-Forderung
so weit sie statt hat.

»i44. Der Gläubiger kann gleichfalls ermächtigt wer-
den, das unerfüllte Versprechen auf Kosten des Schuld-
ners selbst vollziehen zu lassen.

"45 . Wer etwas zu unterlassen schuldig ist, haftet
sobald er es thut, für die Entschädigung.

V i e r t e r Abschn i t t .

Von der Entschädigung wegen N i c h t - E r f ü l -
l u n g e iner Ve rb ind l i chke i t .

" 4 6 . Entschädigung ist ein Schuldner nur dann

schuldig, wenn er wegen Erfüllung seiner Verbindlichkeit

in Verzug gesezt ist, den Fall ausgenommen, »0 das,

was der Schuldner zugesagt hat, nur in einer gewissen

Zeit, die er verstreichen ließ, gegeben oder gethan wer-

ben konnte.

"47- Der Schuldner der seine Zusage gar nicht oder

nicht in Zeiten erfüllt, wird zur Entschädigung im geeig-

neten Fall verurtheilt, so oft er nicht darlegt, daß die

Nicht-Erfüllung von einer fremden ihm nicht bevzumes.

senden Ursache herrühre, und da« selbst alsdann, »enn

von seiner Seite gar keine Unleblichkeit unterlauft.
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Die Cntschädigungs - Klage hat nicht statt,

wenn der Schuldner durch höhere Gewalt oder Zufall ver-

hindert wurde, das Zugesagte zu geben oder zu thun/ oder

veranlaßt wurde, gegen seine Zusage zu handeln.
1148. 2. Sic hat auch nicht statt wegen einem Schaden eder

einer Schadens > Vergrößerung, welche aus einer zu dem Versehen

des Schuldners hmz'.'nckommcncn Verschuldung des Gläubigers ent»

stand.

1,49. Die Entschädigung umfaßt den erlittenen

Verlust uüd den entgangenen Gewinn, mit Vorbehalt

der nachfolgenden Ausnahmen und Einschränkungen.

i i äo . Blieb die Verbindlichkeit ohne Gefährde des

Schuldners unerfül l t , so hat dieser nur jenen erlittenen

Verlust und entgangenen Gewinn zu ersezen, welcher

zur Zeit der Vertrags-Vollziehung vorhergesehen wurde,

oder vorhergesehen werden konnte.

n5c>, ,. Die Möglichkeit der Voraussicht ist nach jenem Maas
der Einsicht lind liüisicht auch Achtsamkeit zu bestimmen, >«clche
man bly Pnsonm gleichen Stands und Berufs gewöhnlich findet/
«nd deshalb zu erwarten berechtigt ist.

»i5c>. b. Ist dem Handelnden nach seiner gewöhnlichen Han»
delswcise ei» größeres Maas eigen, so gilt dieses in jenen Fallen
zum Maassiab, wo tcrsclbe bctriiglich oder leidenschaftlich handelte.

n5a. c. Ist seine Gcistestyätigkcit unter dem gewöhnlichen
Grad, so muß sich der Gläubiger an diesem Maasstab genügen
lassen, wenn er sich diesen Schuldner erwählt hat.

" 5 i . Selbst in dem F a l l , wo eine Verbindlichkeit

ans Gefährde des Schuldners unerfüllt bleibt, begreift

di« Entschädigung nur denjenigen erlittenen Verlust und

entgangenen Gewinn unter sich, welche unmittelbare und

«atürliche Folgen der Nicht-Erfüllung sind.
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». Verlust lind Gewinn wird auf den höchsten laufen»
den Wcrth, der in lcr Zwischenzeit von der Beschädigung bis zur
Entschädigung bestand/ berechnet/ wenn der Schaden vorsizlich zu»
gefügt wurde, andcrüf.ills nur auf tcn mitslcren, in keinem Fall
«uf den bloßen Neigungs«Werth des Beschädigten.

^i52. Wo ln einem Vertrag, auf den Fall der Nicht-

Erfüllung für Entschädigung eine bestimmte Summe vcr»

sprochen ist, da darf dem Beschädigten weder mehr noch

weniger zuerkannt werden.

" 5 3 . Vey Verbindlichkeiten, welche auf die Zahlung

einer gewissen Summe beschränkt sind, besieht die Ent-

schädigung wegen verzögerter Erfüllung des Vertrags

allemal nur in der Verurtheilung zu den gesezlichen Zin»

sen, ohnbeschader der besondern Regeln für Handlungs-

Geschäfte und für Bürgschaften.

Dirft Entschädigung gebührt dem fordernden Gläubi-
ger, ohne daß er nöthig hätte, irgend einen Verlust zu
beweisen.

Sie gebührt ihm nur vom Tag der Anforderung an,

den Fall ausgenommen, wo das Gesez sagt der Zinsen-

lauf solle traft Gesezes anfangen.

" 5 4 . Der Zinsrückstand der höher als ein Iahrs-

betrag ist, kann Zinstragend werden durch gerichtliche

Einklagung oder durch besondere Uebereinkunft.

" 5 5 . Verfallene Einkünfte an Pacht, Miethgelb

Erb- ,der Leibrenten, tragen ebenfalls 3>'"s von dem

Tag der gerichtlichen Anforderung oder der Erklärung

i«r Verzinsung.
Gleiche Regel gilt für den Früchten-Ersaz, ""d für
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Z uscn, die ein Dritter dem Gläubiger auf Rechnung des

Schuldners gezahlt hat.

i ,55 ,. Bey Erstattung der nicht mehr vorhandenen Früchte
«rsczt der redliche Besizer alle wirklich verzehrte Früchte, jedoch mit
Ausnahme solcher, von denen er erweisen kann, er würde solche
nicht genossen / noch ihren Werth verbraucht haben, wenn er gewußt
hätte / das Genußrccht scye nicht sein. Der unredliche Vesizcr erstzt
aüe verzehrten Früchte ohne Ausnahme/ und zugleich die vernach»
lässigten.

Fünfter Abschnitt.

V o n der A u s l e g u n g der V e r t r a g e .

" 5 6 . Bey Verträgen gilt die gemeinschaftliche Ab-

sicht der Vertrags-Personen mehr als der buchstäbliche

Sinn der Worte.

,'.Z6 ,. eine ausserhalb der Vertrags < Urkunde erhobene Ab«

ficht kann jedoch den Worten des Vertrags nur alsdann entgegen'

gestellt werden / wenn au« dem Zusammenhang der Urkunde ein Wi'

oerspruch«« Schein «der eine Uiurtlärlichteit htrvorgeht, und eine

Auslegung« - Bedürftigkeit herbeyführt.

" 6 7 . Eine doppelsinnige Stelle hat den S inn , wer«

tnn sie einig« Wirkung helvorbringen t a n n ; nicht den,

worin« sie unwirksam bleiben würde.

" 5 3 . Doppelsinnige Ausdrücke sind dem Gegenstand

des Vertrag« gemas auszulegen.

" 5 9 . Das Iweydeutige erhält seine Auslegung aus

dem landsbrauch des Ver t rags-Or ts .

»»6a. I n jedem Vertwg müssen dle üblichen Vor.
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sichts-Gedinge, obschon sie darin« nicht ausgedruckt wären/
hinzugedacht werden.

" 6 l . Von mehrern Neben-Gedingen erhalt Ein«
d«'ch das Andere seine Auslegung, indem einem Jeden
der Sinn zukommt, der sich aus der ganzen Handlung
ergibt.

" 6 2 . I m Zweifel wird ein Vertrag wider denjeni«
gen ausgelegt, dem etwas bedungen wi ld , und für den,
der eine Verbindlichkeit überkommen soll.

" 6 3 . So allgemein auch immer die Ausdrücke eines

Vertrags seyn mögen, so erstreckt er sich gleichwohl nur

auf solche Sachen/ worüber erweislich die Betheiligten zu

unterhandeln Willens waren.

"64 . Wird in einem Vertrag zur Erläuterung der

Verbindlichkeit ein Fall ausgedruckt, so wi>d dadurch deren

Umfang nicht beschrankt, sondern bleibt dennoch, wie er

>'n den unausgedrnckten Fallen von Rechtswegen seyn mag.

Sechster Abschnitt.
Von der W i r k u n g der V e r t r ä g e in Bezug

au f d r i t t e Personen.

»»65. Verträge haben nckr unter denen, die sie schlief»

ich«, ihren Wilknngs-Kreis; einem Dn'tten bringen sie

»einen Nachtheil; sie nüzen ihm auch nicht, ausser in dem

Fall des l ,2 , . TazeS.

»'66. Die Gläubiger können gleichwohl alle jene Rech«

te und Klagen ihres Schuldners zu ihrer Befriedigung gel«

tend machen, die nicht ausschließlich ihminPtlson zusieht.
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1167. Sie können gleichfalls in eigenem Namen jene

Handlungen anfechten, die ihr Schuldner zum Abbruch

ihrer Rechte unternimmt.

Sie müssen jedoch, so viel jene Rechte betrifft, die

unter dem Ti te l von den E r b s c h a f t e n und unter dem

Ti te l v o n dem H e y r a t h s - V e r t r a g und den

w e c h s e l s e i t i g e n R e c h t e n der E h e g a t t e n ge-

nannt sind, nach den dort vorgeschriebenen Regeln sich

richte!'.

1167. ,. Die vorgcdachtc Anfechtung findet nur innerhalb ei»
nei Jah rs , von der Zeit der dem Gläubiger möglich geworomen
Kenntniß a n , statt.

V i e r t e s K a p i t e l .

V o n den verschiedenen G a t t u n g e n der Ver-

b ind l i ch k e i t e n.

E r s t e r Abschnitt.
V o n bedingten Ve rb i nd l i chke i t en .

§. I .

. V o n Bed ingungen übe rhaup t und ihren vel-

schiedenen G a t t u n g e n .

" 6 8 . Eine Verbindlichkeit ist bedingt, deren Wirk-

samkeit oder Fortdauer von einer künftig aufzuklärenden

««gewissen Begebenheit abhängt.

" tz) . Z u f ä l l i g ist die Bedingung, welche auf
Ereignissen beruht, die weder in der Gewalt des Gläu-
bigers , noch in jener des Schuldners stehen.
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1172. W l l l k ü h r l i c h heißt die Bedingung, wo«

durch der Vollzug des Vertrags von einer Begebenheit

abhängt/ welche herbeyzuführen oder entfernt zu halten,

in der Gewalt der Einen oder Andern der Vertrags-Per-»

sonen steht.

Die Gemischte beruht zu gleicher Zeit auf
dem Willen einer Vertrags - Person und eines Dritten/
oder des Zufalls.

1172. Jede Bedingung einer unmöglichen sittenwi«
drigen oder gesezwidrigen Sache gilt nicht, und macht
die darauf ausgesezte Uebereinkunft ungültig.

"73 . Die Bedingung, etwas an sich Unmögliches
nicht zu thun, macht die darauf ruhende Verbindlichkeit
nicht ungültig.

"74- Jede Verbindlichkeit ist nichtig, welche unter
einer Bedingung übernommen wird, die allein von der
Willkühr des Uebernehmenden abhangt.

1175. Jede Bedingung muß so erfüllt werden, wie
es die Parthien wahrscheinlich gewollt und gemeint
haben.

" 7 6 . Wenn die Bedingung, daß etwas geschehe,
in eine bestimmte Zeit begrenzt ist, so gilt sie für fehlge-
schlagen, sobald die Zeit verstrichen ist, ohne'daß sich die
Begebenheit ereignet hätte.

Ist leine Zeit bestimmt, so kann die Bedingung z»
jeder Zeit erfüllt werden; erst alsdann gilt sie für fehl-
geschlagen, wenn Gewißheit vorhanden ist, daß die Be<
sebenhei't sich nicht mehr ereignen werde.
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^77. Die Bedingung, daß eine Begebenheit in ei-

ner bestimmten Zeit sich nicht ereigne, ist erfüllt, sobald

die Zeit verstrichen ist, ohne daß die Begebenheit eingctre:

ten wart/ sie ist gleichfalls erfüllt, wenn vor Ablauf der

Zeit Gewißheit entsieht, daß die Begebenheit sich nicht

ereignen wcvde. Ist keine Zeit bestimmt, so ist sie nur

alsdann erfüllt/ wenn es sicher wird, daß überall die

Begebenheit sich nicht ereignen werde.

" 7 8 . Eine Bedingung gilt für erfüllt, wenn der

Schuldner/ der sich unter dieser Bedingung verbindlich

«achte, selbst ihre Bedingung verhindert.

"79 . Eine erfüllte Bedingung wirkt rückwärts aus

den Anfang des Geschäfts. Ist der Gläubiger vor Er-

füllung der Bedingung gestorben, so gehen seine Rechte

auf seine Erben über.

u l k . Schon »he die Bedingung erfüllt ist, kann der

^Gläubiger die zu Erhaltung seines Rechts etwa nöthig

werdende Handlungen vornehmen.

§. I I .

Von der aufschiebenden Bedingung.

"U». Eine Verbindlichkeit unter aufschiebender Bt«
dingung besteht nicht nur, wenn die Ungewisse Begebenheit
wooon sie abhängt, wirklich «och zukünftig ist/ sondern
auch, wenn sie sich schon ereignet hat, dieses ab« den
Parthien unbekannt ist.

I m ersten Fall kann da« Versprechen nicht zum Voll'
zug kommen, eke die Begebenheit zur Wirklichkeit gekom«
men ist.
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I m andern Fall wirkt die Verbindlichkeit von dem
Tag an, da sie eingegangen ward.

Ü82. Eine Sache, die jemand unter aufschiebender

Bedingung schuldet, bleibt auf Gefahr des Schuldners,

der zu ihrer Ueberlieftrung nur auf den Fall der erfüllten

Bedingung verbunden ward.

Gelit die Sache ohne Verschulden des Schuldners

gänzlich zu Grund; so ist die Verbindlichkeit erloschen.

Wird der Werth der Sache ohne dessen Verschulden

verringert; so hat der Gläubiger die Wahl, entweder von

dem Vertrag abzustehen, oder ohne Abzug an der Gegen-

leistung die Sache in dem Stand, worin« sie sich wirklich

befindet, anzunehmen.

Liegt der Grund der Werths - Verringerung an dem

Schuldner, so hat der Gläubiger die Wahl, entweder von

dem Vertrag abzustehen, oder die Sache in dem Stand,

worin« sie sich befindet, nebst der Entschädigung zu ^ ^ - rn .

§. I I I .
Von der auf losenden Bedingung.

" 8 3 . Eine auflösende Bedingung, sobald sie erfüllt
wird, hebt die Verbindlichkeit auf, und sezt die Sachen
in den Stand zurück, als wäre diese nicht vorhanden
gewesen.

Der Vollzug der Verbindlichkeit wird durch sie nicht

aufgeschoben; sie verbindet den Gläubig« nur, das öm«

pfangene zurückzugeben, sobald die vorbehalten« Begeben«

heit sich ereignet.

" 8 4 . I n doppelseitigen Verträgen ist es für de»

Fall, da einer von beeden Tbeilen seinem Versprechen lein



32o l l l . B. l ! I . 3. Von Verträgen und Vertrags'Verbindlichkeitcn.

Genüge leistet, allemal stillschweigende Bedingung, daß
der Vertrag aufgelöst scyn soll.

Der Vertrag wird jedoch nicht kraft Gestzes aufgelöst,
sondern der Thei l , welchem das nichterfüllte Versprechen
geschah, hat die W a h l , entweder den Andern zum Voll-
zug des Vertrags, wenn dieser noch möglich ist, zu zwin?
gen, oder dessen Aufhebung nebst der Entschädigung zu
fordern.

Diese Forderung muß gerichtlich geschehen, und dem
Beklagten kann nach Umstände» ein Aufschub zum Vollzug
gestattet werde».

Zweyter Abschnitt.
V o n b e t a g t e n V e r b i n d l i chke i t en .

l i l l ) . Das Ziel oder der Tag unterscheidet sich von
der Bedingung dadurch, daß es die Verbindlichkeit nicht
aufschiebt, sondern nur ihren Vollzug hinaussezt.

ntl5, «. Von dem vorgenannten Vcrfallziel ist das WahrM
»erschieden, welches weder das Entstehen noch den Vollzug der Ver»
bindllchkeit aufschiebt, sondern nur ihrer Währung oder Dauer ein
Ende »nacht.

i l 3 6 . Was erst a» einem Verfallziel zahlbar ist,
kann vor dem Verfalltag nicht gefordert, aber auch wenn
es vorausbezahlt wurde, nicht zurückgefordert werden.

,»«7. Verfall - Zieler gelten immer für bedungen,
zum Vl'rtheil des Schuldners, soweit sich nicht aus der
Uebereinlunft oder von Umständen ergibt, daß sie zugleich
zum Vortheil des Gläubigers verabredet wurden.

i i l lN. Der Schuldner kann seine Begünstigung durch
solche Zieler nicht mehr geltend mache», wenn er gant«

mäßig
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mäsig w i rd , oder durch seine Handlungen die Sicherheit

vermindert hat/ die er seinem Gläubiger in dem Vertrag

gegeben hat.

. ». Doch kann der Schuldner, dessen Zahlungizieler un«
»erzinslich waren/ so viel an der Vorauszahlung abziehen / als di»
Schuldigkeit biszup Verfallzeit/ nach dem gesezlichen Fuß/ 8>ni ge»
tragen haben wiirde.

" 8 Y . b. Wä'hrzielcr können niemals vom Richter verlängert
werden/ übrigens ist ihre Wirkung jenen einer aufiöfcndcn Bedin«
gung gleich; jedoch ohne Rückwirkung.

D r i t t e r Ab schni t t . .
V o n W a h l - V e r b i n d l i c h k e i t e n .

" 6 9 . Der Schuldner einer W a h l , Verbindlichkeit

wird ihrer dadurch ledig, daß er eine der mehreren ver-

sprochenen Sachen überliefert.

»»9". Die Wahl gebührt dem Schuldner, in so ftr»
sie nicht ausdrücklich dem Gläubiger eingeräumt ist.

" 9 » . Der Schuldner lann dem Gläubiger nicht einen
Theil der Einen, und einen Theil der Andern versproch««
nen Sache geben.

»»92. Wenn von beeden versprochenen Sachen die

Eine kein Gegenstand einer Verbindlichkeit werden konnte;

s° gilt die Verbindlichkeit für einfach, obschon sie wahl-

weis ausgedruckt ist.

"93 . Ein« Wahl«Verbindlichkeit wird zur einfache»,

wenn Ein« der versprochenen Sachen zu G»un> gegangen

Gestzbuch. ^
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ist, und nicht mehr geliefert werden kann, sey es auch

durch Fehler des Schuldners. Er kann den Werth der un-

tergegangenen Sache statt der übergebliebenen nicht geben.

Sind beede Sachen zu Grund gegangen, und Eine

davon aus Verschulden des Schuldners; so muß dieser

den «ltzerth derjenigen zahlen, die zulezt zu Grund ging.

"94 . War in den Fallen des vorhergehenden Saze«

durch die Uebereinkunft die Wahl dem Gläubiger überlas-

sen, und es ist Eine der Sachen jedoch ohne Versehen des

Schuldners zu Grund gegangen; so gebührt dem Gläubi-

ger die übrig gebliebene. Haftet der Schuldner im Feh-

ler , so kann der Gläubiger die Sache, die übrig geblieben

ist, oder den Werth der zu Grund gegangenen wählen.

Sind beede Sachen zu Grund gegangen, und wenig«

siens Eine aus Versehe» deS Schuldners, so kann der

Gläubiger den Werth der Einen oder der Andern nach fe>'

n « Wahl fordern.

1192. Vind heed« Sachen ohne Verschulden oder
Verzug des Schuldners zu Grund gegangen; so ist '«
Gemasheit des »3a2. Saze« die Verbindlichkeit erloschen.

" 9 6 . Nach gleichen Grundsäzen wird die Wahl«

Verblndlichlelt, die sich auf mehr als zwey Sache« « ,

streckt, beurtheilt.
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V i e r t e r Abschni t t .

Von Sammt-Rechten und Verbindlichkeiten.

§. I.

Von Sammt-Rechten der Gläubiger.

Diejenige Forderung ist ein Sammt - Recht
mehrerer Gläubiger, deren Titel einen Jeden aus ihnen
ausdrücklich ermächtigt/ den ganzen Betrag der einneh-
menden Schuld einzufordern, deren an Einen von ihnen
geschehene Zahlung also den Schuldner auch da befreyt,
wo der Betrag der Schuld unter die verschiedenen Gläubi«
ger theilbar ist.

" 9 8 . Der Schuldner hat so lange die Wahl, an Ei-

nen oder den Andern der Sammtgläubiger zu zahlen,

als nicht Einer derselben durch Einforderung ihm zuvor-

gekommen ist.

Der Nachlaß Eines der Sammt-Gläubiger hebt nur

den Schuld-Antheil dieses Gläubiger«.

"99« Jeder Vorgang, der zu Gunsten Eines der

Sammt «Gläubiger die Verjährung unterbricht, kommt

Allen zu gut.

§. I I .

V o n S a m m t « V e r b i n d l i c h k e i t e n der

Schuldner.

»llaa. Mehrere Schuldner sind sammt - verbindlich,

wenn jeder für sich angehalten »erden kann, 5as Ganz«
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zu leisten, folglich die Zahlung des Einen die Nebligen ge<

gen den Gläubiger entledigt.

Eine Sammt-Verbindlichkeit kann statt fin-

den auch da, wo Einer der Schuldner nicht auf gleiche

Weise, wie der Andere, zur Zahlung der nemlichen Sache

verbunden ist; zum Beyspicl, wenn Einer nm bedingungs-

weise verbunden ist, wahrend daö Versprechen des Andern

unbedingt war, oder wenn Einer eine Frist erhalten hat,

die dem Andern nicht zugestanden wurde.

»202. Eine Sammt - Verbindlichkeit wird nicht ver«

muthet: sie muß ausdrücklich bedungen seyn.

Nur in Fallen, für welche kraft Gesezes die Sammt,

Verbindlichkeit eintritt, leidet diese Regel eine Ausnahme.

,2»3. Hey einer Sammt, Schuld kann der Gläubi-

ger sich an jeden Schuldner halten, ohne daß Einer ihm

die Einrede der Theilung entgegensezen kann.

1204. Die Einklagnng gegen Einen der Schuldner

hindert die gleiche Einklagung wider die Uebrigen nicht.

,2a5. Ging die schuldige, Sache durch Verschulden

oder wählend des Verzugs eines oder mehrerer Samntt-

Schuldner zu Grund, so befteyt dieses die übrigen Mit-

schuldner von der Verbindlichkeit den Werth der Sache zu

zahlen nicht; aber zur Entschädigung sind solche nicht

verbunden.

Diese kann der Gläubiger nur an jene Schuld«"

fordern, durch deren Versehen die Sache zu Grund ging,

oder die im Verzug waren.
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1206. Das wider Einen der Sammt- Schuldner an-
gestellte Verfahren unterbricht die Verjahlung zu Gun-
sten Aller.

1207. Wenn an Einen der Sammt - Schuldner Zah-
lung der Zinsen gefordert ist, so laufen sie wider Alle, die
gleich verbindlich sind.

1208. Wird einer der Sammt-Schuldner von dem

Glaubiger gerichtlich belangt, so kann er alle Einreden

"«bringen, die aus der Natur der Schuld fließen, alle,

die ihm persönlich zustehen, so wie alle, die sämmtlichen

Mit- Schuldnern gemein sind; nue solche nicht, die Einigen

der übrigen Mit-Schuldner allein für ihre Person zu-

kommen , ohne deren Willen.

,209. Wird Einer der Schuldner alleiniger Erbe des
Gläubigers, oder der Glaubiger alleiniger Erbe Eines der
Schuldner; so erlöscht die Sammt-Schuld nur für den
Antheil dieses Schuldners oder Gläubigers.

H « Gläubiger, der Einem der Sawmt-
Schuldner eine Theilung der Schuld nachgibt, behält
seine Sammt-Klage wider die übrigen, jedoch mit Ab-
rechnung des Antheils, der auf jenen Schuldner fallt, den
«r von der Sammt-Verbindlichkeit loszahlte.

Der Gläubiger, der von Einem der Schuld,
«er semen gesonderten Untheil annimmt, ohne in der Quit-
tung sefne Sammt« Rechte namentlich, oder seine Rechte
überhauvt vorzubehalten, begibt sich dadurch der Sammt,
Rechte nur in Beziehung auf diesen Schuldner.

Es gilt für keine Verzichtleistung auf die Sammc«
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Rechte gegen einen Schuldner, wenn der Gläubig« von

ihm eine Summe empfangt, die seinem Antheil zwar gleich

kommt, wovon aber in der Quittung nicht ausgedruckt

wird, daß sie f ü r seinen T h o ' l sey.

Gleiche Bewandtniß hat es mit dem Fal l , wo einer der

Mit-Schuldner nur auf seinen T h e i l vor Gericht be-

langt wird, so lang dieser sich zur Klagslos - Stellung

nicht erboten hat, oder nicht eine V«rurtheilung darauf

erfolgt ist.

1212. Der Gläubiger, der den abgesonderten Antheil

Eines der Mit-Schuldner an Rückständen oder Zinsen del

Schuld, ohne Vorbehalt empfängt, verliert die Sammt-

Rechte nur auf die verfallenen Renten oder Zinsen, nicht

ans die künftig verfallende, uud eben so wenig auf den

.Hauptstuhl, so lang nicht durch zehn nacheinander fol«

gende Jähre die Zahlung immer theilweise geschehen ist.

»2i3. Eine Verbindlichkeit, die von Mehrern sammt

und sonders übernommen wird, ist unter den Schuldnern

selbst kraft^Iesezes getheilt, und sie sind unter sich nur

Jeder für seinen Antheil gehalten.

12,4. Ein Mitschuldner, der eine Sammtschuld ganz

gezahlt hat, kann von einem Jeden der übrigen nicht mehr

«ls dessen Antheil zurückfordern.

Is t einer der Sammtschuldner zahlungsunfähig, ft

wird der daher entstehende Verlust unter die zahlungsfähi-

gen Mitschuld»« und den Zahler selbst verhaltnißmaß's

setheilt.

l2i5. Hat der GlHnblger auf die Sammt-Klage z»

Gunsten Eines der Schuldner Verzicht gethan, und Einer
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»der Mehrere der Mitschuld«« gerathen in Vermögens-

Zerfall , so ist der Antheil der Zahlungsunfähigen verhält-

nißmäßl'g von allen Schuldnern zu tragen, selbst von den-

jenigen, die der Gläubiger zuvor der Sammr-Nerbindlich,

keit entlassen hatte.

1216. Ging das Geschäft, wofür Mehrere sammt

«nd sonders eine Schuld aufnahmen, nur Einen der

Vammt-Schuldner an, so muß dieser seinen Mitschuldner»

für die ganze Schuld haften, und sie sind in Beziehung

auf ihn nur als seine Bürgen zu betrachten.

Fünfter Abschnitt.
Von t h e i l b a r e n und u n t h e i l b a r e n Verb ind-

l ichkei ten.

»217. Eine Oerbindlichkelt ist theilbar oder untheil-
bar, je nachdem ihr Gegenstand nach seinem Stoff sowohl
als nach seiner Beschaffenheit einer theilweisen Uebergabe
oder Vollziehung empfänglich oder unempfänglich ist.

1218. Die Verbindlichkeit ist «ntheilbar, auch da,

wo zwar die versprochene Sache oder die Handlung ihr«

Natur nach theilbar wäre, aber die Absicht der Verbind«

lichkeit den theilweisen Vollzug nicht zuläßt.

»219. Sammt-Verbindllchllit wirkt noch keine Un-
theilbarkeit.

§. I.
Von der Wirkung theilbarer Verbind-

lichkeiten.
»22a. Theilbare Verbindlichkeiten gelten zwischen
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dem Gläubiger und Schuldner selbst für untheilbar.

is,ren Erben kömmt die Theilbarkeit zu gut; diese haben

das Forderungsrecht, oder die Iahlungspsticht nur nach

dem Antheil, der ihnen gebührt, oder wofür sie als Erben

oder Rechtsfolge? des Gläubigers oder des Schnldneis

zu haften haben.

Diese TheilungK-Befugniß der Erben findet

nicht statt:

, . ) Bey unterpfändlichen Schulden;

2.) Bey Lieferungen eines bestimmten Stücks;

3.) Bey Wahl-Verbindlichkeiten, wo der Gläubig«

derjenige ist, der die Wahl hat, und Eine der Sachen

untheilbar ist;

4.) Wenn Einem der Erben die Erfüllung der Ver-

bindlichkeit vermög ihres Rechtstitels allein anstiegt;

5.) Wenn die Natur des Versprechens oder der ver-

sprochenen Sache oder der Vertrags-Abficht zeigt, es sey

Wille der Vertrags-Personen gewesen, daß die Schuld nicht

theilweise berichtigt werden dürfe.

I n den ersten drey Fällen kann der Erbe, der die ab-

zuliefernde Sache oder das Unterpfands-Grundstüct besizt,

soweit diese reichen, deßfallS auf das Ganze gerichtlich

belangt werden, mit Vorbehalt des Rückgriffs auf seine

Miterben. I n dem vierten Fall kann jener Erbe, dem

allein die Zahlung der Schuld aufliegt, und im fünften

Fall Jeder d«r Erben auf das Ganze belangt werden, vor-

behaltlich des Rückgriffs auf seine Miterben.
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§. II.

Von der W i r k u n g u n t h e i l b a r e r Verb ind -

l ichkeiten.

,222. Jeder Mitschuldner einer untheilbaren Schuld

ist für das Ganze verbindlich, wenn schon der Vertrag

keine Samnit-Schuldigkeit ausspricht.

,223. Das Gleiche gilt von den Erben des Schuld-

ners einer untheilbaren Verbindlichkeit.

1224. Jeder Erbe eines Gläubigers kann den Voll-
zug einer untheilbaren Verbindlichkeit im Ganzen ver-
langen.

Für sich allein kann er jedoch nicht die ganze Schuld
"lassen, noch den Werth anstatt der Sache annehmen;
hat Einer der Erben für sich allein die Schuld nachgelassen,
oder den ilLerth der Sache angenommen, so kann sei'n
Miterbe die untheilbare Sache zurückfordern, jedoch muß
er dabey den Antheil des Riterben, der den Nachlaß be-
willigte, oder den Welch empsieng, dem Schuldner ver-
güten.

,225. Der Erbe eines Schuldners/ wenn er auf die

ganze Verbindlichkeit verklagt wird, kann eine Frist ver-

langen , um seine Miterben zum Recht beyladen zu lassen,

sobald die Schuld nicht von der Art ist, daß sie nur von

dem beklagten Miterben berichtigt werden kann. Ist sie

solcher Ar t , so kann der Beklagte allein verurtbeilt »er-

den, vorbehaltlich seines Rückgriffs auf seine Miterbe»

zur Entschädigung.
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S e c h s t e r A b s c h n i t t .

V o n V e r b i n d l i c h k e i t e n unter S t ra fged ingen .

1226. Ein Strafgedi'ng ist dasjenige, wodurch Je»

mand zur Sicherheit der Vertrags-Vollziehung für den

Fall der Nichterfüllung zugleich eine weitere Verbindlich-

keit übernimmt.

1227. Die Nichtigkeit der Haupt-Verbindlichkeit hat

die Ungültigkeit des Strafgedings zur Folge.

Aus der Nichtigkeit der Leztern folgt die Ungültigkeit

der Erster» nicht.

1228. Der Gläubiger, dessen Schuldner im Verzug

ist, hat die Wahl, die ausbedungene Strafe oder die Voll-

ziehung der Haupt-Nerbindlichfeit einzuklagen.

1229. Die zugesagte Strafe dient für Entschädigung

lvegen Nichterfüllung der Haupt-Verbindlichkeit.

Die versprochene Sache und die Strafe zugleich kann

nicht gefordert werden, wenn nicht leztere namentlich für

den bloßen Verzug bedungen ist.

»23o. I n keinem Fall, der Hauptverbindlichkeit mag

eine Erfüllung«zeit vorgeschrieben seyn oder nicht, ist die

Strafe verwirkt, ehe der schuldige Theil im Verzug ist.

1281. Der Richter kann die Strafe mäßigen, wenn

die Hauptverbindlichkeit zum Theil vollzogen ist.

«5» ,. Eine schuldlos eingetretene Unmöglichkeit die Verbind»
lichknt zu erfüllen, wirkt dm Verfall der Straf«,nicht, »° nicht
<m« Uebernahm« aller Zufall« geschehen ist.

»222. Be t r l f t dl« unter St ra fe geschehene Haupt-
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zusage eine untheilbare Sache, so ist die Strafe schon da-

durch verwirkt, daß einer der Erben des Schuldners dem

Versprechen zuwider handelt, und die Klage kann ange-

stellt werden wider denjenigen, der den Vertrag verlezt

hat, auf das Ganze oder wider einen Jeden der Miterbeil

nach Veihaltniß seines Antheils, und unterpfändlich fürs

Ganze, vorbehaltlich ihres Rückgriffs auf denjenigen, der

Schuld trägt, daß die Strafe verwirkt wurde.

,233. Ist die unter Strafe übernommene Haupt-

verbiudlichkeit theilbar; so wird die Strafe nur von jenem

Erben dcs Schuldners verwirkt, der diese Verbindlichkeit

übertritt, und nur für den Antheil, den er an der Haupt»

Verbindlichkeit hatte; wider diejenigen, die sie erfüllt ha-

ben , findet keine Klage statt.

Ist jedoch ein Strafgeding angehängt, damit die

Zahlung nicht theilweise erfolge, und es hat Einer der

Miterben die Erfüllung der Verbindlichkeit im Ganzen ver-

hindert, so hat wider diesen die Klage auf die ganze

Strafe, wider die übrigen Miterben aber nur für ihren

Antheil, vorbehaltlich ihres Rückgriffs, statt.

Fünftes Kapitel.
V o n E l l öschung der Verb ind l i chke i ten .

,234. Verbindlichkeiten erloschen:

durch Zahlung;

durch Rechtswandlung;

durch Erlaffung;

durch Wettschlagnng;
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durch Rechtsvermischung;

durch Untergang der Sache;

durch Ungültigkeit oder Umstoßung;

durch den Erfolg einer auflösenden Bedingung (laut

des vorhergehenden Kapitels) ; und

durch Verjährung (laut eines nachfolgenden beson-

dern Titels.)

1284 ,. Durch eine Veränderung der Umstände, wie groß sie
»uch scy, und wie stark der Einfluß auch scyn möge, den sie auf
eine andere Bestimmung der Uebcrcinkunft gehabt haben würde,
wenn sie v 0 r dem Abschluß eines Vertrags eingetreten wäre/ erlöscht
dessen Verbindlichkeit nie, wenn nicht die fernere Erfüllung natürlich
oder sittlich unmöglich wird, oder jener Veränderung in Bezug auf
ein bestimmtes Rechtsgeschäft die auflösend« Kraft namentlich ven
liehen ist.

Erster Abschnitt.
V o n d e r Z a h l u n g .

§. I.

V o n der Z a h l u n g ü b e r h a u p t .

»235. Jede Zahlung sezt eine Schuld voraus; »er

etwas zahlt, ohne es schuldig zu seyn, kann es zurück-

fordern.

Freywillig erfüllte natürliche Verbindlichkeiten be«

gründen keine Zurückforderung.

1223. Einer Verbindlichkeit kann der Schuldner durch

Jeden, der dabey betheiligt ist, zum Beispiel, durch einen

Mitschuldner oder einen Bürger entladen werden.
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Selbst ein Dritter Nichtbetheiligter befrevt ihn, wenn
er im Namen des Schuldners und für dessen Rechnung
zahlt, oder für das in eigenem Namen gezahlte, nicht in
die Rechte des Gläubigers eintritt.

»2Z7. Eine Verbindlichkeit etwas zu verrichten/ kann
nicht wider Willen des Gläubigers durch einen Dritten er-
füllt werden, so oft dem Gläubiger daran gelegen ist, daß
sie der Schuldner selbst erfülle.

»238. Um gültig zu zahlen, muß man Eigenthümer

der zur Zahlung hingegebenen Sache, und fähig seyn,

sie zu veräussern.
Die Zahlung einer Sumn« in Geld ober andern »er-

brauchbaren Sachen, kann jedoch von dem Gläubiger, der
sie redlicher Weise verbraucht hat, nicht zurückgefordert
werden, obwohl sie durch jemand geschah, der nicht Ei-
genthümer der gezahlten Sache war, oder sie nicht ver«
auffern konnte.

»23g. Die Zahlung muß an den Gläubiger geschehen,
oder an einen Gewalthaber desselben, oder an den, der von
dem Gesez oder Gericht zum Empfang ermächtiget ist.

Gültig ist auch jene Zahlung, welche an einen unbe-
rechtigten Empfänger geschah, sobald sie von dem Gläu«
biger genehmigt ward, oder sein Bestes beförderte.

»24c». Eine Zahlung an den redlichen Besizer einer

Forderung ist gültig, auch wenn die Forderung nachher

diesem abgesprochen wird.

»24». Eine Zahlung an einen unfähigen Empfänger

«st ungültig, so lang nicht der Schuldner beweist, daß
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die gezahlte Sache zum Nuzen deö Gläubigers verwendet
worden.

1242. Eine Zahlung des Schuldners an den Gläubi-

ger, welche mit Hintansezung eines obrigkeitlichen Be-

schlags oder einer Einsprache geschieht, gilt nicht wider die

Gläubiger, von welchen der Beschlag oder die Einsprache

herrührt; diese können so weit Rechtens ihn anhalten,

noch einmal zu zahlen, vorbehaltlich des Rückgriffs auf

den Gläubiger.

1243. Der Gläubiger ist nicht schuldig eine andere

Sache, als er zu fordern hat, anzunehmen, wäre auch

der Werth der angebotenen Sache gleich oder größer.

1244. Der Schuldner kann dem Gläubiger keine Stück-

Zahlung aufdringen, selbst dann nicht, wenn die Schuld

theilbar ist.

Der Richter kann gleichwohl, je nach der Lage des

Schuldners, mäßige Zahlungsfristen gestatten, und unter

Vorsorge für Erhaltung des bisherigen Stands der Sache

das gerichtliche Verfahren eine Zeitlang einstellen, jedoch

hat er diese Macht mit vieler Behutsamkeit zu gebrauchen.

1244 «. N o nur ein Hheil «iner Forderung klar, ein anderer
bestlitten, und die Verbindlichkeit theilbar ist; da ist der Gläubiger
befugt und schuldig, seiner übrigen Rech« unbeschadet, StüHahlung
anzunehmen.

1244 >>. Der Geschcntgeber, und jeder, welchen der Gläubiger
zu ernichren verbunden ist, tan« die theilweise Zahlung«» Annahme
verlangen; so ftrn der Schuldner dai Ganze nicht zahlen kann, ohne
«n V«m Aothdürftizen Mangel zu leid»«.
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»245. Wer ein vollbestimmtes Stück zu liefern hat,

thut genug, wenn er die Sache in dem Zustand über»

gibt, worin« sie zur Zeit der Lieferung sich befindet, vor«

ausgesezt, daß eine nach entstandener Verbindlichkeit ein«

getretene Verschlimmerung des Zusiands weder ihm, noch-

denjenigen Personen, für welche er zu haften hat, zu-

zurechnen ist, noch ein Verzug von seiner Seite vorausging.

Der Verbindlichkeit zur Uedergabe einer Sache

die nur ihrer Gattung nach bestimmt ist, entledigt sich der

Schuldner, wenn er weder eine von der besten, noch voll

der geringsten Gattung gibt.

Die Zahlung muß an dem bestimmten Ort ge-
schehen, fehlt im Vertrag eine Orts-Bestimmung, es ist
aber von einem vollbestimmten Stück die Rede, so muß
die Zahlung da geschehen, wo zur Zeit der entstandenen
Verbindlichkeit sich das Stück befand.

Ausser diesen beydeu Fällen geschieht die Zahlung in
dem Wohnsiz des Schuldners.

1247 «. Von lczterer Regel sind ausgenommen die Zahlungen,
welche zur Entschädigung wegen Vergehen oder Versehen geschehen,
als die in dcm Wohnsiz des Gläubiger« geschehen sollen.

»248. D i e m i t der Zahlung verbundenen Kosten f a l ,

len a u f den Schuldner .

,248 ,. Die Zahlung drcycr aufeinander folgenden Förde»
rungs,Zicler , oder »ielweistr Rechnungen, an ebendenselben Gläu»
biger von ebendemselben Schuldner geschehen, wirkt die gestjlich«
Vermuthung der Zahlung der früheren, »enn die Empfangt»
Scheine ohne V,rb«h«lt älterer Forderungen ed«r gieler auizestM
sind.
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§. I I .

V o n der Z a h l u n g m i t E i n t r i t t in die Rechte.

des G l ä u b i g e r ? .

»249. Der Eintritt in die Rechte des Gläubigers

kommt einem dritten Zahler nur zu gut, wenn ein Ver-

trag oder Gesez ihn begründet.

i25o. Der Eintritt geschieht kraft Vertrags,

1.) Wenn der Gläubiger, der seine Zahlung von ei-

nem Dritten empfängt, diesen in seine Rechte, Forderun-

gen, Vorzugsrechte oder Unterpfänder wider den Schuld-

ner einweiset; diese Einweisung muß ausdrücklich und zu-

gleich ml't der Zahlung geschehen.

2.) Wenn der Schuldner znr Zahlung ein Anlclm
macht, und den Darleiher in die Rechte des Gläubigers
«insezt. Soll diese Einsezung gültig seyn; so m<ß die Ur-
kunde über das Darlehn und die Quittung von Staats-
schreibern ausgefertigt; in Ersiercr, daß die Summe zur
Zahlung aufgenommen wo» den seye, erklärt, und in leztt-
rer ausgedruckt seyn, daß die Zahlung mit dem Geld be-
wirkt worden, welches der neue Gläubiger dazu hergege-
ben hat. Dieser Eintritt bedarf der Zustimmung des Gläu-
bigers nicht.

125». Kraft GesezeS tritt in die Rechte des Gläu-
bigers

».) Der Gläubiger, der eine» andern vorzügliche
ten Gläubiger befriedigt.

2.) Der Erwerber eines Grundstücks, der den Kauf«
preiß zur Befriedigung jener Gläubiger verwendete, wel«

che darauf ein Pfand- Recht katten.
3.) Der,
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3.) Derjenige, dem, weil er mit Andern oder fül
Andere die Schuld zu zahlen hatte, daran gelegen war,
daß sie getilgt würde.

4.) Der Vorsichts-Erbe, der die Erb-Schulden
mit seinem Geld bezahlt.

l252. Der in den vorhergehenden Säzen zugelassene
Rechts - Eintritt wirkt wider die Bürgen sowohl als wider
die Schuldner; er bringt dem Gläubiger, der nur zum
Theil befriedigt worden ist, keinen Nachtheil; ja dieser
geht mit dem Rest seiner Forderung, demjenigen der ihn
zum Theil gezahlt hatte, wenn dieser auf dc». Schuldner
zurückgreift, iu der Zahlung vor.

§. Ul .

V o n der Au f rechnung der Zahlungen.

1253. Wer mehrere Posten schuldet, darf bey der

Zahlung erkläre«/ welch« Schuld er damit zu tilgen gedenke.

l25ch. Der Schuldner kann nicht ohne Bewilligung
des Gläubigers seine Zahlung dem Hauptsiuhl aufrechnen,
so lang noch Renten oder Zinsen rückständig sind. Eine
Zahlung, die auf Hauptstuhl nnd Zinsen geschieht, und
nicht für beede zureicht, wird erst auf die Zinsen ab-
gerechnet.

»25Z. Hat ein Schuldner mehrerer Posten eine Quit-
tung angenommen, worinn der Gläubiger das, was ex
»mpsing, bestimmt auf Einen dieser Posten aufrechnet, so
kann der Schuldner sie nicht mehl auf eine andere Schuld
abrechnen, eS wäre dann eine Gefährde des Gläubigers
oder «ine durch ihn veranlaßte Uebertilung daran Schuld.
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l256. Sagt die Quittung über die Aufrechnung nichts

es sind aber mehrere verfallene Schulden da, so muß die

Zahlung auf diejenige gerechnet werden, deren Tilgung

damals für den Schuldner die wichtigste war. Waren

nicht mehrere Posten f ä l l i g , so geschieht die Aufrechnung

auf die wirklich verfallenen, obgleich sie für den Schuldner

die weniger lästigen waren.

Sind die Schulden gleicher A r t , so geschieht die Aus.

rechnung auf die altern, und wo alle Umstände gleich sind,

verhaltnißmäßi'g auf sammtliche Schulden.

,256 ,. Wo nicht miteinlaufende Nebenverhälcniss« zwischen
dem Gläubiger und Schuldner «in Anderes nothwendig machen, sind
für d« wichtigsten zu halten zuerst jene, welche personliche Haft
nach sich ziehen, sodann jene, welche die schwersten Zinsen tragen/
sofort jene, welche mit Bürgen gedeckt sind, endlich jene, welche
Pfandrecht haben.

§. IV .

V o n D a r l e g u n g u n d H i n t e r l e g u n g der

Z a h l u n g .

,257. Weigert sich der Gläubiger, seine Zahlung an-

zunehmen , so lann der Schuldner sie baar darlegen und

auf verweigerte Annahme des Gläubigers die dargelegt«

Summe oder Sache hinterlegen.

Die Darlegung mit nachgefolgter Hinterlegung befreyt

den Schuldner. Sie gilt wenn sie gültig geschehen ist,

für Zahlung, und der Gläubiges trägt die Gefahr der

hinterlegten Sache.

»258. Zur Gültigkeit der Darlegung wird erfordert:

».) daß sie einem Gläubiger geschehe, der annahms«
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fähig ist, oder demjenigen, der an seiner statt annehmen

kann;

2.) daß sie durch eine Person geschehe, welche fä-

hig ist, Zahlungen zu leisten;

3.) daß die ganze verfallene Summe sammt Ren-

ten oder Zinsen, welche dem Gläubiger davon gebühren,

der Betrag der berichtigten Kosten, und für die unbcrichtigtcn

eine gewisse Summe, mit dem Erbieten der etwa nöthigcn

Ergänzung, dargelegt werde;

4.) daß das Zahlungs-I iel erschienen sey, in so-

fern es zum Vortheil des Gläubigers bedungen ist.

ä.) Daß die Bedingung der Verbindlichkeit erfüllt sey.

6.) Daß die Darlegung an dem bestimmten Zah-

l u n g s - H r t , und wo keiner bestimmt war , dem Gläubi-

ger in Person, oder in seiner Wohnung, oder in dem

Wohnstz, den er zum Vollzug des Vertrags gewählt hat,

geschehe.
7.) Daß die Darlegung durch einen Claatsbeamten

geschehe, welchem diese Gattung von Geschäften anver-

traut ist.

»25g. Zur Gültigkeit einer Hinterlegung bedarf es

keiner richterlichen Ermächtigung; es ist genug:

i . ) daß «ine dem Gläubiger behändigte Aufforde-

rung vorhergehe, worin« T a g , Stund« und Ort der bevor-

stehenden Hinterlegung bekannt gemacht w i rd ;

2.) daß der Schuldner den Besiz der angebotene»

Sache aufgebe, und sie samt den bis zum Tag der Hinter«

legung verfallenen Zinsen an die verfassungsmäßig zur

Hinterlegung bestimmte Staats-Ste l le abliefere;

Y 2
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3.) daß von dem Staats-Beamten über die Gat-

tung der angebotenen Stücke, über die Weigerung des

Gläubigers sie in Empfang zu nehmen, oder über sein

Nicht-Erscheinen, und endlich über die erfolgte Hinter-

legung ein Protokoll gefertigt sey;

4.) daß dem Gläubiger, der nicht erschien, das

Protokoll über die geschehene Hinterlegung behandigt

werde, mit der Aufforderung die hinterlegte Sache in Em«

pfang zu nehmen.

,260. Die mit der Darlegung und Hinterlegung

verbundenen Kosten fallen dem Glaubiger zur Last, wen»

jene auf gültige Weise geschehen sind.

1261. Der Schuldner kann die Hinterlegung, so lang

sie von dem Gläubiger nicht angenommen ist, zurückneh-

men; alsdann sind seine Mit-Schuldner oder Bürgen ihr«

Verbindlichkeit nicht entledigt.

,262. Sobald ein rechtskräftiges Urtheit die Darle-

gung und Hinterlegung für gesezlich und gültig erklärt, so

tann der Schuldner zum Nachtheil seiner Mit-Schuldner

oder Bürgen, selbst mit Einwilligung des Gläubigers, die

Hinterlegung nicht mehr zurücknehmen.

,263. DerGläubiger, der einwilligt, daß der Schuld-
ner die schon durch ein rechtskräftiges Unheil für gültig
erklärte Hinterlegung zurücknehme, kann für seine Forde-
rung die vorigen Vorzugs-oder Pfand-Rechte nicht mehr

geltend machen. Er hat nur Pfand - Recht von dem Tag

ün , da die Urkunde, wodurch er die Zurücknahme der Hin-

terlegung bewilligt, in die Form gebracht worden ist, >'"

welcher Pfand, stecht bestellt werden kann.
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1264. Ist die schuldige Sache ein bestimmtes Stück,

das da abzuliefern ist, wo es sich findet, so muß der

Schuldner durch Urkunde, die dem Gläubiger in Person,

oder in dessen Wohnung, oder in dem zur Vollziehung des

Vertrags gewählten Wohnsiz behandigt wird, ihn auffor-

dern, die Sache abzuholen. Nach geschehener Aufforde-

rung kann der Schuldner, welcher des Plazes bedarf, von

dem Gericht die Erlaubniß erwirken, sie irgendwo zur

Verwahrung niederzulegen, wenn sie der Gläubiger nicht

abholt.

§. V.

Von der V e r m ö g e n s - A b t r e t u n g .

»265. Vermögens - Abtretung ist diejenige Handlung,
wodurch ein zahlungsunfähl'ger Schuldner sein ganzes Ver-
mögen seinen Gläubigern überlaßt.

1265 «. Von der Gcsammthcit des abzutretenden Vermögen«
sind ausgenommen ») I a h r g e h a l t e für Dienstleistungen, so weit
sie dem Schuldner unentbehrlich' sind, um die Dienste leisten zu
tonnen; I>) N a h r u n g s g e h a l t e , so weit sie durch Gcseze «m>
verhaftbar erklärt sind; c ) N o t h d u r f t « g e h a l t e , nemlich alles
dasjenige, was alte oder einjelne Gläubiger dem Schuldner wegen
besonderer Verhältnisse zum Unterhalt zu g»«ne„ schuldig sind.

»266. D i e Vermögens - Ab t re tung l a n n güt l ich o b «
«chtlich geschehen.

»267. Gütlich ist die Vermögen«, Abtretung, welche
die Gläubiger freywillig annehmen. Ihre Wirkung be,
stimmt allein der Vertrag, der be«fall< zwischen ihnen und
dem Schuldner geschlossen wird.
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1268. Die rechtliche Vernwgcns-Abtretung ist ein

Rechtsvorlheil, den das Gescz dem unglücklichen und red-

lichen Schuldner gestattet, daß er um seine persönliche

Freyheit zu rette», ungeachtet aller widrigen Vertrage,

sein ganzes Vermögen seinen Gläubigern gerichtlich über-

lassen türfe.

1269. Die rechtliche Vermögens-Abtretung verschafft

den Gläubigern kein Eigenthum an dem erhaltenen Ver-

mögen; sie gibt ihnen nur das Recht, es zu shrcm Vor-

theil verganten zu lassen, und bis zum Verkauf das Ein-

kommen daraus zu beziehen.

»270. Die Gläubiger lbnnen die rechtliche Güter-

Abtretung nicht ablehnen, außer in gesezlichen ausge-

nommenen Fällen.
Sie bewirkt die Befreyung von persönlichem VerHaft.
Den Schuldner entledigt sie seiner Verbindlichkeit

nur nach Belauf des Werths der abgetretenen Güter.

Waren diese nicht hinreichend, und der Schuldner kommt

wieder zu Vermögen, so muß er auch dieses zur Bezahlung

hingeben.

Zweyter Abschnitt.
V o n der R e c h t s - W a n d l u n g .

127,. Die Rechts«Wandlung geschieht auf dreyer-

ley Weise:

».) Wenn die alte Verbindlichkeit aufgehoben wird,

nnd an deren statt de» Schuldner gegen seinen Gläubiger

eine Neue übernimmt.

2) Wenn der Gläubiger den alten Schuldner ftey

sprecht/ und an dessen Stelle «inen Neuen annimmt.
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3.) Wenn durch Uebereinkunft ein neuer Gläubiger

an die Stelle des alten eintr i t t , und gegen leztere« der

Schuldner frey wird.

1272. Eine Rechtswandluug findet nur statt unter

Personen, die fähig sind, Vertrag? zu schließen.

1273. Eine Rechtswandlung wird nicht vermuthet;

die Absicht sie zu bewirken muß klar aus einem Geschäft

hervorgehen.

^274. Jene Rechtswandlung, wodurch ein neuer

Schuldner an die Stelle des Alten angenommen wird, gil̂ t

ohne Zustimmung des ersten Schuldners.

»275. Die lteberweisung, wodurch «in Schuldner

seinem Gläubiger einen andern einwilligenden Schuldner

anweist, bewirkt keine Rechtswandlnng, wenn der Gläu-

biger nicht ausdrücklich erklärt, daß er den über "senden

Schuldner befreye.

1375 ». I n leintm Fall kann der überwiesen« Echuldmr, der
die Überweisung anertannt hat, Einwendungen gegen die Schuld,
welche er hatte, und nicht Hey dem Anerkenntnis vyrhehielt, dem
überwilsinen Gläubiger entgegensehen,.

»276. Ein Gläubiger, der de« überweisenden Schuld,

ner frey läßt, hat ohne ausdrücklichen Vorbehalt leinen

Rückgriff auf i h n , wenn der überwiesen« Schuldner Zah-

lungsunfähig w i rd , wenn nicht zur Zeit de» geschehen«»

Ueberweisung der Ueberwiesene schon in Gant oder Per»

mogens-Verfall gerathen war.

»277. Die Anweisung einer Person um an des Sch«ld-

ners Stell« zu zahl«« , bewirft keine Uechts»andlu»g.
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Ebenso wenig des Gläubigers Anweisung einer Person,

die für ihn empfangen soll,

1278. Die Vorzugs «und Pfand, Rechte der alten

Forderung gehen auf eine Neue an deren Stelle getretene

nicht über, wenn der Gläubiger sie nicht ausdrücklich vor-

behalten hat.

127g. Bey jener Rechtswandlung, wo ein neu«

Schuldner an die Stelle des Alten tr i t t , können die Vor-

zugs-und Pfand-Rechte der ursprünglichen Forderung

auf das Vermögen des neuen Schuldners nicht übergehen.

,280. Bey einer Rechtswandlnng unter dem Gläu-

biger und Einem der Sammt-Schuldner können die Vor«

zugsi und Pfand-Rechte der alten Forderung nur auf

das Vermögen desjenigen, der die neue Schuld übernimmt,

übertragen werden.

1281. Durch die zwischen dem Gläubiger und Einem

der Sammt-Schuldner zu Stand gekommenen Rechtswanß«

lung sind die Mitschuldner befteyt.

Die Rechtswandlung,'n der Person des Hauptschuld«

ners befreyt die Bürgen.

Hatte der Gläubiger im ersten Fall den Btytritt der

Mitschuld««, im zweyten Fall den Beytritt der Bürgen

sich vorbehalten, und dieMtschuIdner oder Bürgen weigern

flch, der neuen Ueber«ink»nft beyzntsetent fo bleibt die

«lte Forderung aufrecht.
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Dr i t ter Abschnitt.
V o n d e r E r l a s s u n g d e r S c h u l d .

1282. Der Gläubiges, welcher freywillig die Urschrift

einer Rechts - Urkunde, die bloß Privat - Unterschrift

führt, dem Schuldner zurückgibt, erläßt ihm damit die

Schuld.

»283. Die freywillige Zurückgabe der Ausfertigung

einer öffentlichen Rechts-Urkunde begründet nur die Ber«

muthung, daß die Schuld erlassen oder gezahlt worden;

der Beweis des Gegentheils bleibt vorbehalten.

1284. Wird Einem der Sammt-Schuldner die Ur-

schrift der Rechts-Urkunde unter Privat-Unterschrift,

«der die Ausfertigung einer öffentlichen Rechts-Urkunde

zurückgegeben; so tritt obige Wirkung auch zum Vortheil

aller Mitschuldner ein.

»2Ü5. Wird Einem der Sammt-Schuldner durch ei»

nen Vertrag die Schuld erlassen, oder gegen ihn als ge-

zahlt anerkannt; so sind alle übrigen frey, gegen welche

der Gläubiger sich seine Rechte nicht ausdrücklich vorbe«

halten hat.

I n dem Vorbehalts, Fall kann «r die Schuld an diese

nur nach Abzug des Antheils, welchen der entlassen«

Schuldner zu zahlen hatte, fordern.

»286. Die Zurückgabe d<S Unterpfands begründet

kein« V«rmuth«ng, daß die Schuld erlassen sey.

»287. Die Erlassung der Schuld oder die bewilligte
Nefreyung des Hanptschuldners entlediget zugleich die
Bürg,«.
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Die bewilligte Vefteyung des Bürgen entlastet den

Hau^tschuldner nicht.

Die Emem der Bürgen zugestandene Befreyung ent-

lediget die Uebrigen nicht.

128«. Was der Gläubiger von einem Bürgen zur

Entlcdigung von seiner Bürgschaft empfangt, muß auf

die Schuld abgerechnet werden, und kommt dem Haupt-

schuldner so wie den übrigen Bürgen zu gut.

V i e r t e r Abschn i t t .

V o n d e r W e t t s c h l a g u n g .

»2Ng. Unter zwey Personen, die gegenseitig einander

schuldig sind, tritt auf die Weise und in den Fallen,

welche hier unten 'bestimmt sind , «ine Wettschlagung ein,

wodurch ihre Forderungen und Schulden als gegen einan-

der aufgehoben gelten.

»290. Die Wettschlagung geschieht ohne weiter«

kraft Gesezes, selbst ohne Wissen der Schuldner; in dem

Augenblick/ wo die beyderseitigen Schulden einander gegen-

überstehen, sind sie wettgeschlagen, das heißt, es er-

löscht gegenseitig der Betrag, worin« sie einander gleich

kommen.

»29». Die Wettschlagung tritt nur ein zwischen Schul-

den , deren Eine wie die Andere eine ^umme Gelds oder

eine bestimmte Menge vertretbarer Sachen von gleicher

Gattung zum Gegenstand hat, und deren jede gleich rich-

tig und zahlbar ist.

Unbestrittene Leistungen an Getreide und Lebensmit«



l l ! B. IN. T. Von Verträgen und Vertrags-VcrbmdlichliilU!. 3<i7

tcln, die nach einem bestimmten Marktprelß zahlbar sind,

können mit klaren und fälligen Geld - Summen wettge-

schlagen werden.

1292. Eine aus Nachsicht gegönnte Zahlungs-Frist

hindert die Wettschlagung nicht.

»290. Die Wettschlagung hat statt bey Pr iva t -

Schulden aller A r t , ausgenommen:

1.) bey der Erstattung einer Sache, welche dem

Eigenthümer auf ungerechte Weise entzogen worden.

2.) Vey der Zurückgabe einer hinterlegten oder ge-

liehenen Sache.

3.) Bey der Abreichung eines Unterhalt-Gelds, das

für unbeschlagbar erklärt ist.

1293 «. Ausgenommen ist ferner davon in seiner Art die
Schuld ein« Schuldners, tcr mehrere öffentlich getrennt bestehende
Vermögens < Verwaltungen «der Gewerbsaiilagen hat; es Kum ncl»

lich die Schuld an eine Kasse nicht mit der Forterung «mer andern

wcttgcschlagen werden.

2294. Die Schuld des Hauptschuldners an den

Gläubiger kann der Bürge wrttschlagen. Aber der Haupt-

schuldner kann nicht wettschlagen, was der Gläubiger

dem Bürgen schuldet.

Ein Sammt«Schuldner kann da«, »aS der Gläubi-

ger an seinen Mitschuldner zu zahlen hat, nicht wett-

schlagen.

,295 «. HZ«« jedoch der Mitschuldncr die Nettschlagung an

>hn gesonnen, so lann er dessen ganze Forderung, und muß wenig»

sten« so viel davon »»«schlagen, al« dessen Antb«l »n der Gammt»

schuld beträgt.
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1294. !,. Der Mann kann wcttschlagen di^ Forderungen seiner

F rau , die Ehe mag in oder ausscr Vermögens»Gemeinschaft ge>

führt werden, doch nur so lang nicht eine Vermögens«Absonderung

erlangt oder gebeten worden ist.

»295. Ein Schuldner/ der unbedingt/ und ohne Vor«

behalt/ die Rechts-Uebertragung angenommen hat, wodurch

ein Gläubiger feine Rechte einer dritten Person übergab,

kann gegen den Rechts - Nehmer auch die früher»

Schulden des Rechts-Gebers „,'cht mehr wettschlagen.

EineRechts-Uebertragung, die von dem Schuldner nicht

angenommen , wohl aber ihm kund gethan worden ist, hin-

dert nur die Wettschlagung der Forderungen, die erst nach

dieser Bekanntmachung entstanden sind.

,296. Um gegenseitige Schulden , die an verschie-

denen Orten zahlbar sind, wettzuschlagen, muß man die

Kosten der Uebermachung sich zur Last schreiben.

»297. Bey mehrern Schnldposten eines Schuldners,

die alle wettschlagsfahig sind, sind die Regeln für die

Aufrechnung der Zahlungen im »256. Saz auch wegen

der Wettschlagung zu beobachten.

1298. Eine Wettschlagung darf nicht zum Abbruch

der Rechte dritter Personen gereichen. Daher kann ein

Schuldner, der erst Gläubiger wurde, nachdem ein Drit-

ter seine Schuld mit Beschlag belegt hatte, nicht zum

Nachtheil des lezteren wettschlagen.

"Ho- Wer «ine durch Wettschlagung kraft Geseze»
erloschene Schuld dennoch zahlt, und nachher die Ford««
rung geltend macht, wegen »elcher ihm die Wettschlagung
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zustand, kann sich der Vorzugs«und Pfand - Rechte der

lezteren zum Nachtheil dritter Personen nicht mehr bedie-

nen, ausser wen»! er in gerechter Unwissenheit wegen der

wettzuschlagenden Forderung war.

Fünfter Abschnitt.
Von der Rechts-Vermischung.

i3oo. Wenn die Eigenschaften eines Gläubigers und

Schuldners in derselben Person gültig und bleibend zu-

sammentreffen; so entsteht kraft Gesezes eine Rechts«

Vermischung; Forderung und Schuld erloschen durch sie.

i3o». Die Rechts « Vermischung in der Person des

Hauptschuldners nüzt seinen Bürgen.

Jene in der Person des Bürgen wirkt kein Erlösche»
der Hauptschuld.

Jene in der Person des Gläubigers oefreyt den

Sammt - Schuldner nur von dem Antheil, wofür der

Gläubiger zugleich Mit-Schuldner war.

Sechster Abschnitt.
Bon dem U n t e r g a n g der versprochenen Sache.

i2o2. Wenn der Gegenstand einer Verbindlichkeit «in

bestimmtes Stäfk ist, und ohne Schuld oder Verzug de«

Schuldners zu Grund geht, auffer Rechts-Nerkehr kommt,

oder sich ft verliert, daß man nicht weiß, »0 es ist; so

»st die Verbindlichkeit erloschen.

Selbst bey dem Schuldner, der im Verzug ist, jedoch

den Zufall nicht übernommen hat, erlischt die Verbind-
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lichkclt alsdann / wann die Sache in Händen des Gläubi':

gers gleichfalls zu Grund gegangen seyn würds.

Der Schuldner muß den Zufall beweisen, worauf er

sich bezieht.

Der Verlust einer gestohlenen Sache, er mige her-

rühren, wovon er wolle, befreyt niemals denjenigen, der

sie entwendet hat, von der Schuldigkeit den Werth zu er-

sezcn.

,3o3. Ist die Sache ausser Rechts-Verkehr gekom-

men, zu Grund oder verloren gegangen, ohne des Schuld-

ners Fehler, so soll dieser seine Rechte und Klagen auf

Entschädigung, die er desfalls haben mag, seinem Gläu-

biger abtreten.

Siebenter Abschnitt.

V o n der Klage a u f V e r n i c h t u n g oder Umstos-

sung der V e r t r ä g e .

;3o4. Die Klage auf Vernichtung oder Umsiossung eines

Vertrags, dauert in allen Fällen, wo sie nicht im Gest;

auf kürzere Zeit beschränkt ist, zehn Jahre.

Diese Zeit lauft im Fall eines Zwangs erst von dem
Tag, da er aufgehört hat, im Fall eines Irrthums oder
Betrugs, von dem Tag der Entdeckung, und für Hand-
lungen , welche von nicht ermächtigten Ehefrauen geschlos-
sen worden find, von dem Tag, da die Ehe aufgelöst
wurde.

Bey Handlungen der Mundlosen läuft die,Z"'t nur
von dem Tag an, da das Veibot der Selbstverwaltung
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ihrer Rechte aufhörte, und gegen Minderjährige nur : . ^

dem Tag der erlangten Volljährigkeit an.

>3o4 ». Bei ledigen ohne Beistand handelnden Personell dc-
weiblichen Geschlechts fangen sie von dem ersten Schritt zur Erfüll
lung eines ohne Peistand geschlossenen Vertrags an.

i3o5. Für einen Gewaltsuntergebenen Minderjähri-

gen ist die bloße Verkürzung ein hinreichender Grund

zur Umsiossung aller Arten der Verträge; für einen Gr-

waltsentlaffenen Minderjährigen ist sie es wegen aller

Verträge, die ausser den Glänzen seiner Befugniß liegen,

so wie diese unter dem Titel von der M i n d e r j ä h -

r i g k e i t , der V o r m u n d s c h a f t und G e w a l t S - E n t -

lassung bestimmt ist.

i3c»6. Der Minderjährige kann wegen Verkürzungen,

welche nur aus zufälligen und unvorgesehenen Begeben-

heiten entspringen, ein Geschäft nicht umstossen.

i3<>7. Der Umstand allein, daß der Minderjährige

sich für volljährig'ausgab, hindert eine Umstossung nicht.

i3u8. Ein Minderjähriger, der Handelsmann, Wech-

selherr, oder Gewerbsmann ist, kann Verbindlichkeiten aus

Handlungs-oder Gewerbs-Geschäften nicht wegen seiner

Jugend umstossen.

»Zeig. Ein Minderjähriger kann keine Zusagen seines

Heiraths-Vertrags umstossen, welche mit Bewilligung

und Beysiand derjenigen gemacht sind/ deren Einwill i-

gung zur Gültigkeit seiner Ehe erforderlich ist.

»3,a. Er kann seine Verbindlichkeiten ans Vergehen

oder Versehen nicht «msiossen.
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Er kann kein Versprechen anfechten, das er

zwar während der Minderjährigkeit unterzeichnet, aber

«ach erlangter Volljährigkeit genehmigt hat, das Verspre-

chen mag seiner Form nach ungültig, oder nur zur Um«

siossung geeignet gewesen senn.

!3i2. Werden Minderjährige, Munklose oder Frau-

enspersonen als solche, zur Aufhebung ihrer Verbindlich-

keiten zugelassen; so kann man von ihnen dasjenige, was

zu Folge dieser Verbindlichkeiten, wahrend der Minder«

jährigkeit, Mundlosigkeit oder Vogtbarkeit an sie gezahlt

worden ist, nicht zurückfordern, ohne den Beweis, daß

die geschehenen Zahlungen in ihren Nuzen verwendet wurdenc

i2.3. Volljährige können ihre Handlungen wegen

Verkürzung nicht umsiossen, wo nicht ein in dem Gescz

besonders beschriebener Fall ihnen diese Macht gibt.

Die Verausserungen liegender Güter oder die
Erbschaft««Theilungen der Minderjährigen oder Mundlo-
sen, wobey die vorgeschriebenen Formen beobachtet worden
find, gelten wie Handlungen, die sie nach erlangter Voll-
jährigkeit oder vor der Mundlofigkeit vorgenommen hatten.

S e c h s t e s K a p i t e l .

V o n dem Bewe iß der Verb ind l i chke i ten und

Zah lungen .

»3.5. Wer auf Erfüllung einer Verbindlichkeit klagt/

muß ihr Daseyn beweisen.

Umgekehrt muß derjenige, der von der Verbindlichkeit

wieder frey geworden zu scyn behauptet, die Zahlung oder
den
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den That-Umstand, worauf die Erlöschung seiner Ner,

bindlichkeit ruht, beweisen.

Die Regeln für den Beweis durch Urkunden«
durch Zeugen, durch Vermuthungen, durch Gcstandm'ß
des andern Theils, und durch Eid, werden in den folgen«
den Abschnitten erklärt.

Erster Abschnitt.
Bon dem Urkunden-Bewe is .

§. I.

V o n ö f f e n t l i c h e n U r k u n d e n .

»3l7. Eine öffentliche Urkunde ist diejenige, die von
solchen öffentlichen Beamten, welche an dem Ort des
Geschäfts zu beurkunden berechtiget sind, mit den erfor«
derlichen Feyerlichkeiten verfaßt worden.

»3lU. Eine Urkunde, die wegen Mangels der Befug«
«iß oder Fähigkeit des Beamten oder Abgang der Form
nicht als öffentliche wirkt, gilt als Privat-Schrift, wenn
sie von den Vetheiligten unterzeichnet ist.

»Zig. Eine öffentliche Urkunde beweist die darin«
beschriebene Uebereinkunft unter den Vertrags-Personen,
ihren Erben und Rechtsfolgern vollständig.

Wo eine Klage geradezu auf die Falschheit einer Ur-
kunde gerichtet ist, da hat deren Zulassung den Vufschnb
des Vollzugs, der für falsch angegriffenen Urkunde. M Fol-
ge ; wo in einem Rechtsstreit einer der streitenden Theile,
obwohl nur beylüusig, den Beweis der Falschheit der Nr-

scftzbuch. Z
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künde angetreten hat, da können die Gerichte nach Um«

standen den Vollzug der Urkunde fürsorglich einstellen.

,32o. Oeffentliche und Privat - Urkunden beweisen

unter den Vetheiligten auch das, was erzählender Weise

darinn angeführt ist, wenn die Erzählung einen unmittel-

baren Bezug auf die Verfügungen der Urkunde hat. Er-

zählungen , die mit dieser nicht in Verbindung stehen, kön-

nen nur als Anfang eines Beweises dienen.

i32i . Geheime Neben-oder Gegen - Vertrage gelten

nur unter den Vertrags-Personen, wider Dritte sind sie

unwirksam.

§. I I .

Von Pr ivat -Urkunden.

»322. Eine Ort, Tag, Jahr und Unterschlift haknde
Privat-Urkunde, welche von demjenigen, wider den sie
gebraucht wird, anelkannt, oder auf gesezliche Weise für

«nelkannt erklärt ist, hat zwischen denen, welche sie un-

terzeichnet haben, ihren Erben und Rechtsfolgern gleiche

Beweiskraft, wie eine öffentliche.

! ,323. Derjenige, wider den man solche Privat-Ur-

kunde vorlegt, ist schuldig, seine Hand«oder Unterschrift

firmlich anzuerkennen oder abzuläugnen.

Seine Erben oder Rechtsfolger kdnnen es bey der

Erklärung bewenden lassen, daß sie die Hand- oder Unter-

schrift ihres Rechts - Vorfahren nicht kennen.

»324. Auf Ableugnung der Hand- oder Unterschrift,

,'e Erklärung, sie nicht zu kennen, muß Unter«
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suchung ihrer Richtigkeit oder Mlichtigkeit richterlich er-
kannt werden.

,325. Privat - Urkunden über doppelseitige Zusagen
sind nur gültig, wenn so viele Urschriften davon ausge-
femgtt worden sind, als es Parthien gibt/ die einen ent-
Zegengesezten Vorthe/l haben.

Eine Urschrift ist hinreichend für alle Personen, die
dey der Sache nur einen gemeinschaftlichen Voltbeil
haben.

Jede Urschrift muß ausdrucken, wie viel Urschriften
davon auögefertiget worden sind.

Den Mangel einer ausdrücklichen Erwähnung, daß
Doppelschriften ausgefertiget worden seyen, kann derje-
nige nicht für sich anführen, der seiner Seits den in der
Urkunde beschriebenen Vertrag vollzogen hat.

»326. Ein Brief oder das Versprechen unter Privat,
Unterschrift, wodurch eine Parthie allein sich gegen die
Andere verbindet, ihr etwas bestimmtes an Geld oder
Geldes-Werth zu geben, muß ganz von der Hand des
Unterzeichners geschrieben seyn, oder wenigstens ausser
seiner Unterschrift, den Beysaz, g u t , oder gutgeheis-
s« n , mit Beyfügung der Summe «der Menge der zuge-
sagten Sache in Worten, nicht in Zahlen, mit eigner Hand
des Ausstellers enthalten.

Ausgenommen sind die Urkunden der Handelsleute,

Gewerbsleute, Ackerleute, Weinbauern, TagMner und

Hienftboten.

»3-7. Ist die von dem Inhalt der Urkunde ausge-

sprochene Summe von derjenigen verschieden, die in de»
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Gutheissen ausgedruckt ist; so wird die geringere Summ«

für die richtige angenommen, selbst wenn die Urkunde

und das Gutheissen durchaus von der Hand des Schuld-

ners geschrieben wäre; so lang nicht bewiesen ist, auf

welcher Seite der Irrthum sey.

i32«. Tag und Jahr der Privat-Urkunden wird
gegen Dritte Personen gewiß von dem Tag, da sie zu
gerichtlichen Akten gebracht worden, oder da der Unter-
zeichner, oder Einer derselben stirbt, oder da ihr Daftyn
»nd wesentlicher Inhalt durch Urkunden öffentlicher Beam-
ten bewährt ist, zum Beyspiel durch Protokolle über
Versieglungen , oder durch Vermögens-Verzeichnisse.

1329. Bücher der Handelsleute machen keinen Be-

weis der eingetragene Lieferungen gegen Nicht-Handels-

leute; vorbehaltlich dessen, was unten vom Eid bestimmt

wird.

i35a. Buch« eines Handelsmanns beweisen allge-

mein wider ihn; wer aber Vortheil daraus ziehen will,

darf es nicht theilwei« thun, also dasjenige, was sie ihm

widriges enthalten, nicht verwerfen.

i33». Hausbücher und Hausaufzeichnungen sind keine

gültige Rechts-Urkunden für denjenigen, der sie geschrie-

ben hat. Sie beweisen aber wider ihn

1.) in allen Fällen, wo sie eine empfangene Zah-

lung bestimmt angeben;

2.) wenn ausdrücklich darin« erwähnt ist, es sey
die Aufzeichnung in der Absicht geschehen, um den Ab-
gang der Rechts-Urkunde für denjenigen zu ersezen, dem
zu gut eine Verbindlichkeit darin« ausgesprochen ist.
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»3Z2. Beysäze des Gläubigers am Schluß, auf d«m
Rand oder auf der Rückseite einer Rechts-Urkunde, die
immer in seiner Gewahrsam geblieben ist, beweisen, auch
ohne Unterschrift Tag und Jahr, für die Befteyung des
Schuldners.

Gleiche Vewandniß hat es mit den Rand- Rück« und
Schluß-Bcysazen des Gläubigers auf der Doppelschrift
einer Rechts-Urkunde oder einer Quittung, die in den
Händen des Schuldners sich befindet.

§.

Von K e r b - Z e t t e l n oder K e r b - H ö l z e r n .

i533. Kerb - Zettel oder Kerb - Hölzer, wenn sie mit
dem vorzulegenden Gegen-Zettel oder Gegen - Holz zu-
sammenstimmen , haben Beweiskraft unter jenen Perso-
nen , die auf solche Weise die im Kleinen gethane oder
empfangene Lieferungen zu bewahren gewohnt find.

§. I V.

Von Absch r i f t en der Urkunden.

»334/ So lange die Urschrift noch vorhanden ist, be-

weisen Abschriften nicht weiter, als so weit sie mit dem

Inhalt der Urschrift übereinstimmen, deren Vorlegung

man allemal fordern kann.

»335. Ist die Urschrift verloren, so beweisen Ab-

schriften nach Verschiedenheit der hier folgenden naher»

Bestimmungen.

' . ) Gezeichnete Aufsaze baben gleich« Beweis-Kraft,

wie die Ausfertigung derselben, da beedes Urschriften sind.
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desgleichen solche Abschriften, die in Gegenwart der Be-
theiligten oder nach gehöriger Vorladung derselben aus
obrigkeitlicher Macht, oder in Beyseyn der Parthien und
mit ihrer allerseitigen Zustimmung gefertigt worden.

2.) Abschriften, die, obwohl ohne Dazwischen-
kunft der Obrigkeit, oder ohne Bewilligung der Parthien
nach der Zeit der Ausfertigung der Urkunde durch den
Staatsschreiber, der die Urkunde verfaßte, oder durch
einen Amts - Nachfolger desselben, oder durch solche
Staats - Beamte, denen die Bewahrung der Aufsaz -
Bücher ayvertraut ist, von dem Aufsaz gefertigt! worden
sind, beweisen in dem Fa l l , wenn sie al t , und die Ur-
schriften verloren sind.

Für alte Abschriften gelten jene, dle über dreyß'g
Jahre gefertigt sind.

Jüngere können nur als Anfang eines schriftlichen Be-
weises dienen.

3.) Abschriften, die von dem Aufsaz einer öffentlichen
Urkunde gefertigt sind, können/ so alt sie auch
immer seyn mögen, nur als Anfang eines schriftlichen Be-
weises dienen, sobald sie nicht durch den Staats - Schrei-
ber, der die Urkunde verfaßte, oder durch einen seiner
Amts-Nachfolger, oder durch Archiv- und Reglsiratur-
Beamte gefertigt sind.

4.) Abschriften von Abschriften können nach Um-
stünden als bloße Nachweisungen betrachtet werden.

»536. Das geschehene Eintragen einer Urkunde >'«
öffentliche Akten, kann nur als Ansang eines schriftlichen
Beweises dienen; und selbst hiezu wird noch immer er-
fordert:
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i .) daß erwiesen werde, es seyen alle Aufsaz-
Bücher des Staatsschreibers von dem Jahr, wori'nn die
Urkunde dem Ansehen nach gefertigt ist, verloren gegan-
gen, oder es sey das Eintrags - Blatt des befragten Auf-
sazes durch einen besondern Zufall abhanden gekommen.

2^) Daß ein vorschriftmäßiges Urkunden-Verzeich-
nis des Staatsschreibers vorhanden sey, welches nach-
weist, daß die Urkunde in solchem Tag und Jahr verfaßt
worden sey

Wird wegen dem Zusammentreffen dieser beeden Um-
stände ein Zeugen-Beweis zugelassen, so müssen noth-
wendig diejenigen, welche der Urkunde als Zeugen gedient
haben, wenn sie noch am Leben sind, vernommen werden.

§. V.

Von Urkunden über Anerkenntn isse und

B e s t ä t i g u n g e n .

1337. Urkunden über ein Anerkenntniß befreyen nicht

von der Vorlegung der ursprünglichen Rechts - Urkunde,

wenn deren Inhalt darin« nicht eigens angeführt ist.

Was sie mehr als die ursprüngliche Rechts - Urkunde

enthalten, oder was darin« von diese? abweicht, bleibt

für sich ohne Wirkung.

Wäre» jedoch mehrere gleichlautende Anerkennungen

vorhanden , mit welchen auch der Befizstand übereinträfe,

und wäre deren Eine dreyßiz Jahr a l t ; so kann dem

Gläubiger die Vorlegung der ursprüngliche» Rechts - Ur-

kunde erlassen werden.

,338. E,ne Urkunde aber die Bestätigung oder Ge-

nehmigung einer Verbindlichkeit, wider welche das
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eine Klage auf Vernichtung oder Umstoßung zuläßt, ist

nur dann gül t ig , wenn das Wesentliche dieser Verbind-

lichkeit, der Grund der Klage auf Umsioßuug, und die

Absicht diesen Grund zu beseitigen, darin« sich ausge-

drückt findet.

I n Ermangelung einer Urkunde über die Bestätigung

oder Genehmigung genüget die freywillige Erfüllung der

Verbindlichkeit, welche in einer Zeit geschah, wo jene gül-

tig statt fanden.

Ein? in Zeit und Form gesezmaßige Bestätigung, Ge-

nehmigung oder freywilll'ge Er fü l lung, wirkt einen Ver-

zicht auf die Klagen und Einreden, welche wider das Ge-

schäft statt halse», jedoch des Rechts dritter Personen

unbeschadet.

;2N. ». Die frcywillige Erfüllung eines Theils der Verbind,
lichkeit gilt für Anerkennung des ganzen Betrags, wenn der Schuld«
ncr voraus nicht erklärt hat, daß er sich nur für einen best!»»«««
3hcil schuldig achte. Die Annahme einer solchen Theilzahlüüg, auch
wenn 'cztt'.'c mit jener Angabe «iner nicht größeren Verbindlichkeit
vergesellschaftet gewesen ist, gilt nicht für Anerkennung der von«
Schuldner angesprochenen Minderung der Schuldigkeit.

»33g. Der Geschenkgeber kann durch keine bestäti-

gende Urkunde die Fehler einer Schenkung unter Leben-

den verbessern; war sie einmal unförmlich, so muß sie >'«

Zcsezlichcr Form neu gemacht werden.

!34n. Die sreywillige Bestätigung, Genehmigung

oder Erfüllung einer Schenkung, welche nach dem Tod

des Gebers von seinen Erben oder Rcchtsfolgern geschieht,

gilt als Verzicht auf jeden Einwand der Unfönnlichkeit

oder sonstiger Mängel.
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^ §. V I .

V o n V e r t r a g s - E n t w ü r f e n .

134a. ». Ein vorbereitender Vertrags '. Allfsaz der alle zum

verhandelten Rech^gcsclM wesentliche Bcstimmünzen enthalt, der

keinen Haupc» oder Neben «Gegenstand auf weiccre Ucbcrciükunft

«»ssczt/ und von bcedcn Thcilen unterzeichnet ist, wirkt verbindlich.

i3/>o. b. Die Verbmdlichkcit geht auf förmliche Ausfertigung

und Vollzug zugleich, wo das Gestz ihren Vollzug nicht auf Elftere

ausgcsczt hat; sie geht auf Erstcrc allein wo dieser Fall cimrict;

und sie geht auf bloße Entschädigung, wo zur Entstehung der Ver-

bindlichkeit.' selbst die förmliche Urkunde nochwcildig war.

1340. c. Sobald irgend ein Gegenstand auf weitere Ncbcreim

kunft ausgcsezt war, so wi rk t , ehe diese zu Stand kommt, der

Vertrags« Entwurf nichts; sobald sie nachfolgte, gleich jedem Andern.

Zwepter Abschnitt.

V o n dem Z e u g e n - B e w e i s .

»34». Ueber jedes Rechtsgeschäft, welches die Sum-

me oder den Werth von Fünf und Siebenzig Gulden über-

steigt, muß selbst, wenn von anvertrautem Gut die Rede

>st/ der Beweiölichkeit durch Fertigung einer öffentlichen

oder Privat-Urkunde vorgesorgt werden, und lein Zeugen-

Beweis ist zuzulassen, weder gegen den Inhalt der Ur,

kund«, noch zur Ergänzung des Inhalt«, noch über Re,

den, die vor, wahrend oder nach der Verfassung vorge-

fallen seyn sollen, selbst wenn bey solchem Betreff nur

ein« Summe oder ein Werth unter fünf und siebenzig

Gulden in Frage wäre.
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Alles unbeschadet desjenigen, was die Handlungs-

Geseze mit sich bringen.

,312. Obige Regel gilt auch dem Fall, wo die Klage

eine Forderung auf Kapital und Zinsen enthält, die beede

zusammen die Summe von fünf und siebenzig Gulden

übersteigen.

IZ43. Wer einmal mehr als fünf und siebenzig Gul-

den gefordert hat, kann auch alsdann zum Zeugen-Be-

weis nicht zugelassen werden, wenn er seine erste Forde-

rung herabsezen wollte.

1844. Auch bey Forderungen minderer Summen ist

der Zeugen-Beweis unzulässig, sobald die Summe als

Rest oder Theil einer größer« Forderung erscheint, die un-

beurkundet ist.

»245. Auch mehrere in der nemlichen Verhandlung

eingeklagte ««beurkundete Forderungen, die zusammenge-

nommen die Summe von fünf und siebenzig Gulden über-

steigen, lassen keinen Zeugen-Beweis zu, selbst wenn sie

verschiedene Ursachen und verschiedene Entstehung«-Zeiten

haben; «s wäre dann, daß sie durch Erbfolge, Schenkung

»der auf andere Art von verschiedenen Personen herkämen.

»846. Alle verfallene Forderungen aller Art wider

den nämlichen Schuldner, welche nicht ganz durch Urkun-

den erweislich find, sollen in einer und derselben Klagschrift

vorgetragen werden. Alle darin« nicht eingeführte unbe-

»lkundete Forderungen sind nachher unzulässig.

»247. Obige Regeln leiden eine Ausnahme, »<«n

d« Anfang eines schriftlichen Beweise« vorhanden ist.
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Dafür gilt jede Schrift, die von demjenigen her-
rührt, wider welchen die Forderung gerichtet ist, oder
dessen Rechtsvertreter er ist, und die angeführte That-
sache wahrscheinlich macht.

i3chU. Ferner sind davon ausgenommen jene Fälle,

worin« es dem Gläubiger unmöglich war, sich über eine

Verbindlichkeit, die jemand gegen ihn übcrnvlnmen hat,

schriftlichen Beweis zu verschaffen.

Diese zweyte Ausnahme ist anwendbar,

».) Auf Verbindlichkeiten, die aus Halbvertragen,

aus Vergehen, oder Verseheu entspringen.

2.) Auf Sachen, die in Nothfallen als z. B. be»
Fenersbrünsten, Gebäude-Zerstörungen, Schiffbrüchen,
"der auf der Reise in Gasthäusern in Verwahr gegeben
worden sind, alles nach Beschaffenheit der Personen und
Umstände.

3.) Auf Verbindlichkeiten, die bey nnvorgesehene»

Zufallen, mit Unterlassung schriftlicher Ausfertigung ein-

gegangen wurden.

4») Auf Fälle, wo der Gläubiger durch unvorgese-
hene und unvermeidliche Zufall« die Beweis-Urkunden ver-
loren hat.

Dri t ter A.bschnitt.
Von V e r m u t h u n g e n .

^49. Vermuthnngen sind Schlüsse, welche das Ge-

sez oder die Obrigkeit aus einer bekannten Tbatsache «uf

eine unbekannte zieht.
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§. I.

V o n gesezl ichen Ve rmu thungen .

i35o. Gesezlich ist jene Vermuthung, die durch das

Gesez auf gewisse Handlungen oder gewisse That-Umstande

gegründet wird; (sey es, daß es bestimmte Folgen damit

»erbindet oder nicht) Jener Art sind:

i.) Handlungen, welche das Gesez für ungültig er-

klärt, indem es aus ihrer bloßen Beschaffenheit die Unter-

stellung entlehnt, daß sie zu Umgehung seiner Verfügun-

gen geschlossen worden seyen.

2.) Die Fälle, worinn das Gesez erklärt, daß aus

gewissen bestimmten Umständen das Eigenthum oder eine

Befrcyung folge.

3.) Die Wirkung, welche das Gesez einer rechtskräf-

tigen Entscheidnng einräumt.

4>) Die Kraft, welche das Gesez dem Geständniß der

Parthey oder ihrem Eide beyleg't.

»35i. Die Wirkung einer rechtskräftigen Entscheidung

erstreckt sich nur auf das, was Gegenstand des Streits

war. Um sich auf solche beziehen zu können, muß der

Gegenstand der Klage überall derselbe seyn , die Klage auf

demselben Grunde beruhen, der Prozeß unter denselben

Parthien geführt werden, auch für und wider sie in glei'

«her Eigenschaft statt haben.

»3Z2. Ein« gesezliche Vermuthung befreyt denjeni-

gen, zu dessen Vortheil sie eintritt, von allem Beweis.

Wider eine gesezlich« Vermuthung ist kein Beweis zu«

l iß ig; wenn das Gesez ihrentwegen gewisse Vorgänge ver«
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nichttt, oder einem Recht«ge,'chaft die Klagbarkei't ent-

zieht, es sey dann, daß es den Gegenbeweis vorbehalten

habe; alles unbeschadet dessen, was über Eid und gericht-

'iches Geständniß unten bestimmt wird.

i3Z2 2. Wider eine gcsczlichc Vermuthuna,, mit welcher das
Gescz keine bestimmte Folgen verbindet, ist allemal der Gegenbeweis
zulässig, und gilt für stillschweigend vorbehalten.

§. I I .

V o n l i ch te r l i chen V e r m u t h u n g e n .

i353. Jene Vermuthungen, welche durch kein Gesez

begründet sind, bleiben der Einsicht und Klugheit der

Obrigkeit überlassen, die nur auf wichtige, treffende und

übereinstimmende Vermuthungen achten soll, und auch

dieses nur in jenen Fallen, wo das Gesez einen Zeugen-

Beweis zuläßt, oder wo eine Urkunde wegen Betruas oder

Gefährde angegriffen wird.

Vierter Abschnitt.
V o n dem G e s t ä n d n i s des Gegners.

»354. Das Geständniß, das man einer Parthey ent-
gegen hält, kann gerichtlich oder ausse> gerichtlich feyn.

»255. Man beruft sich umsonst auf ein aussergericht«

licheS mündliches Geständniß wider eine Forderung, z»

deren Begründung kein ZeugenbeweiS zuläßig war«.

»556. Ein gerichtliches Geständniß ist die Erklärung,

welch« der Gegentheil oder ein eigen« dazu Bevollmächtig-

ter desselben vor der Obrigkeit thut.
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Es beweist vollständig wider den, der es ablegte.

Man kann nicht zu seinem Nachthekl einen Theil de«

Geständnisses von dem Andern trennen.

Es kann nicht widerrufen werden ohne Beweis,

daß es Folge eines I r r thums über eine Thatsache war.

Unter dem Vorwand emes Rechts-Irrthums kann es nicht

zurückgenommen werden.

Fünfter Abschnitt.
V o n d e m E i d.

»357. Es gibt zwey Gattungen des gerichtlichen

Eides:

' . ) Der E i d . den Einer der streitenden Theile dem

Andern zur Entscheidung der Sache zuschiebt, man nennt

ihn den zugeschobenen oder Haupt-Eid.

2.) Der Eid, den der Richter dem Einen oder dem Andern

der streitenden Theile Amtshalber auflegt, oder den Notheid.

,357 ». Bestätigung der Verträge durch ausscrgerichcliche Eidt

«nd alle Privat-Lide bleiben verbot««, gemäs der Eideiordnung.

§. l .
V o n d « m H a u p t - E i d .

i258. Ueber jede Ar t der Streitigkeiten kann man

seinem Gegner den Haupt-Eid zuschieben.

i358. ». I n Eide« , Form kann »3 nur geschthen, wenn
der GcgNlstand d<« damit zu «ntsch«id«ndm Slrmbttnffs «ine M « l
Silber« «d« drüb« beträgt; sonst kann nur Handg«1übd gefordert
«<rd«n.

»259. Nur über eigene Handlungen dessen, dem er

zugeschoben w i rd , findet er statt.
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i36a. Die Zuschlebung dieses Eides kann in jeder

Lage des Stre i ts geschehen, selbst wenn über Klage vder

Einrede, worüber er geleistet werden soll, nicht einmal der

Anfang eines schriftlichen Beweises vorhanden ist.

i36«. 2. Ictoch kann sie niemals an denjenigen geschehen,
der zur Genüge bewiesen hat; noch gegen den Inhalt cincr vollbe«
weisenden Urkunde, so weit diese nicht wegen Verfälschung angcgrif»
ftn wird.

i36c>. b. Wo das Gcscz eine schriftliche Verfassung zur Be«
Weiblichkeit des Vertrags fordert, da kann ijber dessen Daftyn un»
Inhalt dcr Eid nur ,'n soweit zugeschoben wcrden, als zugleich die
geschehene schriftliche Verfassung mit auf den Eid gegeben wird.

» 3 6 i . D e r j e n i g e , dem der E i d zugeschoben i s t , und

der sich weigert ihn zu leisten/ oder seinem Gegner zurück-

zuschieben, und so auch der andre Thei l , dem der Haupt-

Eid zurückgeschoben worden ist/ und der ihn verweigert/

muß mit seiner Klage oder seiner Einrede abgewiesen

werden.

»262. Der Eid kann nicht zurückgeschoben werden,

wenn die Tharsache, welche er betrifft, beeden Theilen

nicht gemeinschaftlich, sondern allein dessen ist, dem der

E'd zugeschoben wird.

»363. I s t der zugeschobene oder zurückgeschobene Eid

einmal geleistet, so wird der Gegentheil mit dem Beweis,

daß falsch geschworen worden, nicht mehr gehört.

»364. Die Parthey, welche «men Eid zu- oder zu-

rückgeschoben hat , kann diese Willens-Erklärung nicht

n»«h» zurücknehmen, sobald der Oegenthnl erklärt hat,

daß er bereit sey, diesen Eid zn leisten.
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1864. ». Sie kann auch nach einmal zeitig zurückgenommenem

Eid auf die Zuschieblmg des mmlichcn Eides nichc zurückgreiftn.

i565. Der geleistete Eid beweist nur zum Vortheil

oder Nachtheil desjenigen/ der ihn zuschob, seiner Erben

oder Rechtsfolger.

Ein Eid, den Einer der Sammt - Gläubiger dem

Schuldner zugeschoben hat, befreyt leztern nur für den

Antheil dieses Gläubigers.

Der dem Hauptschuldner zugeschobene Eid befreyt

zugleich die Bürgen.

Der Eid, der Einem der Sammt - Schuldner zuge-

schoben wird, kommt den Mit-Schuldnern zu gut.

Und der dem Bürgen zugeschobene, dem Haupt«
schuldner.

I n beeden leztern Fällen nüzt nur alsdann der Eid
des Sammt-Mitschuldners oder des Bürgen den übrigen
Mit-Schuldnern, oder dem Haupt-Schuldner , wenn er
über die Schuld selbst, keineswegs aber wenn er über die
Sammt-Eigenschaft, oder über die Wahrheit der Verbür-
gung, zugeschoben wird.

§. I I .

V o n dem N o t h - E i d .

»366. Der Richter kann Einem der streitenden Theile
einen Eid auflegen, entweder zur Entscheidung der Haupt-
sache, oder zur Bestimmung der Summe der Verurtheilung.

»267. Dazu . daß der Richter Amtshalber über Kla-
gen oder Einreden den Eid auflegen könne, wird erfordert:

1.) daß
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i .) daß die Klage oder die Einrede nicht schon

voll bewiesen, und

2) daß sie nicht ga/<z beweislos sey.

Ausscr diesen Fallen muß der Richter unbedingt und

schlechthin entweder dem Kläger seine Fmderung zuer,

kennen, oder ihn damit abweisen.

l36U. Der E id , den der Richter einem der streiten,

den Theile Amtshalber auflegt, kann von diesem nicht

dem andern Theil zugeschoben werden.

i56c). Der Richter kann dem Kläger den Eid über
den Werth der angesprochenen Sache nicht anders auffe-
gen, als wenn dieser Werth auf andere Art nicht erhoben
werden kann.

Selbst in diesem Fall muß der Richter die Summe
bestimmen, bis zu deren Belauf dem Klager auf seinen
Eid geglaubt werden soll.

V i e r t e r T i t e l .

V o n V e r b i n d l i c h k e i t e n , die ohne V e r t r a g

e n t s t e h e n .

»27°. Manche Verbindlichkeiten entstehen, ohne daß
«in« Uebereinkunft zwischen Gläubiger und Schuldner vor,
ausgeht.

Einige derselben entstehen bloß durch die Bestimmung
der Gesezt/ andere gehen aus eigenen Handlungen de«
Schuldners hervor.

Zu den Ersten gehbren die Verbindlichkeiten unwill-
kührlichen Ursprungs, zum Beyspiel jene unter Eigenthü»

«lstzbuch. A a
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mern, die an einander g> änzen, oder jene der Vormün-
der und anderer Verwalter, das ihnen aufgetragene Amt
anzunehmen.

Die Verbindlichkeiten aus eigenen Handlungen des
Schuldners ruhen entweder auf Halb-Vertragen oder
auf Vergehen, oder auf Versehen; sie machen den Gegen-
stand des gegenwärtigen Titels aus.

E r s t e s K a p i t e l .

V o n H a l b « V e r t r ä g e n .

1871. Halb - Verträge sind freiwillige Handlungen,
die in erlaubter Beziehung auf Rechte andrer Menschen
unternommen werden, und irgend eine Verbindlichkeit ge-
gen Andere, und zuweilen eine doppelseitige hervorbringen.

Erster Abschnitt.
Von Geschäfts-Führungen.

1372. Wer die Geschäfte eines Andern führ t , der
Geschäftshell mag von der Geschäftsführung Wissenschaft
haben/ oder nicht, übernimmt stillschweigend die Verbind-
lichkeit, das angefangene Geschäft fortzuführen, bis da-
h in , wo «S vollendet ist, oder jener selbst dafür Sorg«
tragen kann. Er muß Al les, was zu solchem Geschäft
gehört, und davon abhängt, übernehmen.

Er hat darin« gleiche Verbindlichkeiten, als ob er auS
einem ausdrücklichen Auftrag des Geschäftsherrn handelte.

,3?». ». «r muß sie auch gegen sich selbst, wenn er etwa
«chuldnn de« Geschäft«h«rn ist, »i« ««gen Dritte, besorgen.



m. B.! V. 3. Von Verbindlichkeiten, die ohne Beitrag entstehen. 371

,373. Auch, wenn der Geschaftsherr vor Beendi-

gung des Geschäfts sterben sollte, ist er verbunden, die

Geschäftsführung so lange fortzusezen, bis der Erbe sie

zu übernehmen im Stand ist.

'374. Er ist schuldig, alle Sorgfalt eines guten

Haus-VaterS auf die Führung des Geschäfts zu ver-

wenden.

Die Umstände, unter denen er sich dem Geschäft un-

terzog, ermächtigen gleichwohl den Richter zur Mäßigung

der Enlschädigungs-Summe wegen Nachlässigkeit oder

Fehlern.

1374. ,. Er muß selbst den Zufall tragen / wenn «r ein ge<
wagtes Geschäft für den Geschäftsherrn ansieng.

Er darf jedoch gegen den Schadens»Ersaz den er schuldig wird,
denjenigen Vorchcil wectschlagen, k n ohne seine Gcschäscs,ütz>-lig
der Geschnftsherr nichi gcyabc haben würde.

1376. Der Geschäftshcrr dessen Geschäft gut geführt

wurde, muß die Verbindlichkriten erfüllen, welche der Oc-

schHfto»" >r?r in seinem Namen übernommen hat, ihn

für aii« dlsfalls übernommene eigene Verbindlichkeit ent-

schädigen, u.ld ihm alle aus Notwendigkeit oder zum Nu-

zeu gemacht« Auslagen ersezen.

,376 ». Wer «in Geschäft des Undcrn wider dessen Willen,
oler sonst auf widerrechtliche Art führt, kann von seinen« Aufwand
nichts wieder fordern, al>> was dem Andern als Vermögen«»Zu»
w«ch« oder Verbesserung «irklich zu gut gekommen ist.

A a
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Zwepter Abschnit t .

V o n Z a h l u n g e n zu r U n g e b ü h r .

»376. Wer wissentlich oder aus I r r thum etwas an»

nimmt das ihm als Zahlung auf eine vermeinte aber nicht

vorhandene Forderung gegeben wurde, wird verbindlich

das ungebührlich Empfangene dem Zähler zu ersezen.

»377. Hat jemand die Schuld eines Andern getilgt,

indem er aus I r r thum sich für den Schuldner hielt/ so ist

er berechtigt das Gezahlte von dem Gläubiger zurück-

zufordern.

Hat indessen der Gläubiger wegen dieser erhaltenen

Heimzahlung seine RechtS - Urkunde vernichtet, so hat die

Rückforderung nicht mehr statt, und demjenigen der die

Zahlung leistete, bleibt «ur der Rückgriff auf den wahren

Schuldner.

^377 ». Hielt er sich aus Irrthum zwar nicht für den Haupt-
schuldncr, aber für den Bürgen eines Andern wirklichen Schuldners,
so kann er das Geli> nicht vom Gläubiger zurück verlangen: sendcrn
«ur von dem Schuldncr, dessen Geschäft er führte, Ersaz fordern.

137U. Derjenige der eine ungebührliche Zahlung wis-

sentlich annahm, ist verbunden mit dem Kapital die Zin-

sen oder Früchte von dem Tag der empfangenen Zahlung

an» zu ersezen.

I s t das ungebührlich Empfangen« eine be-

stimmte bewegliche oder unbewegliche Sache, so ist der

Empfänger schnldig sie im Stück zurückzugeben, oder

ihren Welch zu «rsezen, wenn sie durch sein Ver-

schulden zu Grund ging oder verschlimmert ward. Er
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hat auch für den zufälligen Verlust der Cache zu haften,
wenn er unredlicher Empfänger war.

iNo. Der redliche Empfanger der die Sache verkauft

hat, ist nur verbunden, den Erlös herauszugeben.

i38i. Derjenige, der die Sache zurückerhält, muß
alle nbthige und nüzliche Kosten, die auf Erhaltung der
Sache verwendet wurde«/ auch selbst dem unredlichen Be-
sizer vergüten.

* Dr i t te r Abschnitt.

V o m R e t t u n g s - A u f w a n d .

i38, , . H o in einer gemeinschaftlichen Gefahr durch Aufopfc»

rung einiger Sachen, welche in dieser Gefahr mit sich befinden,

die übrigen gerettet werden, da müssen die Bcsij«r der geretteten

Sachen den Bcsizcrn der Hingegebenen nach dem Veryasmiß der Lcz,

tcrcn zu Elfteren einen Anctzeil am Werth der Gerettelen crsezcn.

i33» !,. Der Umstand allein, daß einige Sachen einer gemein»

schaftlichen Gefahr entgehen, indcß andere darinn zu Gn>nd gehen,

begründet für die Eigmthmner der Lcztcrcn keine Ansprache an Er»

sie«/ so sang nicht eine vernünftig berechnete und wirksam gc«cscne

Hingabc dc.r zu Grund gegangenen Sacht» für Rettung dcu übrigen

erwiesen wird.

c. Verkergene und t»n hcimlichtc Sachen / die dabc^ ver!

loren gehen, werden nicht n sczt, jene aber, die sich gerettet finden,

müssen am Ersaz der Aufgeopferten mit Nagen helfen.

l 38 i ä. Der Ersi>z der- hmgegebenen Sache« richtet sich nach

dem Wereh dersclbcn zur Zeit des Vcrlusts bep Waaren, die aufihrcm

tagcr rerlo«» gchcn, oder nach dem Eintauf«»Preis bcy Waaren,

die währeu> einer Versendung unttrlucgs^ verloren gehen.
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Der Werty der Geretteten wird im ersten Fall auch nach ihrem

dortigen laufenden Wcr th , im zweiten aber nach jenem, den sie an

Zeit und Ort ihrer bestimmungsmäßigen Ankunft haben, berechnet.

i33 i e. Ein nachgefolgter Untergang der Waare, der erfolgte,

ehe ihr Eigenthümcr in gefahrlose Gewahrsam eingetreten war,

vefrcyt von der Teilnahme am Ersaz.

i38 i f. Er begründet jedoch keine El>saz > Forderung an andere

völlig gcrcccete Sachen, wenn nicht der zweite Untergang von neuem

als Rcttungs < Aufwand vcreigenschaftct war.

i38 i z. Bey der Wahl der aufzuopfernden Sachen müssen

jene, deren Gefahr die größte, deren Verlust der leichteste, un>

deren Hingabe die wirksamste ist, vor Anderen aufgeopfert werden.

i36 i b. Unmittelbar nach vorübergegangener Gefahr, wenn

es während derselben nicht geschehen tonnte, muß durch aufgerufene

richterliche Dazwischentunft der Stand der Gefahr, die Beschaffenheit

der aufgeopferten und geretteten Sachen, und die Wirksamkeit der

Rettung auf Betrieb derer, hie Ersaz erwarten/ oder derer, denen

die verlorne Sachen anvertraut waren, richtig gestellt werden.

* Vierter Abschnitt.

Von Empfehlungen und Rathschligen.
« . Wer eine Person an einen Dritten empfiehlt, steht

nicht gut für dieselbe, wenn es nicht namentlich für ein bestimm»

te« Rechts «Geschäft und unter Versicherungen der Unnachtheiligkeit

desselben geschieht.

»3yi »l>. Wer bey «iner Empfehlung gewisse Eigenschafte»

de« Vermögens und der Person namentlich versichert, haftet für

den Schaden, der au« deren Abwesenheit entsteht.

,38» »c. Wer de« Andern auf Befragen einen »ath ohne

Gefährde gibt / der wird für den Erfolg nicht verantwortlich,
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nicht der Nachfragende dessen Rath für sein Vcüchmcn einzuholen
verbunden war , oder an ihn als Sachverständiger sich gewendet
hatte / und in einem oder ander»« Fall sein Räch ungeschickt war.

i33i «<l. Die llngcschilklichkeic eine« Raths muß d«/ wo der
Räch aus Amtspflicht gegeben werden muß, aus Bildung und Lage
des R>ithgcbcrs, oder aber, wo jemand ihn als Sachverständiger gab/
aus den gemeinen Regeln des Kunstgcbrauchs bcurthcilt werden.

»«. Wer unaufgefordert Rath gibt, und dessen Befol»
gung durch Zuspruch betreibt, haftet als Bürge oder als Urheber
der Handlung.

Zweptes Kapitel.
V o n Vergehen I»nd Versehen.

»382. Jede unrechte That eines Menschen, welche
einen Andern beschädigt, verbindet den Thäter zur Ent-
schädigung.

1W2 ». Unrecht ist die That/ »«mit entweder ein an sich »er»
botcncs Unternehmen vol l führt, oder eine in sich erlaubte Unternch«
wl'ng von einer unberechtigten «Person / «der auf eine widerrechtliche
Weise wissentlich verrichtet wird.

»3»2. b. All« durch eine unrechte That auch unvorsäzlich bc«
schädig« Personen haben , in Recht auf Entschädigung.

»382. e. A l ler , durch die unrechte That auch unabsichtlich ver»
»rsachte Schaden muß ersczt »erden.

1N2. 6. Aon mehreren Thaten, die ,u einem «»-folg zusammen«
»i rk tm, sind alle jene/ die vorsiillich handelten, sammtverbindlich.

»3»2. «. Die «ntschädigunK richte« sich nach de« Maaistaa»
der im vierten Abschnitt de« dritten «ap i t t» über den durch G «

v»ranl«ßt,n Schaden autzestcllt ist,

5 Bey perMichm Beschädigungen besieht die
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dizung in den Herstellungskosten und in dem entbchrtcn Vcroicnst
des Beschädigten: Schmcrzcngcld kann nicht gefordert werden.

»3U3. Jedermann i s t , außer dem Schaden den «r

durch seine That zu füg t , auch jenen zu ersezen schuld«,

der durch seine Nachlässigkeit oder Unverständigkeit für eins«

Andern entsteht.

i3S3, ,. Die Entschädigung richtet sich hier nach denen oben
im vierten Abschnitt des dritten Kapitels gegebenen Regeln über de»
durch Perschulden verursachten Schaden.

»384. Ein jeder muß auch für jenen Schaden haften,

welcher von Personen verübt wird, für welche er gutste-

hen soll, oder von Sachen, die er in Verwahr hat.

Der Vater, und nach dessen Tod die Mutter, sollen
für ihre minderjahlig«, Hey sich habende, Kinder gutstehen.

Hausherrn und Geschäftsgeber für das Benehmen
ihres Hausgesindes und ihrer Geschäftsträger in denen
ihnen anvertrauten Verrichtungen.

Lehrer und Gewerbs-Meister für das Benehmen ihrer
Zöglinge und Lehrlinge in der Zeit, wo sie unter ihrer Auf-
sicht sind.

Die oben bemerkte Verantwortlichkeit tritt e in, so

lang nicht die deSfalls in Anspruch zu nehmende Personen

beweisen / daß sie die Handlung, wofür sie verantwortlich

gemacht werden wollen, nicht haben hindern können.

»384. ». Eben so ist der Hau« < sigenthümer, oder derjenige
Miethmann, de« da« Ganze überlassen ist, verantwortlich für den
Schaden, der durch unvorsichtige Handlung?« seiner Vieth» oder
After,Micthlcute, oder derer die bep ihnen sind/ au« dem Hause
oder Stockwerk Andern vorübergehenden zugefügt w i rd / vorbehaltlich
«ints Rückgriff auf die Schuldigen.
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,285. I n gleicher Weise ist der Eigenthümer eines

Thiers, so wie derjenige der sich dessen bedient, lezterer

jedoch nur für die Zeit , da es zu seinem Gebrauch war,

verbindlich den Schaden zu ersezen, den das Thicr verur-

sacht, es mag in ihrer Gewalt sich befunden haben, ein-

laufen oder verirrt gewesen seyn.

,385. «. Wer jedoch das Thier hingtbt, oder den hocken
Wcrth desselben bezahlt, kann zum Ersaz einer höhcrn Schadcns»
Rechnung nicht angehalten werden.

i386. Der Eigenthümer eines Baues ist für den

Schaden verantwortlich, den es durch Einsturz verui-

sacht, sobald solcher in Fehlern der Bauart oder im Man-

gel der Unterhaltung seinen Grund hatte.

,386. ,. Bcy besorglichcr Gefahr eines Schadens kann lxr

Nachbar auf Wegschaffung des Baufälligen oder Sicherheitsleistung

für dessen Unschädlichkeit dringen.

F ü n f t e r T i t e l .
Von H e y r a t h s - V e r t r a g e n und gegenseitigen

Rechten der Ehegat ten .

Erstes K a p i t e l .
Al lgeme ine Ve r fügungen .

»287. Das Gesez ordnet die Wirkungen der eheliche»

Gesellschaft auf das Vermdgen nur für jene Fälle, üb«

welche besondere Verträge nicht Vorsehung th«n. Jedes

Geding, welches den guten Mitten nicht zuwider ist/ bleibt

dem Gutfinden der Ehegatten unter folgenden Einschritt«

kungen überlassen.
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,588. Kein Vertrag darf die Rechte schmälern, die
zu der Gewalt des Manns über die Person der Fran und
der Kinder gehören, oder die dem Mann als Haupt der
Familie zustehen; keiner darf die Rechte, welche dem über«
lebenden Theil der Ehegatten unter dem Titel von der
e l t e r l i c h e n G e w a l t , und unter dem Ti te l von der
M i n d e r j ä h r i g k e i t , der V o r m u n d s c h a f t und
G e w a l t s - E n t l a s s u n g beygelegt sind, verandern;
keiner darf etwas festsezen, was gegen verbietende Ver-
fügungen dieses Gesezbuchs anstößt.

»H89. Ehegatten können in keine Weise Veränderun-
gen m der gefezlichen Ordnung des Erbrechts ihrer Kinder
oder Kindes - Kinder am elterlichen Vermögen oder des
Erbrechts ihre» Kinder untereinander einführen; Schen-
kungen oder Vermächtnisse in einer diesem Gesezbnch ge-
mäßen Ar t und Form sind damit jedoch nicht ausgeschlossen.

»390. Die Ehegatten dürfen nicht mehr allgemein
bedingen, daß ihre eheliche Gesellschaft nach Lands-Ge-
wohnheit/ Provinz-Gesez, oder Or ts - Recht bcurtheilt
werden soll, als welche durch das'gegenwartige Gesezbuch
abgeschafft sind.

13g». Ihnen bleibt jedoch erlaubt, im Allgemeinen
zu «klären, daß sie ihre Heirath entweder nach dieser und
jener in diesem Gesezbuch ausgedruckten Regel der ehe-
lichen Güter - Gemeinschaft, oder Nicht - Gemeinschaft,
oder nach Gesezen der Bewionmng wollen gerichtet wissen.

I m Fal l der erwählten ehelichen Gütergemeinschaft
oder Nichtgemeinschaft sind die Rechte der Ehegatten und
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ihrer Erben nach den Vel-ordnunyen des zwcyten Kapitell

des gegenwärtigen Titels zu richten.

I m Fal l der Bewibmung sind ,'hre Rechte nach den

Verordnungen des dritten Kapitels zu beurthellen.

^ 9 2 . Das bloße Geding, daß die Frau einige Güter

als von ihr oder Andern ausgeseztes Heyraths - Gut ein-

bringt, ist nicht hinreichend, um Vewidmungs-Recht

darauf zu behaupten, wenn sanst in dem Ehe - Vertrag

nicht ausdrücklich dieses festgesezt ist.
Die bloße Erklärung der Ehegatten, daß sie sich ohne

Güter-Gemeinschaft verehelichen, oder daß eine völlige

Absonderung der Güter unter ihnen statt habe, reicht auch

nicht zu , um eine bewiddmete Ehe anzunehmen.

1893. Wo ein Ehe-Vertrag die Gütergemeinschaft

nicht aufhebt, oder ihr nicht besondere erlaubte Bestimmun-

gen g ib t , da gelten die Grundsäze, die im ersten Theil deS

zw««ten Kapitels festgestellt sind, als gemeines Recht im

S t a a t .

» 3 ^ . ». Hiervon ist der UVel auegenommen, bey welchem di«
im ersten Absaz des neunten Abschnitts der zwepten Abtheilung ge«
lachten Kapitels S a j iö3o — ,535 beschriebene Nicht, Oemcinschaft
die Regel macht.

»394. A l l e E h e - V e r t r ä g e sollen v o r der Hey ra th

durch einen Staatsschreiber schriftlich abgefaßt »erden.

»395. Nach geschlossener Ehe leide» sie keine VerHn-

dtlung.

'396. Veränderungen vor Schließung der Ehe müs-

sen ln gleicher Form, wie der Heyraths - Vertrag beu»

kündet s«,n.
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Keine Veränderung, kein Neben- oder Gegen-Ver«

trag gi l t , zu dem nicht alle Personen, die den Ehe-Ver-

trag, mit bewilligten, gleichzeitig mitgewirkt und einge-

willigt haben.

l5>7. Alle Veränderungen Neben- und Gegen-Ver-

tragt/ auch wenn sie die Form des vorhergehenden Sazes

haben, bleiben für Dritte ohne Wirkung, sobald sie nicht

der Urschrift des Heyraths-Vertrags als Anhang beyge-

sügt worden sind; der Staatsschreiber darf bey Strafe

der Entschädigung der Bctheiligten und nach Umständen

noch schwererer Strafe kein« urschriftliche oder abschriftliche

Ausfertigung des Heyraths-Vertrags ausliefern, ohne die

Vcräuderung, Neben - oder Gegen-Verträge ihnen unmit-

telbar anzuhangen.

»3)8. Ein Minderjähriger, der heyrathsfähig ist,

kann all? Bedingungen bewilligen, die bey dem Ehe - Ver-

trag statt haben; die demselben einverleibte Bewilligun-

gen und Schenkungen sind gültig, sobald zu dem Vertrag

diejenigen Personen mitgewirkt haben, deren Einwilligung

zur Gültigkeit der Ehe erforderlich ist.

Z w e y t e s K a p i t e l .

V o n der ehelichen Gü te r -Geme inscha f t .

»399. Die eheliche Güter-Gemeinschaft, sie ent«
springe aus Gefezen oder Vertragen, .fangt von dem
Tag an, da die Ehe vor dem Beamten des bürgerlichen
Standes geschlossen ward. Man kann kein andres AnfangS-
Ziel bedingen.
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Erste Abtheilung.
Von der gesezlichen Güter -Gemeinschaf t .

14««. Die Gemeinschaft, welche aus der bloßen Er-
klärung entspringt, daß man sich nach den Gnmdsäzen
einer ehelichen Güter: Gemeinschaft verheyrathe (Saz
^ 9 , . ) , oder daraus, daß kein Ehe-Versrag geschlossen
ward (Eaz »3l)3), richtet sich nach den Säzen der folgen-
den sechs Abschnitte.

Erster Abschnitt.
Vermögen und Schulden der Gemeinschaf t .

§. l .

Von dem Vermögen der Gemeinschaft.

»4«»> Das Vc>mögen der Gemeinschaft besteht:
1.) aus der fahrenden Haabe, welche die Ehegatten

in Anfang der Ehe bcsizen, und welche ihnen während
der Ehe zufallt, sey es durch Erbrecht, oder durch Schen-
kungen, bey welchen das Gegentkeil nicht bedungen ist.

2.) Aus den Flüchten, Einkünften, Zinsen und
Gefällen aller Ar t , die während der Ehe verfallen oder er-
hoben werden, von dem anfänglichen oder während der
Ehe erworbenen Vermögen aller Art.

3.) Alle errungene Xi'egenschaften.
l4"H. Jede Liegenschaft wird als errungen betrachtet,

von welcher nicht bewiesen wird, daß einer der Ehegatten
schon vor der Ehe Eigenthnmer oder rechtmäßiger Besizer
war, oder daß sie während der Ehe durch Erbrecht «der
Schenkung ihm zugefallen sey.
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»4«3. Die Holzschläge, ingleichem die Ausbeutet»«

Steinbrüche und Bergwerke fallen in die Gemeinschaft, so

weit sie unter die Nüzungen eines Nuznießers gerechnet

werde» können; nach den unter dem Titel : von der

N u z n i e ß u n g , der Nuzung und der Wohnung

erklärten Regeln.

Blieben die Holzschläge unbenuzt, die nach diesenRe-
geln während der Gemeinschaft gemacht werden durften,
so hat derjenige Theil der Ehegatten, welcher nicht Ei-
genthümer des Bodens ist, oder dessen Erbe hiefür Ersaz
zu fordern.

Von Steinbrüchen und Bergwerken, die erst wahrend

der Ehe eröffnet werden, fallt die Ausbeute nur mit der

Last der Vergütung oder Entschädigung des nicht gemein-

schaftlichen Bodens in die Gemeinschaft.

»4"4> Von Liegenschaften, welche die Ehegatten an
dem Hochzeit-Tag bcsizen, oder während der Ehe erer-
ben, gehöret das Eigenthum nicht in die Gemeinschaft.

Hätte aber Einer der Ehegatten nach geschlossenem
Heiraths - Vertrag, der eine Gütergemeinschaft festseztc,
wiewohl vor Vollziehung der Ehe, ein Grundstück er-
worben; so fällt solches in die Gemeinschaft, wenn es
nicht kraft einer Verfügung des Heyraths-Vertrags auge-
schaft wurde, in welchem Fall es nach dieser beurtheilt
wird.

»4o5. DaS Eigeuthum solcher Liegenschaften, welche
wahrend der Ehe einem von beyden Ehegatten geschenkt
wnrden, fällt nicht in die Gütergemeinschaft, sondern ge-
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hört dem Geschcnknehmer allein, sofern nicht die Schen-
kung sie ausdrücklich der Gemeinschaft zuweiset.

Liegenschaften, welche Eltern oder Ahnen Ei-
nem der Ehegatten überlassen oder abtreten, um ihn für
eine Schuld zu befriedigen, oder um daraus Schulden des
Gebers bey Fremden zu berichtigen, fallen nicht in die Ge-
meinschaft, vorbehaltlich des Ersazes dessen, was aus ge,
mcinschaftlüHcm Vermöge» darauf verwendet wird.

1407. Ein unbewegliches Gut, das während der

Ehe gege» cm Anderes, Einem der beyden Ehegatten al-

lein gehöriges, eingetauscht wird, fällt nicht in die Ge-

meinschaft, und tritt an die Stelle des Vertauschten,

vorbehaltlich des Ersazes wegen etwaigem Aufgeld auS

dem gemeinschaftlichen Vermögen.

Stande'« Ehegatte wegen eines Grundstücks
in ungetheiltcr Gemeinschaft mit Andern, und erwarb
währe: d der Ehe den Theil seines Mitgemciners auf irgend
eine Al s; so gehört dieser nicht unter die Errungenschaft,
jedvH muß der Gemeinschaft die Summe zu gut geschrie-
ben werden, die sie zu dieser Erwerbung hergegeben hat.

Hat der Mann allein und in eigenem Namen ein un-
bewegliches Gut ganz oder zum Thcil an s,ch gebracht,
worauf die Ehefrau ein ungetheiltes Gemein schastö-Recht
hatte; so hat die Frau bey Auflösung der Gütergemein-
schaft die Wahl, entweder das Gut der Gemeinschaft zu
überlassen, die alsdann der Ehegattin ihren Antheil am
Preiß ersezen muß, oder das Gut an sich zu ziehen, und
der Gemeinschaft den Erwerbs«Prelß zu vergüten.
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§. II.

V o n den b e z a h l e n d e n Schu lden der Gü te r»
G e m e i n s c h a f t , u n d v o n den K l a g e n , die

d a r a u s w i d e r sie e n t s t e h e n .

1409. Zu den bezahlenden Schulden der Güter-Ge«
meinschaft gehöre»,

1. Alle fahrende Schulden der Ehegatten am Tag
der geschlossenen Ehe, desgleichen die fahrenden Schulden
der Erbschaften, die ihnen während der Ehe anfallen,
mit Vorbehalt der Vergütung des Schuld-Betrags, der
Liegenschaften angeht, welche einem oder dem andern Ehe-
gatten eigen sind.

2. Alle Schulden, welche während der Gemein-
schaft der Mann oder die Frau mit Bewilligung deS
Manns , gemacht hat, sie bestehen in Kapitalien, Rück-
ständen, oder Zinsen, vorbehaltlich der Vergütung, in
den Fällen, wo sie statt hat.

2.) Alle Rückstände und Zinsen von Renten oder
bezahlten Schulde«/ die Einem der.bcedcn Ehegatten allein
eigen sind.

4.) Dl« Unterhaltung«-Kosten der beygebrachten
kiegenschaften, so weit sie der Nuznießer zu tragen hat.

5.) Die Ernährung der Ehegatten, ErziehungS«
und UnteihaltungS-Kosten der Kinder und alle übrige«
Lasten der Ehe.

i4»c>. Für Fahrniß-Schulden der Frau v o r der
Ehe hat die Gemeinschaft nur alsdann zu haften, wenn
sie auS einer vor der Ehe verfaßten öffentlichen Urkunde
entstanden find, oder ungezweifelt Tag und Jahr einer

frü-
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früheren Zeit durch die Eintragung in öffentliche Akten,
oder durch den Tod einer oder mehrerer Personen / die diese
Urkunde unterzeichnet hatten/ erhielten (Saz l328).

Wer aus einer Urkunde, deren Tag und Jahr nicht
zuverlässig der Ehe vorhergeht, als Gläubiger der Frau
auftr i t t , kann nur aus dem bloßen Grund-Eigenthum der
ihr eigenen Liegenschaften seine Befriedigung fordern.

Der M a n n , der eine solche Schuld für seine Frau
zahlt, kann weder von ihr selbst noch von ihren Erben die
Einwerfung eines Ersazes in die Gelneinschaft fordern,
ohnbeschadet der Aufrechnung auf der Frauen Gemein«
schafts- Antheil.

141 l . Fällt dem Einen oder dem Andern Ehegatte«
während der Ehe eine Erbschaft an , die allein aus be-
weglichen Güter» besieht; so fallen die darauf haftenden
Schulden ganz auf die Gemeinschaft.

»4l2. Besteht eine in der Ehe angefallene Erbschaft
eines Ehegatten nur aus unbeweglichen Gütern; so fallen
die Schulden nicht auf die Gemeinschaft; die Gläubiger
haben nur das Recht aus der ererbten Liegenschaft ihr«
Zahlung zu fordern.

Wo der Mann der Erbe ist, da dürfen die Erb-GIau«
b'ger aus des Manns eigenem Vermögen, oder aus dem
Gemeinschafts - Gut ihre Zahlung fordern; lezternfalls
bleibt die Vergütung der Ehegattin oder ihren Erben vor<
behalten.

l4 '3 . Hat eine Ehefrau «in« nur aus Liegenschafte«
bestehende Erbschaft mit Einwilligung ihres Mannes an«
genommen, so können die Erb-Gläubiger au« der Ehe«

«es.jbuch. A h
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Gattin eigenem Vermögen ihre Zahlung fordern; würde

sie aber von ihr nur zu Folge einer auf die Weigerung des

Manns von den, Gericht erhaltenen Ermächtigung ange.-

nommen; so können die Glaubiger, für welche die ererbte

liegenschaften nicht hinreichen, nur auf das Grund-Eigen«

thum des übrigen eigenen Vermögens der Frau rückgieifen»

1414. Besteht die angefallene Erbschaft eines Ehe-

gatten theiltz aus liegender, theils aus fahrender Haabe;

so fallen die darauf haftenden Schulden auf die Gemein«

schast nach dem Verhältnis der fahrenden Haabe zu den

Liegenschaften, die Gemeinschaft trägt den Schulden«

Th«il der fahrenden Haabe.

Der Betrag wird berechnet nach deck Erb - Verzeichnis

das der Mann fettigen lassen muß, sey es in eigenem

Namen, wenn das Erbe ihn selbst angeht, oder als Ehe«

Vogt, wenn eine der Frau angefallene Erbschaft in

Frage ist.

l<p5. Der Mangel eines Erb - Verzeichnisses kann

der Ehegattin oder ihrer Erben keinen Nachtheil bringen;

nach aufgelöster Güter- Gemeinschaft darf sie die ihr von

Rechtswegen gebührenden Vergütungen fordern, und so«

wohl durch Rechts - Urkaadrn und Haus - Bücher, als durch

Zeugen, und im Nothfall durch den gemeinen Ruf, bewei«

sen, worin« die nicht verzeichnete führende Haabe bestan-

den, und welchen Werth sie gehabt habe.

Der Mann ist niemals zu diesem Beweis zuzulassen.

'4»6. Die Verfügungen des »4»4. SazeS hindern
die Gläubiger einer theils anS Fahrniß, theils aus kie-
s«n/chaft bestehenden Erbschaft nicht, ihre Befriedigung
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aus den Gemein schafts-Gütern zu fordern/ diese mag

dem Mann oder der Frau angefallen seyn, wenn nur im

leztern Fall sie mit Bewilligung des Manns von ihr an-

genommen wurde, alles vorbehaltlich der gegenseitigen

Vergütungen.

Gleiche Bewandniß hat es, wenn die Erbschaft von

der Ehegattin aus gerichtlicher Ermächtigung angenom»

men wurde, die daherrührende fahrende Haabe aber mir

dem Gemeinschafts-Vermbgen vermischt worden ist, ohne

vorher ein Erb-Nerzeichniß zu errichten.

Ist die Erbschaft wegen Weigerung des
Manns aus gerichtlicher Ermächtigung von der Frau an-
genommen und ein Erb - Verzeichnis errichtet worden ; so
könne» die Gläubiger zu ihrer Befriedigung nur auf die
Erb schafts-Fahrniß und Liegenschaft, so weit aber diese
nicht hinreichen, nur auf das bloße Grund - Eigenthum
des übrigen eigenen Vermögens der Ehegattin greifen.

»4»ll. Di« Regeln, welche im »4»». Saz und den

folgenden festgesezt sind, werden auf die einer Schen»

tung obliegenden Schulden eben so, wie auf erbschaft-

liche angewandt.

»419. Hat die Frau mit Bewilligung des Manns

Schulden gemacht, so können die Gläubiger zu ihrer Be-

friedigung sowohl das Gemeinschafts - Vermögen «ls das

Eigene des Manns oder der Frau angreifen/ oorbehalt,

llch der Vergütung, welche der Gemeinschaft, oder der

Entschädigung, die dem Mann gebührt.

»42a. Jede Schuld, welche die Frau kraft einer von

B b »
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dem M a n n erhaltenen allgemeinen oder besondern Voll«
macht gemacht h a t , fä l l t auf die Gemeinschaft, und der
Gläubiger kann dafür seine Zahlung weder von der Frau
noch aus ihren eigenen Gütern fordern.

1420. «. Eine Frau, welche die gemcinschaftlichc Haushaltung
filhrt, hat dadurch allein schon Macht für alle in einer ordcntli»
chen Wirtschaftsführung cinbegviffene verbindliche Handlungen.

Zweyter Abschnitt.
V o n d e r V e r w a l t u n g d e r G e m e i n s c h a f t u n d
d e m E i n f l u ß d e r H a n d l u n g e n d e r E h e g a t t e n

auf solche.

»42,. Der Mann verfügt allein über das Gemem-

schafts« Vermögen.

Er kann es ohne Einwilligung der Frau verkaufen,

verändern und verpfänden.

,422. Er kann durch Handlungen unter Lebenden über

Gemeinschafts - Liegenschaften, über die Gesammtheit

der Fahrniß oder über einen Antheil derselben unter einem

unentgeltlichen Titel nicht verordnen, es sey dann zur

Ausstattung gemeinschaftlicher Kinder.

Er darf unentgeltlich einzelne Fahrnißstücke an andere
Personen begeben, wenn er sich die Nuzung davon nicht
vorbehält.

»423. Schenkungen des Ehemanns durch lezte Wil-

lens-Verordnungen, dürfen seinen Antheil an der Güter-

Gemeinschaft nicht, übersteigen.
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Hat er eine Gemeinschafts-Sache vermacht, so kan»

der Geschenk-Nehmer sie nicht im Stück fordern, sobald

die geschenkte Sache Hey der Theilung nicht in das LooS

de>- Erben des Manns fä l l t , sondern der Vermächtniß-

Nchmer hat, aus dessen Antheil an der Güter-Gemein-

schaft , und aus dessen eigenem Vermögen die Vergütung

des Werths der geschenkten Sache zu suchen.

»424. Geldstrafen wegen Verbrechen des Mannes,

die den bürgerlichen Tod nicht nach sich ziehen, können

aus den Gütern der Gemeinschaft beygetrieben wer-

den; der Frau bleibt die shr gebührende Vergütung vor,

behalten. Strafen, welche die Frau verwirkt hat, kön-

nen so lange die Güter-Gemeinschaft dauert, nur aus

dem bloßen Grund - Eigenthum ihres eigenen Vermdgens

haften, so weit der Mann nicht mit in Schuld ist.

1426. Verurtheilungen des Einen der beeden Ehe«

gatten wegen eines Verbrechens, daS den bürgerlichen

Tod nach sich zieht, treffen nur seinen Antheil an dsr

Güter-Gemeinschaft und sein eigenes Vermögen.

»426. Handlungen, welche die Frau ohne Bewilli-

gung des Manns selbst unter gerichtlicher Ermächtigung

geschlossen hat, begründen keine Verbindlichkeit für das

Gemeinschafts-Vermögen, aufier, »0 sie als Gtwerbs,

Frau in Geschäften ihrer Handlung Verträge schließt,

oder als Vogtsfrau nachIusaz ö,Z b, ingleichem als Haus-

Frau nach Zusaz »42a «.

»427. Eine Frau kann sich weder selbst verbinden,
«och die Gemti'nschafts«Güter verpfänden, wäre es such.
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nm ihren Mann aus dem Gefängniß zu befreyen, oder

um in Abwesenheit des Manns ihren Kindern eine Ver-

sorgung zu verschaffen, sie sey dann vorher von dem Ge-

richt hiezu ermächtigt.

1428. Der Mann hat die Verwaltung alles eigenen

Vermögens der Frau.

Er kann alle Rechte der Frau <u»f Besiz oder auf

fahrende Haabe allein gerichtlich austragen.

Er kann ohne Bewilligung seiner Frau die ihr eigene

liegenschaften nicht veräussern.

Er haftet für jeden Abgang an den eigenen Gütern

seiner Frau, der durch Unterlassung der Erhaltungs-Vor-

sorge verursacht ward.

,428. ,. Die Frau kann sich vom Richter ermächtigen lassen,
den Rcchtistrittigkliten, welche ihr Mann ihrenthalben führt, blyzu«
treten, wenn sie es für ihre Angelegenheiten zu bedürfe» glaubt.

1429. Verpachtungen des Manns über Güter der

Frau auf mehr als neun Jahre, sind, wenn die Güter-

Gemeinschaft aufgelöst wird, für die Frau und ihre Er-

ben weiter nicht verbindlich, als für diejenige Zeit, die

an den ersten neun Jahre« noch übrig ist, wenn sie noch

laufen, oder an dem zweyten und so weiter, der Pachter

kann also nur für denjenigen Zeitraum von neun Jah-

ren, worin« er sich wirklich befindet, im Pacht bleiben.

»480. Wird das Gut der Frau von dem Mann mehr

als dre» Jahr vor Ende der laufenden Pachtung, be»

Feld-Gütern, oder mehl als zwey Jahre vor Ablauf der

vorigen Miethe, bey Häusern, neu in Bestand gegeben̂

so ist dieses kraftlos, wenn nicht der neue Bestand vor
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Auflösung der Güter-Gemeinschaft schon zu lqufen an-
gefangen hat.

142«. ». Auch wo der Gestand zu Recht besteht / wird er «durch
den Tod des Mannes aufkünd l ich , falls die Frau ihn nicht mit<
gegeben hat. — Die Auftündigungs » Frist ist in diesem Fall ein
Jahr vom 23ttn Oktober an, für Feldgüter; und ein halb Jahr
vom gewöhnlichen Miethveränderungs«Ziel an, für Hauimiethen.

! 4 3 l . Ecne Frau« welche für die Güter-Gemein-

schaft oder für ihren Mann sich mit diesem als Sammt?

Schuldnerin darstellt, gilt in Beziehung auf ihn nur

als Bürge, Für die übernommene Verbindlichkeit ge-

bührt ihr Entschädigung.

»432. Der M a n n , der für einen von seiner Fra»

gescheheneu Kauf eines ihr eigenen Grundstücks unter

Sammt. Verbindlichkeit od<r auf and«« Art die Gewahr

übernommen hat , darf , wenn er deshalb i« Anspruch

genommen wirk« den Rückgriff auf sie nehmen, um

aus ihrem Antheil der Güter - Gemeinschaft, oder aus ih-

rem eigenen Vermögen entschädigt zu »«den.

1433. I s t elu Grundstück des einen Ehegatten ver-

kauft , oder sind Dienstbarleiten mit Geld abgekauft wor-

den« wozu d«r ein« Ehegatte herechtigt war , und die Ge<

meinfchaft hat den Preiß bezog«», >chne daß er anderswo

Wieder angelegt worden; sy hat der betreffende Ehegatte

diesen Preiß aus der Gemeinschaft voraus z« ziehen.

, 4 » . ». Unk so überhaupt den W«th jeder Sache, die »tt
licg«nsch«ft in die «he gebracht« und au« irgend ein«m Gr»uch in
Geld «der Velds»erch uWg«w«nd<lt «erden ist.

»424. Der Mann m»ß den ikr l ts fche wieder ang,«



V92 l ü . P. V, T- Von Heyrachs-Perträgcn u. Rechten der Ehegatten.

legt gegen sich gelten lassen, wenn er bey einer neuen

Erwerbung erklärte, sie sey mit dem Erlös aus einem

ihm eigen gewesenen Grundstück und zum Ersaz des

Veräusserten geschehen.

1435. Die Erklärung des Manns, daß eine Erwer-

bung mit dem Erlös eines von der Frau verkauften

Grundstücks und zu dessen Ersaz geschehen sey, genügt

nicht, solang diese Erwerbung zum Ersaz nicht von der

Ehefrau förmlich angenommen worden ist. Unterbleibt

diese Annahme; so beschrankt sich ihr Recht durch die

Auflösung der Güter-Gemeinschaft auf Vergütung deS

Erlöses aus ihrem verkauften Grundstück.

»426. Der Erlös eines Grundstücks des Manns
»,'rd einzig aus dem gemeinschaftlichen Vermögen vergü-
tct; der Erlös einer Liegenschaft der Frau muß aus dem
eigenen Vermögen des Manns ersezt werden, wenn das
Gemeinschaftliche nicht hinreicht. I n allen Fällen wird
nur jener Preiß vergütet, wofür die Sache verkauft wor-
den ist, der Wcrth des peväusserten Grundstücks sey, wel-
cher er wolle,

,437. Für jede aus dem gemeinschaftlichen Vermö-

gen gehobene Summe, womit eigene Schulden oder La-

ste« eines der beeden Ehegatten bestritten werden, zum

Beyspiel. Zahlung des Kauf-Preises eines ihm eigen-

thümlichen Grundstücks, Ablösung eigener Grundlnsten,

Aufwand für Erhaltung eigenen Vermögen«, für Wer,

besserung «der Wieder, Erlangnng desselben, und über«

Haupt für jeden vy« Einem de» Ehegatten einseitig bezo«
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genen Vortheil aus dem gemeinschaftlichen Vermögen, ist

Vergütung zu leisten.

»433. Die Ausstattung eines gemeinschaftlichen

Kinds beeder Eltern, wobey der Antheil eines Jeden nicht

ausgedruckt worden, wird als gleichtheilig mit dem Ge-

meinschafts-Antheil gegeben angesehen; sie mag in Stü-

cken , welche zur Gemeinschaft gehörten, oder in eigenen

Gütern des einen oder des andern Ehegatten gegeben oder

versprochen worden seyn<

I n dem leztern Fall gebührt dem Ehegatte», aus des-

sen eigenem Vermögen die Ausstattung geschehen ist, aus

dem Vermögen des Andern, der Antheil der Aussteuer in

dem Wcrth, den die hergegebene Sache zur Zeit der Schen-

kung haue.

»4^9. Die Ausstattung, welche der Mann allein ei-

nem gemeinsamen Kind aus gemeinschaftlichem Vermögen

gibt, fällt der Gemeinschaft zur Last, und die Frau, wel-

che der Gemeinschaft sich theilhaftig macht, muß den A„-

theil an der Ausstattung tragen, wenn der Mann nicht

ausdrücklich erklärt, daß er ihn ganz, oder zu mehr als

dem Antheil auf sich nehme.

'44». Wer HeyralhSgut gibt, muß dafür Gewähr
leisten.

Die Zinsen desselben laufen von dem Tag der geschlos-

senen Ehe, selbst wenn «in anderes ZahlungS-Ziel be.

ltimmtist, eswäre denn ausdrHcklich ein Anderes bedungen.
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D r i t t e r A b s c h n i t t .

V o n der A u f l ö s u n g der Gü te rgeme inscha f t

und e in i gen i h r e r Fo lgen .

»44». Die Gütergemeinschaft wird aufgelöst:

i.) durch den natürlichen Tod;

2.) durch den bürgerlichen Tod;

5.) durch Ehescheidung;

4.) durch Trennung zu Tisch und Bett ;

5.) durch Vermögeus - Absonderung.

»442. Die Unterlassung des Erbverzeichnksses nach

dem natürlichen oder bürgerliche» Tod eines Ehegatten

wirkt die Fortsezung der Gütergemeinschaft nicht; den

Betheiligten bleibt frey, ihre Ansprüche auf den Bestand

des gemeinschaftlichen Vermögens geltend zu machen, und

deren Beweis nicht nur durch Urkunden, sondern auch

durch den gemeinen Ruf zu führen.

Sind minderjährige Kinder vorhanden, so wirkt die

Unterlassung der Erbverzeichnung für den überlebenden

Ehegatten den Verlust der Nuznkeßung , und der Gegen«

Vormund, der nicht die Erbverzeichnung betrieb, wird

mit dem überlebenden Ehegatten, sammtverbindlich fül

alles das, was dem Minderjährigen zu gut erkannt werden

mag.

»443. Auf die Vermögens- Absonderung kann eine

Frau nur gerichtlich antragen, deren Heyrath«Gut in

Gefahr ist, und wenn die zerrüttete Vermögens «tage des

Manns befürchten laßt, daß sein Vermögen nicht hin«

reiche, um die Forderungen der Frau zu beftiedigen, und

ihr Beybringen zu erganzen.
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Jede ausserordentliche Vermögens-Absonderung ist
««gültig,

»444> Auch die gerichtlich erkannte Vermögens-Ab-

sonderung ist ungültig, wenn sie nicht in Vollzug gesczt

worden ist, sey es durch die nach Kräften des männlichen

Vermögens wirklich erfolgte und öffentlich beurkundete Be-

friedigung für ihre Forderungen und Rückforderungen,

oder wenigstens durch ein in den ersten vierzehn Tagen

nach dem Unheil angefangenes und ununterbrochen fort-

geseztes Vollzugs - Verfahren.

'445. Jede Vermögens - Absonderung muß vor dem
Vollzug, durch Anschlagung «uf einer hiezu bestimmten
Tafel, an den, Art des ordentlichen Gerichts den Eheleu,
ten, und überdies, wenn der Ehegatte Kaufmann, Wech«
selherr, oder Großhändler ist, in dem Saal des Handels-
Gerichts seines Wohnsizes, öffentlich bekannt gemacht wer«
den, sonst ist der Vollzug ungültig.

Ein Urtheil, das auf Vermögens - Absonderung «r«
kennt, geht in seinen Wirlungen zurück bis zum Tag der
«ingereichten Absonderung« - Bitte.

»446. Gläubiger, welche an die Frau allein zu for?
der« haben, können ohne ihre Einwilligung nicht auf Ver-
mögens, Absonderung dringen.

Sie können jedoch, wenn der Mann in Gant, oder

sein Vermögen in Verfall geräth, nach Belauf ihrer For.

derungen die Rechte ihrer Schuldnerin ausüben.

»44?. Di« Gläubiger des Mann« können «ine zum
Nachtheil ihrer Rechte «kannte Vermögens-Absonderung,
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selbst nach dem Vollzug noch gerichtlich anfechten, sie kön-

nen in dem Verfahren auf Absonderung als Beylläger

auftreten, um zu widersprechen.

1448. Eine abgesonderte Frau muß nach Verhältniß

ihres und des mannlichen Vermögens zu den Kosten der

Haushaltung, auch der Erziehung gemeinschaftlicher Kin-

der beytragen.

Sie muß diese Kosten allein tragen, wenn dem Mann

nichts übrig blieb.

1449. Eine Frau, die von Tisch und Vett geschieden

ist, oder auch nur eine Vermögens-Absonderung er-

wirkt hat, tritt in die freye Verwaltung ihres Vermö-

gens zurück.

Sie kann über ihre fahrende Haabe verfügen, und

sie verausscrn.

Ihre Liegenschaft kann sie nicht veraussern, wenn

nicht der Mann einwilligt, oder im Widerspruchs-Fall

das Gericht sie ermächtigt.

1460. Für die Nicht, Verwendung des Erlöses einer

unbeweglichen Sache, welche die Frau nach erfolgter

Güter-Absonderung unter Ermächtigung des Gerichts

»erausserte, oder für deren Nichtwieder-Anlage haftet der

Mann nicht, er habe dann zu dem Vertrag mitgewirkt,

oder das Geld erweislich in Empfang genommen, oder

Nuzen aus der Verwendung gezogen.

Er muß für Nicht-Verwendung oder Nicktwied«-

Nnlage haften, wenn der Verkauf unter seiner Mitwir-

kung und mit seiner Einwilligung geschehen ist; aber nicht

für die Nüzlichkeit der Verwendung.
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1461. Eine Gütergemeinschaft, welche durch Schei-

dung von Tisch und Bett oder durch Vermögens-Abson,

derung aufgelöst worden ist, kann mit Bewilligung beeder

Theile wieder hergestellt werden.

Dieses geschieht nur durch eine vor Staatsschreibeln

errichtete Urkunde, wovon der Aufsaz unter dessen Ver-

wahrung bleiben, und eine Ausfertigung in der im 1446.

Saz bestimmten Form angeschlagen werden muß.

I n diesem Fall tritt die wiederaufgelebte Gütergemein,

schaft in ihre vorige Wirkungen von dem Tag der geschlos»

senen Ehe an, gleich, als wäre niemals eine Vermögens-

Absonderung erfolgt, vorbehaltlich jedoch, daß Handlun-

gen, welche in der Zwischenzeit von der Frau, in Ge«

mäsheit des 1449. Sazes vorgenommen wurden, in

Kraft bleiben.

Ungültig ist jeder Vertrag, wodurch die Ehegatten

ihre Gütergemeinschaft unter andern als den anfänglich

abgeredeten Bedingungen aufleben lassen wollen.

Durch die Auflösung der Gütergemeinschaft,

durch Ehescheidung, Scheidung von Tisch und Bett, oder

bloße Vermögens-Absonderung/ fallen der Fraukeines-

wegs jene Rechte an, die ihr für den Fall zugedacht

wurden, da sie die kängstlebende seyn würde, ihr bleibt

«ber die Befugniß dazu, beym natürlichen oder bürgerlichen

Tode des Manns unbenommen.



3g8 !!!. B . V. T. Von Hey» aths<Vertragen u. Rcchcen der Ehegatten.

V i e r t e r Abschnitt.,
V o n der The i l nahme an der G ütergemein«

schaft, d e r E n t s c h l a g u n g d e r s e l b e n , und ihren

Bed ingungen .

»453. Wenn die Gütergemeinschaft aufgelöst wild,

so steht der Frau, ihren Erben und Rechtsfolgern frey,

sich deren theilhaftig zu machen, oder zu entschlagen; jede

Ucbereinkmft, welche dieser Freyheit zuwider läuft, ist

ungültig.

»464. Eine Frau, die sich eingemischt, das ist/ als

Tbcilhaberin an der aufgelösten Gemeinschaft sich benom-

men hat, kann ihrer sich nicht mehr entschlagen.

Handlungen der bloßen Verwaltung oder Unterhaltung

gelten nicht für Einmischung.

1455. Einer großjährigen Frau, welche in einer

Urkunde als GemeinschaftS - Genossin aufgetreten ist/

steht die Entschlagung nicht mehr zu, noch kann sie eine

Umstoßung der Annahme dieser Eigenschaft begehren, selbst

dann nicht, wenn sie vor Errichtung des Vermögens-Ver-

zeichnisses erfolgte, es sey dann von Seiten der Erben

des Manns ein Betrug untergelaufen.

»456. Die langstlebende Ehefrau, welche das Recht
der Güter«Gemeinschaft sich zu entschlagen bchalten will,
muß in drey Monaten von dem Sterbtag ihres Manns
an, ein getreues und genaues Verzeichnis alles Gemein-
schaftS-Vermbgens in Beyseyn der Erben dieses Man-
nes , oder nach deren gehöriger Vorladung errichten lassen.
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Bey dem Schluß der Vermögens - Verzeichnung muß
sie vor dem öffentlichen Beamten, der es aufgenommen
hat, versichern, daß es aufn'chrig und der Wahrheit ge,
was sey.

I n drey Monaten unö vierzig Tagen nach dem

Tod des Manns muß sie bey der Gerichtschreiberey deS

ordentlichen Gerichts des Manns ihre Entsagung crklä»

ren. Diese Erklärung muß dem Buch der Entsagungen

auf Erbschaften eingetragen werden.

1^58. Nach Umständen kann die Wittwe bey der
Gerichtsbehörde eine Verlängerung der Frist zur Entsa.
gung auf die Güter - Gemeinschaft nachsuchen. Diese
wird, nach Anhörung oder gehöriger Vorladung der Erben
de« Manns gestattet, wenn erhebliche Ursachen dazu vor-
handen sind.

5459. Das Recht, auf die Güter-Gemeinschaft Ver-
zicht zu thun, hat eine Wittwe dadurch, daß sie ihr nicht
in der obigen Frist entsagte, nicht verloren, wenn sie nur
übrigens sich in die Güter nicht eingemischt, und ein Ver-
mögens-Verzeichnis besorgt hat; sie kann nur so lang,
bis sie Verzicht gethan hat, als Genossin vor Gericht be-
langt werden, und ist alsdann zum Ersaz der Prozeß.
Kosten, die bis zu ihrer Entsagung auflaufen, verbunden.

Wurde das Vermögens - Verzeichnis vor Ablauf der
dley Monate geschlossen; so kann sie vierzig Tage nach
dessen Abschluß belangt werden.

'46a. Einer Wittwe, welche etwas aus der Güter.

Gemeinschaft unterschlagen oder verheimlicht hat, »uzt
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feine Entschlagung der Güter-Gemeinschaft; eine gleiche

Bewandniß hat es mit ihren Erben.

1461. Stirbt die Wlttwe vor Ablauf der drey Mo-

nate ohne ein Vermögens-Verzeichniß errichtet oder ge-

schlossen zu haben; so wird ihren Erben dazu eine neue

Frist von drey Monaten, von dem Sterbtag der Wittwe

an, und sodann eine von vierzig Tagen nach dem Abschluß

des Vermögens - Verzeichnisses als Bedenkzeit verstattet.

Stirbt die Wittwe nach gefertigtem Vermögens-Ver-

zeichniß, so haben ihre Erben nur eine neue Bedenkzeit

von vierzig Tagen, von dem Tod der Wittwe an.

Sie können übrigens auf die Güter-Gemeinschaft in

den oben bestimmten Formen Verzicht thun, und die Säze
und »469. sind auf sie anwendbar.

1462. Die Bestimmungen des 1466. SazeS und der

folgenden gelten den Ehe-Frauen, deren Manner sich

den bürgerlichen Tod zugezogen haben, von dem Augen-

blick an, da der bürgerliche Tod eingetreten ist.

»463. Eine Frau, welche von ihrem Mann völlig
geschieden oder von Tisch und Bett getrennt ist, und
nicht in drey Monaten und vierzig Tagen, nachdem auf
Ehescheidung oder Trennung endlich erkannt worden ist,
der Güter-Gemeinschaft sich theilhaftig macht, wird an-
gesehen, als hätte sie darauf Verzicht gethan, wenn sie
nicht in Zeiten bey Gericht nach Anhörung oder ordnungs-
mäßiger Vorladung des Manns eine Fristverlängerung
«rhält.

»464. Die Gläubiger einer Frau lbnnen eine Entsa,

gung.
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gung, welche zur Gefährde ihrer Forderungen von der

Frau oder deren Erben geschieht, anfechten, und der Ge-

meinschaft aus eigener Macht sich theilhaftig machen.

1466. Die Wkttwe, sie mag demnächst der Güter-

Gemeinschaft sich theilhaftig machen oder darauf Verzicht

thun, ist berechtigt, wahrend der drey Monate und vier-

zig Tage die,ihr zur Errichtung eines Vermögens - Ver-

zeichnisses und zur Bedenkzeit gestattet sind, den Unter-

halt für sich und ihr Hausgesinde aus dem vorhandenen

Borrath, und wenn es hieran gebricht, aus Anlehn für

Rechnung der gemeinschaftlichen Masse zu schöpfen, jedoch

daß sie sich dessen mit Mäßigung bediene.

Hat sie wahrend dieser Fristen in einem Haus ge«

wohnt, das unter der Gemeinschaft begriffen ist, oder den

Erben des Manns zugehört, so ist sie deshalb zu keiner

Miethe verbunden, und war das Haus, welches die Ehe-

leute zur Zeit der Auflösung der Güter-Gemeinschaft be-

wohnten, ein MiethhauS, so hat die Ehegattin wahrend

obiger Fristen zur Zahlung der Miethe nichts heyzutragen,

sondern diese wird aus der Masse bestritten.

»466. Wi'rd die Güter - Gemeinschaft durch den Tod

der Frau aufgelöst, so können ihre Erben in eben den Fri-

sten und Formen, welche das Gesez der längstlebenden

Ehegattin vorschreibt, der Gemeinschaft entsagen.

Fünfter Abschnitt.
Von der T h e i l u n g de« gemeinschaf t l iche»

V e r m ö g e n s nach e r f o l g t e r The i l nahme .

»467. Sobald die Frau oder ihre Erben der Güter-
Tlse,!'uch. C c
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Gemeinschaft sich theilhaftig machen, so theilt man das

Vermögen/ und die Schulden auf die hier unten bestimmt«

Weise.

§. I.

V o n der T h e i l u n g des V e r m ö g e n s

»468. Die Ehegatten oder ihre Erben werfen in die

Masse des vorhandenen Vermögens alles ein, was sie der

Gemeinschaft als Vergütung oder Entschädigung schuldig

sind, nach den oben im I I . Abschnitt der I. Abthei,

lung des gegenwärtigen Kapitels vorgeschriebenen Regeln.

1469. Jeder Ehegatte oder fein Erbe wirft ebenfalls

die Summen e in , welche aus der Gemeinschaft herausge-

zogen worden sind, oder den Werth der Güter, welche

derselbe Ehegatte daraus genommen hat, um ein Kind aus

einer andern Ehe auszustatten, oder um für sich allein ein

gemeinschaftliches Kind auSzustfuern.

»47a. Aus der Vermögens-Masse nimmt jeder Ehe«

gatte oder sein Erbe voraus das Beybringen; nemlich:

1.) Sein eigenes Vermögen, das nicht unter die

Güter-Gemeinschaft gefallen ist, in so fern es im Stück

sich vorfindet, oder das, was zum Ersaz des Veräusserten

erworben worden ist ;

2. Den Nerth seiner Liegenschaften, welche wäh-
rend der Güter, Gemeinschaft^eräussert, und durch keine
neue Erwerbung ersezt worden sind.

3. Die auS der Gemeinschaft ihm gebühienden
Vergütungen.
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147 l . Vey den gegenseitigen Zurücknahmen geht die
Frau dem Mann vor.

Von den Gü te rn , die nicht mehr im Stück vorhanden
sind, geschieht der Ersaz zuerst aus der Baarschaft, dan«
aus der Fahrniß, und hülfsweise aus den Gemein scha fts-
Liegcnschaffen, wobey der Frau und ihren Erben unter
den Liegenschaften die Wahl zusieht.

5472. Des Manns Beibringen wird nur aus dem
Gemeinschafts-Vermögen ergänzt.

Die Frau und ihre Erben aber sind, wo das gemein-
schaftliche Vermögen nicht zureicht, befugt, ihre Rück-
forderung des Beybrkngens auf das eigene Vermögen des
Manns zu richten.

Die Ersaz - und Vergütungs - Summen
H. 2. et 5 . ) , die ein Ehegatte der Gemeinschaft oder diese
hinwiederum ihm zu zahlen ha t , sind kraft Gesezcs von
dem Tag a n , da die Gemeinschaft aufgelöst wurde, zins«
bar.

1474. Nach Ergänzung des Beybnngens beeder Eht5
teute aus der Masse wird der Ueberrest unter ihnen oder ih»
ren Rechtsvertretern in zwey gleiche Theile getheilt.

»454- «. Jedem LHcit steht frcy, alle für seine« ptrsönliche»»
bebrauch gedient habende Gegenstand» a» Gcschinuck, Klcinedicn,
leibgcräth, Weißgcräth/ Büchern, und Verheugen um billigen
gerichtlichen Anschlag voran« in sein loos zu ziehen, wenn er si»
für sich bmuM kann und will.

»476. Sind die Erben der Frau i« ihren Entschlief«
sungen uneinig, so daß Einer der Güter« Gemeinschaft sich

st «
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theilhaftig machen, der Andere verzichten w i l l ; so kann

derjenige, der sich theilhaftig gemacht hat, aus den Gü-

tern, welche auf das «oos der Frau fallen, nur sein Erb-

Antheil nehmen.

Der Ueberrest bleibt dem Mann, und dieser hat eben

die Verbindlichkeiten, welche im Fall einer Entsagung der

Ehefrau eingetreten seyn würde, gegen den Verzichtlel-

stenden, jedoch nur nach dem Betrag seines Erb-Antheils.

1476. Bey der Theilung des Gemeinschafts-Vermö-

gens gelten übrigens wegen allem, was ihre Form, die

etwaige Versteigerung der Liegenschaften, die Wirkung

der Theilung, die Verbindlichkeit zur Gewährleistung,

und die Aufgabe zur Gleichstellung der Loose bereift, alle

Regeln, die unter dem Titel von den Erbscha f ten

für die Erbcheilung festgesezt sind.

1477. Ein Ehegatte, dereinige zur Gemeinschaft ge«

hörige Stücke unterschlagt oder verheimlicht, verliert da-

durch sein Antheil an diesen Stücken.

1476. Hat einer Hon beeden Ehegatten eigene For-
derungen an den Andern^, weil z. B. der Erlös seines
Guts zur Zahlung einer eigenen Schuld des Andern ver-
wendet wurde, oder aus jeder andern Ursach; so greift
er deshalb auf dessen Loos ans der Güter-Gemeinschafts
oder auf dessen eigene Güter.

»479« Eigene Forderungen, welche ein Ehegatte an
den Andern zu machen hat, tragen erst Zinsen von dem
Tag an, da gerichtlich geklagt wird.

Schenkungen eines Ehegatten an den Aydern
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werden nur aus dem Antheil des Geschenkgei«rs an der

Gemeinschaft oder aus seinen eigenen Gütern erhoben.

!48». Die Trauerkleidung der überlebenden Frau
schafft der Erbe des Manns an.

Deren Betrag richtet sich nach dessen Vermögens-

Umstanden.

Auch der Frau, welche auf die Güter-Gemeinschaft

verzichtet, bleibt diese Forderung.

§. I I .

B o n den Lasten und Schulden der Güter -

Gemeinschaft .

»482. Die Schulden der Güter - Gemeinschaft falten

«uf jeden Ehegatten oder dessen Erben zur Halste; die

Kostender Versiegelung, der Vermögens - Verzeichnung,

des Verkaufs der Fahrniß, der Richtigstellung der Aus-

stände und Schulden, der Versteigerung und Theilung sind

gemeinschaftliche Schulden.

»483. Di« Frau ist weder gegen d̂en Mann noch

gegen die Gläubiger zur Tilgung der Gemeinschafts-

Schulden weiter verbunden, als ihr Theil an der Gemein-

schaft reicht, wenn ein richtiges und getreues Vermö-

gens - Nerzeichniß gefertiget ist, und sie von allem, was

darin» eingetragen sieht, sowohl als von dem aus der

Theilung Erhaltenen, Rechnung ablegt.

1484. Der Mann haftet bey allen der Gemein-

schafts-Schulden für das Ganze, vorbehaltlich seines

Rückgriffs auf die Frau oder deren Erben auf die Hälfte.
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1466. Er haftet nur für die Hälfte der eigenen

Schulden der Frau, die der Gemeinschaft zur Last gefal-

len waren.

»4'"6. Die Frau kann auf das Ganze einer Schuld

belangt werden, die ursprünglich von ihr herrührte, und

in die Güter-Gemeinschaft gefallen ist, vorbehaltlich ih-

res Rückgriffs für die Hälfte solcher Schuld auf den

Mann oder seine Erben.

1467. Eine Frau kann für eine Gemeinschafts,Schuld,

auch wenn sie sich persönlich verbunden hat, nur auf die

Hälfte belangt werden, solang sie nicht Sammt-Schuld«

«erin geworden ist.

, M . Eine Frau, welche an einer Gemeinschafts-

Gchuld über ihre Hälfte gezahlt hat, kann den Ueber-

schuß von dem Glaubiger nicht zurückfordern, es stv

dann in der Quittung ausgedruckt, daß dasjenige, was

sie zahlte, ihre Hälfte sty.

»489. Derjenige Ehegatte, der wegen zugetheiltem

Unterpfand auf das Ganze einer Gemeinschafts - Schuld

belangt wird, hat für deren Hälfte von Rechtswegen

seinen Rückgriff auf den andern Ehegatten oder dessen

Erben.

»490. Obige Bestimmungen hindern jedoch nicht,

taß die Theilnng dem Einen oder Andern der Theilende»

statt der Hälfte einen andern bestimmten Theil der Schul'

den, oder gar alle zu zahlen ganz überweisen könne.

So oft Eins der Theilenden an den Gemeinschafts-

Gchnlden über seinen Anlheil gezahlt hat, ohne dafür be-
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legt zu seyn, tritt der Rückgriff des Ueberzahlenden wider
den Andern ein.

,491. Alles, was oben wegen des Manns oder der

Frau bestimmt ist, gilt auch auf die Erben des Eine» oder

des Andern; diese haben eben die Rechte und Verbindlich-

keiten, wie der Ehegatte, dessen Rechtsfolger sie sind.

Sechster Abschnitt.
V o n En tsch lagung der G ü t e r - G e m e i n s c h a f t

und ih ren W i r kungen .

'492. Eine Frau, welche sich der Güter-Gemeinschaft

entschlägt, verliert alle und jede Rechte auf die Gemein-

schafts - Güter, mithin auch auf die Fahrniß, welche von

ihr in die Gemeinschaft beygebracht ward.

Sie zieht nur das zu ihrem Gebrauch ndthsgk Weisge-

räth und Leibgeräth an sich.

»493. Eine Frau, welche der Güter-Gemeinschaft

entsagt, hat das Recht, ihr oben Saz »470. beschriebenes

Beybringen zurückzunehmen.

»494« Die verzichtende Frau wird von weiterem Bey«
trag zu den Schulden der Gemeinschaft gegen den Mann
sowohl als gegen die Gläubiger frey; diesen leztern bleibt
sie gleichwohl alsdann verhaftet, wann sie die Verbind-
lichkeit gemeinschaftlich mit ihrem Mann übernommen
hat, oder wann die Schuld ursprünglich von ihr herrührte,
und nachher erst Gemeinschaften Schuld ward; alles vor-
behaltlich ihres Rückgriffs auf den Mann oder dessen
Erben.
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1496. Sie kann für alle Beybringens- und Crrun-

genschaftZ-Fuldelungen das Gemeinschafts?Vermögen und

die eigenen Güter des Manns angreifen.

Ihre Erben haben gleiche Rechte, ausschließlich des-

sen , das sich auf die Vorausnahme des Weisgeraths und

LeibgerathS (»492.) , so wie auf die Wohnung und d«»

Unterhalt während der Vermögens-Verzeichnungs-Frist

und Bedenkzeit (,465.) bezieht, alö welche Rechte der

langsilebenden Ehegattin nur für ihre Person zustehen.

Siebenter Abschnitt.

B e s t i m m u n g der gesezlichen G ü t e r - G e m e i n -

schaft f ü r den F a l l , da eines der E h e g a t t e n ,

oderbeede zugleich K i n d e r aus vorher -

gehenden Ehen haben.

1496. Alles, was oben gesagt ist, gilt auch als-

dann, wann Eines der Ehegatten oder beyde zugleich

Kinder aus vorhergehenden Ehen haben.

Sollte gleichwohl die Rechts - Vermischung der sah»

renden Haabe und der Schulden Einem von beyden Ehe-

gatten einen größern Vortheil verschaffen, als zu Folge

des K198. Sazes unter dem Titel von Schenkungen

un te r Lebenden und a u f den T o d e s f a l l erlaubt

ist; so haben die dadurch benachtheiligte Kinder ein«

elften Ehe eine Klage auf Minderung.
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Z w e p t e A b t h e i l u n g .

V o n der bedungenen G ü t e r - G e m e i n s c h a f t
und den V e r t r a g e n , welche die gesezliche

Gemeinschaf t ändern oder ausschließen
können.

»497. Den Ehegatten ist erlaubt, der Güter-Ge«

meinschaft durch jede Art der Verträge, welche den Säzen

1287. i3U8. i3tjg. und iZga. nicht zuwider ist, eine ander«

als die oben gedachte gefezli'che Bestimmung zu geben.

Die vorzüglichsten Abweichungen / die hierbey bedun-

gen werden können, sind folgende:

».) daß unter der Gemeinschaft nichts, als die

Errungenschaft begriffen seyn soll;

2.) daß die gegenwärtige und künftige Fahrniß ent-

weder durchaus, oder nur zum Theil in die

Gemeinschaft fallen soll;

2.) daß man in die Gemeinschaft die jezige und

künftige Liegenschaften ganz oder zum Theil

einwerfe, oder sie entliegenschafte.

4.) daß jeder Ehegatte seine vor der Ehe gehabte

Schulden besonders zahlen soll;

5.) daß die Ehefrau, welche der Güter-Gemein«

schaft sich entschlägt, ihr zugebrachtes Vermö-

gen schuldenfrey zurücknehmen darf;

6.) daß der Längstlebende einen Voraus bekommen

soll;

?.) daß die Ehegatten nach ungleichen Theilen

th eilen;

N.) daß unter ihnen eine allgemeine Güter «Gemein«

schaft statt haben soll.
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Erster Abschnitt.

Von der Güter-Gemeinschaft in Errungen?
schafts weise.

»498. Wo unter den Ehegatten die Güter-Gemein-

schaft auf die Errungenschaft beschrankt ist, da sind die

beygcbrachten und künftigen eigenen Schulden eines jeden,

und alle ihre beiderseitige beygebrachte und künftige Haabe

von der Gemeinschaft ausgeschloffen.

I n der Theilung nimmt hier jeder Ehegatte sein zu-

gebrachtes Vermögen in dem gehörig erwiesenen Betrag

zum voraus zurück; sie theilen nachmals dasjenige, was

während der Ehe von beeden Ehegatten zusammen oder

von einem allein erworben worden, und allen Gewinn ihres

gemeinschaftlichen Gewerb-Fleisses, oder der Ersparnisse

aus den Früchten und Einkünften ihrer beyderseitigen

Güter.

'499« Jede beygebrachte oder nachher angefallene fah-

rende Haabe, deren Einbringen nicht durch ein Vermögens-

Verzeichnis in gehöriger Form bewährt ist, wird als Er-

rungenschaft angesehen.

Zweyter Abschnitt.

Von Aussch luß der f a h r e n d e n Haabe aus

der G ü t e r , Geme inscha f t .

»5aa. Ehegatten können ihre gegenwärtige und künf-

tige Fahrniß von der Güter, Gemeinschaft ausschließen.

Durch das Gedkng, daß sie einige fahrende Haabe bis

zu einer bestimmten Summe oder einem bestimmten Werth
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gegenseitig in die Güter-Gemeinschaft einbringen wollen,

wird alles Uebrige für vorbehalten stillschweigend erklärt.

i5a,. Der Ehegatte wird durch diese Zusage Schuld-

ner der Gemeinschaft für die zugesagte Einbringens-

Summe , und muß das wirkliche Einbringen beweisen.

i5o2. Der Mann hat sein Einbringen hinlänglich,

erwiesen, wenn der Heyrarhs-Vertrag die Erklärung ent-

hält , daß seine fahrende Haabe jenen Werth hat.

Die Frau beweiset es durch die Quittung, welche der

Mann ihr oder denjenigen gibt, die sie ausstatten.

»5a3. Jeder Ehegatte darf nach aufgelöster Güter-

Gemeinschaft so viel voraus zurücknehmen, als die zu

Anfang der Ehe von ihm eingebrachte, oder nachher ihm

angefallene Fahrnlß sein zugesagtes Einbringen in die

Gemeinschaft an Werth übersteigt.

»5o4. Die fahrende Haabe, welche einem Ehegatten

während der Ehe anfällt, muß durch ein Vermögens,

Verzeichniß bewiesen werden.

Fehlt es an einem solchen über die männliche Fahrniß,

oder an einer Rechts - Urkunde, woraus der Bestand und

Werth, nach Abzug der Schulden erweislich ist; so ist

der Mann nicht berechtigt, sie heraus zu ziehen.

Fehlt über die Fahrnist der Fran das Vermögens«

Verzeichnis; so steht ihr oder ihren Erben zum Beweis

des Werths dieser Fahrnlß die Berufung auf Urkunden,

Zeugen, oder den gemeinen Ruf zu.

,S«4 ^ Die Ausschließung aller Fahrniß macht die «he z«
«iner bloßen errungenschafts'Gemeinschaft/ dt»n yese,en fi» als,
«uch unterliegt.
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Dr i t t e r Abschnitt.
V o n der E n t l i e g e n s c h a f t u n g der G r u n d -

Stücke.

i5a5. Wenn zwey Ehegatten, oder Eines von ihnen

die Gemeinschaft ans ihre gegenwärtigen und künftigen

Liegenschaften ganz oder zum Theil mit bezieht; so nennt

man dieses Geding Entliegenschaftung.

i5a6. Die Entliegenschaftung kann bestimmt oder

Unbestimmt seyn.

Sie ist bestimmt / wenn der Ehegatte erklärt, daß er

dieses oder jenes Grundstück ganz oder bis zum Betrag

einer gewissen Summe der Fahrniß gleichstelle, und es in

die Güter-Gemeinschaft einwerfe.

Sie ist unbestimmt, wenn der Ehegatte schlechthin er-

klärt hat, daß er seine Liegenschaften bis zum Betrag einer

gewissen Summe in die Güter-Gemeinschaft einwerfe.

1607. Die Wirkung der bestimmten Entliegenschaf-

tung besteht darin«, daß sie die genannten Grund-Stücke

zu Gemeinschafts-Gütern macht, wie es sonst nur die

Fahrniß nach dem Gesez ist.

Sind Grund-Stücke der Frau, der Fahrniß gleich-

gestellt; so kann der Mann hierüber, wie über andere

Stücke der Güter-Gemeinschaft verfügen, und sie

veräussern.

Is t ein Grund-Stück nur für eine gewisse Summe

entliegenschaftet; so kann der Mann es zwar nur mit Be-

willigung der Frau verüussern; aber er darf es auch ohne

ihr« Bewilligung zum Unterpfand einsezen, jedoch nur

bis zum Betrag des der Fahrniß gleichgestellten Theils.
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i5a8. Die unbestimmte Entliegenschaftung verschafft

der Gemeinschaft kein Eigenthum an den Grund - Stücken ;

sie verbindet nur den zusagenden Ehegatten, Hey Auflösung

der Güter-Gemeinschaft, so viel wegen seiner Liegenschaf-

ten als zum Betrag der versprochenen Summe nöthig ist,

in die gemeinschaftliche Masse mit einzuwerfen.

Der Manu kann hier so wenig, als bey der vorigen

Form das Grundstück, welches entliegenschaftet ist, ganz

oder zum Theil ohne Bewilligung der Frau veraussern; aber

er kann es bis zum Belauf der fahrend gewordenen Sum-

me zu Unterpfand geben.

1609. Der Ehegatte, der ein liegendes Grundstück

entliegenschaftet hat, darf bey der Theilung es für sich

behalten, und für den Werth, den es alsdann hat, auf sei-

nen Antheil nehmen. Gleiches Recht haben auch seine Erben.

V i e r t e r Abschnit t .

Vom Ausschluß der Schulden aus der
Gemeinschaft.

l5»c». Das Geding der Ehegatten, daß jedes seine

eigene Schulden besonders zahlen soll, verpflichtet sie,

bey Auflösung der Güter - Gemeinschaft, sich gegenseitig

ober die Schulden zu berechne«/ welche erweislich für

Rechnung des schuldenden Ehegatten aus der Gemeinschaft

gezahlt worden, und sich dafür Vergütung zu leisten.

Diese Verbindlichkeit ist zwar unverändert dieselbe»

es sey ein Vermögens - Verzeichniß errichtet worden oder

nicht; wäre aber das Fahrniß-Beybringen der Ehegatten

nicht vor der Ehe in ein beglaubteS Verzeichnis gebracht

worden, so können die Gläubiger des einen und des andern



4»4 >>l.B-V. T- VonHcyrachs>Vcrnägcn u. Rechten der Ehegatten.

Ehegatten ohne allen Unterschied ihre Zahlung aus der

nicht velzeichneten Fahrm'ß, wie aus dem übrigen Ge-

meinschafts- Vermögen erheben.

Gleiches Recht haben die Gläubiger auf die unver-

zelchnete Fahrniß, welche den Ehegatten wahrend der

Güter-Gemeinschaft anfällt.

, 5 i , . No Ehegatten eine gewisse Summe oder ein

bestimmtes Stück /in die Güter-Gemeinschaft einbringen,

da gilt es für stillschweigende Uebereinkunft, daß dem

Eingebrachten keine vor der Ehe gemachten Schulden fol-

gen , und der Ehegatte, der gleichwohl Schulden hätte,

muß dnn Andern, für alle daraus erfolgende Minderung

des versprochenen Einbringens, Vergütung leisten.

l5i2. Das Geding, wodurch man die Schulden von

der Gemeinschaft ausschließt, hebt die Schuldigkeit der

Gemeinschaft nicht auf, die Zinsen und Rückstände zu zah«

len, welche nach geschlossener Ehe erwachsen.

»5i3. Wird die Gemeinschüft für die Schulden eines

Ehegatten angegriffen, der nach dem Heyraths-Vertrag

als von allen früheren Schulden ledig und frcy in die Ehe

t ra t , so hat der andere Ehegatte ein Recht auf Entschä-

digung. Diese wird entweder aus dem Antheil bestritten,

der dem schuldenden Ehegatten aus der Gemeinschaft zu-

fällt , oder aus dessen eigenen Gütern, und wenn becde

unzulHnglich sind, so kann «ine Klage auf Gewährleistung

wider den Vater, die Mutter, den Ahnherrn oder de«

Vormund, die ihn etwa von Schulden ledig und ftey «r«

l l i i t hatten, angesteNt weiden.



l l l . B . V .T . Von HcyrathslVettragcnu. Rechten de>-Ehegatten. 4»2

Wegen Schulden der Frau kann der Mann, selbst

während der Güter-Gemeinschaft, diese Klage auf Ge-

währleistung anstellen, vorbehaltlich des Ersazes, den in

diesem Fall die Frau oder deren Erben, nach aufgelöster

Güter-Gemeinschaft den Gewährsmännern zu leisten haben.

Fünfter Abschnitt.
V o n der Schulden f r eyen Zurücknahme des

we ib l i chen B c y b r i n g e n s .

i5ich. Die Frau kann bedingen, daß sie, wenn sie

der Güter-Gemeinschaft sich entschlägt, dasjenige, was

sie zu Anfang der Ehe oder später eiugebracht hat, ganz

oder zum Theil zurücknehmen dürfe; dieses Geding darf

aber weder auf unausdruckte Sachen noch auf nnangege-

bene Personen ausgedehnt werden.

So erstreckt sich daher das Recht der Zurücknahme

der anfänglich zugebrachten Fahrniß nicht auf Vermögen,

das wahrend der Ehe anfällt.

Eben so dehnt sich die der Ehegattin zugestandene

Befugniß auf ihre Kinder nicht aus, wenn sie nicht mit

benannt sind, und eben so wenig ein Recht/ welches der

Frau und den Kindern eingeräumt wird, auf deren Elbe»

in aufsteigender Linie oder auf Seiten - Verwandte.

I n keinem Fall kann das eingebrachte Vermögen zu»

rückgenommen werden, ohne Vergütung der eigenen Schul-

den der Frau, die etwa aus der Gemeinschaft gezahlt

werden.

i5>4 «. Dieses Oeding kann auch niematt geg<n di« Gt«eiw
sch»fts«Gliiubiger und z« deren Nachtheil wirken.
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Sechster Abschnitt.
V o n dem bedungenen V o r - E m p f a n g .

i5i5. Das Geding, das der Langstlebende von bey-

den Ehegatten vor aller Theilung eine Summe oder einen

bestimmten Betrag an Fahrnlß im Stück vorausempfan:

gen solle, gibt der Ehefrau, wenn sie die Längstlebcnde

ist, nur dann ein Recht auf diesen Voraus, wenn sie sich

der Güter-Gemeinschaft theilhaftig macht; es wäre dann

ihr dieses Recht selbst, für den Fal l , da sie die Gemein-

schaft ausschlägt, im Heyraths-Vertrag vorbehalten.

Außer dem Fall dieses Vorbehalts darf der Voraus

nur aus der theilbaren Masse, nicht aus den eigenen Gü-

tern des erstverstorbenen Ehegatten gehoben werden.

l5»6. Der Voraus ist kein Vortheil, welcher der

Formen der Schenkungen bedürfte, sonder» als ein zum

Heyraths-Vertrag gehöriges Geding gilt er durch diese».

»617. Der bürgerliche Tod wie der natürliche, be-

gründet den Anfall der Vorausgabe.

;5l8. Wird die Güter-Gemeinschaft durch Ehcschei,
düng oder durch Trennung von Tisch und Bett aufgelbst,
so tritt der Fall noch nicht ein, den Voraus zu begehren;
«s behalt jedoch der Ehegatte, welcher die Ehescheidung
oder die Trennung von Tisch und Bett erwirkte, für den
Fall des Ueberlebens seine Rechte auf den Voraus. Ist
dieses die Ehefrau, so bleibt die Summe oder die Sache,
worin« der Voraus besteht, «insiweilen dem Mann, der
jedoch dafür Sicherheit stellen muß.

»5,9. Dl«



l l l . B . V. T- Von Heyraths-Verträgen u. Rechten der Ehegatten. 4,7

»5lg. Die Gemeinschafts-Gläubiger dürfen die un«
tcr den Voraus gehörige Sachen verkaufen lassen, vorbe«
haltlich des Rückgriffs des vorausbercchtigten Ehegatten,
laut Inhalt des »5i5. Sazes.

,5 iy ». Mo ein Voraus durch Ehevertrag bedungen ist, dz

kann die oben im Zusaz?^». feNgcscz« eheliche Nuzmeßung nur als«

dann daneben bezogen werden, wenn sie dabcp ausdrücklich bedungen

ist, und den Umstanden nach ohne Rechtsvcrkürzung Anderer cintrc«

tcn kann.

Siebenter Abschnitt.

V o n dem G e d i n g ungle icher T h e i l e in der
Gü te r -Geme inscha f t ,

»620, Den Ehegatte« steht es ftep, die gesezliche
Halbtheiligkeit des Gcmeinschafts - Vermögens aufzuhe-
ben , und dem längsilebenden Ehegatten oder dessen Er-
ben an der Güter-Gemeinschaft einen andern bestimmten
Antheil anzuweisen, od«r ihm für seinen Antheil an der
Güter- Gemeinschaft eine bestimmte Summe auszuwerfen,
oder für gewisse Fälle alle« Gemeinschafts-Gut Einem
der Ehegatten oder dem Langstlebenden zugehörig zu er«
klaren.

1620 ». Wäre lic Anweisung eines andern theilungs«Maas«

siabinur für den Fast bestimmt ausgesprochen, wo der Eine benannt«

Theil z. B . die Frau der längstlebende wäre, ohne fiir tcn encqcgcn«

gefeiten etwa« zu bestimmen, so ist das Eintreten des Falls als B "

dingung dei geänderten Maasstabe anzuschen, und d«c Halbtheikzteie

bleibt für den andern Fall.

Wenn dem «inen Ehegatten oder seinen Erben
nur ein bestimmter Theil an der Gemeinschaft zugewiesen

«estlbuch. D d
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ist, z. B. ein Drittel oder ein Viertel, so hat dieser Ehe-

gatte oder dessen Erbe an den Gemeinschafts-Schulden

nur nach Verhältniß seines Antheils am Vermögen bey-

zutragen.

Das Geding ist ungültig, welches einen Ehegatten

oder dessen Erben verbinden wollte/ einen größern oder

kleinern Theil der Schulden zu übernehmen, als der sei-

nem Antheil am Vermögen entspricht.

iZ2» ». Ja, wo bloße ErrungenschaftsjGemeinschaft ist/ kann
auch kein Ehegatte sich frcp machen, den Antheil an den Schulden,
den es ihn tr i f f t , so weither aus VeM errungenen Vermögen nicht
bezahlt «erden kann/ aus den» rücknehmcnden Einbringen «cn
Gläubigern zu zahle«.

i 522 . Wenn t i n i m der Ehegatten oder seinen Erben

für ihr ganzes Recht an der Güter-Gemeinschaft nur ein«

bestimmte Summe zugewiesen ist; so ist dieses Geding

ein Vertrag auf Bausch und Bogen, welcher den andern

Ehegatten oder dessen Erben zur Zahlung der versproche-

nen Summe verbindet > es wag mit der Güter-Gemein-

schaft wohl oder übel stehen, und sie zur Zahlung der

Summe hinreichen odet nicht.

»523. Wäre da« Oedlng auf Bausch und Bogen nur

auf di« Erben des Ehegatten bezogen, so bleibt lezterer

für.sich,.w«nn er der Langstlebende ist, zur gesezlichen

Theilung, also zur Hi l f t« / berechtigt.

»524. Der Mann, oder dessen Erbe, welcher kraft
de« Gedings des ,522. SazeS die ganze gemeinschaftliche
Masse behalt, muß die darauf haftenden Schulden ganz
zahlen.
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Die Gläubiger haben solchenfalls keine Klage wider

die Ehegattin oder deren Erben.

Ist es die überlebende Frau, welche das Recht hat,

gegen eine vereinbarte Summe das ganze Gemein schafts-

Vermögen an sich zu ziehen, uud die Erben des Manns

davon auszuschließen, so hat sie die Wahl, diesen etttwe«

der jene Summe zu zahlen und darnach für alle Schulden

zu haften, oder auf die Gemeinschaft Verzicht zu thun,

und deren Vermögen und Lasten den Erben des Manns

zn überlassen.

i525. Ehegatten können bedingen, daß die ganze Ge-

mein schafts-Masse Ein -̂m von ihnen allein oder dem Langst-

lebenden zugehören soll, vorbehaltlich den Erben des An-

dern , die von ihrem Erblasser eingebrachten Güter und

Kapitalien aus der Gemeinschaft zurückzunehmen.

Dieser Bertrag wird nicht als eine Begünstigung an-
gesehen , welche ihrem Inhalt oder ihrer Form nach den
Regeln der Schenkungen unterworfen ist, sondern nur
als eine Ueberei'nkunft unter Gesellschafts-Genossen und
als ein Geding des Heyraths-Vertrags, das durch diese«
Kraft hat.

Achter Abschnitt.

V o n der a l lgemeinen Gü te r -Geme inscha f t .

»626. Ehegatten können in ihrem Heyraths - Ver-
trag «ine allgemeine Güter-Gemeinschaft verabreden, die
sich auf alle, mithin auf ihre bewegliche und unbewegliche,
gegenwärtige und zukünftige Güter, oder nur auf alle ihr«

D d 2
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gegenwärtige Güter allein, oder auf alle ihre zukünftige

Güter allein erstrecke.

A n h a n g .

V e r f ü g u n g e n , welche den v o r s t e h e n d t n acht

Abschn i t ten gemein sind.

,627. Was in den obigen acht Abschnitten gesagt ist,

hat die Absicht nicht, die Verträge, welche bey der be-

dungenen Güter-Gemeinschaft statt haben können, gerade

auf diese Verfügungen einzuschränken.

Die Ehegatten dürfen vielmehr jedes andere «Beding

eingehen, laut des ^87. Sazes, vorbehaltlich der Ein-

schrankung««, welche in den Sazen -»388, i38g und löga.

beschrieben find.

Sind Kinder aus einer vorhergegangenen Ehe vorhan-
den, so ist jeder Vertrag, welcher einem der Ehegatten über
den im »098. Saz unter dem Ti te l : von Schenkun-
gen un te r l e b e n d e n und a u f den T o d e s f a l l ,
bestimmten Theil etwas zuwendet, in allem, was diesen
Theil übersteigt, unwirksam. Die Ueberlassung der Er-
rungenschaft , das ist die Zusage des bloßen Gewinns aus
dem gemeinschaftlichen Fleiß oder aus der Ersparnis an
den gegenseitigen, wenn schon ungleichen Einkünften der
beeden Ehegatten, wird nicht als eine Begünstigung zum
Rachtheil der Kinder erster Ehe angesehen.

»628. Di« bedungene Güter-Gemeinschaft folgt den

Regeln der gesezlichen in allen Fällen, worin« sie weder

«usdrüctlich noch stillschweigend aufgehoben sind.



M.B.V.T. Von Heyraths-Verträgen u. Rechten der Ehegatten. 4 ^

N e u n t e r Abschn i t t .

Von V e r t r ä g e n , welche die G ü t e r - G e m e i n -

schaft ausschl ießen.

1Z29. Wenn die Ehegatten, ohne sich den Regeln
über bewidmete Ehen zu unterwerfen, bey ihrer Heyrath
die Güter-Gemeinschaft ausschließen, oder eine völlige
Vermögens-Absonderung bedingen, so hat dieses Geding
folgende Wirkungen..

A b s a z l .
Von dem Gedl 'ng, welches b loß die G ü t e r -

Gemeinschaf t ausschl ießt .

i53a. Das Geding, durch welches die Ehegatten

bey ihrer Heyrath die Güter-Gemeinschaft ausschließen,

gibt der Frau kein Recht, ihre Güter zu verwalten, oder

deren Einkünfte zu beziehen; diese Einkünfte werden, als

dem Mann zu Bestreitung der Ehelasten gehörig behandelt.

, i53i . Der Mann behalt die Verwaltung der beweg-

lichen und unbeweglichen Güter der Frau, und folglich da,s

Recht, die ganze Vocoder wahrend der Ehe beybringende

Fahrm'ß verzeichnet in Empfang zu nehme», vorbehaltlich

der Wieder-Erstattung derselben, nach aufgelöster Ehe

oder nach erfolgter gerichtlich erkannter Absonderung der

Gut« .

i532. Gibt es unter jener beygebrachten Fahrniß

Stücke, die durch den Gebrauch verzehrt werden, so muß

dem zum Heyraths - Vertrag gehörigen Verzeichniß dersel-

ben die Schäzung des Welches angefügt, oder bey dem
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Anfall dieser Sachen ein solches Verzeichniß errichtet wer-

de«/ wo nachmals der Mann verbunden ist, den Werth

nach der Schäzung zu erstatte»,

i533. Alle der Nuzmeßung anflehende Lasten tragt

der Mann,

i5Z4< Dieses in dem gegenwärtigen Absaz ausgedruckte

Geding schließt das weitere nicht aus. daß die Ehegattin

jährlich gegen ihre alleinige Quittung für ihren Unterhalt

und ihre persönlichen Bedürfnisse einen gewissen Theil

ihrer Einkünfte beziehen dürfe,

i525. Grundstücke, die im Fall des gegenwärtigen

Absazes zu Heyraths - Gnt gegchm sind, werden nicht

unverausserlich,
Sie können gleichwohl nicht ohne Bewilligung des

Manns, oder wenn dieser sich weigert, nicht ohne Er-

mächtigung des Gerichts yeröussert werden.

»535 ,. Bey dieser Nichtgememschaft findet ebenfalls die obcn
für Gcmcinschafts«Ehen ftstgestjte eheliche Nuznießung Zusaz 746 «.
statt, jcdech beschränkt auf die Ehcste,ucr, wenn der Mann der
überlebende Thcil ist , und auf eine ihrem Ertrag gleichkommen-
den Wittums«Rente, wenn die Frau der verlebende Thei l , und ihr
lein Wit tum ausgtmacht ist,

i » 5 K. I n allem, <vas nicht «uf die Unveräusserlichkeit der
«hesteuer B«zug hat , oder durch obiges nicht Aenderung erleidet,
wird «hlstluer und zugebrachte« Gut nach den S ö M de« nachfolgen»
den dritten Hapitcl« behandelt.
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A b s a z I I .
V 0« den, G e d i n g , welches eine v ö l l i g e V er-

mög ens -Ubsonderung festsezt .

i536. Wenn Ehegatten in ihrem Heyraths-Vertrag

bedingen, daß ihr beyderseitiges Vermögen durchaus ge-

trennt bleiben soll, so behält die Ehefrau die völlige Ver-

waltung ihrer beweglichen und unbeweglichen Güter, und

den freyen Genuß ihrer Einkünfte,

1637. Ein jeder Ehegatte trägt nach der in ihrem

Vertrag enthaltenen Hebereinkunft zu den Lasten der Ehe

bey, und ist deshalb nichts abgeredet, so muß die Ehe-

gattin zu diesen gasten, einen. Drittel ihrer Einkünfte,bey-

schiessen,
»23? ,. W? dieses gbcr zum Unterhalt des Manns und der

gemeinschaftlichen Kinder nicht zureicht, befreyt sie dieses Gcsez von
dem höheren Zuschuß nicht,

i538. Kein Fall und kein Vertrag kann die Ehefrau

berechtigen, ihre Liegenschaften ohne besondere Einwilli-

gung des M n n ß , oder, wenn er sich weigert, ohne ge-

richtliche Ermächtigung zu veräußern.

Jede allgemeine Ermächtigung, welche der Ehegattin

in dem Heyraths - Vertrag oder nachher ertheilt wird, um

ihre Liegenschaften für sich zu veräussern, ist ungültig.

^39. Hat eine Frau, welche gesondertes Vermögen

bedungen hat, ihrem Mann nachher den Genuß ihrer Gü-

ter überlassen, so ist dieser, wenn hie Frau sie wieder an

sich ziehen w i l l , oder die Ehe aufgelöst wird, zu mehr

nicht verbunden, als daß er die noch vorhandenen
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Früchte ausliefere, über die bis dahin verzehrte has er

keine Rechnung abzulegen.

i53g ». I n gesonderten Vermogens,Ehen hat nach deren Auf«
lößung, wenn nichts bedungen ist , der Ucberlebende nichts an das
Vermögen des Vorabgcstorbcncn zu suche«/ außer die Frau im geeig'.
neten Fa l l , so lang der Wittwensta,nd nicht verlassen wird, uothdürf»
«igen Unterhalt.

D r i t t e s K a p i t e l .

Von der bewidmeten Ehe.

»640. Ehesteuer, (Brautschaz), ist bey der bewio-

meten Ehe» so wie in Fallen des vorigen Kapitels, das-

jenige Vermögen, welches die Frau dem Mann zubringt,

«m die Lasten der Ehe zu bestreiten.

»541. Alles was die Frau bey Eingehung der Ehe
zum Beybn'ngen aussezt, oder ander« ihr dazu geben,
gilt für Eheste««, so weit nicht das Gegentheil bedun-
gen ist.

164» ,. N o kein schriftlicher Ehebertrag die Ausstzung be-
stimmt, gilt alles das für emgesezt« was dem Mann längst inner»
halb sechs Monaten nach Schließung der Ehe im Stück «der durch
Anweisung oder durch Einhändigung der Urkunden darüber von der
«der ihren Bersergern, zu Händen gestellt und erdnungimäßig be»
fchcmigt ist.

Erster Abschnitt.
Von S e z u n g der Ehesteuer.

»542. Zu Eheste»« können all« jezige und lsnftiae

Güter der Frau, oder alle ihre wlrkliche Güter allein.
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oder Theile ihrer gegenwärtigen und künftigen Gut«/ oder

einzelne Stücke ausgesezt werden.

Ie>»e, welche in allgemeinen Ausdrücken auf alle

Güter der Frau lautet, erstreckt sich nicht auf die künf-

tigen Güter.

Wahrend der Ehe kann die Ehesten« nicht

erst ausgesezt, noch erhöht werden.

»544. Wenn Vater und Mutter zusammen die Ebe-

steuer aussezen / ohne den Antheil eines jeden zu be-

stimmen, so wird sie als von beeden zu gleichen Theilen

gegeben angesehen.

Wird sie von dem Vattr allein für das väterliche

m,d mütterliche Vermögen ausgesezt/ so ist die Mutter,

selbst wenn sie bey dem Vertrag zugegen wäre, zu nichts

verbunden, sondern solche liegt dem Vater ganz zur käst.

»545. Wenn der überlebende Theil der Eltern aus

väterlichem und mütterlichem Vermögen die Chesteuer aus-

sezt, ohne die Antheile zu bestimmen; so wird sie zuerst

aus dem Erbtheil des Verlobten an dem Vermögen des

zuerst verstorbenen Elterntheils erhoben/ der etwaige

Mehrbetrag fällt auf das Vermögen desjenigen, der sie

zugesagt hat.

»646. Auch da, wo eine Tochter, welche von »h-

r«n Eltern ausgestattet wird, Eigenes in elterlicher Nuz-

»ießung stehendes Gut hae, soll die Ehesteuer aus dem

Vermögen derjenige«/ die sie aussezen, gwommen »er-

den, wenn nicht das Gegnttheil bedungen ist.



426 l l l . B- V. T. Von Hcprarhs-Vcrtt-agcn u. Rcchccn der Ehegatten.

1547. Diejenigen, welche eine Ehesteuer aussezen,

müssen für das Ausgesezte Gewähr leisten.

1548. Diejenigen, welche Ehesteuer zusagen, und

nicht das Gegentheil bedingen, sind von dem Tag der ge-

schlossenen Ehe a n , kraft Gesezes zur Zahlung der Zinsen

verbunden, auch dann, wenn die Zahlung der Ehesteuer

auf Zieler gestellt ist,

Zwep te r Abschni t t .
B o n den Rechten des M a n n s an der Ehe st euer

und her?« U n v e r a u ß e r l l c h k e i t .

1649, Der Mann allein verfügt über die Ehesteuer-

lichen Güter während her Ehe.

Er allein hat das Recht, die Schuldner und Besizer

desselben zu belangen, die Früchte und Zinsen davon zu

erheben, und die zurückgezahlte Kapitalien in Empfang zu

nehmen.

I n dem Heyraths? Vertrag kann jedoch ausgemacht

werden, daß die Frau jahrlich gegen ihre alleinige Quit-

tung einen Theil ihrer Einkünfte für ihren Unterhalt und

ihre persönlichen Bedürfnisse beziehe.

»55a. Der Mann ist nicht schuldig, für die Ehesteuer

Sicherheit zu stellen, wenn er es nicht in dem Heyraths-

Bertrag versprochen hat.

»55i. Besteht sie ganz oder zum Theil in Fahrniß,
die in dem Vertrag einen Anschlag hat, ohne beygefügte
Rechts-Verwahrung, daß die Schazung für keinen Verkauf
gelten solle; so wird der Mann Eigenthümer, und hat nur
für den Anschlag der Fahrniß zu haften.
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IZ52. Der Anschlag eines Grundstücks, das zur
Ehesteuer ausgesezt wird/ verschafft dem Mann daran lein
Eigenthum, wenn es nicht ausdrücklich versprochen wor-
den ist,

1553. Ein aus Ehesteuer-Geldern erworbenes Grund-

stück wird nicht Heyraths-Gut, es scy dann in dem Hsy-

raths-Vertrag zur Bedingung gemacht, daß die Ehesteuer

also angelegt werden solle.

Eben so wenig dasjenige Grund-Stück/ das für eine

in baarem Geld, versprochen? Ehesteuer an Zahlungsstatt

gegeben wird.

1554, Grundstücke, welche zur Ehesteuer gegeben

sind, können während der Ehe weder von dem Mann noch

von der Frau, noch von beeden zusammen veräussert oder

verpfändet werden, ausser in nachbeschriebenen Fällen.

ic»555. Die Frau kann unter der Ermächtigung ihres

Manns, oder, wenn dieser sich weigert, mit Erlaubnis

des Gerichts ihre Ehesteuerliche Güter weggeben, um ih-

ren etwaigen Kindern aus einer früheren Ehe eine Ver-

sorgung zu verschaffen; geschieht dieß ohne des MannS

Bewilligung, so muß sie diesem den Genuß vorbehalten.

»556. Sie kann solche gleichfalls mit der Ermächti-

gung ihres Manns zur Versorgung ihrer gemeinschaftlichen

Kinder weggehen.

1557. Ein ehesteuerlich Grundstück kann veräussert

«erden, wenn solches in dem Heyraths« Vertrag erlaubt

worden,'st.
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,558. Ein solches Grundstück kann ferner mit Ge-

richts-Erlaub« iß und in öffentlicher Versteigerung ver-

kauft werden,

i.) Um den Mann oder die Frau aus dem Gefäng-

niß zu befreyen;

2.) Um in Fällen der unter dem Titel v o n d e r E h e

bemerkten Säze 2c»3. 2o5. und 206., der Fa-

milie den Unterhalt zu verschaffen.

3.) Um die Schulden der Frau oder derjenigen zu

zahlen, welche die Ehesteuer ausgesezt haben,

in so fern bey diesen Schulden Tag und Jahr

dem Heyraths- Vertrag voraus geht.

4,) Wenn unumgängliche Haupt-Ausbesserungen

an ehesteuerlichen Grundstücken anders nicht zu

bestreiten sind.

5.) Endlich wenn ein solches Grundstück mit drit-

ten Personen in ungetheilter Gemeinschaft be-

besessen, und als untheilbar erkannt wird.

I n allen diesen Fallen bleibt der Ueberschuß des Er-

löses über die anerkannten Bedürfniße Ehesieuer, und muß

als solcher für die Frau wieder angelegt werden.

»55g. Ein ehesieuerlich Grundstück kann, jedoch nicht

ohne Bewilligung der Frau, gegen ein anderes Grundstück,

das wenigstens vier Fünftel seines Werths hat, vertauscht

werden, sofern die Nüzlichkeit des Tauschhandels erwie-

sen, und nach vorhergegangener Schäzung durch Sach-

verständige, welche das Gericht Amtshalber ernennt, die

Ermächtigung des Gerichts erwirkt wird.

Das eingetauschte Grundstück wird in diesem Fall
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Ehesteuer, so wie die etwaige Geld-Aufgabe, welch« für

die Frau wieder anzulegen ist.

1660. Wenn ausser obigen Ausnahms - Fallen der

Mann oder die Fra» oder beede zusammen ein ehesteuerlich

Grundstück veräussern; so darf die Frau oder ihr Erbe

nach aufgelbster Ehe die Veräusserung als ungültig be-

streiten , ohne daß dagegen wahrend der Ehe eine Verjäh-

rung lauft. Gleiches Recht hat die Frau nach erfolgter

Güter-Absonderung.

Selbst der Mann darf in noch unabgesonderter Ehe

die Veräusserung als ungültig aufheben lassen ; den. Kaufer

bleibt er indeß zur Entschädigung verbunden, wenn er

nicht in dem Vertrag erklärt hat, daß das verlaufende

Gut Ehesteuer sey.

i56». Wider ehesteuerlich Gut , das in dem Hey:
raths-Vertrag nicht für veräusserlich erklart ist, laust
während der Ehe keine Verjährung, als die Verjährung
welche zuvor angefangen hat.

Sie läuft nach erfolgter Güter-Absonderung, zu

welcher Zeit auch immer dieselbe angefangen habe.

1662. Der Mann hat in ehesteuerlichen Gütern alle

Pflichten eines Nuznießers zu erfüllen.

Er ist für jede durch sein« Nachläßigkeit vollendete
Verjährung, oder entstandene Verschlimmerung verant,
»ortlich.

»563. Sobald die Ehesteuer in Gefahr ist, kann die

Frau auf Absonderung des Vermögens antragen, laut de«

»443. Sazes und der folgenden.
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Dritter Abschnitt.
V o n Rückgabe der Ehesteuer .

,664. Die ehesieuerlichen Liegenschaften, ingleichem

die Fahrniß/ welche in dem Heyraths-Vertrag gar nicht

oder nur mit ausdrücklichem Vorbehalt des Eigcüthums der

Frau angeschlagen ist, muß der Mann oder dessen Erbe

ohne Aufschub nach aufgelöster Ehe zurückgeben.

1565. Von ehesteuerlichem Geld oder solcher Fahrniß,

die in dem Vertrag ohne Eigenthums-Vorbehalt angeschla-

genist, kann der Ersaz nur ein Jahr nach aufgelöster Ehe

gefordert werden.

1566. Ist die zum Eigenthum der Frau vorbehalte««

Fahrniß durch den Gebrauch und ohne Verschulden des

Manns abgenüzt; so gibt er nur das noch Vorhandene in

dem Stand, worin« es sich befindet, zurück.

I n allen Fallen kann die Frau für ihre Person das

wirklich gebrauchende Weisgeräth und Leibgeräth zurück-

nehmen, muß jedoch dessen Werth in Aufrechnung bringen,

wenn solches Geräth ursprünglich in einem Anschlag zur

Ehesieuer gegeben worden.

1667. Begreift die Ehesteuer Schuldbriefe oder Ren-
tentitel in sich, die ganz oder zum Theil in Verlust gefal-
len find, und dem Mann liegt dabe» keine Nachlaßigkeit
zur Last, so hat er dafür nicht zu haften, und ist aller
Verbindlichkeit los, indem er die Rechts-Urkunden zurück
gibt.

,568. Ist die Nuznleßung einer Sache zur Ehesteuer

gegeben worden, so gibt der Mann oder sein Erbe bc?
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Auflößung der Ehe das Recht der Nuznießung, nicht aber

auch die während der Ehe verfallenen Früchte, zurück.

^69. Nach abgelaufenen zehen Jahren von dem Ver-

falltag der Ehesteuer an ist die Frau oder ihr Erbe im Fall

der Rückforderung der Ehesteuer nicht mehr verbunden,

den Beweis zu führen, daß der Mann sie wirklich empfan-

gen habe, ausscr wenn von ihm gezeigt würde, er habe

sich vergebens Mühe gegeben, die Zahlung zn erhallen.

1570. Ist die Ehe durch den Tod der Ehefrau aufge-

löst; so gebühren ihren Erben die Zinsen und Früchte der

zurückzugebenden Ehesteuer kraft Gesezes von dem Tag

der Auflößung an.

War es der Tod des Manns, der sie auflöste; so
hat die Ehegattin für ihre Person die Wahl, entweder die
Zinsen ihrer Ehesteuer wahrend des Trauer-Jahrs zu for-
dern , oder auf Kosten der Erbschaft des Manns während
dieser Zeit unterhalten zu werden; aber in beeden Fällen
muß ihr dieses Jahr hindurch die Wohnung nebst den
Trauerkleidern aus der Vrrlassenschaft gereicht werden,
ohne daß deren Betrag an den ihr gebührenden Zinse«
abgehe.

167«). ,. S t i rb t die Krau zuerst, ohne daß Kinder aus der
«he vorhanden sind, so hat der Wi t twer , wo ein Anderes im Ehe«
vertrag nicht bedungen ist, den Genuß der Ehesteuer, so lang er
unverehelicht bleibt, und ist mithin obiges Zins« und Zurückford«
rung«r«ht der »eiblichen Erben indessen aufgeschoben.

1670 l>. I s t der Mann zuerst mit oder ohne Kinder aus sol»
«her Eh, gestorben, so hat die N i t t i b , wo der Ehlvertrag nicht«
auf diesen Fall bestimmt hat, für so lang, als sie den Wittibstuhl
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nicht verrückt, ein dem jährlichen Ertrag des fruchtbringenden Th<ils

der zurückfallenden Ehcsicucr oder des eigentlichen Hcyrachsguts alci«

chc jährliche Rente aus dcs Manns Vermögen als Wittum rom Ende

des TrauenIahrs an zu fordern, welche sie, sclang sie die elterliche

Nuznicßung an dem vacerlichen Vermögen ihrer Kinder hat/ daraus

selbst erhebt.

»57». Vey crsolgler Auf lößung der Ehe werden die

Früchte der ehesicueilichen Grundstücke nach Verhältniß

der Zeit, welche die Ehe im lezten Jahr bestanden hat,

untesdem Mann und der Frau oder ihren Erben getheilt.

Das Iabr nimmt mit dem Tag der geschlossenen Ehe

seinen Anfang.

,671 ». Die lcichent'osicn d'cr Frar. darf n bcy dcr Rückgabe
dcr Ehtsteuer in Abrechnung bringen.

1672. Die Frau und ihre Erben habe« beu Rückfor-

derung der Ehesieuer kein Vorzugsrecht vor den Gläubi-

gern , welche älteres Unterpfandsrecht haben.

1673. War der Mann schon ausser Ltand, seine

Schulden zu zahlen, auch ohne Kunst und Gewerb, als

der Nater seine Tochter ausstattete; so hat diese in die

väterliche Erbschaft nur ihre Ehesteuer Rückforderung an

den Nachlaß ihres Manns einzuwerfen;

Wurde aber der Mann erst nach geschlossener Ehe zah<
lungSnnfähig, oder besaß er, obwohl ohne Vermögen,
«in« Kunst, oder ein Gewerb, das bcy ihm die Stelle des
Vermögt«« «lsez«; so geht die Eheste«« allein der Frau
verloren.

V i e r t e r
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Vie r te r Abschnitt.

V o n dem zugebrachten G u t .

1674. Alle Güter der Frau, die nicht zur Ehesteuer

bestimmt worden, sind zugebrachtes Gut.

1576. Wenn alles Vermögen der Frau zugebrachtes

Gut ist, und der Heyraths - Vertrag nicht bestimmt, wel-

chen Antheil an den Lasten der Ehe sie tragen solle; so

tragt die Frau dazu daS Nöthige bis zu einem Drittel ih-

rer Einkünfte bey.

»576. Die Frau hat die Verwaltung und den Genuß

ihres zugebrachten GutS;

Aber sie kann ohne Ermächtigung des Manns, oder,

wenn dieser sich weigert, ohne Erlaubnis des Gerichts es

nicht veräussern noch vor Gericht vertreten.

1677. Gibt die Frau dem Mann Macht, ihr zuge-

brachtes Gut zu verwalten, und ihr die Früchte zu berech-

nen ; so hat sie gegen ihn eben die Rechte, wie gegen je-

den andern Gewalthaber.

»678. Hat der Mann das zugebrachte Vermögen sei-

ner Frau zwar ohne Auftrag, aber doch ohne ihre Ein-

sprache genossen; so hat er bey Auflösung der Ehe, oder

sobald sie es an sich zu ziehen ihm öffentlich bedeutet, nur

die noch vorräthigen Früchte auszuliefern, aber über die

verzehrten nicht Rechnung abzulegen.

»679. Hat der Mann das zugebrachte Gut, mit er«
wtislicher Einsprach« feiner Frau genoffen; so ist er ver«

Gesybuch. E <
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bunden, ihr alle vorräthige und verzehrte Früchte zu bt:

rechnen.

i58a. Ein Mann, der den Genuß des zugebrachten

Verwtgens hat, muß alle Pflichten eines Nuznießers er«

füllen.

Besondere V e r o r d n u n g .

»s8l. Ehegatten, welch« sich nach Wlddums R^.t

ehelichen, können gleichwohl daneben «ine Gemeinscha.t

der Errungenschaft eingehen, und di« Wirkungen dieses

GedingS richten sich nach den Bestimmungen des »49^

und »499. Sazes»

G < ch s t e « T i t e l .
V o n d e m V e r k a u f .

Erstes Kapitel.
V o n det R a t u r und der Fo rm des V e r k a u f s .

»58«. Her Verkauf ist ein Vertrag, wodurch ein

Theil sich verbindet, eine Sache zu eigen zu übergeben,

und der ander« ihren Werth zu bezahlen.

Er kann durch öffentliche Urkunde oder unter Privat-

Unterschrift geschloffen werben.

»682. Er ist abgeschlossen, und das Sigenthum de«

Verkäufers geht kraft des Gestzes auf den Käufer über,

sobald »an über di« Sache und den Preis einig «st, ohne

baß dazu die Uebeegabe der Sache oder Zahlung des Kauf-

schillmg« vo»ausg«hen «nß.
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is83 ». Dessen unerachtet muß der Käufer einer liegmschaft
solchen Kauf nachmals »n das Grundbuch eintragen lassen, auch
bep marksiißigen Gütern Gewährung darüber nehmen; ehe dieses
geschehen ist/ kann er in Gcrichttn solch sein Eigcmhum nicht geltend
machen, auch keine Pfandverschreibung darauf geben, muß vielmehr
alle vom vorigen Eigcnthümcr darauf noch kommende Pfand«Eintr«
gungen gegen sich gelten lassen.

1584. Ein Verkauf kann sowohl unbedingt, als un-

ter aufschiebenden oder auflösenden Bedingungen geschlossen

werden.

Er kann die Wahl zwischen zwey oder mehreren Sa-

chen geben.

I n allen diesen Fällen kommen die für solche Vertrage

überhaupt geltende Grundsaze in Anwendung.

1585. Maaren, die nicht in Bausch und Bogen,

sondern nach M a a s , Zah l , oder Gewicht verkaust werden,

bleiben auf des Verkäufers Gefahr, bis sie abgewogen, ge-

zal'It, oder zugemessen sind; der Kaufer kann jedoch so

8«: auf ihre Überl ieferung, als auf Entschädigung kla»

gen, wenn das Versprechen unerfüllt bleibt.

»586. Ein Verkauf in Bausch und Bogen überträgt

das Eigenthum ohne daß desfalls die Waaren abgewogen,

zugezählt, oder zugemessen werden.

'586 «. Wenn eine im Stück bestimmt« Masse, z E. alle
Frucht eine« gewissen Speichers, oder ein Antheil davon, z E- der
dritte Theil vertauft wird, so gilt es für einen Verkauf in Bausch
und Bogen, wenn gleich der Preii nach Maas und Gewicht bestimmt
«st/ und deifalls eine Zumessm^ nachfolgen muß.

»687. Bey W e i n , Oel und andern Sachen, die

E e a
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man vor dem Kauf zu kosten oder zu prüfen pflegt/ ist der

Kauf nicht abgeschlossen, ehe der Kaufer sie geprüft, und

gebilligt hat.

1S87. «. Sobald ein Kauf gerichtlich geschlossen oder darüber
eine öffentliche Urkunde gefertigt worden, die keinen Vorbehalt der

Prüfung enthält, so gilt eine «twaige Abschlicssung auf Treu und

Glauben für Prüfung.

,587. b. Wo keine Prüfungszcit durch Vertrag oder Ortsgc,

brauch bestimmt ist, da muß sie in drey Tagen nach erfolgter urkund«

licher Aufforderung uon Seiten des Verkäufers geschehen/ sonst ist

der Handel abgebrochen.

,588. Die Schließung eines Kaufs auf Probe gilt

für eine aufschiebende Bedingung.

1689. Die Verkaufs-Zusage gilt für Verkauf, so

bald gegenseitiges Einoerständniß über Waare und Preis

vorhanden ist.

1690. War die Verkaufs - Zusage durch ein Haftgeld

bekräftigt; so kann jeder Theil zwar davon abgehen, je-

doch derjenige , der das Haftgeld gab, nur mit dessen Ver-

lust, und derjenige, der es empfieng, nur mit dessen dop-

peltem Ersaz.

i5gi . Der Kaufpreis muß von den Partheien bestimmt
angegeben werden.

,592. Man kann die Bestimmung dem Ermessen eine«
Dritten überlassen; will oder kann aber dieser den Preis
nicht bestimmen, so bleibt der Verkauf ungeschlossen.

»598. Die Kosten des Kaufbriefs und anderer Ver-

ksufszugehdrden fallen auf den Käufer.
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Zweytes Kapitel.
Wer kau fen oder ve rkau fen könne.

^94» Jeder, dem es in dem Gefez nicht verboten

ist, kann kaufen oder verkaufen.

1595. Unter Ehegatten kann ein Kaufs - und Ver«

kaufs-Vertrag nur in folgenden drey Fällen statt haben.

1.) Wenn einer von beeden Ehegatten dem Andern

nach gerichtlicher Absonderung für seine An-

sprüche an Zahlungsstatt Güter abtritt.

2.) Wenn die Abtretung des Manns an seine, wenn

schon nicht abgesonderte Frau eine rechtmäßig«

Ursache hat, z. B. den Ersaz ihrer veräusserten

Liegenschaften, oder ihrer Vaarschaft, wo sie

nicht zur Gemeinschaft gehören.

3.) Wenn die Frau ihrem Mann Güter, woran er

kein Gemeinschaftsrecht hat, zu Zahlung einer

zugesagten Ehesteuer abtritt, vorbehaltlich den

Erben der Ehegatten ihre Re^te wider gesez-

widrige Begünstigungen.

i5g6. Bey Strafe der Nichtigkeit dürfen weder selbst

noch durch Mittelspersonen in Steigerung/ sich zuschlagen

lassen:
Vormünder die Güter ihrer Mündlinge;

Gewalthaber die Güter, deren Verkauf ihnen aufge,

tragen ist;

Verwalter die Güter der Gemeinden oder öffentlichen

Anstalten, die ihrer Obsorge anvertraut sind;

Oeffentliche Beamten die Staats-Güter " ren Ver,

tauf ihnen Amtshalber obliegt.



4?» n! . B. V!. T. Von dem Verkauf.

»697. Die Richter und ihre Stellvertreter, die

Krön ° Anwälde und ihre Stellvertreter/ die Gerichtsschlei«

her, Polizey-Beamten, Anwälde, Rechtspraktikanten

und Staatsschreiber können keine Prozesse, keine streitigen

Rechte und Ansprüche übernehmen, die zur Erkenntniß

jenes Gerichts gehören, in dessen Bezirk sie Amtsberech-

tigt sind, Hey Strafe der Nichtigkeit, auch des Ersazes

aller Kosten und Schäden.

D r i t t e s K a p i t e l .

V o n den V e r k ä u f l i c h e n S a c h e n .

». Al les, was nicht dem Rechts, Verkehr allge-

mein entzogen ist, kann verkauft werden, so weit nicht

besondere Geseze die Veriusserung verbieten.

»699. Der Verkauf einer fremden Sache ist ungül«

tig , er kann jedoch einer Entschädigung« - Klage Plaz ma,

chen, wenn dem Käufer unbekannt war , daß der Verkäu-

fer lein Verkaufsrecht habe.

,69g «. Vur bestimmt« Stücke, über welche der Verkäufer
kein Vertauft«Recht hat, sind fremde Sachen.

»«99 b. Di« Nichtigkeit de« Vertauft vernichtet teine«weg<
die «estjliche Folgen einer «t»» dtnnoch geschehenen Lieferung.

»6«,<>. Die künftige Verlassenschaft einer noch leben-

den Person kann, selbst mit ihrer Bewi l l igung, nicht

^ d,s Verlauft der ganze»«-
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kaufsgegenstand zu Grund gegangen, so ist der Nnkauf

ungültig.

War es nur eln Theil desselben, so hat der Käufer

die Wahl, entweder auf den Kauf Verzicht zu thun, oder

den übrig gebliebenen Theil um einen geschäzten Werts) zu

fordern.

V i e r t e s K a p i t e l .

V o n den O b l i e g e n h e i t e n des V e r k ä u f e r s .

srst er Abschnitt.

A l l g e w e i n e V e r f ü g u n g e n .

»602. Der Verkäufer ist schuldig, für den beut«,

chen Ausdruck der verabredeten Verbindlichkeiten zu sorgen.

Jedes dunkle oder zweydentige Geding wird wider den

Verkäufer ausgelegt.

1602. «, Vorbehaltlich d«r »yider de» Käufer zu r'ch
Auilegung bey Gedingen / die zu seinem besonder»» Hortheil ange«
hängt werden.

1603. I h m liegen zwey Haupt-Verbindlichkeiten o b :

i . ) die verkaufte Sache zu übergehe«, und

s.) sie zu gewähren.

Zwepter Abschnitt.
V o n der Uehergabe.

»604. Die Uebergab« ist die Ablieferung der ver»
kauften S«che in Besiz und Gewähr d«s Käufer«.
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i6o5. Der Verkäufer hat dieUebergabs-Verbindlich-

keit bey Liegenschaften erfül l t , wenn er in dieser Absicht

zu Gebäuden die Schlüssel/ oder zu andern Grundstücken

die Rechts- Urkunden darüber einhändigt.

i6c»6. Fahrniß-Stücke werden übergeben:

i . ) durch wirkliche Einhändigung;

2.) durch Ueberlieferung der Schlüssel ihres Aufbe-

wahrungs-Orts;

2.) durch das bloße Einversiandniß der Partheicn,

wenn bey dem Verkauf die Ueberbringung nicht

gleich möglich ist, oder der Käufer schon aus

einem andern Rechtsgrund die Sache in seiner

Gewalt hat.

^607. Die Uebergabe der Gerechtsame geschieht durch

Einhändigung der Rechts-Urkunden oder durch Gebrauch

des Erwerbers mit Bewilligung des Verkäufers.

»6a8. Die Kosten der Uebergabe trägt der Verkäu-

fer und jene des Wegbringens der Käufer, wenn nicht

das Gegentheil bedungen ist.

1609. Die Uebergabe geschieht an dem O r t , wo bey
dem Verkauf sich die Waare befindet, wenn nichts anders
bedungen ist.

,610. Der Käufer kann nach Belieben die Aufhe-
bung des Kaufs , oder die Einsezung in den Besiz fordern,
wenn die Uebergabe durch die That des Verkäufers ver-
spätet wird.

»6 l i . I n allen Fällen muß der Verkäufer den Käu-
fer , dem aus der verspäteten Ueberliefernng Nschtheil zu«
geht, entschädigen.
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Der Verkäufer ist nicht schuldig, die Waare
zu übergeben, ehe ihm der Preis gezahlt, oder von ihm
Zahlungsfrist bewilligt ist.

1613. Auch wenn er Zahlungsfrist gegeben hat,

darf er die Uebergabe bis zur Sicherstcllung zurückhalten,

wenn nach dem Verkauf bey dem Käufer ein Gant oder

Vermögens-Verfall ausbricht, mithin der Verkäufer Ge-

fahr lauft, den Preis zu verlieren.

1614. Die Sache muß bis zur Uebergabe in dem

Stand erhalten werden, worin» sie sich zur Zeit des Ver»

kaufs befindet.

Von dem Verkaufs - Tag an gehören alle Früchte dem
Käufer.

1614. ,. Der Verkäufer trilgt bis zum Abliefcrungsziel den
gewöhnlichen Erhaltungs - Aufwand, den außerordentlichen der etwa
nöchig w i rd , und allen der sich auf die Früchte bezieht, ersezt der
Käufer, Ändernder Abreden unbeschadet.

1615. D i e Verbindlichkeit der Uebergabe einer Sache

erstreckt sich auf ihre Zugehördcn, und auf Alles, was zu

ihrem immerwährenden Gebrauch bestimmt ist.

i6»6. Der Verkäufer ist verbunden, das vertrags-

mäßige Maas zu liefern, jedoch unter folgenden Einschrän-

kungen.

»6l?» Ist ein Grundstück unter Angabe seines FlH,
chen - Inhalts nach einem auf das Maas bedungenen
Preis verkauft worden; so muß der Verkäufer das ange,
gebene Maas, dem Erwerber, der es verlangt, ver-
schaffen.

Wenn dieses ihm unmöglich ist, oder der Erwerb«
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darauf nicht besteht, muß e« sich einen verhältnißmäßigen

Abzug am Preis gefallen lassen.

i6l8. Findet sich dagegen in vorigem Fall ein Ueber-

Maas gegen die Angabe, so hat der Erwerber die Wahl,

entweder den Preis verhaltnißmäßig zu erhöhen, oder

von dem Vertrag abzugchen, jedoch lezteres nur wenn

das Ueber-Maas «inen zwanzigsten T M des Angegebenen

übersteigt.

'tzlg. I n allen übrigen Fällen, es mag nun der Ver-

kauf ein ganzes eigens begrenztes Gut oder verschiedene

und abgesonderte Grundstück: betreffen; es mag der Ver-

trags - Gegenstand in den Ausdruck des MaaseS, oder in

den Ausdruck der Sache mit Angabe des Maases einge-

kleidet seyn, berechtigt die Angabe des Maases weder den

Verlanf« eine Preis - Erhöhung für das Ueber-Maas zu

fordern, noch den Käufer zur Minderung des Preises wegen

dem minderen Maas > «s sey dann, daß der Unterschied

unter dem erfundenen und angegebenen Maas den Werth

«ller verkauften Gegenstände im Ganzen um einen zwan-

zigsten Theil mehre oder mindere; jedoch darf ein Anderes

bedungen werden.

»62a. I n dem Fall, wo hiernach Erhöhung des Prei-

ses für das Ueber-Maas statt hat / bleibt dem Käufer die

Wahl, entweder von dem Vertrag abzugehen, oder die

Preis-Erhöhung zu zahlen, und zwar mit den Zinsen,

wenn er das Grundstück im Genuß hat.

162^. So oft der Käufer das Recht hat, von dem

Vertrag abzugehen, muß der Verkäufer ihm außer dem

»Wpfangenen Kanfschilling «nch die Kaufs-Kosten ersezen.
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Des Verfäufers Klage auf Ergänzung desPiei-

ses, und jene des Käufers auf Verminderung oder auf

Umstoßung des Beitrags erlöscht in Jahresfrist, vom

Tag des geschlossenen Kaufs an.

1628. Werden mehrere Grundstücke in einem Kanf-

Kontrakt für einen gemeinschaftlichen Preis verkauft, und

dabey das Maas, das ein jedes der Grundstücke enthalte»

solle, bestimmt, und es findet sich nachmals Hey Einigen

derselben ein geringeres, bey Andern ein größeres Maas,

so werden Ueber-Maas und Minder 5 Maas, in so weit sie

sich ausgleichen, wettgeschlagen, die Klage auf Ergänzung

oder auf Verminderung des Preises richtet sich im Nebli-

gen nach den obigen Regeln.

»624. Di« Frage/ ob vor der Uebergabe auf den

Verkäufer oder den Käufer der Verlust oder die Verschlim-

merung der verkauften Sache falle, wird nach den Regeln

des Titels: »on Rechten und V e r b i n d l i c h k e i t e n

die aus V e r t r ä g e n en ts tehen, entschieden.

Dri t ter Abschnitt.

V o n d e r G e w ä h r .

,6«5. Die Gewährleistung, wozu der Verkäufer dem

Häufer verbunden ist, muß ihm

e i n m a l den anspruchslosen Besiz der »erkauften

Sache sichern;

zum andern für die verborgene Fehler schadlos

halten.
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§. I.

V o n der G e w ä h r i m F a l l e e i n e r E n t w ä h r u n g .

1626. Auch, wenn bey dem Verkauf über Gewähr-

leistung nichts bedungen ist, muß der Verkäufer dem

Käufer für die geschehene Entwährung der verkauften Sache

oder eines Thcils derselben, und für verschwiegene Lasten,

Vergütung tlmn.

1626 ,. Auch wenn eine Entwahrung weder geschehen noch
innstchend ist, kann eine Gewährleistung bey Liegenschaften alsdann
gefordert werden, wenn das Ortsgerichc die Gewährung aus solchen
Gründen versagt, welche nicht eine Nichtigkeit des ganzen Kauft
nach sich ziehen.

1627. Die Partheien können durch besonderes Geding

diese gesezliche Verbindlichkeit mehren, mindern, oder

aufheben.

»628. Auch, wenn alle Gewähr erlassen ist, muß

der Verkäufer doch die Folgen eigener Handlungen büssen,

jedes hiergegen anstoßende Geding ist ungültig.

1629. Auch da , wo dem Verkäufer die Gewähr er-

lassen wa r , muß er bey eintretender Entwahrung den

Kaufpreis ersezen, wenn nicht der Kaufer gleich Anfangs

die Besorgniß einer Entwährungs-Ansprache kannte, oder

auf seine Gefahr kaufte.

»63a. Wo Gewährleistung statt h a t , da kann im

Fal l einer Entwahrnng der Verkäufer fordern:

i . ) den Ersaz des Kauf -Pre ise«;

2.) den Ersaz der Früchte, soweit er sie dem obsie-

genden Eigenthümer herausgeben muß;
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3.) die auf den Streit über die Gewährleistung von

dem Käufer und dem entwährenden Gegner verwendeten

Kosten;

4.) Endlich die Entschädigung mit Inbegriff der

gesezmäsigen Kosten und Auslagen für den Kauf.

»63,. War die verkaufte Sache zur Zeit der Entwäh-

rung im Werth verringert, oder in ihrem Zustand ver-

schlimmert; sey es durch Nachlässigkeit des Kaufers oder

durch unvermeidliche Zufälle; so ist der Verkäufer gleich-

wohl verbünde«/ den ganzen Kaufschilling zu ersezen.

1632. Hat aber der Käufer aus sclbstveranlaßten
Verschlimmerungen Vortheil gezogen; so hat der Verkäufer
das Recht, einen diesem Vortheil gleichkommenden Betrag
von dem Kaufpreis zurück zu behalten.

1633. Würde die verkaufte Sache zur Zeit der Ent,

Währung einen hbhern Werth haben; so ist der Verkäufer

schuldig, ihm auch den Mehrwerth zu vergüten, wenn

solcher gleich nur zufällig ist.

'634. Der Verkäufer ist schuldig, dem Käufer alle

Ausbesserungen und Verbesserungen, die er zum Nuzen

des Grundstücks vorgenommen hat, zu ersezen, oder zu

bewirken, daß sie ihm von demjenigen ersezt werden, der

die verkaufte Sache entwährte.

»635. Der wissentliche Verkäufer fremden Guts ist

verbunden, dem unschuldigen Käufer allen Aufwand zu

«rsezen, auch den bloß zum Zierrath oder zum Vergnügen

dienenden.

»626. Ist dem Käufer nur ein Theil der S«che «nt-
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währt worden/ dieser aber im Verhaltniß zum Ganzen

von solcher Wichtigkeit, daß er ohne den verlornen Theil

sie nicht gekauft haben würde; so kann er den Verkauf

aufheben lassen.

»637. Wird wegen der Entwährung eines Theils deS

verkauften Stücks der Verkauf nicht aufgehoben; so hat

der Kaufer nur den Werth des entwahrten Theils/ wie er

alsdann geschäzt w i r d , zu fordern, nicht den Antheil deö

Kaufpreises der darauf zu rechnen wäre; der Werth der

verkauften Sache mag indessen gestiegen oder gefallen seyn.

i638. War das verkaufte Grundstück mit verborge-

nen und unangezcigten Dienstbarkciten von solcher Wich«

tigkeit belastet, daß sich vermuthen läßt , der Erwerber

würde nicht gekauft haben, wenn er davon unterrichtet ge-

wesen wäre; so kann er Aufhebung des Vertrags begehren,

wenn er sich nicht lieber mit einer Entschädigung begnü«

gen wi l l .

,63g. Die übrigen etwaigen Fragen über die Ent-

schädigung des Käufers, wegen nicht Verkaufs «Vollzie-

hung, sind nach den allgemeinen Regeln zu entscheiden,

welche der Ti te l v o n V e r t r ä g e n u n d v o n V e r -

t r a g s « V e r b i n d l i c h k e i t e n , im allgemeinen auf-

stellt.

1640. Die Gewährleistung fäl l t w e g , wenn der

Käuf t«. der seinen Verkäufer zum Prozeß beyznladen un-

terließ, durch Urtheil und Recht verlor, und der Ver-

käufer beweist, daß hinlängliche M i t te l die Klage als

v«werflich darzustellen vorhanden waren.
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ißHo ». Die Entwährungsbesugniß dessen, der Erbe odcr
Mechtsfolger des rechten Eigcnrhümers ist/ fällt weg/ so oft ihn die
Ecwährleistungs - Klage treffen würde.

§. II.

V o n der G e w ä h r l e i s t u n g f ü r Fehler der

v e r k a u f t e n Sache.

Dcrcr Verkaufe? lsi schuldig, jene verborgenen
Fehler der verkauften Sache zu gewähren, welche dieselbe
zu ihrem bestimmten Gebrauch entweder untauglich oder
nn'ndertauglich machen, wenn leztern Falls der Kaufer sie
gar nicht, oder doch nur in minderen Preis gekauft ha«
ben würde, sobald er die Fehler gekannt hätte.

1642. Der Verkäufer ist für keine offene Fehler,

welche der Kaufer selbst bemerken konnte, verantwortlich.

1643. Für die verborgenen Fehler muß er selbst als-

dann haften, wenn sie ihm selbst unbekannt waren, wo-

fern in diesem Fall er nicht Freyheit von der Oewährlei«

stung sich bedungen hat.

1644. 3 « den Fällen des 164,. «nb »643. Sazes

hat der Käufer die W a h l , entweder die Sache gegen Er«

saz des Kaufschillings zurück zu geben, oder sie zu behal-

ten, und sich einen durch Sachverstandige bestimmten

Theil des Kaufschillings zurück geben zu lassen.

»644 ». Doch ist «er Häufer, die Sache zurückzugebt«, nur
s» lange befugt, als «r nicht Veränderungen damit vorgenommen
hat, welch« si« entwertben, oder zu ihre« gewöhnlichen Gebrauch
untauglich machen.
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iy45. Ein Verkäufer, welcher die Fehler der Sache

kannte, muß nebst dem Ersaz des empfangenen Kaufpreises

den Käufer auch entschädigen.

1646. Waren dem Verkäufer die Fehler der Sache

unbekannt, so erstattet er nur den Kaufpreis und die

Kaufs-Unkosten.

1647. I s t die fehlerhafte Sache durch ihre schlechte

Beschaffenheit zu Grund gegangen; so ist der Verlust für

den Verkäufer, der dagegen dem Käufer zur Erstattung

des Kauf-Preises und der Kosten, auch zur Entschädigung

nach den beedcn vorhergehenden Sazen verbunden ist; der

zufällige Verlust der Sache lauft hingegen auf Rechnung

des Käufers.

»64«. Die Klage auf Zurücknahme einer Maare we-

gen Fehlern muß nach Beschaffenheit dieser Mänge l , und

nach Gebrauch des O r t s , wo der Kauf geschah, in einer

kurzen Frist angestellt werden.

1649. Sie hat gegen gerichtlich verordnete Verkäufe

nicht statt.

Fünftes Kapitel.
V o n den P f l i c h t e n des K ä u f e r s .

»65a. Die Hauptverbindlichkekt des Käufers ist den

Kaufpreis an dem vertragsmäsigen Tag und Ort zu

zahlen.

i65,. Bestimmt der Kauf deshalb nichts, so muß

der Käufer an jenem Ort und in jener Zeit zahlen, wo

die Uebergabe geschehen soll.

»662. I n
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1662. I n drly Fällen hat der Käufer bis zur
lung des Hauptsiuhls den Kaufschilliug zu verzinsen,
nemlich:

Wenn dieses Hey dem Kauf bedungen ist;
Wenn die verkaufte und überlieferte Sache Früchte

oder andere Einkünfte abwirf t ;
Wenn dem Käufer die Zahlung urkundlich gefordert

wurde;
I n dem leztcn dieser Fälle laufen die Zinsen nur von

t>er Zeit der urkundlichen Anforderung.

»653. Ist der Käufer mit einer Pfands- oder Zueig«
nung5-Klage angegriffen, oder bedroht; so mag er mit
der Zahlung des Kausvreiscs zurückhalten, bis derVerkäu»
fcr die Störung beseitigt oder dagegen Sicherheit geleistet
lnn, wenn nicht etwa bedungen worden, daß eines An-
griffs ohnerachtet der Käufer zahlen solle.

»664. Wenn der Käufer den Kaufschi'lling nicht zahlt;
so hat der Verkäufer das Recht zur Aufhebung des
Werkaufs.

»655. Die Auffösung eines Liegenschafts - Kaufs
wird erkannt, sobald der Verkäufer in Gefahr ist, Waare
und Preis zu verlieren.

Is t diese Gefahr nicht da, so kann der Richter dem
Käufer nach Umständen eine kürzere oder längere Iahlungs-
Frist gestatten.

Is t solche fruchtlos abgelaufen; so wird d<e Auflösung
des Verkaufs erkannt.

«tstlbuch. z f
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»656. Bty einem Liegenschafts-Verkauf, mit Ge-

ding/ daß die Nichtzahlung des Kaufpreises zur Verfall-

zeit den Verkauf kraft Gesezes auflösen soll, kann der

Kauf« dennoch nach Ablauf der Frist noch zahlen, so

lang er nicht urkundlich durch Aufforderung in Verzug

gesezt ist; nach erfolgtem urkundlichen Aufruf kann der

Richter ihm keine Frist gestatten.

1667. Ein Kauf über Lebensmittel und Fahrniß al-

ler Ar t , welche in der bedungenen Zeit vom Kaufer nicht

in Empfang genommen worden, gilt zum Vortheil de«.

Verkäufers kraft Gesezes auch ohne Aufruf zum Em«

pfang für aufgelöst.

Sechstes K a p i t e l .

Von U n g ü l t i g k e i t und A u f l ö s u n g de«

V e r k a u f « .

»658. Ausser denen in diesem Titel schon erklärten

Ursachen der Nichtigkeit oder Auflösung, und denjenigen,

die allen Verträgen gemein sind, kann der Kauf noch

aufgelöst »erden durch Wiederlauf, und wegen Verkür-

zung im Preis.

Erster Abschnitt.

V o n dem W i e d e r k a u f s - R e c h t .

»«69. Das Geding des Wiederkanfs ist eine Ueber-

emlunft, wodurch der Verkäufer sich vorbehält, gegen

««ckgabe de« Kauffchillmgs »nd gegen die im ,672. Saz
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erwähnte Vergütung ein verkauftes Gut wieder an sich
zu ziehen.

»66o. Das Wiederkaufs - Recht kann nur auf fünf
Jahre vorbehalten werden. DaS auf länger bedungene
wird auf diese Zeit herabgesezt.

Diese Frist kann von niemand, selbst von dem

Richter nicht erstreckt werden.

1662. Wurde die Wlederkaufs-Klage in der bestimm-
ten Frist nicht angestellt; so bleibt der Käufel unwiderruf«
licher Eigenthümer.

i665. Die Frist läuft gegen jedermann, selbst gegen
Minderjährige/ vorbehaltlich ihres Rückgriffs auf jeden,
den er den Umständen nach treffen kann.

»664. Die Wiederkaufs - Klage kann gegen den drit«
ten Besizer angestellt werden, wenn schon in seiner Er:
werbs-Urkunde die Wiedelkaufs - last verschwiegen wurde.

»665. Wer eine Sache auf Wiederkauf erworben
hat, tritt indessen in alle Rechte seines Verkäufers; er
kann widec den wahren Eigenthümer sowohl, als wider
diejenigen verjähren, die Rechte oder Unterpfandsbefug«
nisse an der verkauften Sache ansprechen.

»666. Er kann den Gläubigern seines Verkäufers

die auf ihn greifen, die Einrede der Ausklage des Haupt-

schuldners «ntgegensezcn.

,667. Wer erst einen noch ««abgesonderten Theil

eines in ungetheilter Gemeinschaft stehenden Erbguts
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unter Bedingung des Wiederkaufs, und bei einer gegen

ihn aufgerufenen Versteigerung das Ganze erwarb, ist

dem Wiedertäufer zur Rückgabe des wiederkäuflichen Theils

nicht mehr verbunden, wenn dieser das Ganze nicht neh-

men will.

166U. Von Mehreren, die in einem und demselben

Vertrag zusammen, ein ihnen gemeinschaftliches Gut ver-

kaufen, kann jeder die Wiederkaufs-Klage nur für sei-

nen Theil ausüben.

,669. Von mehreren Mit-Erben eines zumWieder-

kauf berechtigten Erblassers kann jeder den Wiederkauf

nur für seinen Erb-Autheil ausüben.

1670. I n beeden vorhergehenden Fällen kann der
Käufer verlangen, daß alle Mit-Verkaufer oder alle Mlt-
Erben zum Streit beygeladen werden, um sich über die
Zurücknahme des ganzen Guts zu vereinigen, und, wenn
sie nicht einig werden/ ist er von der Klage loszusprechen.

»671. Wurde ein Gut , das Mehreren zugehörte, von

jedem einzeln zu seinem Theil verkauft; so kann jeder

für sich allein den Wiederkauf seines TheilS bewirken,

und vom Kaufer nicht genöthigt werden, daS Ganze an

sich zu ziehen.

»672. Hinterläßt ein solcher Käufer mehrere Erben,

so kann, wenn die verkaufte Sache noch ungetheilt, oder

unter alle vertheilt ist, der Wiederkauf wider einen je-

den aus ihnen nur für seinen Theil ausgeklagt werden.
Ist aber die Erbschaft so «etheilt, daß die verkaufte



l l l . B- Vl. T. Vo» dcm Vlttauf. 453

Sache dem loos Eines der Erben zufiel; so hat wider

diesen die Wiederkaufs-Klage auf das Ganze statt.

1673. Der Wiedertäufer muß nicht allein den Kauf-

preis zurückgeben, sondern auch die redlichen und gesez-

mäßigen Kosten des Kaufs, weiter die Kosten der noth-

Ivendigen Ausbesserungen, auch diejenigen, welche den

Werth des Guts erhöht haben, bis zum Betrag dieses

erhöhten Werths. Ihm darf der Besiz versagt werden,

bis er allen diesen Obliegenheiten Genüge leistet.

Der Wiedertäufer nimmt sein Grundstück frey von

allen Lasten und Pfandrechten zurück, womit der Käufer

es etwa beschwert hat; nur die von dem Käufer ohne

Arglist und Gefährde geschlossenen Pacht-Verträge muß

er vollziehen.

Zweyter Abschnitt.
V o n A u f h e b u n g des V e r k a u f s wegen

V e r k ü r z u n g .

»674. Ein Verkäufer, der um mehr als sieben

Zwölftel des Preises einer Liegenschaft verkürzt worden

ist, hat das Recht, den Verkauf anzufechten, selbst dann,

wenn er bey dem Verkauf auf dies« Befugmß verzichtet,

ja gar erklärt hätte, daß er den Mehrwerth der Sache

schenke.

,675. Zur Beurtheilung einer Verkürzung üb« siebe»

Zwölftel muß die Liegenschaft nach dem Zustand zur Zeit

des Kaufs und nach ihrem damaligen Werth geschäzt

werden.
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,676. Nach zwey Jahre,,/ von dem Tag des Ver-

kaufs a n , hat diese Klage nicht mehr statt.

Diese Frist läuft wider Ehefrauen, wider Abwesende,

wider Mundlose und wider Minderjährige, welche Rechts«

folger eines volljährigen Verkäufers sind.

Diese Frist läuft neben der Wiederkaufs - Frist und

bleibt inzwischen nicht aufgeschoben.

»677. Dem Beweis der Verkürzung muß ein zulas-

sendes Urtheil vorausgehen, das nur statt hat, wo die an-

gegebenen Thatumsiande wahrscheinlich und erheblich ge-

nug sind, um eine Verkürzung vermuthen zu lassen.

167U. Dieser Beweis darf durch Ermessen „ ^ S a c h -

verständigen nicht anders geführt werden, als daß deren

drey seyen, welche in einem gemeinschaftlichen Bericht

nach Mehrheit der Stimmen nur eine Meynung aussern.

1679. Sind di« Meynungen verschieden, so soll der

Bericht die Gründe enthalten, worauf jede beruhct, ohne

zu sagen, welcher Meynung jeder Sachverständige gewe-

sen scy.

i6Uo. Die drey Sachverständigen werden von Amts«

«regen ernannt, wenn die Partheien sich nicht vereinigen,

sie alle drey gemeinschaftlich zu ernennen.

;68». Wi ld die Verkürzungs-Klage statthaft erkannt,

so hat der Käufer die W a h l , entweder di« Sache zurück«

zugeben, und den Kanfschilling wieder «n sich zu ziehen,

oder gegen Nachzahlung dessen, was an dem wahren Preis

fehl t , (diesen zu einem Zehntel unter dem geschäzten Preis

««genommen) das Grundstück zu behalten.
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Der dritte Besizer hat gleiches Recht, vorbehaltlich

ier Gewährleistungs-Forderung an seinen Verkäufer.

1682. Der Käufer, welcher die Sache behält, und

die Preis - Aufbesserung nachzahlt, muß die Zinsen der-

selben, von dem Tag der angestellten Umstoßungs-Klage

an , entrichten.

Gibt er die Sache gegen Erstattung des Kaufschillings

zurück, so hat er die Früchte, von dem Tag der angestell-

ten Klage an, mit zu ersezen, dagegen die Zinsen desKauf-

schillings von dem Tag des Früchten- Ersazes, oder wenn

er keine Früchte gezogen hat , von dem Tag der Zahlung

an, zu empfangen.

1683. Der Kaufer hat keine Verkürzungs-Klage.

1684. Sie findet auch gegen keine Käufe statt, die

sus gesezlicher Anordnung gerichtlich geschlossen werden.

»685. Die Regeln des vorhergehenden Abschnitts für

Fälle, wo mehrere zusammen verkaufen, oder jeder von

ihnen besonder«, ingleichem wo Käufer oder Verkaufer

mehrere Erben hinterlassen, find gleichfalls bey der Ver-

kürzung« - Klage zu beobachten.

S i e b e n t e s K a p i t e l .

V o n V e r st e i g e r u n g e n .

»686. Wenn eine gemeinschaftliche Sache sich nicht

füglich thellen laßt;

Oder wenn bey einer gütlichen Theilung gemeinschaft-

licher Güter, Einige überbleiben, die keiner der Theilen-

ben annehmen kann oder wi l l , so wild ein solches Gut
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versteigert, und der Erlös unter den Mit-Eigenthümern

getheilt.

1687. Jeder Mi t - Eigenthümer kann fordern, daß

Fremde zur Verfieigeruug berufen werden; diese Bern«

fung muß geschehen, so oft der Mit-EiFenthümer „och

minderjährig ist.

1688. Die Arten und Formen der Versteigerungen sind

unter dem Ti te l : von den Erbschaf ten und in der

allgemeinen Gerichts - Ordnung zu suchen.

Achtes Kapitel.

V o n Ueber t ragung der Forderungen und an -

derer un körper l i chen Rechte.

1689. Bey der Übertragung einer Forderung, eines

Rechts oder einer K<.'>e wider dritte Personen, geschieht

die Uebergabe von dcm Rechts-Geber an den Rechts-Neh-

mcr durch Uebergade der Rechts - Urkunde.

Den Befiz gegen dritte Personen erlangt der

Rechts-Nehmer auch durch feyerliche Bekanntmachung der

geschehenen Uebertragung an den Schuldner, oder durch

beweisende Urkunde des Schuldners, welche sagt, daß er

die Uebertragung annehme.

169». Hat d«r Schuldner an den Rechts-G«btl ge-
zahlt, ehe dieser oder der Rechts-Nehmer ihm die gesche-
hene Uebertragung bekannt machte; so ist er rechtmäßig
befreyt.

»69». Der Verkauf oder der Rechts-Uebettrag eine»
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Forderung erstreckt sich auf deren Zügchörde», wie z, B.

auf die Bärgschaft, dse Vorzugs- und Pfauo-Ncchle.

Wer eine Forderung oder ein anderes untör,

perliches Recht verkauft, muß dafür haften, daß er zur

Zeit des Uebertrags die Forderung oder das Recht wirklich

hatte, wenn schon der Rechts-Uebertrag ohne Gewährst

Zusage geschah.

1694. Er haftet nicht dafür, daß der Schuldner zah,

lungsfähig sey, außer wenn er sich hiezu verbunden hat,

und alsdann nur für so viel, als er wegen de« Uebertrags

tmpfieng.

2696. Hat er für des Schuldners Zahlungs-Fähig-

keit gut gesagt, so wird diese Zusage nur auf den ge-

genwärtigen Stand des Schuldners nicht auf die künf-

tige Zeit bezogen, der Rechts-Geber habe sie dann aus-

drücklich einbegriffen.

1696. Wer ein« Erbschaft ohne Bezug auf ein Erb-
Verzeichniß verkauft, haftet nur dafür, daß er rechtmas-
siger Erbe sey.

Hatte er schon Früchte eines oder andern Erb-

stücks genossen, Erbschafts-Forderungen eingezogen, oder

Erbschafts - Fahrniß veräußert, so muß er sie dem Erwer-

der ersezen, wenn er sie bey dem Verkauf nicht ausdrück-

lich ausgenommen hat.

»698. Der Käufer seiner Seits muß dem Verkäufer

das, was dieser aus dem Seinigen an Erbschafts-Schul-

den und Lasten gezahlt hat, wieder erstatte«, und ihn um
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alles befriedigen, was derselbe an das Erbe als Gläubi-

ger zu fordern hatte, wenn nicht ein anderes bedungen ist.

1699. Der Schuldner eines strittigen Rechts, das

einem Andern verkauft worden ist, kann sich gegen den

Rechts-Nehmer dadurch frey machen, daß er ihm den be-

zahlten Preis des Uebertrags mit den übrigen redlichen

und gesezmaßigen Kosten und mit den Zinsen von dem Tag

an verffütet, da der Ueber-Nehmer den Preis des ihm gesche-

henen Uebertrags gezahlt hat.

»700. Die Sache gilt für strittig, sobald ein Wider-

spruch über den Grund der Schuld vor dem Richter liegt.

,700 2. Wobey nur jener Widerspruch in Betracht kommt,
gegen welchen der Rechts < Abtreter nicht zugleich die Währschaft auf
sich nimmt.

Die im Saz 1699. enthaltene Verfügung
fällt weg:

l.) da, wo der Uebertrag an einem Mit-Erben

oder an einem M i t - Eigenthümer des übertra-

genen Rechts geschah;

2.) da, wo er einem Gläubiger an Zahlungsstatt

5« Theil ward;

3.) da, wo er an einen Befizer jenes Grundstücks

geschah, auf welches das strittige Recht aus-

zuüben wäre.

«Neuntes Kapi te l .

Vom «oosungS-Rech t .
,70» »». «ine loosung findet auf Fahrniß niemals, und «uf

liegenschaften nur da st««, »o^in Vertrag »der da« Gestl si« gibt-
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17c» , d . Das Gescz gibt loosung:

den Gemeinden und Gemeindsbürgern an dem Verkauf

auf Ungcnossen;

dein M i t > Eigcnthümer eines getheilten Hause« an den

Verkauf eines Haus - Antheils das mit dem Seinigen unter

einem Dach steht;

dem M i t - Eigcnthümcr einer ungctheiltcn Liegenschaft an

dem Verkauf cincs Antheils an einen Nicht'Gcmeiner;

dem stammgucsbercchtigccn Familienqlicd an dem Ver«

kauf eines dazu gehörigen Grundstucks außer der Familie.

1701 ,c . Die Loosung findet nur statt in Verträgen auf Um«

saz, worinn die Sache gegen Geld oder gegen z» Geld angeschlagene

Sachen, ohne persönliche Gegenleistung im Handkauf hingegeben

wird.

17N1 » H. Einzeln verkaufte Stücke können nur aus "einem

Sonderkauf, nicht aus einem Klumpenkauf, geloosct werden.

170» »«. Man darfnur für eigenen Gebrauch, nichtaufMchr»

schaz loosen.

1701 , f . Die koosung findet bey der Beding« Mark- Dach'

und Sammtloosung binnen dreyßig Tagen, bey der Stammleosimg

aber binnen drep Monaten vom Eintrag des Verkaufs in da« Grund«

buch an gerechnet, statt.

Diese Frist ist streng zu rechnen; Wiederherstellung gegen ihre

Versäumniß findet niemals statt.

»70» «5. Unter mehreren lösern, deren loosungititel verschie»

»en ist, hat die Vorloosung der Gedinglooser, nach ihm der Dach»

looser, dann der Sammtlcoser, zulezt geht der Otommlooser.

Der Nartlooser geht a l l « jenen v o r , so weit sie Ungenoffen

sind, und nach, sofern sie Martgenossen sind.

»70» »l». Unter mehreren Usern von gleichem Litcl geht der»

ienige vor, der sie zuerst ankündigt, auffer bey der Etammloosung,

«obey derjenige vorgeht, der näher a« Eintri t t in« «rbe ist/ un .
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bey tcr Sammtloosung, wo aller Vorzug wegfallt, sondern alle ge»

mcinschaftüch in die Loosung trete».

1701 »>. Die Loosiings-AnkUndiguüg muß mit Darlegung al<

ler vom Käufer geleisteten Zahlungen, und mit Erbiete» zur llcbcrnahme

aller, die ihm ftrner obln'gcn, bcglcicec, und dieses alles öffentlich

beurkundet seyn.

i?c>i »K. Der looscr t r i t t in allc Rechte und Verbindlichkeiten,

welche das Gesez oder die Vertäust Urtunde bestimmt hat, vom Tag

der angekündigten loosung an.

1701 « I . Minderjährige oder deren Pfleger können sich der

koosung nicht bedienen, auch geht sie, ;so lang sil nicht angekündigt

ist/ auf Erben nicht über.

, 70 ! »m. Oedinglooftmg kann nur demjenigen, dem sie vor?

behalttn ist , und keinem Erben desselben zu gut kommen; sie kann

nur bey der Abtretung des Eigcnthums und nur in der Abtretungs-

urkunde vorbehalten werden.

1701 , n . Die loosung findet auch wider den dritten
statt, solang die loosungsfrist wider dessen Rechrs«Dorf>,hren läuft;
jenem bleibt der Rückgriff auf diesen bcy der Gcdinglosung, wenn
denn Dascyn ihm verschwiegen worden ist.

* Zehntes K a p i t e l . .

Vom E in st an d s r echt.

»701 l,». Das Einstandsrecht gibt nur die Befugniß, vor
endlich abgeschlossenen Unterhandlungen in des Käufers Stelle bey
Verträgen auf Umsaz über kiezenschaften einzutreten, ohne dem Wer«
läufcr größere Verbindlichkeiten aufzulegen/ als er zur Zeit dieser
Dazwischenkunft hatte.

1701 l>b. Dasselbe steht nur zu:
demjenigen, dem ein Vertrag dasselbe vorbehalten hat ;
demjenigen/ gegen den ein vorbehaltener Rückzug «»»er
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gekauften Sache wegen dem Mehraufschlag eines neuen Kam

fers gesucht w i rd ;

demjenigen, der auch nach abgeschlossenem Vertrag die

koesung auszuüben befähigt wäre; endlich

demjenigen Steigern-, der zu einer auf weitere Versteige»

rung auigcseztcn Sache von der früheren Steigerung her

als höchster Srcigercr zur Ucbcrnahme, wenn kein Mcyrgcbot-

geschähe, verbindlich Ware.

l> c. Der Einstandsbcrcchtigtc muß in Zeiten zu den Un»

terhandlungen berufen werden, wenn er nachher nicht mehr looscn

kann, sonst wird er durch diese Unterlassung loosungsbcrechcigt.

1701 l, z. Der Einstand muß vor dem Schluß der Unterhaus

lungcn, oder bcy Steigerungen unverwandten Füsscs nach dem Zu«

schlag vor dem Schluß des Stcigerungs-Prototolls, erklärt werden.

1701 l>e. Die Säze von der loosung » ä. «k. »I. und , m .

finden auch bcy dem Einstandirecht ihre Anwendung.

S i e b e n t e r T i t e l .

V o m T a u s c h .

»702. Der Tausch ist ein Vertrag, wodurch die
Partheien einander Maare um Waare geben.

1702 «. Wo ein Aufgeld gegeben w i rd , es sey groß oder Nein,

wird das Geld mit als Waare angesehen, so lang nicht ein Anschlag

der beedtrseitigen Tauschgcgcnständc in dem Vertrag ausgedruckt ist,

und da« Geld dadurch al« Zugabe des auizugleichendtn Preises

vereigenschafc« wird.

1703. Der Tausch geschieht so wie der Verkauf durch
bloße Einwi l l igung.

,703 ,. Di t Tauschtosten «erden gemeinschaftlich getragen.
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»704. Hat eine der Tausch-Personen die eingetauschte

Sache empfange«/ nnd beweist nachher, daß deren Vcr-

tauscher nicht Eigentümer war ; so kann der Ei'ntauscher

nicht gezwungen werden, die dagegen vertauschte Sache

zu übergeben, sondern nur die Eingetauschte zurückzu-

geben.

1706. Derjenige, der an der eingetauschten Sache

Entwahrung leidet, hat die W a h l , entweder allein Ent-

schädigung zu begehren, oder seine vertauschte Sache

zurückzufordern.

,706 «. Hatte jedoch im ersteren Fall derjenige, der Gewähr
leisten soll, bly dem Tausch in redlicher Meinung gehandelt/ s« kann
«r verlangen, daß die Entschädigung auf Rücknahme der verlausch'
ten Sache und Ersaz der Kosten beschränkt werde.

1706. Gegen Tausch-Ver t räge hat keine Verkür-

zung«-K lage statt.

»706 ,. Jeder Theil ist in Bezug auf seine Erwartungen von
der eingetauschten Sache derjenige/ der sich klar ausdrücken muß/
und gegen welchen widrigenfalls die Auslegung geschieht.

»707. A l le übrig« Regeln des K a u f s gelten auch

dem Tausch.

1707 «. Man kann auch die bloße Nuzung zwcyer Sache«
umtauschen. Die Kraft solcher Tausch«Verträge richtet sich »ach
obigen Säzen; die Nuzungi < Rech« und Verbindlichkeiten aber nach
den Säzen vom leih »Vertrag.



M.B- Vll l . T. Von Bestand,Pacht» oder Micth-Vertriigen. 463

A c h t e r T i t e l .

Von Bes tand - Pacht- oder Mieth«
Ver t rägen.

Erstes Kapitel.
A l l g e m e i n e V e r f ü g u n g e n .

1708. Es gibt zwey Gattungen des Bestand-
Vertrags :

den über Sachen, und
d<n über Dienste und Arbeiten.

>7«9. Der Bestand-Vertrag über Sachen ist jener,
wodurch Eine Parthei der Andern, auf eine gewisse Zeit
und gegen einen bewilligten bestimmten Zins, Innhabung
und Genuß einer Sache einzuräumen verspricht.

»7»a. Jener über Dienste und Arbeiten ist der Ver-

trag, wodurch eine derPartheien für die Andere, gegen ei-

nen unter ihnen abgeredeten Lohn etwa« zu verrichten

übernimmt.

»711. Diese beede Gattungen des Bestand - Vertrags

zerfallen in verschiedene Abtheilungen. Man nennt:

».) M i et he, den Bestand über Haus« oder

Fahrniß;

2.) Pach t , den Bestand über Feld - Güter;

2.) D i e n st v e r d i n g , den Bestand über Arbeit

oder Dienste;

4.) V i e h - V e r s t e l l u n g , den Bestand über

Vieh, dessen Nuzen zwischen dem Eigenthümer

und Pachter getheilt wird;
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5.) W e l k v e r d i n g , das Unternehmen der Aus-

führung eines Weiks für einen bestimmte

Preis; dieses ist nur ein reiner Bcsiand: Ver-

trag, so weit der Werk-Stoff von demjenigen

geliefert wird, der das Werk bestellt.

Die leztern drey Gattungen (3. 4, uud 5.) haben

ihre besondern Regeln.

1712. Für die Verpachtungen der Staats-Güter,

dcr Gcmeinds« Güter und der Körperschafts-Güter finden

besondere Verordnungen statt.

Zweytes Kapitel.
Von dem Mi 'e th - und Pacht - V e r t r a g über

Sachen.

l7»3. Man kann Sachen jeder Ar t , bewegliche oder

unbewegliche Güter in Bestand geben und nehmen.

Erster Abschnitt.
Von den Rege ln , die der M i e t h « und dem

Pacht zugleich ge l ten .

»714. Man kann schriftlich oder mündlich in Bestand
geben «nd nehmen.

»7i5. Ein mündlicher Bestand, dessen Vollzug noch
nicht begonnen hat, und der von einem Theil gelaugnct
wird, kann nicht durch Zeugen bewiesen werden, so gering
«r auch sey, und obschon man sich auf gegebenes Hastgcld
beziehe.

Nur
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N u r kann man d e m , der den Bestand l ä u g n e t , den

Eid zuschieben.

17,6. Entsteht Streit über den Bestand-Zins bey

einem mundlichen Bestand - Vertrag, dessen Vollziehung

schon begonnen hat, und es ist keine Quittung beyzubrin»

gen, die einen Ausschlag gäbe; so ist dem Eigenthümer

ans seinen Eid zu glauben; der Bestander kann zu dessen

Abwendung Schäzung durch Sachverständige verlangen,

in welchem Fall die Kosten der Schäzung ihm zur last

bleiben, wenn der Anschlag den von ihm angegebenen

Zins übersteigt.

i?»?. Der Beständer hat das Recht zur Afterbe-

standgabe und selbst zur gänzlichen Uebertragung seines

Bestands auf einen Andern, wenn ihm Eines und das An-

dere nicht untersagt worden; die Untersagung kann auf

das Ganze oder auf einen Theil bezogen werden.

Dieses Geding muß sireng genommen werden.

Jedoch kann die gänzliche Uebertragung nicht an j «
mand geschehen, von welch.m der Verpächter irgend einigen Nach»
lheil glaublich zu besorgen hat/ daher soll ihm zuvor davon Anzeige
«eschehcn.

Die unter dem Titel von dem H e y r a t h s -

V e r t r a g und den gegense i t igen Rechten der

E h e g a t t e n vorkommenden Säze über die Verpachtung

der Güter einer Ehefrau, sind auf die Verpachtung der

Güter d« Minderjährigen ebenfalls anwendbar.

Der Bestandgeber ist kraft der Natur des
Vertrags, ohne daß es deshalb einer besondern Ueberein,
kunft bedarf, verbunden:

«'seibuch. ^
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i.) dem Bestander das Bestandgut zu überliefern;

2.) Es in dem Stand zu unterhalten, der für den

Bestand - Gebrauch nöthig ist;

3.) Nährend der Dauer des Bestands dem Bestän-

der den ruhigen Genuß der Sache zu gewahren.

172a . Derselbe ist ferner schuldig, die Sache in gu-

tem Siand zu überliefern.

Während der Bcsiandzeit muß er die nöthigen Aus-

besserungen machen, die kleinen ausgenommen, welche

dem Beständer obliegen.

1721. Dem Bestander gebührt Gewährleistung für

alle Fehler oder Mangel der in Bestand gegebenen Sacht/

welch« deren Gebrauch verhindern, wenn auch der Be-

siandgeber sie zur Zeit der Vertragsschließung nicht ge-

kannt hätte.

Entsteht aus solchen Fehlern oder Mängeln ein Ver-

lust für den Beständer; so ist der Bestandgeber verbunden,

ihn zu entschädigen.

1722. Geht die Bestand-Sache durch einen Zufall
während der Besiandzeit ganz zu Grund, so ist der Be-
stand kraftGcsezes erloschen; trifft er nur einen Thei l , s»
kann der Beständcr nach Umständen Minderung des Be-
stand-Zinses, oder selbst Umsioßung des Vertrags begeh-
ren. I n einem wie im andern Fall hat kein« Entschädigung
statt.

»723. Der Bestand« darf die Gestalt der Bestand-
Sache nicht verändern.

»724. Fordert während der Bestandzeit die Bestand-
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Sache unverschiebliche Ausbesserungen, so muß der Be-

stander sie zugeben, wie viele Unbequemlichkeit sie ihm

auch machen, und unangesehen, ob er unterdessen der Sa«

che zum Thei! entbehren muß;

Erfordern sie jedoch mehr als vierzig Tage, so ist

nach Verhältniß der Zeit und des entbehrten Gebrauchs

der Bestand-Zins herabzusezen;

Nehmen sie die dem Beständer für sich und seine Fa«

milie unentbehrliche Wohnung weg, so kann dieser den

Bestand umstossen.

»725. Der Bestandgeber ist nicht schuldig, dem Be-

siänder gegen jene Störungen im Genuß Währschaft zu

leisten, welche durch Thätlkchkeiten dritter Personen ent-

stehen, ohne in einer Rechts-Ansprache auf die Sache ge-

gründet zu seyn; der Besiänder kann solche Störer in ei«

genem Namen gerichtlich belangen.

1726. Ist aber die Störung Folge einer Elgenthums-

Ansprache an das Grundstück; so kann der Besiänder eine

verhaltnißmäßige Minderung des Bestandzinses fordern,

falls hie Störung und Gebrauchs«Hinderniß dem Eigen-

thümer angezeigt worden ist.

5727. Behaupten diejenigen, welche Thatlichleittn

unternommen haben, ein Recht an die Bestand, ̂ .ache, »der

wird der Beständer selbst vor Gericht belangt, um daSVe-

standgut ganz oder zum Theil zu räumen, oder darauf die

Ausübung irgend ?iner Dienstbarkeir zu gestatten; so muß

er den Vesiandgeber zur Gewährleistung auffordern, und

kann verlangen nach Nennung seines Besiandgebns aus

dem Rechtsstreit entlassen zu werden.

G g a
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1727 «. Der Bestandgeber trägt alle Lasten der Sache, »«eich«
«r nicht dcm Beständer angcdungcn hat.

,728. Der Bestander hat zwey Hauptverbindlichkei«

ten zu erfüllen,

i.) Daß er die gemiethete Sache als guter Haus-

wirth nach det abgeredeten, oder aus den Um-

ständen muthmaslichen Bestimmung gebrauche.

2.) Daß er de» Besiandzins ,'n den festgesezten

Zielern zahle.

,728 «. Der Bcstandzins kann nur in Geld und in «irkli,
chen oder möglichen Erzeugnissen dcr Bcstandsache bedungen werden.

^729. Macht der Beständer von der Bestand-Sache

einen nicht bewilligten und dem Bestandgeber nachtheill«

gen Gebrauch; so mag dieser nach Umstanden den Bestand

«mstossen.
1780. I s t von dem Beständer und Bestandgeber eine

Guts-Beschreibung aufgenommen worden; so muß jener
die Sache in dem beschriebenen Stand zurückliefern, so
weit nicht Alter oder höhere Gewalt ihn verschlimmert
haben.

^ 3 i . Bey dem Mangel einer solchen Beschreibung

tr i t t die Vermuthung wider den Bestander ein, er habe

die Sache in Bau und Besserung gut erhalten, und er

muß sie in einem solchen Stand zurückgeben, vorbehalt-

lich des Beweises für das Gegentheil.

»782» Für alles was während seines Gebrauchs

verschlimmert wird oder zu Grund geht, ist er verant?

»«rt l ich, solang er nicht seine Schnldlofigkeit beweist.
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»733. Er haftet für Feuersbrünste, wo er nicht be-
weist :

2.) Daß die Feuersbrunft durch Zufall oder durch

höhere Gewalt oder durch Fehler an der Bauart

entstanden, oder

b.) daß das Feuer in einem benachbarten Hause

ausgekommen sey, und sich fortgepflanzt habe.

Sind der Miether mehrere, so haften Alle

sammtverblndlich für den Schaden der Feuersbrunst, so

lang nicht bewiesen wird, daß das Feuer bey einem der-

selben allein ausgegangen, wo alsdann dieser auch allein

dafür verantwortlich bleibt;

Oder daß bey Einem und dem Ändern kein Feuer

ausbrechen konnte, in welchem Fall Einer und der An-

dere nicht verhaftet ist.

l?35. Der Beständer haftet für Verschlimmerung

und Verlust, welche von seinen Hausgenossen oder Af-

terbeständern herrühren.

l?36. Is t der Mierh,oder Pacht-Vertrag mündlich

abgefaßt worden; so kann er nur unter Beobachtung der

durch Ortsgebrauch bestimmten Frist aufgekündigt werden.

»737. Ist derselbe schriftlich verfaßt, so erlöscht er

kraft Gesezes mit Umlauf der darin« bestimmten Zeit, ohne

Aufkündigung.

»738. Wenn nach abgelaufener Besiandzeir eines

schriftliche» Mieth- oder Pacht-Vertrags der Bestandes die

Sache fortgenießt, und dabey gelassen wird; so beginne
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ein neuer Bestand, dessen Wirkung sich nach dem Saz über

mündliche Vermielhungen richtet.

^ g . Ist urkundlich aufgekündigt worden; so kann

der Bestand«, ob er schon im Genuß geblieben ist, auf

eine stillschweigende Erneuerung des Vertrags sich nicht be-

ziehen.

»74c>> I » beeden vorhergedachten Fällen erstreckt sich

die Bürgschaft, welche für die Mlethe oder den Pacht ge-

stellt worden ist, nicht auf Verbindlichkeiten, die aus der

Verlängerung des Vertrags entstehen.

»741. Der Bestand erlöscht durch den Verlust der

Bestand- Sache und durch Nicht-Erfüllung derZusage des

Bcstanders oder Bestandgebers.

1742. Der Bestand-Vertrag wird durch den Tod des

Beständers oder Vesiandgebers nicht aufgelöst.

1745. Wenn der Vesiandgeber die Bestand - Sache

verkauft, so hat der Kaufer kein Recht, den Beständer,

dessen Vertrag öffentlich beurkundet ist, oder sichern Tag

und Jahr hat, zu vertreiben, wenn nicht dieses Recht im

Bcsiandbrief ausbedungen ist.

»744. Wurde bey dem Bestand vorbehalten, daß ein

etwaiger Käufer den Pachter oder Miether vertreiben dür«

fe , ohne üb« die Entschädigung etwas auszumachen; so

ist der Besiandgeber dazu auf folgend« Weise verbunden:

»745. Bey Häusern, Zimmern, oder Gewerb-Laden

zahlt der Vermiether seinem ausgewiesenen Miether für

Entschädigung soviel, als das Methgeld für die in dem

Vrtsgedlauch bestimmte Aufkündigungs-Frist betragt.
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1746. Bey Feldgütern besteht die Entschädigung des

Verpachters an den Pachter in einem Drittel des Pachts

von der noch übrigen Pachtzeit.

1747. Die Entschädigung wird von Sachverständigen

ermessen, wenn von Manufaktu»en, Hüttenwerken oder an-

dern Gewerb-Anlagen die Rede ist, welche große Einrich-

tungs-Kosten erfordern.

1748. Der Käufer, der sich des im Bestand-Vertrag

bedungenen Rechts der Austreibung bedienen wi l l , muß

aufferdem den Miether voraus so frühe benachrichtigen,

als es an dem Ort für Aufkündigungen gebräuchlich ist.

Bey Feldgütern muß er dem Pächter wenigstens ein

Jahr zuvor aufsagen.

»749. Pächter oder Miether können nicht vertrieben

werden, eheste von dem Verpächter oder Vermiether,

oder an deren statt von dem neuen Käufer die oben erklärte

Schadloshaltung empfangen haben.

176a. Ist der Bestand - Vertrag, in öffentlicher Form

nicht ausgefertigt, oder hat er nicht Tag und Jahr; so

ist der Käufer zur Entschädigung nicht verbunden.

Wer unter Vorbehalt des Wiederverkaufs

laufte, kann sich des Rechts den Miether zu vertreiben

nicht bedienen, ehe er durch Umlauf der Wiederlaufs-Frist

unwiderruflich Eigenthümer geworden ist.
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Zweyter Abschnitt..
V o n den besondern R e g e l n des M i e t h - V e r ?

t r a g s über H ä u f e r u n d F a h r n i ß .

,762. Ein Miether, der in das gemlethete Haus nicht

hinreichenden Hausrath bringt, kann vertrieben werden,

so fern er nicht Sicherheit für den Miethzins gibt.

»753. Der Aftermiether haftet dem Hauptvermiether

nur nach Betrag des Aftermieth-Zinses, den er zur Zeit

des gerichtlichen Zugriffs noch schuldig ist, jedoch kann er

keine Vorauszahlungen jenem entgegen halten.

Zahlungen, welche der Aftermiether kraft Geding des

Mieth-Vertrags, oder kraft Vrtsgebrauchs bewirkte, wer-

den hierbey nicht als Voraus-Zahlungen betrachtet.

1764. Die kleinen Ausbesserungen muß der Mkether

auf eigene Kosten machen, wo nicht das Gegentheil be-

dungen ist; sie bestimmen sich durch den Ortsgebrauch;

auf alle Falle gehören dahin die Ausbesserungen

der Feuerherde, Rückenplatten, Einfassungen und

Gestelle der Kamine;

des Verpuzes des untern Theils der Wände in Zim-

mern und Wohnungs - Zugehörden bis zur Höhe von vier

Zoll» der einzelnen verbrochenen Pflastersteine und Stein-

platten in Zimmern;

der Fensterscheiben, welche nicht durch Schloßen, oder

andere außerordentliche, oder gewaltsame Zufälle zerbre-

chen, wofür derMether nicht haftet;

Der Thüren, Kreuzstöcke, bretternen Wand-Ver-

schlage, Laden-Verschlage, Thür-Beschläge, Riegel

«nd Schlösser.
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1755. Jene kleine Ausbesserungen fallen jedoch den

nicht zur Last, wenn nur Alter oder höhere Ge-
walt sie veranlaßt hat.

1766. Das Reinigen der Brunnen und Abtritte zahlt

der Venniether, wenn nicht das Gegentheil bedungen ist.

»727. Hausrath, der zur Einrichtung eines Hauses»

Haus-Antheils, Ladens oder Wohnzimmers gemiethet

wird, gilt im Zweifel für gemi'ethec auf so viel Zeit, als

nach dem Ortsgebrauch, Hauser, Quartiere, Läden und

Wohnzimmer selbst vermiethet werden.

Bey eingerichteten (mit Hausrath versehenen)
Wohnzimmern gilt der Mieth-Vertrag auf ein Jahr/ auf
einen Monat, auf einen Tag für geschlossen, je nachdem
«in jährlicher, monatlicher oder taglicher Miethzins bedun»
gen ist.

Fehlt es am Beweis bedungener Zinszieler, so wild

die Miethzeit nach Ortsgebrauch gerichtet.

Bleibt der Mkether eines Hauses oder einzel-

ner Wohnzimmer nach Ablauf einer schriftlich bedungenen

Bestand-Zeit in dem Genuß, ohne Widerspruch des Ver-

miethers; so gilt die Miethe unter den vorigen Bedingun-

gen, für die durch Ortsgebrauch bestimmte Zeit, als er-

neuert , und er kann sie weder verlassen, noch daraus ver-

trieben werden, ohne vorhergegangene ortsherkömmliche

Aufkündigung.

Wird der Vertrag ans Schuld des Miethers

aufgehoben, so muß dieser von der zur Wieder, Bermie-
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thung erforderlichen Zeit die Micche zahlen, neben dem

Suaden, der erwa aus dem Mißbrauch der Sache noch

entstanden seyn mag.

1761. Der Vermiether darf nicht vor der Zeit von

dem Vertrag abgehen, auch wenn er das vermiethete

Haus selbst bedarf, wenn er sich diese Vefugniß nicht be-

dungen hat.

1762. Ist ,'n dem Mieth - Vertrag die Selbsibezie-

hung des Hauses vorbehalten; so muß vorher eine orts-

gewohnliche Aufkündung urkundlich vorausgehen.

D r i t t e r Abschnitt.

Von den besonder« Regeln der Pacht-
Verträge.

1763. Wer aufTheilvau (d. i. so, daß die Früchte

mit dem Verpächter getheilt werden) pachtet, kann das

Gut nicht in Afterpacht geben, noch seinen Pacht ei-

nem Andern übertragen, ohne ausdrücklich dazu erhal-

tene Erlaubniß.

»764. I m Uebertretungs - Fall hat der Eigenthümer

das Recht, den Genuß wieder an sich zu ziehen, und an

den Pächter wegen des Schadens der Nicht-Vollziehung

des Pacht-Vertrag« sich zu halten.

»765. Gibt ein Pacht - Vertrag den Flächen - Inhalt

der Glundstücke geringer oder größer an, als er wirklich

ist, so begründet dieses eine Erhöhung oder Herabsczung

des Pachtzinses nur in den unter dem T i te l : von dem
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V e r k a u f ausgedruckten Fallen nach den dort angegebe-

nen Regeln.

»766. Wenn ein Pachter das Gut nicht mit Vieh

und Geräthschaft versieht, wie es zu dessen Bau nöthig

ist; wenn er es in Unbau kommen laßt; wenn er es nicht

als guter Hauswirts) bcnuzt; wenn er von Pachtzubehör-

den einen besiimmungswidrigen Gebrauch macht; über-

haupt, wenn er die Gedinge des Pacht-Vertrags nicht er-

fü l l t , und daraus für den Verpachter Schaden erwächst;

so kann dieser nach Umständen den Pacht-Vertrag auf-

heben lassen.

Erfolgt die Aufhebung aus Schuld des Pachters, so

ist dieser nach dem 1764. Saz zur Entschädigung ver-

bunden.

2767« Jeder Pachter eines Landguts muß an dem im

Pacht-Vertrag bestimmten Ort seine Erzeugnisse auf-

speichern.

1768. Jeder Pachter ist Hey Vermeidung der Schad-

loshaltung schuldig, den Eigentümer von allen Eingriffen

zu benachrichtigen , die gegen dessen Grundstücke etwa un-

ternommen werden.

Diese Benachrichtigung muß in der Zeit geschehen,

welche für gerichtliche Vorladungen nach Verschiedenheit

der Orts-Entfernung vorgeschrieben ist.

»769» Ist der Pacht auf mehrere Jahre geschlossen,

und es geht in diesem Zeitraum eine Erndte ganz oder

wenigstens zur Hälfte durch Zufall zu Grund, so ist der

Pächter berechtigt, einen Nachlaß am Pachtzins zu ver-
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langen, wenn er durch die vorhergehende Erndte nicht

schon entschädigt ist.

Dieser Nachlaß kann jedoch nicht eher , als am Ende

der Pachtjahre bestimmt werden, wo der Gewinn aller

Jahre damit ausgeglichen werden muß.

Unterdessen kann der Richter den Pächter «mächti-

gen, nach Verhaltniß des erlittenen Verlusts bis dahin

einen Theil des Pachts inne zu halten,

' 176g «. Wer Nachlaß begehren will, muß gleich nach erlitt«?
»cm Schaden dessen gerichtliche Aufnahme betreiben.

»770. Ist der Pacht nur auf ein Jahr geschlossen,

und ein Verlust trifft alle, oder doch die Hälfte der Früch-

te, so ist dem Pachter ein verhältnißmaßiger Theil des

Pacht-Zinses zu erlassen.

Er ist nicht befugt, Nachlaß zu fordern, so lang der

Verlust unter der Hälfte bleibt.

1771. Dem Pächter gebührt kein Nachlaß wegen

Berlusts der Früchte die, schon geschnitten waren, nur bey

dem Theil-Bau hat der Eigenthümer seinen Theil am

Verlust der Erndte zu tragen, vorausgesezt, daß der

Pachter nicht in Verzug war, ihm solchen abzuliefern.

Der Pächter kann eben so wenig Nachlaß wegen eines

Schadens fordern, dessen Veranlassung schon bey Schlies-

sung des Pachts vorhanden und bekannt war.

»772. Durch ausdrückliche Uebereinkunft können auch

di« Zufalle von dem Pächter übernommen werden.

'775. Ein solches Gedmg geht nur auf gewöhnliche
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Zufalle, als Hagel, B l i z , Frost, Dürre, Abfallen der

Trauben-Beeren, u. f. w.

Es ist auf außerordentliche Zufälle nicht auszudeh-

nen/ als Kriegs - Verheerungen oder ungewöhnliche Ueber-

schwemmungcn, wenn der Pächter nicht alle vorgesehene

und unvorgesehene Zufalle übernommen hat.

»774. Vey der mündlichen Verpachtung gilt die Ver«

muthung, sie sey auf so lange Zeit geschlossen, als erfor-

derlich ist, damit der Pachter allen Nuzen des gepachteten

Grundstücks genießen könne.

Die Verpachtung einer Wiese, eines Weinbergs, unl»

jedes andern Grnndsiücks, dessen Nuzen in Jahres - Zeit

ganz gezogen wird, gilt daher auf ein Jahr.

Die Verpachtung der Aecker, welche nach Fluren,

(Zeigen) und Iahrszesten gebaut werden, gelten im

Zweifel für so viel Jahre, als Feld-Fluren sind.

l??5. Jeder auch mündliche Pacht hört kraft Gesezes

auf, sobald seine nach dem vorhergehenden Saz zu ermes-

sende Zeit verstrichen ist.

Bleibt der schriftliche Pächter nach Ablauf

der bedungenen Pacht-Zeit unangefochten in dem Pacht,

so entsteht hiedurch eine neue stillschweigende Pachtung;

ihre Wirkung richtet sich nach dem 1774. Saz.

»?77> Der abziehende Pächter muß dem Nachfolger
in der Bewirthschaftung die nöthige Wohnung und die Er«
fordernisse der Arbeiten des folgenden Jahrs überlassen,
hinwiederum muß der antretende Pächter dem Abgehen,
den noch die nöthige Wohnung und Erfordernisse zum Ve«,
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brauch des Vieh-Futters und zur Einheimsung der noch

übrigen Erndte frcy lassen.

I n einem wie im andern Fall ist sich jedoch nach dem

Lands-Gebrauch zu richten.

177? a. Daher kann diese Regel da gar nicht anschlagen/ wo

die Bewirthschaftungs-Gebäude danmf nicht eingerichtet sind, und

nur ein Aufeinanderfolgen der Pächter üblich ist»

1778. Der abziehende Pachter muß ebenfalls Stroh

und Dünger eines Jah rs , wenn er bey seinem Eintr i t t in

den Pacht sie vorgefunden hat, zurücklassen; selbst als-

dann, wenn er diese Gegenstände nicht empfangen hat,

kann der Eigenthümer gleichwohl für einen Anschlag sie an

sich ziehen.

D r i t t e s K a p i t e l .

V o n dem D i e n s t - V e r d i n g .

l??9. Es gibt drey Hauptgattungen des Bestands,

welcher Arbeit, Dienste und Gewerbgeschafte zum Gegen-

stand hat:

i.) der Vertrag mit Dienstboten und Handarbei-

tern, die einem andern ihre Dienste verdingen;

2.) der Vertrag mit Land- und Wasser-Fuhrleuten,

dl« gedungen werden, Personen oder Waaren

von einem Ort zum andern zu fähren;

3.) der Vertrag mit Unternehmern, denen ein Wer!

nach Preis und Ufberschlag oder in Bausch

und Bogen verdungen wird.
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Erster Abschnitt.

Von V e r d i n g u n g der D i e n s t b o t e n und

A r b e i t e r .

1780. Seine Dienste darf man nur auf bestimmte

Zeit oder für bestimmte Unternehmungen verdingen.

178». Dem Dienstherr« oder Meister wird auf seine

«idliche Versicherung geglaubt

1.) über die Größe des Lohns;

2.) übcr»dcssen Zahlung vom verflossenen Jahr;

3.) über die Abschlags - Zahlungen des laufenden

Jahrs.

1781 «. Diese Versicherung kann jedoch nur zugelassen werden,

wo nicht der Dienst böte aus Abrechnungi-Büchlein oder andern Ur<

tunden, oder aus glaubwürdigen, nicht den Ncbcngcsinde allcin aus»

gehenden Zül'gnisscn das Gegentheil darlegt/ oder der Herr wegen

seiner Wahrhaftigkeit oder Zahlungsredlichteit einen Übeln Ruf wider

sich hat.

Zwey te r Abschnit t .

Von Fuhr -und Schi f f -Leuten.

1782. Fuhrleute und Sckiffleute haben für die Auf-

bewahrung und Erkaltung der ihnen anvertrauten Sachen

gleiche Verbindlichkeiten mit den Gastwirthen, wovon un-

ter dem Titel «on der H i n t e r l e g u n g zur sichern

Hand gehandelt wird.

»788. Sie haften nicht nur für das, was in ihr

Schiff oder Fuhrwerk schon aufgenommen, sondern auch
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für das, was ihnen im Hafen oder in der Niederlage auf

ihr Schiff oder Fuhrwerk zur Ladung überliefert worden ist.

1783 ». Für unterwegs aufgcgclene Sachen haften sie nur, s«
weit sie selbst Empfänger sind, oder ihre Nncerbcdicntcn als Ge«
schaftsträgcr für Frachcannahnie aufgestellt haben.

1784. Sie haften für Verlust und Beschädigung der

ihnen anvertrauten Sachen, so weit sie nicht beweisen,

daß Zufall oder Gewalt solche veranlaßt habe.

1785. Die Unternehmet der Land-und Geschwind-

Kutschen oder der Markt-Schiffe, so wie die Unternehmer

öffentlicher Wagen-Ansialten müssen über aufgegebenes

Geld, Waaren und Patete, ein Buch halten.

1786. Die Unternehmer und Führer der Land-und

Geschwind-Kutschen und öffentlichen Wagenänstalten, so

wie die Schiffs-Herrn und SchiffS-Meister unterliegen be-

sonder» Verordnungen über ihre Verpflichtungen gegen die

übrigen Staatsbürger. Das weitere bestimmen die Hani

dels-Geseze.

Dritter Abschnitt.
V o n Werkve rd ingen a u f P r e i s und Ueber-

schlag oder in Bausch und Bogen.

1787. Bey Verdmgung eines Werks kann man ln
dem Vertrag entweder nur Leistung der Arbeit und des
Kunsifleißes, oder zugleich die Lieferung des Werkstoffs
andingen.

»788. Geht ein Werk, wozu der Unternehmer Stoff

lieferte auf welche Art es sey, vor der Ablieferung z«
Grund /
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Grund, so trifft der Verlust den Unternehmer, w.un dcr

Besteller nicht in Verzug der Uebernahme ist.

»789. Liefert der Unternehmer nur Arbrit oder Kunst-

fiei'ß, und die Sache geht zu Grund, so haftet jener für

weiter nichts als für sein Versehen.

1790. Jedoch hat in diesem Fal l der Unternehmer,

obgleich die Sache ohne sein Versehen zu Grund gebt, kei-

ne Forderung wegen Arbeitslohns, wenn nicht dae Werk

schon für gut angenommen, oder der Besteller im Prü-

fungs-Verzug ist, oder die Sache durch Fehler des Werk-

Stoffs zu Grund ging.

1791. Bey einem Werk, das nach dem Stück oder

Maas bestellt ist, kann die Prüfung siückweis gesche-

hen ; — zahlt der Besteller den Uebernehm.r nach Maas-

gabe der gefertigten Arbeit, so gilt die Vermuthung, es

seyen alle gezahlte Stücke für gut genommen worden.

1792. Für ein im Ganzen in Bau genommenes

Werk, das ganz oder zum Theil durch Fehler der Bauart

oder des Bodens zu Grund geht, müssen der Baumeister

und Bau-Unternehmer zehn Jahr lang gutstehen.

,792 ,. Diese zehn Jahre fangen auch d», wo die Prüfung
stückweise geschah, von der leiten Prüfung nach vollendeter Arbeit an.

1793. Hat ein Baumeister oder Bau-Unternehmer

die Aufführung eines Gebäudes im Bausch und Bogen

nach einem mit dem Eigenthümer des Bodens verabrede-

ten Plan übernommen, so kann er weder wegen gestiege-

nen Preisen des Arbeits-Lohns oder des Baustoffs, noch

wegen Veränderungen oder Jusäzen am ersten P l a n , «ine

«es«Mch. H h
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Preis-Erhöhung verlangen , wenn er zu den Veränderung

gen oder Zusazen von dem Eigenthümer nicht schriftlich

ermächtigt, und deren Preis verglichen worden ist.

^794» Der Besteller kann «inseitig von einem >'n

Bausch und Bogen geschlossenen Vertrag wieder abge-

hen, auch nachdem das Werk schon angefangen ist; nur

muß er alsdann den Unternehmer für gehabte Kosten und

Arbeit, auch für den Gewinn, den er bey dieser Unter,

nehmung hätte machen können, entschädigen.

'795. Ein Werkverding erlöscht durch den Tod de«

Werkmeisters, Baumeisters oder Unternehmers.

1796. Der Besteller muß jedoch nach Verhältnis des be-

dungenen Preises den Werth der fertigen Arbeit und des

zubereiteten Werkstoffs, so weit beed« ihm nüzlich styn

können, den Erben bezahlen.

1797. Der Unternehmer haftet für 'die Handlungen

seiner Arbeits - Leute.

1798» Maurer, Zimmerleute und andere Arbeits-
keute, die bey der Errichtung unternommener Gebäude
oder anderer Werke gebraucht werden, haben keine Klage
wider den Bauherrn, sondern nur einen Zugriff auf da«/
was dieser zur Zeit ihrer Klage dem Unternehmer noch
schuldig ist.

»799- Die Maurer, Zimmerleutt/ Schlosser und
andere Arbeit«-Leute, welche ihre Arbeit und Lieferung
gen zu einem bestimmten Preis unmittelbar verdingen,
sind an die unter diesem Abschnitt vorgeschriebenen Re«
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geln gebunden. S ie sind als Unternehmer für den Theil,

den sie verfertigen, zu behandeln.

Viertes Kapi te l .

V v n d e r V i e h - V r 1 s t e l l n n g.

Erster Abschnitt.
A l l g e m e i n e V e r f ü g u n g e n , '

Die Vieh: Verstellung ist ein Vertrag, »v-

durch «in Theil dem And«n «ine gewisse Anzahl Viehs,

um «s «einzustellen, zu füttern und zu pflegen, unter ge-

genseitig beliebten Bedingungen überläßt.

»8a,. Es gibt mehrere Arten der Vieh - Verstellung.
Die einfache Art das Vieh einzustellen.
Die Einstellung des Viehs zur Hälfte, endlich
die Einstellung bey seinem Pacht« vder Theilbau«.
ES gibt noch «ine vierte Vertragsart, die nur unek

Zentlich Vieh«Verstellung heißt,

»802. Jede Gattung Meh, das sich vermehrt/ vder

dem Ackerbau und Handel nüzt, kann verstellt werden.

i8a3. I n Ermanglung besonderer Uebereinknnft

richten sich diese Verträge nach folgenden Grundsäzen.

Zweyter Abschnitt.
Bon der «infachen Viehverste l lung.

i3<,4. Dle einfache Vieb-Berstellnng ist der Vertrag,

wodurch eine Heerde Vieh elnzustellen, zu näbre» und z«

H H 2
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pflegen unter der Bedingung übergeben wird, daß der Ein-

stellet die Hälfte des Zuwachses an jungem Vieh für sich

haben, zugleich aber auch den Verlust zur Hälfte tra-

gen soll.

i8a5. Der Einstellet wird durch den bloßen Anschlag

nicht Eigeuthümer des Viehs, sondern im Zweifel hat die

Abschäzung nur den Zweck, Verlust oder Gewinn am Ende

der Vertrags - Zeit zu bestimmen.

1806. Der Einsteller ist schuldig, als guter Haus?

wirth für die Erhaltung des Viehs zu sorgen.

,807. Für einen Zufall hat er nur dann zu haften,

wenn von seiner Seite ein Versehen vorherging, ohne

welches der Verlust nicht erfolgt seyn würde.

i3a8. Entsteht hierüber Streit, so muß der Einsteller

den Zufall beweisen, und der Versteller beweiset daö Ver-

sehen, dessen er den Einsteller beschuldigt.

^809. Wird der Einsteller frey gesprochen, weil de«

Verlust nur zufällig war, so muß er gleichwohl über die

Häute der Thiere Rechnung thun, so weit sie für de»

Eigenthümer benuzt werden durften.

tzzht alles Vieh ohne Verschulden des Einfiel»
lers zu Grund, so trägt der Besteller den Verlust.

Geht nur ein Theit zu Grund, so wird der Verlust
nach dem ursprünglichen Anschlag und nach der Schizung
des WerthS zu Ende der Nerftellungs-Zeit gemeinschaft-
lich getragen.
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Man kann nicht bedingen:

daß der Einsieller den Verlust des Viehs allein

tragen soll, der sich durch bloßen Zufall ohne sein

Versehen ereignet;

noch daß sein Anthcil am Verlust größer styn

soll, als am Gewinn;

noch daß der Versteller am Ende der Ver-

trags-Zeit mehr als das von ihm hergegebene Vieh

vorgus hinnehmen soll.

Jedes ähnliche Geding ist ungültig.

Der Einsteller allein bezieht den Nuzen der

Milch, des Düngers, und der Arbeit des an ihn

verstellten Viehs.

Wolle und Zuwachs am jungen Vieh werden

getheilr.

i«>2. Der Cinsteller darf über kein Stück Vieh aus

der Heerde, es mag zum Hauptstamm oder zum Zuwachs

gehören , ohne Bewilligung des Verstellers schalten; aber

auch dieser kann ohne Bewilligung des Einstellers hier-

über nicht verfügen.

!8l3. Ist derjenige, an den das verstellte Vieh über-

lassen wird, ein fremder Pachter, so muß die Verstellung

dem Guts-Eigenthümer angezeigt werden ; sonst kann die-

ser das Vieh für seine Forderung an den Pachter in Be-

schlag nehmen und verkaufen lassen.

»U>4. Der Einsteller darf die Schaafschul ohne Be-

nachrichtigung des Verstellers nicht vornehmen.

i8l5. Ist in dem Vertrag die Zeit der Verstellung

nicht bestimmt; so werden dafür drey Jahre augenomme».
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18^?. Der Verstcller kann früher die Auflösung be-

gehren « wenn der Einsteller seine Verbindlichkeiten nicht

erfüllt.

1817. Bey Endigung, der Vieh-Verstellung ist cme

»eue Schazung. des Viehs vorzunehmen.

Der Versicller nimmt soviel Vieh von jeder Gattung»

als die Anfangs-Schazung beträgt, voraus; das Ueblige

Wird getheilt.

Ist so viel Vreh nicht mehr übrig» als der Ertrag der

Anfangs-Schäzung fordert; so nimmt der Verstellet was

übrig geblieben, ist, und die Partheien berechnen sich über

den. Verlust.

Dritter Abschnitt.
V o n der h a l b t h e i l i g e n V i e h - V e r s t e l l u n g .

i8>.8. Die halbtheilige Vieh - Verstellung ist «ine Ge-

sellschaft, worin« jeder Theil die Hälfte des bey dem Einen

»on ihnen einzustellenden Viehs anschafft, das nachmals

für Gewinn und Verlust semeinschaftlich bleibt»

»Lig. Der Einsteller benuzt, wie bey der einfachen

Vieh-Verstellung, allein die Milch den Dünger und die

Arbeit des Viehs.

Der Versieller h«r nur ein Recht auf die Hälfte der

Wolle und des Zuwachses an jungem Vieh.

Jede hievon abweichende Ueberemkunft ist ungültig,

»enn der Verstell» nicht zugleich Eigenthümer der Meyt-

««, ist. die der Eivsteller im Pacht oder Theilbsu hat.

»82c». Alle übrigen Regeln der «infachen Vieh«Ver-

stellung sind «nf die halbtheilige ebenfalls anwendbar.
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Vierter Abschnitt.
V o n der V i e h - V e r s t e l l u n g an den Z i n s - oder

T h e i l - P a c h t e r .

F. I.

V o n der V i e h - V e r s t e l l u n g an den

Z i n s - Pächter .

182». Diese Vieh-Verstellung, die man auch zu

eisernem V i e h nennt, ist diejenige, wodurch der Ei-

genthümer einer Meyerey sie mit der Bedingung in Pacht

gibt, daß der Pächter am Ende der Pachtjahre so viel

Vieh zurücklassen soll, als dem Anschlag desjenigen, das

er zum Antritt empfing, an Werth gleich ^kommt.

1822. Der Anschlag des Viehs, das dem Pächter

überlassen wird, macht ihn nicht zum Eigenthümer, über-

trägt aber auf ihn die Gefahr desselben»

1822. Dem Pächter gehört aller Nuzen während der

Pachtzeit, so weit nicht das Gegentheil bedungen ist.

1824. Von dem eisernen Vieh geHirt der Dünger

nicht unter die Vortheile, welche der Pächter als sei»

sreyes Eigenthum betrachten lann ; er gehört zur Meye-

« y , und muß ausschließlich zu deren Nuzen verwendet

»erden.

»825. Der zufällige Verlust, wenn er auch alles

Vieh träfe, ist ohne Ausnahme für Rechnung des Päch-

ters, wenn nichts anders abgeredet ist»

»826. Der Pächter ist nicht berechtigt, am Ende der

Pachtung das Vieh gegen Zahlung des ursprünglichen An-
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schlags an sich zu ziehen; er muß einen Viehstand zurück-

lassen. d,r demjenigen, den er empfangen hat, am Werth

gleich kommt.

Was etwa abgeht, muß er zahlen, und nur derlleber-

schuß gehört ihm.

§. I I .

V o n der V i e h - V e r s t e l l u n g an den T h e i l -

B a u e r .

1827. Geht der Niehstand ohne Verschulden des Ein-
siellers völlig zu Grund, so trifft der Verlust den Ve>! eller.

1828. Man kann bey diesem Vertrag bedingen:
daß der Einstcller seinen Antheil an der Scheer-

wolle dem Verpachter für einen Preis überlasse, der

unter dcm gewöhnlichen und laufenden ist;

daß der Versteller einen größern Antheil am

Nuzen habe;

daß er die Hälfte der Milch erhalte.

Unerlaubt ist das Geding, daß der Pachter allen

Verlust allein zu tragen habe.

»829. Diese Vieh-Verstellung endlgt sich mit dem

Pacht der Meyerey.

»83a. Sie ist übrigens allen Regeln der einfachen

Vieh-Verstellung unterworfen.

Fünfter Abschnitt.
Von der gemeinen aber uneigentl ichen

V i e h - Vers te l lung.

l83i. Wer Melkvieh einem Andern gibt, um e« ein-
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zustellen und zu fü t tern , der behalt Gefahr und Eigen-

t u m , und die geworfene Jungen sind der einzige Ertrag

den er inzwischen davon hat.

i83 l ». Das Vieh muß in dicscm Fall tüchtig ftyn, trächtig

zu wcrdcn rnd Milch zu geben, sonst hat der Einstellen anderes Vieh

und Entschädigung zu fordern.

,83 i I>. Es kann bedungen werden, daß die Jungen theilbar

»erden, und dagegen ein Milchzins in Milch oder Geld gegeben

werde, der jedoch den Gewinn des Einstcllers aus den Jungen nicht

übersteigen darf.

c. Der Vertrag kann auch so geschlossen werden, daß

der Einsteller die Hälfte des Wcrths des einstellenden Viehes zahle,

alsdann gehört ihm die Hälfte der Iungcn ohne Vergütung, und

er trägt die Gefahr mi t , und hat, sobald das Vieh zu Dr i t t p(,e,

>>c Wahl, das alte Thicr oder die becden Jungen für sich zu nehmen.

'83 i 6. Die Zeit der Einstellung kann willki'chrsich bedungen

Werden, wo d i : Jungen nicht theilbar werden; wo dicse Thcilbar«

keit eintritt, muß sie wenigstens dauern, bis da» Vieh zu Dr i t t steht-

* F ü n f t e s K a p i t e l .

Von Schupflehen oder Todbestanden.

,83 i »«. Der Vertrag, womit jemand den Besiz und Ge-

«uß einer Liegenschaft einem Ander» bis an seinen Tod gegen einen

bestimmten mäßigen Zins verleihet, ist Todbestand, (Schupflehcn).

»83; »b. Er kann auch zugleich auf die Eheft a u , oder auf

liest und auf ein K ind , mithin zu zwcy oder drey Leibern bege-

ben styn.

»e. Er kann mit oder ohne Ehrschaz oder Preis für die

Ueberlaffung glschlossen werden- "
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i83i «<i. Das Besizrecht geht durch.' den bloßen Vertrag kraft
Gesezes auf den Todbeständer über.

,82i »e. Der Todbeständer hat die Rechte und Verbindlichkeit
ten eines Nu;nießc>s, und soviel den Zins betrifft jene eines Gült»
gebers, vorbeiMlich ausdrücklich gemachter oder nach landsgebrauch,
stillschweigend zu unterstellender, ändernden Gedinge.,

»f. Nachlaß am Zins, hat er, nicht nur- in jenem Fall,
der l inm Gültnachlaß begründet, sondern wenn der Zins in Gleich»
Heils «Verhältnissen zum Guts i Ertrag, steht weiter auch alsdann zu
fordern, wenn zwcp oder mehrere Jahre hintereinander, durch nicht
übernommene Zufälle, mehr als die Hälfte des Ertrags des Bestand»
guts zu Grund geht, doch nur halb so viel als in gleichem Fall ein
Zeitpächter würde fordern, können.

,83 i »z. Der Lodbestand kann nur mit Einwilligung des B "
siandgebers oder wegen von ihm auf das Gut bewilligter Schulden
gültig verkauft werden. I m Verkaufs«Fall t r i t t der Käufer nicht
siir die übrig« Zeit des Verkäufers, sondern für sich, selbst ein.

«b. Ein tauglicher Leibes < Erbe de« Lodbeständers hat
das Verrecht auf die Erneuerung d«« Todbestandi der Fremden.

""Sechstes Kapitel.
Bon Erblehen oder Erb beständen.

,83 i b ». N « jemand einem. Andern den Besiz und Genuß
«m« Guts gegm einen jährlichen mäßigen Zins für sich und Erben
übergibt, da ist der Vertrag «in Erbbestand.

,82» l>b. Der Erbbestand kann ank gewiss« bestimmte Gattun»
H«n, unK Grade von Erben gegeben seyn, «der auf keibes < Erbe«/
«der auf alle Erben, «der auf Erben und Erb.Nehmer.

Der erste vererbt sich nur. aus die, bestimmt ausgedrückt« Zahl
»nd G«ttung l> E M
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Der zweite gehc auf alle vom ersten Erwcrbcr abstammende
Nachkcmmcn über..

Der dritte erstreckt sich auch auf Seiten «Verwandten des ersten
Erwcrders in erbfähigen Graden.,

Der vierte endlich umfaßc auch Gejchent« und Vermächtniß«
Nchmcr des jeweiligen. Bestanders.

i83» I, c. Wo ein Bestand auf Erben ohne bestimmenden
Bcpsaz gegeben ist» da, sind nur Leibes«Erben, aber alle, darunter
zu rcrsichcn, wenn nicht der Landsbrauch einer/ Gegend einen an«
der», S inn sicher, angibt.,

»83i bä . Der Erbbestanövertrag kann nicht, bedingen, daß
eine von d«r gcsezlichen Ordnung abweichende Ar t der Vererbung
in, dem Erblehn, statt finde.

l»e. Der Erbbeständer hat die Rechte und Verbindlichkei«
ten eines nuzbarcn sigenthümers, und so diel den Zins betrifft, jene
eines Gültgebers, so weit nicht ausdrücklich oder stillschweigend durch
kandsbr«,uch«, Ausnahmen, bedungen, sind.

,83» l,s. Die Siize »c. ,<t. auch » f . und » ß. im Kapitel
do« Todbeständen finden auch hier ihre Anwendung: außer bey Erb/,
beständen auf bestimmte Erben, «0 der Häuser nur in das Recht
des Verkäufers, mithin in dessen Erb > Grad eintritt.

i83» l> ß. Z u einer Veriiusserung, an. einen nicht erbberechtig«
ten, sonst aber für Leistung der Erblehnspstichten sichern Besizer»
kann die Einwilligung nicht versagt werden, außer bc» einem Erb«
Bestand der auf unbestimmte Zahl von Erben lautet, unk auf dem
Heimfalt steht.

i 83 i b b . D ' t t t durch Veräussnung ein nicht erbberechtigter
Besizer in den Bestand , so muß er für die Aufnahme zum Gut an
den Grund« Eigcnthlimer einen Handlohn zahlen, der, wo er nicht
niederer bedungen ist, in dem fünfzigsten, 3h«il des Kaufwcrths be»
steht; höher darf er nicht geseze. »erden.
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i83 i !>>. Der Erbbestandbrief muß beu jedem Eintritt eine«

«ndcrn Vejizers in den Genoß/ erneuert werden. Es kann, jedoch

nur durch ausdrückliches Gedina, ftstgesezt fcyn, daß auch Hey jedem

Eintritt eines neuen Bcsners in das Grund« Eigenthum auf voraus!

gegangene Aufforderung von Seiten des lczterc» die Erneuerung

gesucht werden müsse.

,L3i d K. Außer dem was ähnliche Vertrags - Verbindlichkeiten

überhaupt auflöset, kann der Richter auf Anrufen den Erbbcstand

«uch für erloschen erklären:

wegen in geeigneten Fällen in Zeiten nicht gesuchter Et '

«iucrung dcs Bestandbriefs;

wegen grobem oder halsstarrigem Misbrauch ler bcstan«
denen Sache;

wegen unberechtigtem Verkauf dcs Erbbcstands;

wegen zweyjähriger Nichtzahlung des Zinses, wenn nach

wchrmaligem urtundlichcn Mahnen der dritte verfällt, ehe der

Rückstand bezahlt ist.

Der lezte Fall ist streng zu richten: in den drey ersten kann

tcr Richter auch gegen Erlegung «iner statt Schadens' Ersaz di«

„enden billigen Geldbuße an den Bestandgeber den Verfall des Ne<

standes nachsehen, wenn der Erbbestandcr seinen Fehler zwar nicht

ganz aber doch ziemlicher Maaßen entschuldigen kann.

i83 i b l. Es kann nicht bedungen werden, daß der Erbbestän«

der die Erfüllung seiner Obliegenheiten durch besonderes Gelübde an

den Erblehnl Eigenthümer versichern solle.
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Neunter T i te l .

Von dem Gesellschafts - Vertrag.

E r s t e s K a p i t e l .

A l l geme ine V e r f ü g u n g e n .

Der Gesellschafts - Vertrag ist die Ueberein-

kunft zweyer oder mehrerer Personen, etwas zusammen z»

werfen, damit daraus ein Gewinn entstehen möge, de«

sie unter sich theilen.

i833. Jeder Gesellschafts-Vertrag erfordert erlaubte
Gegenstände und Rücksicht auf gemeinschaftlichen Vortheil.

Jeder Gesellschafter muß Geld oder Geldes Werth,

oder die Benuzung seiner Kräfte einwerfen.

»834. All« Gesellschaften müssen schriftlich geschlos-
sen werden, sobald das Einbringen den Werth von fünf
und siebenzig Gulden übersteigt.

Zeugen - Beweis gegen den Inhalt des schriftlichen
Gesellschafts - Vertrags, oder über denselben hinaus,
oder über Reden, die vor, während und nach dem Ab-
schluß vorgefallen seyn sollen, ist unzulässig, selbst bey
einem Punkt, wo nur ei» Werth unter fünf und siebenzig
Gulden in Frage ist.

Zweptes Kapitel.
Von den verschiedenen G a t t u n g e n der Ge»

sel lschaf ten.

»635. ES gibt allgemeine und besondere Gesellschaften.
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E r s t e r A b s c h n i t t .

Von a l l g e m e i n e n G e s e l l s c h a f t e n .

,836. Allgemeine Gesellschaften gehen entweder auf
alles gegenwärtige Vermögen, oder nur auf allen Gewinn.

1887. Eine allgemeine Güter - Gesellschaft ist die«

jenige, wodurch die Partheie», alle zu solcher Zeit besizende

bewegliche und unbewegliche Güter, und den daraus hof-

fenden Gewinn zusammen schießen.

Sie dürfen auch jede andere Gattung des Gewinns mit
«inwerfen. Bon Gütern die ihnen durch Erbschaft»
Schenkungen vder Vermächtnisse in de? Folge <twa anfal-
len, wächst nur der Genuß dieser Gesellschaft zu; jede
Uebereinkunst» welch« auch das Eigenthum derselben dahin
ziehen würde, ist verboten,, und nur unter Ehegatten in
Gemäsheit desjenigen» was ihrenttvegrn geordnet ist, «l»
laubt,

,V28. Eine allgemeine Erwerbs «Gesellschaft umfaßt
alles, was die Parlhrien durch ihren Fleiß, auf welche
Art «s sey, während der Gesellschaftsdauer erwerben.
Die besizende Fahrniß jedes Gesellschafters ist gleichfalls
«inbegliffen; die liegenschaften des Einen oder des An-
dern find es nur zum Genuß.

»»83g. Eine allgemeine Gesellschaft die ohne
Erklärung geschlossen wi rd , gilt nur für ein« Erwerbs
Gesellschaft.

Keine allgemeine Gesellschaft kann bestehen,
unter Ptlsonen, »elche nicht fähig find, wechselseitige
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Geschenke sich zu geben, oder denen es verboten ist, ein«

«nder zum Nachtheil anderer Personen zu begünstigen.

Z w e p t e r A b s c h n i t t .

B o n be sondern Gesel lschaf ten.

»84». Eine besondere Gesellschaft ist diejnnqe, die
sich nur auf bestimmte Sachen, deren Gebrauch nnd Er«
trag, bezieht.

1U42. Der Vertrag, wodurch sich mehrere Personen

für eine bestimmte Unternehmung oder für die Treibung

«incs Handwerks oder Gewerbs vereinigen, gehört zu den

besonder« Gesellschaften.

D r i t t e s K a p i t e l .

V o n den V e r b i n d l l c h k e i t r n der Gesellschaf-

ter unter sich und gegen D r i t t e .

Erster Abschnitt.
Von den Ve rb ind l i chke i t en der Gesellschaf-

ter u n t e r sich.

»«43. Die Gesellschaft fängt an mit dem Abschluß/
wenn leine andere Anfangszeit bedungen ist.

»844. Die Dauer der Gesellschaft, welche der Ver-
trag nicht bestimmt, gilt auf tebenSzeit der Gesellschafter,
vorbehaltlich der Einschränkung des ,869. Sazes; hat sie
aber es« Geschäft von beschränkter Dauer zum Gegen«
stand, so gilt sie für die ganze Zeit d«Geschafts-Währung.
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1845. Jeder Gesellschafter ist Schuldner der Gesell-

schaft für das zugesagte Einbringen.

Besieht solches in einem bestimmten Stück, dessen die

Gesellschaft entwahrt wird, so ist ihr der Gesellschafter

gleich einem Verkäufer zur Gewährleistung verbunden.

»846. Ein Gesellschafter, der ein zugesagtes Kapital

nicht einbringt, ist kraft Gesezes auch ungemahnt schul-

dig, es von dem Tag an, wo er es einbringen sollte, zu ver-

zinsen.

Eben so verzinst er das Geld, das er zu seinem all-

einigen Vortheil aus der gemeinschaftlichen Kasse nimmt,

von dem Tag der Erhebung an.

Alles vorbehaltlich der weitern Entschädigung, die

etwa nach Umständen statt haben mag.

»847. Gesellschafter, welche die Benuzung ihrer Kräfte

der Gesellschaft einbringen, sind schuldig, ihr jeden Ge-

winn zu berechnen, der mit solchen Beschäftigungs-Arten

gemacht wird, welche Gegenstand dieser Gesellschaft sind.

1848. Hat Einer aus der Gesellschaft für seine be-
sondere Rechnung eine verfallene Schuld an Jemand zu
fordern, der an die Gesellschaft eine ebenmäßig fällige
Summe schuldet; so muß eine von diesem Schuldner em-
pfangene Zahlung an der Forderung der Gesellschaft und
an der Seinigen nach Verhältniß beeder Forderungen abge-
rechnet werden, selbst wenn er in seiner Quittung erklärte,
daß er das Ganze auf seine eigene Forderung allein nehme.

Hat er dagegen laut seiner Quittung die ganze Zah-
lung von der Forderung der Gesellschaft abgerechnet, so
muß es dabey bleiben,

1849.
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1849. Hat Einer der Gesellschafter seinen ganzen
Antheil einer gemeinschaftlichen Forderung erhoben, und
der Schuldner ist seitdem zahlungsunfähig geworden; so
muß Jener das Empfangene in die gemeinschaftliche Masse
einwerfen, hatte er auch gleich die Quittung namentlich
nur f ü r s e i n e n T h e i l ausgestellt.

;U5o. Jeder Gesellschafter muß der Gesellschaft al-
len Schaden ersezen, den er durch sein Verschulden ihr zu»
zieht, und kann daran den Gewinn nicht abrechnen, den
sein Fleiß ihr anderwärts verschaffte.

1UZ1. Gesellschafts-Einbringen zum bloßen Genuß,
wenn es aus bestimmten unverbrauchbaren Stücken besteht,
bleibt auf Gefahr des einbringenden Eigenthümers.

Besteht es aus verbranchbaren oder dem Verderben
unterworfenen Sachen, und wird verzeichnet und ange-
schlagen in die Gesellschaft eingebracht; so ist es auf Ge-
fahr der Gesellschaft, und der Einbringer kann mehr nicht
zurück fordern, als den Anschlag.

1852. Jeder Gesellschafter hat ein Klagrecht wider
die Gesellschaft auf die Summen, welche er für sie aus-
legt; auf die Verbindlichkeiten, welche er redlicher Weise
in ihren Angelegenheiten übernimmt; und wegen der Ge-
fahren, die von seiner Geschäftsführung unzertrennlich
find.

»853. Der Antheil eines jeden Gesellschaft er« anGe«
»inn und Verlust, der in dem GesellschaftS-Nertrag nicht
bestimmt ist, richtet sich nach dem Beybringen eine« Jeden
>'n die Gesellschaft.

Eestzbuch. I i
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Der Antheil desjenigen, der nur seine Arbeit einbringt,

wi rd demjenigen gleich berechnet, der auf die Einlage des-

jenigen Gesellschafters f ä l l t , der am wenigsten einlegte.

1864. Haben die Gesellschafter Einem aus ihne«

oder einem Dr i t ten die Bestimmung der Antheile über-

lassen; so kann die von solchem erfolgende Bestimmung

nicht angefochten werden, wenn sie der Bil l igkeit nicht

augenscheinlich zuwider ist.

Keine Anfechtung findet statt, wenn der angeblich ver-

lezte T h e i l , nachdem er wußte , daß die Bestimmung er-

fo lgt sey, mehr als drey Monate verstreichen l ieß, oder

schon angefangen h a t , jene Bestimmung zu vollziehen.

1864 ». Augenscheinlich unbillig ist ein Ermessen, das gleiche
Arbeiten gegen einander oder gleiche Einlagen ungleich in Vortheilen
und lasten sczt, wenn die Ungleichheit wenigstens ein Zehentheil aus»
macht, ingleichem dasjenige, welches den Werth der Arbeit gegen
bloße Einlagen über ein Viertel hoher oder niederer anschlägt, al i
sie gemeiniglich zu gellen pflegt.

i855. Ein Geding, das Einem der Gesellschafter a l -

lein allen Gewinn zuwendet, ist ungült ig.

Ungült ig ist auch diejenige Uebereinkunft, wodurch

das Einbringen eines oder mehrerer Theilhaber von allem

Beytrag zum Verlust freygesprochen würde.

»856. Der Gesellschafter, dem durch ein besonderes
Geding des Gesellschafts-Vertrags die Geschäfts - Besor-
gung aufgetragen ist, kann auch mit Widerspruch der übri-
gen Theilhaber alle dazu gehörigen Handlungen unterneh-
men , jedoch ohne Gefährde.

Wahrend der Dauer der Gesellschaft kann ein solcher
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Auftrag'ohne rechtmäßige Ursache ihm nicht abgenommen
werden. Ward er ihm aber in einer späteren Urkunde er-
thei l t ; so kann er wie jeder gemeine Auftrag widerrufen
werden»

»357. Wird die Geschäfts- Besorgung mehreren Ge-
sellschaftern aufgetragen, ohne ihre Verrichtungen zu
bestimmen, auch ohne auszudrucken, daß Einer ohne den
Andern nicht handeln sol l ; so kann Jeder von ihnen für
sich allein alle dahin gehörigen Geschäfte besorgen.

'858. I s t aber bedungen, es soll Keiner derselben
ohne den Andern etwas unternehmen; so kann, ohne neuen
Verrrag, Einer von ihnen in Abwesenheit des Andern nichts
vornehmen, selbst wenü es dem Andern alsdann unmöglich
seyn sollte, zu der Geschafts-Besorgung mitzuwirken.

i858 ». Wo jedoch ein drohender Schade« nur durch unver»
lügliche Einschreitung abzuwenden wäre, da gilt jedesmal jeder Gcscll»
schafter, der zum Handeln der Nächste ist, auch für gewalthabcnd.

»85g. I s t über die Ar t der Geschäfts - Besorgung in
dem Vertrag nichts besonders festgestellt, so gelten fo l ,
gende Regeln:

».) Die Gesellschafter haben gegenseitig Gewalt
für einander die Geschäfte zu besorgen. Was
Jeder unternimmt, ist gü l t i g , selbst für den
Antheil seiner Gesellschafter, auch ohne deren
Einwill igung eingeholt zu haben; jedoch können
keztere oder auch Einer aus ihnen gegen das
Unternehmen Einsprache thun, ehe es vollbracht

lst.
Iia
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2.) Jeder Gesellschafter darf sich der Sachen der

Gesellschaft bedienen, jedoch nur zu einem üb-

lichen Gebrauch und nicht gegen den Northeil

der Gesellschaft; er darf sie auf keine Art ver-

wenden, welche die übrigen hindert, sich ihrer

nach dem Maas ihrer Rechte ebenfalls zu be-

dienen.

3,) Jeder Gesellschafter fordert mit Recht an seine

Mitgesellschafter, mit ihm die Kosten zu bestrei-

ten, die nöthig sind, um die Gesellschaftssachen

in gutem Stand zu erhalten.

4») Kein Gesellschafter darf ohne Einwilligung der

Andern an den gemeinschaftlichen Liegen«

schaften Neuerungen vornehmen, wenn er

gleich glaubt, daß sie der Gesellschaft Vortheil

bringen.

186a. Derjenige, dem die Geschäftsbesorgung nicht
«aufgetragen ist, kann selbst die beweglichen Sachen der Ge-
sellschaft nicht veräussern noch verpfänden.

1861. Jeder Gesellschafter kann auf seinen Antheil
«uch ohne Bewilligung seiner Mit-Gesellschafter dritte Per-
sonen zu sich in Gesellschaft nehmen; er kann ohne solche
Zustimmung niemanden in die Hauptgesellschaft aufnehmen,
«uch wenn er deren Geschäftöbesorgung hat.

Z w e y t e r Abschn i t t .
Bon der V e r b i n d l i c h k e i t der Gesel lschaf ter

gegen Dritt«.

I n andern als Handlung«- Gesellschaften ha-
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ben die Theilhaber für die gemeinschaftlichen Schulden

keine Sammt-Verbindlichkeit, und keiner kann die übrigen

verbindlich machen, welche ihm hiezu nicht Gewalt gege-

ben haben.

,863. Die Gesellschafter haften dem Gläubiger, mit
dem sie handeln, jeder für gleiche Summen und Theile,
selbst dann, wann einer von ihnen an der Gesellschaft ei-
nen geringern Theil hätte, so fern nicht bey Eingehung
des Handels die Verpflichtung dieses Leztern auf das Ver-
hältniß seines Antheils an der Gesellschaft namentlich be-
schränkt worden wäre.

1U64. Die Erklärung, eine Verbindlichkeit für Rech-

nung der Gesellschaft zu übernehmen, bindet nur denjeni-

gen Gesellschafter, der sie thut, und nicht die übrigen,

«s sey dann, daß diese ihm Gewalt gegeben haben, oder

das Empfangene in den Nuzen der Gesellschaft verwendet

worden ist.

V i e r t e s K a p i t e l .

V o n den verschiedenen A r t e n der Gese l l -
s c h a f t s - A u f l ö s u n g .

,865. Die Gesellschaft wird aufgelöst.

1.) Durch Ablauf der Zeit auf die sie geschlossen

war;

2.) Durch den Untergang ihres Gegenstands, oder

die Vollendung des Geschäfts;

3.) Durch den natürlichen Tod eines der Gesell-

schafter;
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4.) Durch den bürgerlichen T o d , durch die Mund-

los-Erklärung oder den Vermögens - Zerfall

Eines aus ihnen;

5.) Durch die Aufkündigung eines oder mehrerer

Tei lhaber.

1866. Die Verlängerung einer Gesellschaft auf be-

stimmte Zeit fordert eine schriftliche Urkunde in gleicher

Form, wie der Gesellschafts - Vertrag,

2867. Wo einer der Gesellschafter versprochen hat,

.das Eigenthum einer bestimmten Sache in die Gemein«

schaft einzulegen, da erlöscht der Gesellschafts - Vertrag

für alle Gesellschafter, wenn die Sache zu Grund geht,

ehe sie in die Gemeinschaft gekommen ist.

J a sie erlöscht auch durch den späteren Untergang der

Sacke, wenn nur der Genuß in die Gemeinschaft eingelegt

ward , und das Eigenthum davon dem Einlegenden blieb.

Niemals wird sie durch den Untergang der Sache auf-

gelöst, wenn deren Eigenthum schon wirklich in die Ge-

sellschaft eingebracht war.

,867. ». Wo die untergegangene Sache den ganzen oder doch
dcn hauptsächlichst«» Beitrag eines Gesellschafters nicht ausmachte;
oder, wo sie nur als Gcldwerth nicht als für den Zweck der Gesell«
schaft unentbehrlich eingelegt ward, und von dem, der sie einbrin«
gen sollte, mit G:l» belegt werden wil l ; oder, wo sie durch dessen
Schuld unterging, und die andere Gestllschafter auf Forcsezung d<r
Gesellschaft neben dem «rsaz der Einlage bestehe»: da ist der Unter,
«ang kein Auflösung««Grund.

»U68. Das Geding. wornach, wenn Einer aus der
Gesellschaft stirbt, sie mit dessen Erben oder unter den
noch lebenden Theilhabern allein fortwähren soll, gilt.
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I m lezten Fall hat der Erbe des Verstorbenen kein andere«

Recht, als seine Abtheilung von der Gesellschaft nach

ihrer Lage zur Zeit des Msterbens zu verlangen, und er

nimmt keinen Theil an dem weiteren Erfolg, ausser soweit

er eine nothwendige Folge desjenigen ist, was vor dem

Tod des beerbten Theilhabers geschehen war.

, 1869. Nur Gesellschaften von unbestimmter Dauer

können einseitig aufgekündet werden. Die Aufkündung

geschieht durch eine allen Gesellschaftern bekannt gemachte

Verzichtleistung, doch daß solche nicht unredlicher Weise,

noch zur Unzeit geschehe.

1870. Die Entsagung ist unredlich, wenn sie von

einem Theilhaber geschieht, um sich einen Gewinn allein

zuzueignen, der für gemeinsame Rechnung zu machen ge-

wesen wäre.

Sie geschieht zur Unzeit, wenn die Sachen in einer

Lage sind, weswegen der Gesellschaft Verlust droht, wenn

die Auflösung nicht verschoben wird.

1871. Um Gesellschaften von bestimmter Dauer ein-

seitig vor der Zeit aufzukünden, find gerechte Ursachen er-

forderlich , wie z. B. wenn ein anderer Theilhaber sein

Versprechen nicht erfüllt, wenn eine eingewurzelte Kränk-

lichkeit jemanden zu den Geschäften der Gesellschaft unfa,

hig macht, oder andere Fälle, deren Rechtmaßigkeit und

Erheblichkeit zu beurtheilen dem Ermessen der Richter über»

lassen bleibt.

2872. Die Regeln bey Erbschafts-Theilungen, für

deren Form, und für die daraus unter den Mit-Erb«»
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entspringende» Verbindlichkeiten sind auf die Teilungen

unter Gesellschafts-Gliedern ebenfalls anwendbar.

5 * 5

Ver fügung über H a x d l u n g s - G e s e l l s c h a f t c n .

1873. Die Verfügungen des gegenwärtigen Titels

sind auf Handlungs-Gesellschaften nur in jenen Punkten

anwendbar/ die mit den Handels-Gesezen und Gebräuchen

in keinem Widerspruch stehen.

Z e h n t e r T i t e l .
V o n dem L e i h - u n d D a r l e i h - V e r t r a g .

»874. Es gibt zweyerley Gattungen der Leihe;
Die Eine über Sachen, die für einen Gebrauch gege-

ben werden, der ohne sie zu verbrauchen, erreichbar ist.

Und die Andere über Sachen, die für den Verbrauch

gegeben werden.

Die erst« Gattung heißt Leihe;

Die zweyte heißt Darleihe.

Erstes Kapi te l .
Von dem Leih- Ver t rag .

E r s t e r A b s c h n i t t .

V o n der N a t u r des L e i h - V e r t l a g s .

l«75. Der Leih - Vertrag ist derjenige, in Gefolg
dessen Einer dem Ander« eine Sache zum Gebrauch über-
gibt, mit Vorbehalt der Rückgabe nach gemachtem Ge-
brauch.
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,876. Wesentlich ist hierbey, daß der Gebrauch der

Sache unentgeldlich überlassen werde.

1877. Der Ausleiher bleibt Eigenthümer der geliehe-
nen Sache.

»878. So weit etwas «nverbrauchbar, und nicht dem
Rechts-Verkehr entzogen ist, kann es Gegenstand dieses
Vertrags seyn.

187g. Die Verbindlichkeiten aus dem Leih - Vertrag

gehen beiderseits auf die Erben des Ausleihers und des

Entleihers über.

Hat man indeß nar aus Rücksicht für den Entleiher,

mithin ihm für seine Person geliehen; so dürfen die Erben

die geliehene Sache nicht fortgebrauchen.

Zweyter Abschnitt.
V o n den Ve rb ind l i chke i t en des E n t l e i h e r s .

1880. Der Entleiher ist schuldig, als guter Haus-

wirth für die Bewahrung und Erhaltung der entliehenen

Sache zu sorgen, er darf sich ihrer nur zu dem Zweck be-

dienen , für den sie durch ihre Natur oder d«.-ch die Ueber-

eiukllnft bestimmt ist; allts Hey Vermeidung des Scha-

den-Ersazes.

'88,. Gebraucht der Entleiher die Sache zu andern

Zwecken oder für längere Zeit/ als er sollte, so muß er

ihren etwaigen Verlust tragen, selbst wenn er von einem

Zufall herrührte.

1882. Geht die geliehene Sache durch einen Zufall

l» Grund, gegen den durch den Gebrauch seiner eigenen
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d^- Entleiher sie hätte bewahren können, oder war er m

dcm Fal l , nur eine, von beeden erhalten zu können, und

zog die seinige vor, so muß er für den Verlust der An-

dern haften.

»833. Ward die Sache Hey der Uebergabe geschizt,

so tragt der Entleiher jeden, selbst zufälligen, Verlust, wo

nicht das Glgentheil bedungen ist.

1884. Für Verschlimmern««.«« der Sache die bloß

durch den bestimmten Gebrauch ohne einiges Verschulden

des Entleihers entstehen, haftet er nicht.

i3U5. Der Entleiher kann die Sache nicht innbehal-

ten, um das, was ihm der Ausleiher schuldig ist.

,886. Kosten/ welche der Entleihe» für den Gebrauch

der Sache aufwendet, kann er nicht zurückfordern.

»887. Haben mehre« zusammen «,'ne und dieselbe
Sache entlehnt, so find fi« dem Ausleihe« sammtver-
bindlich.

Dri t ter Abschnitt.
V o n de« V e r b i n d l i c h k e i t e n d e s A u s l e i h e « « .

»88». Der Ausleiher kann die geliehene Sache nicht

zurücknehmen, ehe die bedungene Zeit abgelaufen, oder,

wo nichts ausbedungen w a r d , ehe der Zweck, wofür sie

entlehnt wurde, erreicht ist.

,888 ,. Der Auileihcr muß die zugesagt« Sache in brauch«
barnn Stand übergeben: sah der Entlelher solche bor dcm Vertrag,
«hn« «wa« zu beding««, oder nahm er sie an, wie sie ist, so ist der
«tand, in d,« sie da»«« erschien, für hinlänglich brauchbar a«
jUNthlNNl.
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1889. Wenn jedoch früher bey dem Ausleihe»- e>'n
dringendes uud unvorgesehenes eignes Bedürfniß eintritt,
so mag der Richter nach Umständen den Entleiher anhal-
ten, sie zurück zu geben.

illga. Fallt während der Dauer der Leihe für die

Erhaltung der Cache eine außerordentliche unvermeidliche

und unuelschl'ebll'che Ausgabe vor, worüber der Entleiher

bey dem Ausleiher nicht zuvor anfragen konnte; so muß

dieser sie ihm ersezen.

1890 ». Eine zweydeutige Ausgabe bleibt dem Entleiher zur
las t , wenn er damit nicht härter belastet w i r d , als es unter gleichen
Umständen «in Miether gewesen seyn würde; andernfalls fällt sie
ganz oder nach Umstanden zum Lheil auf den Ausleihcr.

Verborgene Mängel der geliehenen Sache,

wodurch sie im Gebrauch schädlich werden kann, und wel«

che der Ausleiher kannte, dem Entleiher aber nicht anzeig-

te, machen ihn j«m Schadens - Ersaz verbindlich.

,89» «. Ei« leihe zum Behuf eine« Geschäfts, das den
Auslcihcr allein, oder gemeinschaftlich mi t , angeht, unterliegt nicht
den Säzen 1882 ,885. 1886. ,888. und ,889., sondern ist ersternfalls
al« GcschäfteMrung, lezternfall« «ls Gesellschaft zu beurthcilcn.

Zweptes Kapitel .
V o n d e r D a r l e i h e .

E r s t e r Abschnitt .
Von der N a t u r der D a r l e i h e .

»h2. Die Darleihe ist ein Vertrag, dem zu folge

Einer dem Andern von verbrauchbaren Sachen eine b«
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stimmte Menge unter der Bedingung zu überliefern hat,

daß leztercr ihm eben so viel in derselben Gattung und

Menge einst wieder geben soll.

,«93. Der Anleiher wird kraft des Darleihvertrags

El'genthümer der empfangenen Sache; er allein trägt ihren

Verlust, wenn sie auf irgend eine Ar t zu Grund geht.

1U94. Sachen/ welche obwohl von einerley A r t , doch

nicht gleichgeltend sind, wie z. B. Thiere, sind als solche nicht

Gegenstand der Darleihe, sondern nur des Leih-Vertrags.

1^5. Die Verbindlichkeit aus einer Geld - Anleihe

beschränkt sich auf den Ersaz der im Vertrag ausgedruck-

ten Geld - Summe nach ihrem Nennwerts).

Sind vor der Zahlungs-Zeit die Geldsorten erhöht

oder abgewürdigt worden, so ersezt der Schuldner die

ihm gelehnte Geld - Summe nur nach ihrem Nennwert!) in

solchen Münzsorten, die im Umlauf sind.

»U96. Die Regel des vorhergehenden Sazes fäl l t

weg, wen» die Darleihe in Stücken oder in Stangen ge-

schehen ist.

,897. Der Schuldner, der Gold oder SiHer in Stnk-

ken oder Stangen, oder Lebensmittel und Waa»en anlieh,

muß sie allemal in gleicher Menge und Güte zmückgeben,

wie viel auch immer deren Preis gestiegen oder g<fallen sey.

,897 ,. Wo nicht besondere Vertrags«Bestimmungen entschei«
den/ da muß der Darleiher die zugesagte Anleihe in andüblichcr
Güte / Gattung, und Maas oder Gewicht an seinem Wchnort dem
Anlciher aushändigen.
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Zwepter Abschnitt.
Von den V e r b i n d l i c h k e i t e n des D a r l e i h e r s .

1U9«. Bey der Darleihe hat der Darleiher eben die
Verbindlichkeit, die im 1L91. Saz für den Leih-Vertrag
festgestellt ist.

^99. Der Darleiher kann die geliehene Sachen nicht
vor der bedungenen Zeit zurückfordern.

!g"a. Ist für die Wieder - Erstattung der Darleihe
keine Zeit bestimmt/ so kann der Richter dem Empfänger
«ine Frist nach Umständen gestatten.

'9«». Ist nur bedungen, daß der Empfänger zahlen
solle, wann er könne, oder wann er dazu die Mittel haben
werde, so bestimmt der Richter ebenfalls d«e Zahlungs-
Zelt «ach Umständen.

D r i t t e r Abschnitt.
Von den V e r b i n d l i c h k e i t e n des An le ihe rS .

»902. Der Anlei'her muß die geliehenen Sachen in

gleicher Menge und Güte und zu der bedungenen Zeit wie-

der erstatten.

»9"3. Kann er diese« nicht, so zahlt erden Werth,
welchen die Sache am vertragsmäßigen Tag und Ort der
Zahlung hat; sind Zeit und Ort nicht bestimmt, so ge-
schieht die Zahlung in dem Preis, den sie am Tag und
Drt der zu Stand gekommenen Darleihe hatte.

»904. Der Anleiher, welcher die ihm geliehenen Sa-
chen oder deren Werth zur bedungenen Zeit nicht wieder
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erstattet; muß von dem Tag der Eintragung an , die Zin-

sen zahlen.

D r i t t e s K a p i t e l .

V o n der v e r z i n s l i c h e n D a r l e i h e .

»9o5. Es ist erlaubt/ bey der Darleihe, sie bestehe

in Geld, Lebensmitteln oder andern beweglichen Sachen,

Zinsen zu bedingen.

1906. Der Anleiher, der Zinsen zahlte, die nicht be-

dungen waren, kann sie weder zurückfordern, noch von

dem Kapital abrechnen.

»907. Alle Zinsen sind entweder gesezlich oder be-

dungen. Die gesezlichen Zinsen werden durch das Gesez

bestimmt. Die bedungenen Zinsen können da, wo ein Ge-

sez es nicht verbietet, den gesezlichen Fuß übersteigen.

Der Betrag der höher bedungenen Zinsen muß in

einer schriftlichen Urkunde bestimmt seyn.

»9«7 ». Der gesczliche Zinsfuß ist fünf vom Hundert in bür»

gerlichcn Geschäften, und sechs vom Hundert in Handels»Geschäften.

»907 <>. Ein durchaus erlaubter höherer Vertragsfuß ist der

zu sechs vom Hundert auch in bürgerlichen Geschäften.

1907 c. Noch höher bedungen« Zinsen können niemals Pfand<
recht, Unterpfandrecht/ oder Vorzugsrecht genießen: wo sie bey einem
solchen gesicherten Anlehen bedungen sich befinden, da kann richter»
liche Hülfe dazu ander« nicht, als mittelst Minderung der ganze«
gezahlten und rückständigen Schuldigkeit auf den gesczlichcn Fu«
statt finden.

,907 ä. Wo höher bedungen« Zinsen gegen «ine Gant ge>
fordert »erden, da muß der Rückstand und das laufende auf de«
gestzlichen Zinsfuß herabgestzt »erden.
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,907 «. Eine Sckuld zu höher bedungenen Zinsen ist für den

Anleiher alle Monat, für den Darleiher aber nur alle halbc Jahr

aufkiindlich und ableglich. Das Oegentheil kann nicht bedungen

werden.

,907 5. Wer ohne Vertrag höher als gcsezliche, und mit Vcr»

trag höher als bedungene Zinsen nimmt, muß alles zuviel Empicm»

gene mit Zins zurückgeben oder am Kapital abrechnen lassen, und

kann nach Befund der Umstände und der Verheimlichung in Straft

genommen werden, die nicht unter dem Betrag eines Jahr -Zinses

und nicht über fünf derselben seyn darf.

1908. Eme Q u i t t u n g , welche über das K a p i t a l ohne

Vorbehalt der Zinsen ausgestellt ist/ begründet die Ver-

muthung, daß auch diese gezahlt seyen, und bewirkt Ent-

ledigung von denselben.

1909. Der Darleiher kann Zinsen von einem Kapital

bedingen, auf dessen Zmückforderung er Verzicht thut.

Das Geschäft hat in diesem Fall den Namen eines

Rentkaufs.

1910. Diese Rente kann für immer oder auf Lebens«

zeit (als Erbrente oder als Leibrente) bestellt werden.

,91». Die Erbrente ist ihrem Wesen nach abldslich.

Die Partheien kbnnen nur bedingen, daß erst nach ei-

ner Zeit, die längstens zehn Jahre seyn darf/ oder nicht

ohne eine in bestimmter Zeit zuvor erfolgte Aufkündigung

die Ablösung geschehen dürfe.

ig,». Der Schuldner einer Erbrente kann zur Ab-

lösung angehalten werden:

».) Wenn er in zwey Jahren seine Verbindlichlei«

ten nicht erfüllt.
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2.) Wenn er dem Darleiher die im Vertrag zuge«

sagte Sicherheit nicht verschafft.

19,3. Das Kapital einer Erb - Rente kann gleich-

falls zurückgefordert werden, wenn der Schuldner in Gant

oder gänzlichen Vermögens-Verfall geräth.

1914. Die Regeln über Leibrenten sind unter dem

Titel von G l ü c k s - V e r t r a g e n bestimmt.

E i l f t e r T i t e l .

Von der H i n t e r l e g u n g zur sichern Hand.

Er st es K a p i t e l .
Von dem H i n t e r l e g u n g s - V e r t r a g überhaupt /

und dessen G a t t u n g e n .

'9 '5. Die Hinterlegung im allgemeinen Sinn ist das

Rechtsgeschäft der Uebergabe einer Sache an einen An-

dern zur Bewahrung und Zurückgabe im Stück.

»9»6. Es gibt zwey Gattungen der Hinterlegung,

nemlich jene zur zweyten und jene zur dritten Hand.

Zweptes Kapitel.
V o n der H i n t e r l e g u n g z u r z w e y t e n H a n d .

Erster Abschnitt.
Von der N a t u r und dem Wesen dieses

H i n t e r l e g u n g s - V e r t r a g s

'9»7. Die Hinterlegung zur zweyten Hand ist ihrem
Wesen nach eihunentgeltlicher Vertrag.

1918. Nur
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1918. Nur bewegliche Sachen sind ihr Gegenstand.

1919. Sie wird nur vollzogen durch die wilklich
geschehene oder als geschehen angenommene Uebergabe der
hinterlegten Sache.

Als geschehen angenommen wird die Ucbergabe, so oft
der Aufbewahrer schon aus einem andern Rechtsgrund die
Sache in seiner Gewahrsam hat, die man ihm nun als
hinterlegte« Gut belassen will.

«. Die Hinterlegung ist entweder freywillig oder

nothgedrungen.

Zwepter Abschnitt.
Von der f r e y w i l l i g e n H i n t e r l e g u n g .

»92,. Eine freywillige Hinterlegung bildet sich durch

die gegenseitige Einwilligung derer die etwas in Verwahr

geben und nehmen.

1922. Eine freywl'lll'ge Hinterlegung kann in der

Ordnung nur durch den Eigcnrhümer der anvertrauten Sa-

che, oder mit dessen ausdrücklicher oder stillschweigender

Einwilligung geschehen.

1923. Eine freywillige Hinterlegung muß durch Ur«

künden erwiesen werden. Der Beweis durch Zeugen wird,

sobald von einem Werth über fünf und siebenzig Gulden

die Rede ist, nicht zugelassen.

»924. Wird die Hinterlegung von solchem Werth
nicht durch Urkunden «wiesen, so muß demjenigen, der
als Aufbewahrer in Anspruch genommen wird, auf sein

«»ftzbnch. K k
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Wort geglaubt werden, es mag von dem Hergang der

Hinterlegung, oder von der hinterlegten Sache/ oder end-

lich von deren erfolgten Zurückgabe die Frage seyn.

l 1924 ,. Diese« fällt jedoch weg, wo der slufbcwahrcr eine

verschlossen übergeben« Sache eigenmächtig aus dem Verschluß nahm,

«der sonst eine Gesczwidrigleit in der Bewahrung sich zu Schulden

lommcn ließ, in solchem Fall geht dai Vorrecht/ auf sein Wort gc<

glaubt zu wevden / auf d<n Hinterleger üb«r.

,926. Eine freywillige Hinterlegung hat unter sol-

chen Personen nur statt, die fähig sind, Verträge zu

schließen.
Nimmt gleichwohl jemand, der diese Fähigkeit hat,

ein anvertrautes Gut von einem Unfähigen an; so hat

er alle Pflichten eines eigentlichen Bewahrers zu erfüllen,

und kann von dem Vormund oder dem Pfleger dessen, der

ihm das Gut anvertraute, belangt werden.

,926. Wo ein Vertragsfählger bey einem Unfähige»

etwa« hinterlegt; da hat der Hinterleger auf das anver-

traute Gut , nur so lang es sich in Händen des Aufbewah-

l«r« befindet, die Zueignung«-Klage, und eine Klage auf

Ersaz dessen, »as in den Nuzen des Bewahrers verwen-

det worden ist.

D r i t t e r Abschnitt. .

V o n den P f l i c h t e n de« A u f b e w a h r e r s .

»g»7. De, Aufbewahrer muß die ihm anvertraute

Sache « i t eben de» Sorgfalt bewahren, »ie die Seinige.
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»928. Die Anwendung dieses SazeS muß alsdann

nach alle» Strenge geschehen :

».) wenn der Aufbewahrer sich selbst zur Aufbe-

wahrung der Sache angeboten hat;

2.) wenn er für die Bewahrung des anvertrauten

GutS «inen Loh» bedungen hat;

3.) wenn die Hinterlegung einzig zum Vortheil des

AufbewahrerS geschehen ist;

4.) wenn ausdrücklich bedungen ward, daß der

Aufbewahrer für jede Art der Vernachlässigung

basten soll.

»929. I n leinen« Fall ist der Aufbewahrte für Zu«
fülle verantwortlich die von höherer Gewalt herrühren, er
sey dann in Verzug gesezt, das anvertraut« Gut zurück
zu geben.

»93a. Er darf dl« hinterlegten Sachen nicht gebrau-
chen ohne ausdrückliche oder muthmaßliche Einwilligung
de« Hinterlegers.

193« ,. Diese Bewilligung darf bermuthet »erden / »enn un»
»erbrauchb«« und zugleich unverderbliche Gachcn effcn hinterlegt
»erden, inglciche« wenn vcrbrauchbar« Sachen unverschlossen an Han«
deltlemt übergeben »erden.

»92». Er soll nicht forschen, wa« für Sachen bey
ih« hinterlegt worden sind, wenn sie ihm in verschlösse«
»er Kiste, oder versiegeltem Umschlag anvertraut »erden.

»92». Der Anfbewahrer muß genau die nemliche Sa»

che zurückgeben, die er empfangen hat.
Anv«ln»»t G« t , das in klingender Münze bestand.

K l «
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muß also IN eben den Sorten, worin» es gegeben ward,

zurückgegeben werde», ihr Wert!) mag gestiegen oder ge-

fallen seyn.

»933. Ei» Aufbewahrer gibt die bei ihm hinterlegte

Cache in dem Ctand zurück, worinn sie sich zur Zelt der

Zurückgabe befindet. Verschlimmerungen, die nicht von

ihm herrühren, fallen auf den Hinterleger.

!<)34. Ein Aufbewahrer, dem die Sache durch höhere

Gewalt weggenommen wi.rd, zedoch so, daß er dafür

den Welch, oder sonst etwas empfängt, muß dasjenige,

was er zum Ersaz erhält, abgeben.

»925. Der Erbe eines AufbewahrerS, der redlich«

Weise die Sache verkaufte, weil er nicht wufte, daß sie

anvertrautes Gut sey, ist zu mehr nicht verbunden, als

den empfangen«-« Erlös zu ersezen, oder seine Klage wi-

der den Kauftl abzutreten/ so fern er noch nicht be-

zahlt ist.

« M . Hat die hinterlegte Sache Früchte getragen,

und der Aufbewahrer sie genossen, so ist er verbunden, sie

zu ersezen. Von dem bey ihm hinterlegten Geld zahlt er

keine Zinsen, außer von dem Tag an, da er in Verzug

der Zurückgabe gesezt ist.

»927. Der Aufbewahrer darf die bey ihm hinterlegte

Sache nur dem zurückgeben, der sie ihm anvertraute, oder

in dessen Namen die Hinterlegung geschah, oder der ihm

dabey angewiesen wnrde, um sie zu «heben.

»92». An den, der die Sache in Verwahr gab, kau»

«, den Beweis des Eigenthums niemals fordern.
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Entdeckt er gleichwohl, daß die Sache entwendet wor-

den , und wer deren wahrer Eigenthümer sen, so ist er

verbunden, die bey ihm geschehene Hinterlegung diesem

kund zu thm>/ und ihn urkundlich aufzufordern, daß er

in einer bestimmten und hinlänglichen Frist sie in Anspruch

nehme.

Versäumt dieser darauf solches, so wird der Aufbe-

wahrcr aller Verbindlichkeit dadurch gültig entledigt, daß

er sie demjenigen übergibt, von dem er sie empfan-

gen hat.

'9^9. I m Fall des natürlichen oder bürgerlichen

Teds des Hinterlegers ist das anvertraute Gut seinen Er-

ben zurück zu geben.

Hat er mehrere Erben, so ist einem jeden sein Anthcil

daran einzuhändigen.

Is t die hinterlegte Cache untheilbar, so müssen die

Erben sich über den Empfang einverstehen.

»94a. Hat der Hinterleger seinen Stand wesentlich

verändert, war z. B . die Frauensperson zur Zeit, wo die

Hinterlegung geschah, ledig, hat sich aber nachher vereh«

licht, und sieht nunmehr unter der Gewalt des MannS,

oder war der Hinterleger zwar vol l jähr ig, ihm ist aber

nunmehr durch Mnndlos - Erklärung die Verwaltung sei-

nes Vermögens benommen, in diesen und andern gleichar-

tigen Fallen kann das anvertraute Gut >mr demjenigen

zurückgegeben werden, der die Pflege der Rechte und Gü-

ter des Hinterlegers hat.

»94'. War die Hinterlegung von einem Vormund,

einem Ehemann oder Pfleger in «in« von diesen Eigen-
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schaften geschehen, dessen Geschäftsführung oder Pflege

ist aber gcendi'qt, so kann das anvertraute Gut nur der

Person zurückgegeben werden, welche dieser Vormund,

Ehcmana oder Pfleger vertrat.

»942. Wird in dem HlnterIegungs,Vertrag der Ort

bestimmt, wo die Zurückgabe geschehen soll/ so ist der

Aufbewahrer gehalten/ die Hey ihm hinterlegte Sache

dahin zu bringen. Die etwa hiezu erforderlichen Kosten

der Ucberbn'ngung fallen jedoch dem Hinterleger zur käst.

»943. Ist in dem Vertrag kein Ort der Zurückgabe

bestimmt, so muß sie an dem Ort der Hinterlegung ge-

schehen.

»944. Anvertraute« Gut muß dem Hinterleger, so-

bald er es fordert, zurückgegeben werden, selbst dann,

wann in dem Vertrag eine andere Zeit zur Rücklieferung

festgestellt wäre, wenn nicht dem Aufbewahrer ein Ver-

Hafts-Nc fehl oder eine Einsprach« - Urkunde wider die

Zurückgabe oder wider die Orts-Veränderung der hinter-

legten Sache behändigt ist.

,945. Ein untreuer Aufbewahrer ist des Rechts-

vortheils der Güter «Abtretung verlustig.

»946. Alle Pflichten des Aufbewahrers hbren auf,
»enn er beweislich entdeckt/ daß die hinterlegte Sache
«hm selbst zugehör«.
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Vierter Abschnitt.
Von den P f l i c h t e n des H i n t e r l e g e r s .

»9^7. Der Hinterleger ist schuldig, dem Aufbewah-

rer die auf Erhaltung der hinterlegten Sache verwende-

ten Kosten zu ersezen, und ihn für allen Verlust, den

die Hinterlegung ihm verursacht haben mag, zu ent-

schädigen»

»948. Der Aufbewahrer ist berechtigt, bis zu seiner

völligen Befriedigung für das, was ihm aus dem Hm?

terlegungs? Vertrag gebührt, das anvertraute Gut inn-

zubehalten.

Fünfter Abschnitt.
Von der no thged rnngenen H i n t e r l e g u n g .

»949» Eine nothgedrungene Hinterlegung ist diejenige,

die durch einen Zufal l , wie z. B. durch Feuersbrunst,

durch Einsturz, durch Plünderung, Schiffbruch oder durch

andere unvorgesehene Begebenheiten veranlaßt wird,

Zum Beweis einer nothgedrungenen Hinter-

legung können auch Zeugen zugelassen werden, der Werth

sey so hoch als er wolle.

»96». I m übrigen wlrd eine nothgedrungene Hinter-

legung „ach allen vorigen Regeln benrtheilt.

,962. Wirthe oder Gastgeber find als Aufbewahre

für alles verantwortlich, was ein Reisender, den sie be-

herbergen, zu ihnen einbringt.
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Das Einbringen solcher Vermögens-Stücke ist als

eine nothgedrungene Hinterlegung anzusehen.

ig53. Sie haften gegen Entwendung oder Beschädi-

gung der Habseligkeiten des Reisenden, es mögen Dieüst-

boten, oder Wirthschafts - Aufseher, oder Fremde, die in

dem Gasthof aus- und eingehen, den Diebstahl begangen

oder den Schaden verursacht haben.

,964. Sie haften nicht für Diebstahle, die mit ge«

»affneter Hand oder sonst mit Uebermacht verübt werden.

D r i t t e s K a p i t e l .

Von der Hinter legung zur dr i t ten Hand.

Erster Abschnitt.
V o n den verschiedenen G a t t u n g e n der H i n -

t e r l e g u n g zur d r i t t e n H a n d .

ig55. Die Hinterlegung zur dritten Hand geschieht

entweder kraft Vertrags, oder kraft gerichtlicher Verordnung.

Zweyter Abschnitt.
Von der »illkührlichen Hinterlegung zur

dritten Hand.

Die willtührliche Hinterlegung zur dritten

Hand ist die von Einem oder Mehreren bewirkte Hinterle-

gung einer streitigen Sache in die Hände eineö Dritten,
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der sich verbindet, nach geendlgtem Streit sie demjenigen

wieder auszuliefern, dem sie zuerkannt wird.

2967. Die Hinterlegung zur dritten Hand kann unent-
geldlich oder um Lohn geschehen.

195«. Geschieht sie unentgeldlich, so steht sie unter

den Regeln der Hinterlegung zur zweyten Hand, mit Vor-

behalt der unten ausgedruckten Abweichungen.

1959. Die Hinterlegung zur dritten Hand kann nicht

nur bewegliche Sachen, sondern auch Liegenschaften

zum Gegenstand haben.

,960. Der Aufbewahrer, dem eine strittige Sache

anvertraut ist, kann vor Ausgang des Streits von seiner

Verbindlichkeit anders nicht befreyt werden, als durch

Bewilligung aller Betheiligten oder aus einer zu Recht er-

kannten Ursache.

Dritter Abschnitt.'
Von der ger icht l ichen H i n t e r l e g u n g zur

d r i t t e n Hand.

196». Das Gericht kann die Hinterlegung zur dritte»

Hand befehlen:

' . ) Für Fahrnißstücke eines Schuldners, aufweiche

Beschlag erkannt worden ist;

2.) Für unbewegliche oder bewegliche Sachen, de-

ren Eigenthum oder Besiz unter zweyen oder

mehrern Personen streitig wird;

3.) Für Sachen, die ein Schuldner zur Zahlung

anbietet.
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,962, Die Anordnung eines gerichtlichen Hüters be-

gründet zwischen dem, der den Beschlag erwirkte, und

dem Hüter wechselseitige Pflichten; der Lezrere muß für

die Erhaltung der in Beschlag genommenen Haabe als

guter Hanswirth Sorge tragen.

Er muß sie zurückliefern, entweder zur Befriedigung

desjenigen, Ver sie in Beschlag nahm, oder an denjenigen

Theil, wider den ein Beschlag erfolgte, der wieder auf-

gehoben worden ist,

Die Verbindlichkeit dessen, der den Beschlag erwirkte,

besteht darin«, daß er dem Hüter den im Gesez bestimm-

ten Lohn zahle»

'963, Die Person, bey welcher von Gerichtswegen

zur dritten Hand eine Sache hinterlegt werden soll, wird

entweder durch die Betheiligten gemeinschaftlich gewählt,

oder von dem Richter vo» Umtswegen ernannt.

I n jedem Fall hat derjenige, dem die Sache anver-

traut worden ist, alle Verbindlichkeiten der willkührlichen

Hinterlegung zur dritten Hand.

Zwölfter Titel.

V o n G l ü c k s , V e r t r H g e n .

,964. Ein Glücks« Vertrag ist jene Uebereinkunft,

deren Wirkung auf G«winn und Verlust entweder für all«

Partheien, oder für «ine oder mehreie anS ihne», von «iner

«ngewissen Begebenheit abhängt.
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Dergleichen sind (außer dem Assekuranz-Vertrag und

dem Darlehn auf Bodnierey, die unter eigenen Gesezen

stehen):

das Spiel und die Wette, sodann

der Leibrenten«Vertrag.

Erstes Kapitel.
V o n dem S p i e l und der Wet te .

»955. Das Ge sez gestattet keine Klage auf eine Spiel,

schuld oder auf Zahlung einer Wette.

1966. Spiele zur Waffen - Uebung, als Wettrennen

zu Fuß oder zu Pferd, Wettfahren/ Ballspiel, und an:

dere gleichartige Spiele, wobey es auf Gewandheit und

Leibes-Uebung ankommt, sind von jenem Verbot aus-

genommen.

Das Gericht darf jedoch auch hier die Klage verwerfen,

wenn die Summe übertrieben erscheint,

"967. I n keinem Fall kann der verlierende Theil das,
was er freywillig gezahlt hat, zurückfordern, wenn nicht
Betrug, Ueberlistung/ oder Diebsgriffe untergelaufen sind.

Zweytes Kapitel.
V o n dem L e i b r e n t e n - V e r t r a g .

Erster Abschnitt.
Von den B e d i n g u n g e n der G ü l t i g k e i t des

L e i b r e n t e n - V e r t r a g s .

»968. Eine Leibrente kann eine belastet« Rechts- Ur-

fache haben, wenn sie für eine Summ« Gelds, fgr kie-

genschaften oder Fahrniß von Werth gereicht wird.
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,969. Sie kann auch eine bloße nncntgeldliche Ur-

fache kaben, wenn sie durch Schenkung unter Lebenden

oder von Todes wcgcü errichtet wird. Die von dem Ge-

scz solchen Schenkungen vorgeschriebene Formen sind als-

dann zu beobachten.

i I7 " . I>> lezterm Fall ist die Leibrente der Minde-

ruxg unterworfen, wenn sie den Theil des Vermögens

übersteigt, worüber man verfügen darf; sie ist ungültig/

wenn sie den Vortheil einer Person bezielt, die unfähig

ist, Vermächtnisse oder Schenkungen zu empfangen.

»97'. Die Leibrente kann auf die Lebenszeit dessen,

der sie erkauft, oder eines Drit ten, der zu ihrem Genuß

lein Recht hat, versprochen werden.

1972. Sie kann auf die Lebenszeit Einer Person oder

Mehrerer gestellt werden.

1973. Sie kann zum Vorthell eines Dritten bestellt

werden, für welchen ein Anderer den Preis hergegeben

hat. I n diesem Intern Fall ist sie, rbschon sie die Merk-

wale einer Freigebigkeit hat, den Formen nicht unter-

worfen, welche bey Schenkungen erfordert werden, vorbe-

haltlich der im »970. Saz ausgedruckten Fälle, wo, eine

Minderung oder Nichtigkeit eintritt.

»974. Jeder Leibrenten-Vertrag, der auf die Le-

benszeit einer Person geschlossen wird, die am Tag des

Abschlusses schon todt war, ist wirkungslos.

»975. Da« Gleiche gi l t , wenn eine Leibrente auf

die Lebe»szeit einer Person versprochen ward, die von
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einer Krankheit schrn befallen war, an welcher sie in
zwanzig Tage.i nach Abschluß des Vertrags stirbt.

»976. Das Verhaltniß der Leibrente zz. dem dafür

ln'ug.gcbenen Kapital hängt bloß vom Vtii lbnl beeder

Theile ab.

Zweyter Abschnitt.
B r n den W i r k u n g e n des L e i b r e n t e n - V e r -

t r a g s un te r den V e r t r a g s - P e r s o n e n .

'5??. Derjenige, der sich eine Leibrente erkaufte,

kann die Auflösung des Vertrags begehren, wenn ihm der

schuldige Theil die bedungene Sicherheit für dessen Voll-

ziehung nicht verschafft.

»97^. Der bloße Zahlung« » Verzug bey fälligen
Zielen, der Rente gibt dem Renten-Käufer kein Recht,
die Rückgabe des Kapitals zu fordern, oder auf den Ve-
siz des von ihm verausserten Grundstücks zurück zu grei-
fen. Er darf nur auf die Güter seines Schuldners
greifen und sie verkaufen lassen/ sofort durch Bewilli-
gung des Schuldners oder Verordnung des Richters er-
wirken , daß die Zahlung des Gefälls aus dem Erlös ge-
sichert werde.

»979- Der Renten - Schuldner kann sich ihrer
Zahlung dadurch nicht entledigen, daß er das Kapital zu-
rück zu geben, und die fällige sowohl als bezahlte Zieler
zurück zu lassen anbietet. Bis zum Absterben des Kopfs
oder der Köpfe, auf welchen die Rente steht, muß er sort-
zahlen, diese Personen mögen noch solang leben, und die
Zahlung der Rente mag ihnen noch so lastig werden.
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^980. Die Leibrente gebührt dem Eigenthümer nur

«ach Berhältniß der erlebten Tage.

War eine Vorauszahlung bedungen; so ist ihm das

Ziel mit dem bestimmten Iahlungs-Tag erworben.

198». Das Gedi'ng, daß eine Leibrente keinem n'ch-

terlichen Beschlag unterliegen soll, kann nur bey solchen

statt finden, die aus Freygebigkeit ihren Ursprung nehmen.

»962. Eine Leibrente erlöscht nicht durch den bür«

gerlichen Tod dessen, dem sie gebührt; so lang er wirk-

lich in, Leben bleibt, muß mit der Zahlung fortgefahren

werden.

»98a. Derjenige, dem eine Leibrente gebührt, kann

die verfallenen Ziele nicht fordern lassen, ohne einen Le,

bensschein wegen der Person, auf deren Kopf die Ren«

steht, vorzulegen.

* Drittes Kapitel.

Bon dem Verpfründungs-Vertrag.

,983 ,. Der Vertrag, womit eine Pfründe oder lebenslang^
che Unterhaltung in Wohnung, Kleidung, Kost und Pflege fi>>' ge<
sunde und tränte Tage, um eine dafür dargegebencn Sache erwor»
bin » i r d , ist ein Verpfrimdungs > Vertrag.

,983 «». Ein Verpftündung«»Vertrag lann geschlossen werden,
entweder in Gestalt «ine« P f r ü n d t a u f i und «Pfründtausch««
wenn bestimmt« Summen oder Sachen um die Pfründe gegeben wer»
d:n; oder in Gestalt eines E r b l a u f « , wenn jemand sein gegen«
wärtige« Vermögen gegen Nebernahm« der Pfründlast und eine«
n,« dambn, dem Pfrünt.Nehmer zu zahlenden «auffchilling« über«
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läßt; oder in Gestalt einer V e r m ö g e n s - U c b e r g a b c , wenn

«hne cinen solchen Kaufschilling das Vermögen mit aufgelegter

Pfrllndlast abgegeben wird.

Icdcr dieser Fälle wird in allem, worüber die nachstehend»

Säze nicht Maas geben, nach lcr Natur des Vertrags bcurtheilt,

dessen Gestalt er trägt.

'963. <:. 2>,c Art des Unterhalts ist demjenigen für gleich an»

zunehmen, len der Pfründ« Geber nach seiner Hausordnung

andern Pftündcrn oder seinen Familiengliedern gibt , wo nicht «in

mchrcres oder wenigeres deutlich bedungen ist.

ig8?. ä. Der Pfründ«Geber erlangt durch den Vertrag traft.

Gesczcs das Eigcnchum auf die empfangende Vermögens - Stücke,

jedoch bcy ticgenschaften unbeschadet des Rückfalls desselben / wenn

«us gcstzlichcn Ursachen der Vertrag umgestosscn wird.

1983. «. 2er Pfründ«Gcber, der ein gegenwärtiges Vermögen

ganz oder zu einem Antheil übernimmt, wird zwar verbindlich alle

persönliche und Güter - Schulden ganz oder zu seinem Anthcil zu

zahlen, die zur Zeit der Vertragschließung darauf haften: cr kann

aber bei den persönlichen Schulden eine Voraustlage des Pfründ-Neh,

mers verlangen, «der im Fal l , da er zahlt, einen Rückgriff auf ihn

nehmen, wenn dieser noch Vermögen behalten oder bekommen, und

<r einem und dem andern Recht nicht im Vertrag entsagt hat.

1983. f. Kein Verpfründungs«Vertrag lann wegen irgend ei<

»er Verkürzung umgcstossm werden, «0 nicht ctwa den <pfriind«G«

ter der Rechtivortheil der Minderjährigkeit dazu berechtigt.

»983. z. Kein Verpfandung«« Vertrag kann widerruflich <inge<

«angen werden, ausser dem/ der in Gestalt einer Vermogeni'Neber»

gäbe geschlossen wird.

,985. b. Wo dieser Vertrag in leztgedachter Gestalt mit einem

«estzlichen Erben borgeht, da wird labey stillschweigend unterstellt,

daß/ » l im er zur Zeit de« Tode« de« Pfriind,Nehmeri noch besteht.
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das Erbrecht des Pfründ-Gcbcrs rückwärts vom Tag des geschlossenen

Vertrags an , eintreten solle.

19U3. ,. Jeder Verpftllüdnngs »Vertrag kann nach vergeblichen

Vttenuguügs« Versuchen wegen Unoerträglichkcit des Pfriind««, cbcrs

und N t l mers auf Pcgthrcn eines oder des andern lheils nach Ver«

nchnl'üig des Krön«Anwalds ausgehoben werden.

,98). K. Wo bcy einer wegen Unverträglichkeit erfolgten Auf»

Hebung der Pfründ-Nchmer unschuldig an dem Unfrieden ist, da darf

er begehren, daß er auf Kosten des PfrünWGcbers anderwärts in

Pfründe gebracht werde, wenn er jemand darstellen kann, der ihn

um eine» gegen den gegebenen nicht unvcrhältnißmäßig erhöhten

Pfründschilling übernehmen wil l .

i <M. !. Wo der Pfrllnd-Gebcr stirbt, oder ausser lands zieht,

da hat der Pfründ-Nchmer das Recht die Auflösung des Vertrags z»

begehren.

i M . m. Bey jeder Auflösung wird die Pfründreichung mit

der gehabten Nuzung des Vermögens oder Kalifschillings wettge«

schlagen.

Wo di« Auflösung nicht aus alleiniger Schuld des Pfriind-Gcbcrs

geschieht, hat dieser auch das Recht einen vcrhältnißmcißigen Thc<l

am Pfriindschilling zurüchubchalten.

,983. n. Wo der Bettag dieses Abzugs nicht im Voraus rcr<

glichen ist, da seil er mit Rücksicht auf die von dem Rict>«r an

Hand zu gebend« Wahrscheinlichkeit der Lebensdauer des Pf. ündne,«

durch drcy Schiedsrichter bestimmt werten, deren jeder Theil Einen,

und der Richter einen ernennt, und die eimniithig oder nach der

Mehrheit und ohne Gestaltung Eines Rechtsmittels ermesse", wie

ricl nach Verhältnis der verflossenen zur rückständigen Pfründzeil

auf jene zu gut zu rechnen scy.

Drep-
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Dreyzehnter T i te l .
V o n dem A u f t r a g s - V e r t r a g .

Erstes Kapitel.
V o n der N a t u r u n d der F o r m des A u f t r a g s ,

,984. Der Auftrag oder die Bevollmächtigung ist

«ine Handlung/ wodurch jemand eine andere Person er-

mächtigt , etwas für ihn, den Gewalt-Geber, und ln sei«

nem Namen zu thun.

Der Vertrag wi ld nur durch die Annahme des «Je,

walthabers geschlossen.

»985. Ein Auftrag kann durch öffentliche oder durch

Privat-Urkunde oder durch bloße Briefe ertheile werden.

Man kann ihn auch mündlich geben, indeß wird ein Be ,

«eis durch Jeugen darüber nur nach den Bestimmungen

des Titels v o n V e r t r ä g e n u n d den d a r a u s ent<

s p r i n g e n d e n R e c h t e « u n d V e r b i n d l i c h k e i t e n

zugelassen.

Die Annahme eines Auftrags kann auch stillschweigend

geschehen; sie liegt in der von dem Gewalthaber geschehe«

nen Vollziehung des Auftrags.

»98S. «. Die bloße Nichtrucksmdung einer zugesendeten Voll»
«acht gilt nicht für stillschweigende Annahm«, ausscr, bey solchen
Personen, die ton Auftrag«»Auirichtungen derjenigen Art , die in
Frage ist, Geschäft machen, oder die sich »«vor zur Annahme wiNia
«rtlärt hatten, und alsdann erst, wann drey Tsg«, und zwar, »«
der Auftrag über land geschi<kt wurde, drey PostlÄge durch, L<»
Rückgabe, d« erh«lt«n«n Blhändigung ohnerachtet, versäumt »ar>.

Eesezbuch. k l
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,986. Der Auftrags-Vertrag gibt lein Recht auf

Belohnung, wenn sie nicht bedungen ist.

»987. Der Auftrag kann besonders auf gewiß« Ge«

schäfte beschränkt, oder allgemein auf alle Geschäfte des

Gewaltgebers gerichtet seyn.

i M . Eine Vollmacht, die in allgemeinen Ausdrük«

ltn abgefaßt ist, erstreckt sich nur auf Vcrwaltungse

Handlungen»

Zu Veräusserungen, Verpfandungen oder andern. Ei«

zenthums-Handlungen, muß die Vollmacht in bestimmte«

Ausdrücken gegeben seyn.

19U9. Der Gewalthaber darf nichts unternehmen,

was nicht in seiner Vollmacht enthalten ist. Unter der

Vollmacht zum Vergleich ist der Auftrag, einem schicds»

richterlichen Spruch sich zu unterwerfen nicht begriffen.

,989. ». Für begriffen in dir Vollmacht, , so beschränkt sie auch
laute, gilt immer das, ohm was der Schaden des Glwaltgebcri m
«inem angefangenen Geschäft nicht verhütet werden könnte.

Frauenspersonen und Gewaltsentlasscne Min«
derjährige können als Gewalthader erkohren werden. I n -
deß hat der Gewaltgeber wider den Gewalthabenden Min-
derjährigen nicht mehr Recht, als die Regeln über die
Verbindlichkeiten der Minderjährigen gestatten, und wider
«ine Ehefrau, welche einen Auftrag ohne Ermächtigung
ihre« Manns angenommen hat, kein anderes als jenes,
das unter dem Titel von den H e y r a t h s - V c r t r ä g e n ,
»nd von den wechselseit igen Siechten der Ehe«
«alten fesigestit ist.
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Zweptes Kapitel.

Von den P f l i c h t e n des G e w a l t h a b e r s .

»991. Der Gewalthaber ist schein., das ihm an-

vertraute Geschäft, so lange dcrAuftag besteht, zu voll-

ziehen, und wegen dcss.'u Nichc-Vollzchuüg Entschädi-

gung zu leisten.

Er ist auch verbunden, das Geschäft, das beym Ab-

sterben des Gewallgebers angefangen war/ zu vollen,

den, so fern Gefahr auf dem Verzug ist.

»992. Er haftet für Gefährde und für Versehen sei-

ner Geschäftsführung.

Von dem, der seinen Auftrag unenrgeldlich verrich-
tet, fordert man eine weniger strenge Rechenschaft über
bloßes Versehen, als von dem, der Belohnung erhält.

Jeder Gewalthaber ist schu'dg, von ftiner
Geschäftsführung Rechenschaft zu geben, und all's,
was er kraft seines Auftrags empfangen hat, dem Ge-
waltgeber in Rechnung zu bringen, sollte auch diesem das,
was er «mpsing, nicht gebührt haben.

»994. Der Gewalthaber haftet für angenommene

Stellvertreter:

».) wenn er die Vollmacht zur After-Gewalt«
gebung nicht erhalten hat;

».) wenn ihm eine solche Vollmacht zwar, jedoch
ohne Benennung einer Person erilieilt »mde,
und diejenige, die er gewählt hat, offenbar
geschäftsunfähig oder zahlungsunfähig war.

« l »



«3» l II. B- X! l>. 3. Von dem Auftrags - Vertrag,

I n allen Fällen kann der Gewaltgeber geradezu und

unmittelbar wider den After-Gewalthaber klagen.

1996. Unter mehrere,,/ wenn gleich in ein und der«

selben Urkunde ernannten Gewalthabern hat keine Sammt«

Verbindlichkeit statt, die nicht ausgedruckt ist.

1998 ». Wo die Zusammenwirkungsart mehrerer Gewalthaber

durch die Natur de« Geschäfts oder die Vollmacht nicht bestimmt ist,

da kann jeder, unter Benachrichtigung der übrig?«, allein handeln, s»

lang diese nicht widersprechen; keineswegs aber gegen den Willen des

mehreren Thcili.

2996. Der Gewalthaber muß die Summen, die er

in seinen Nuzen verwendet, von dem Tag der Verwendung

a n , und diejenigen, die er in Rechnung schuldig bleibt,

von dem Tag a n , da er in Verzug gesezt worden ist,

verzinsen.

»997- Der Gewalthabet, welcher mit einem Dritten

in dies« Eigenschaft Vertrage schließt, und ihm hinläng-

liche Kenntniß von seiner Vollmacht gegeben bat, ist « "

gen dessen/ was über die Grenzen de« Auftrags geschehe«

ist, keine Gewährleistung schuldig, wenn er sich nicht per«

stnlich dazu verbunden hat.

Dr i t tes Kapitel.

Von den Pflichten des Gewaltgebers.

»998» Der Gewaltgeber ist schuldig, die Verbindlich«

leiten zu erfüllen, welch« der Gewalthaber innerhalb der

Schranken der ihm ertheilten Vollmacht abseschlossen hat.

Er hafte» nicht für das, was über solche Schranken
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hinaus geschieht, außer wo «S von ihm ausdrücklich oder

stillschweigend genehmigt worden ist.

»999» Der Gewaltgeber muß dem Gewalthaber die

Auslagen und Kosten des verrichteten Auftrags ersezen,

und die etwa versprochene Belohnung zahlen.

Wenn kein Versehen dem Gewalthaber zur Last liegt,

so kann der Gewaltgeber diese Vergütung und Zahlung

darum nicht verweigern, daß das Geschäft den erwarteten

Erfolg nicht hatte; er darf eben so wenig darum allein,

weil Kosten und Auslagen hatten geringer seyn können,

deren Mäßigung begehren.

2aoa. Der Gewaltgeber muß gleichfalls den Gewalt-
haber für den Verlust entschädigen/ den er Hey Gelegenheit
der Geschäftsführung ohne Anlaß eigener Unoorfichtigkei!
erlitten hat.

2aoi. Auslagen, welche der Gewalthaber machf,

muß ihm der Gewaltgeber von dem Tag an verzinsen, da

der Vorschuß beweislich gemacht worden ist.

2ao2. Ist dn Gewalthaber von mehrern Personen

für ein gemeinschaftliches Geschäft ernannt, so sind sie

ihm für alle rechtliche Wirkungen, des Auftrags-Vertrags

sammtverbindlich.

Viertes Kapitel.
Bon den Verschiedenen Arten, wi« ein A«k<

t rag erloscht.

2an3. Der Auftrag erlöscht:
durch Widerruf des Gewaltgebers,
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durch Aufkündigung des Gewalthabers,

durch den natürlichen oder bürgerliche» Tod, die

Mundloowerdung oder de« Vermögens-Zerfall des Einen

oder des Andern.

4 Der Gewaltgeber kann seine Vollmacht »ach

Gutdünken widerrufen, und erforderliche» falls den Ge-

walthaber anl'altl'ü, ihm die Vollmachts, Urkunde, wel-

cher Art sie sey, zurückzugeben.

2«<>5. Den Widerruf, welcher dem Bevollmächtig-

ten allein kund gethan wurde, kann man dritten Pcr,o-

nen nicht entgegen halten, die aus Uukunde des Wider-

rufs in einen Vertrag mit dem Gewalthaber sich einge-

lassen haben. Auf diesen bleibt dem Gewaltgeber der

Rückgriff unbenommen.

ao«6. Die Ernennung eines neuen Gewalthabers

für das nemliche Geschäft gilt als Widerruf des Ersten

von dem Tag an, da sie diesem bekannt gemacht wird.

2007. Der Gewalthaber kann den Auftrag dem Ge-

waltgeber aufkündigen.

Ist jedoch diese Aufkündigung dem Oewaltgeber

nachtheilig, so muß der Gewalthaber ihn entschädigen,

außer wenn er die Vollziehung des Auftrags ohne eigenen

beträchtlichen Nachtheil nicht fortführen konnte.

2008. Weiß der Gewalthaber nicht, daß dcr Ge-

»altgeber gestorben, oder daß sonst eine Erlöschungs«

Ursache eingetreten sey, so bleibt alles das in Kr«ft,

»«« er in dieser Unwissenheit gültig unternommen hat.
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Ver t räge , welche tn oben erwähnten Fäl le«

dritte Personen redlicher Weise mi t einem Gewalthaber

schließen, dessen Auftrag erloschen ist, bleiben verbindlich.

2oia. Wenn der Gewalthaber stirbt, so find dessen

Erben verbunden« den Gewaltgeber hievon zu benachrich»

N'gen, und inzwischen dasjenige zu besorgen, was nach

Umstanden dessen Portheil erfordert,

* Fünftes Kapnel.
V o n A n w e i s u n g e n .

»n,o ». Anweisungen sind Aufträge für den Anwcistlngi«Em»
pfängcr und Anweisung«'Zähler, Sachen »der Hmmmn, im Namen
des Anwcisers zu erheben und zu geben.

»o»o. l». Ei« tonnen an l i « f e r u n g s s t a t t , nemlich um da»
»nit e i« Verbindlichkeit des Empfängers wirksam zu machen / oder an
Z a h l u n g s s t a t c , das ist, um damit eine Verbindlichkeit gegen de»
Empfänger zu tilgen, oder allein an E i n z u g s s ta t t geschehen.

«<»<,. e. Niemand, der Lieferung oder Zahlung zu fordern hat,
kann wider seinen Willen angehalten »erden, sich damit an eine»
Dritten weisen zu lassen, wenn er nicht dazu sich ^uv«r besonders
virbindlich gemacht

»010 <l. Eine Unweistmg an lieferungistatt, die <luf ein voll«
bestimmte« Stück au< einem Besii ' l i i e l gegeben, und dem Ann»«,»
sungz, Zähler y»rg««itstn. ist, gilt dem Empfänger für Bcsiz»
«rgxeifung.

»»«,. ^ Ebendieselbe in gleichem Fall bey einer sacht, l ie
zugezählt, zugemessen, zugewogen werden muß, überträgt den B«sil
erst nach der Ucbergabe.

20«». f. Jede «myeisung «n tieftrungtstatt ist widerruflich, s»
t«ng der Anweisung«,Zähler gegen dm Anweisung««Empfänger,
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durch Annahm« der Anweistmg nicht in eigen« Vertrags < Verbind«
lichkeitcn getreten ist; unbeschadet jedoch des gegen dm Anwciser
wegen Nicht »Erfüllung seines Vertrags ttw« statt habenden Rück<
gl'ffs.

2010. z. Anweisung an Zahlungsstatt gilt für Bedingung««
«eise Zahlung. Die Bedingung, ohne welche die Zahlung nicht für
geschehen gilt i is t , daß der Anweisung«»Zähler jahlm kbnne »nd
»ol le, wenn man ohne Aufenthalt ihn angeht.

«aio. l>. Anweisung an Zahlungsstatt gilt für Mechts'Ueberw««
fung oder unbedingte Zahlung/ sobald ohne besonderen Auftrag de«
A'lweisers der Empfänger dem Zahler Frist g ibt , Vergleich mit ihm
eingeht, wettschlägt, oder sonst eine Handlung vornimmt/ womit er
sich die Forderung eigen macht, oder für sie gut zu stehen schuldig
» i rd .

«01«. i. Anweisung «n Zahlungsstatt kann auch, wenn sie der
llnweisungi« Zähler noch nicht eingenommen hat , von dem Anweise».'
nicht widerrufen werden, ohne d«ß der Empfänger einwillige; wann
nicht dieser inzwischen durch angenemwene Zahlung, Wettschlagung,
oder sonst aufgehört hat, Schuldner des Anweiser« zu scyn, und
dieses namentlich in den, Widerruf her Anweisung bemerkt ist.

2c» o ls< Ein» AnweisunK «n Einzugist«tt ist «in bloßer Auft
trag zur Erhebung und Berechnung des «rhebenen, vnd wird lediglich
»ach den Gestzen de« Auftrags gerichtet,

« " 0 . l . Vn» angewiesene Forderung auizuNagen, oder »»
Dritte zu übertragen, ist der Anweisung««smpfiinger weder schul?
»ig noch beftigt, »ymn nicht em besonder«« Vertrag« < Geding ihn
d «r»llcht«gt.
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Vierzehnter T i t e l .

V o n d e r B ü r g s c h a f t

Ers tes K a p i t e l .

Bon der N a t u r und dem Umfang der

Bürgschaft.
201». Wer Bürge für eine Schuld wird, verbixdet

sich, dem Gläubiger diese Schuld abzutragen, auf den

Fall da nicht der Schuldner selbst sie berichtigt.

2<,l2. Die Bürgschaft besteht nur, wann sie für

eine gültige Schuld übernommen ist.

Ihrem Rechtsbestand schadet daö nicht, baß die ver-

bürgte Schuld durch eine dem Schuldner bloß persönlich

zustehende Einrede vernichtet werden kann / z. B. wegen

Minderjährigkeit.

2oi3. Die Verbürgnng kann sich auf mehr nicht er,

sirecken, als wozu der Schuldner selbst verbunden ist, sie

kann auch nicht unter lästiger« Bedingungen übernommen

»erden.

Wohl abe» kann sie auf einen kleiner«, Theil der
Schuld, oder weniger listige Bedingungen g-stellt «erden.

Eine Verbürgung, welche den Bettag der Haupt-

schuld überschreitet, oder unter lästiger» Bedingungen ge«

schiehr, ist nicht ungültig, sondern nur der Minderung bis

zur Hauptschuld unterworfen.

2a»4. Man kann sich verbürgen, ohne von oemjeni?
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gen, für d?!'. ma^ B'uge w i rd , Auftrag zu haben, UN»
selbsi ohnc sein Vo>.'wlfscn.

Man kann e''cnf>^lls nicht nur unmittelbar für eine
Hauptschuld Bi'ügschafl leisten, sondern auch für ein«
Bürgschaft.

2ai5. Eine Verbürg«««, wirb nicht vermnthet; fi«
muß ausdrücklich geschehen, und darf nicht über die Schra,^
ken, worin« sie geleistet worden ist , ausgedehnt werden.

2aiN. Eine unbestimmte Bürgschaft für eine Hanpt«
schuld, erstreckt sich auf alle Zugehörden der Schuld, selbst
auf die Kosten der ersten Klage, und auf alle diejenigen,
welche der ersten Aufforderung des Bürgen nachfolgen.

2017, Die Verbindlichkeiten der Bürgen gehen auf
ihr« Erben über, nur daß wider diese kein persönlicher Ver-
Haft statt hat, wenn etwa nach der Natur der Verbindlich-
keit der Bürge ihm unterworfen gewesen wäre.

D«r Bürge, den ein Schuldner stellen wi l l ,
muß vertragsfahig seyn, hinlängliches Vermögen nach
Größe der Schuld desizen, «nd im Umfang d« unmittel«
baren Obergerichtsbarkeit des Bezirks, in welchem Bürg-
schaft geleistet werden soll, gesessen seyn.

g Die Hinlanglichkeit eines Bürgen wirb nur
nach MaaSgabe seines liegenschaftlichen Vermögens beul«
theilt, ausgenommen in Handels - Geschäften, oder wenn
die.Schuld gering ist.

Stritt ig« liegenschast«« , oder solche, deren gelicht«
lich« Versteigerung wegen »eite» Entf«nung mit zu vie«
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len Beschwernissen verbunden seyu würde, kommen dabcy
nicht in Betracht.

20,9 , . Für zu weit entfernt gelten Hollands nur jene, die

«ußcr Lands gelegen sind.

2020. W i r d ein B ü r g e , welchen der Gläubiger frcy-

willig oder auf Gerichtsvnordi,ung anacnomme» hat, zah-

lungsunfähig, so muß ein Anderer gestellt werden.

Von dieser R'gel ist der Fall aus^eurmmen, wo die

Bürgschaft kraft eines Vertrags gesicllt w^vd, in welchem

der Gläubiger die Person des Bürgen erwählt hatte.

Zweptes Kapi te l .

Von den Wirkungen der Bürgschaft.

Ers ter Abschnit t .

Von den Wirkungen der Bürgschaft zwischen
d e m G l ä u b i g e r und dem B ü r g e n .

2021. Der Bürge ist gegen den Gläubig» zur Zah-
lung nur verbunden, wenn der Schuldner nicht zahlt.
Dieser muß zuvor auf sein Vermögen angegriffen werden,
«s habe dann der Bürge auf die Einrede der Voraustlage
Verzicht gethan/ oder ssch mit dem Schuldner sammtverbind-
lich gemacht, in welch lezterem Fall die Wirkungen sei,
«er Verpflichtung nach den Regeln der Sammt - Verbind-
lichkeiten sich richten.

2021 ,. Für einen Bürgen, der sich mit dem Schuldner sammk
verbindlich macht, ist derjenige zu achten, der sich als Selbstschuld,
ner verschreibt. Ein solcher ist an die Einschränkungen bei Sazes
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2oi3. nicht gebunden; nur ist das / was er mehr oder anders ven
schreibt als dcr Haüplschuldncr, nur zwischen ihm und dem Gläubiger
«mlsam; dem Haüptschuldner, der nicht mitwirtte, tann es weder
l«m Vorlhcil noch zum Nachtheil gereichen.

2022. Der Gläubiger ist nur alsdann verbunden/ den

Hauptschuldner zuvor auszuklagen, wenn der Bürge in

den, ersten gegen ihn angestellten Rechts-Verfahren dal«

auf dringt.

2Q22. Der Bürge , welcher diese Vorausklage ver«

laugt, muß dem Gläubiger Güter des Hauptschuldners,

worauf sie geschehen kann, anzeigen, und ihm die Kosten,

Ablage vorschießen.

Er darf dazu keine Güter des Hauptschuldners, wel-

che außer dem unmittelbaren Obergerichrs - Zwang des

Orts , wo die Zahlung geschehen soll, liegen, leine strei-

tige Güter, und keine Unterpfänder der Schuld, die nicht

mehr im Besiz des Schuldners sind / vorschlagen.

2024. So oft ein Bürge über die Güter des Haupt-

schuldners eine gedachtermaßen zulässige Auskunft gege-

ben, und den zur Ausklagung hinreichenden Vorschuß ge«

than hat; so ist bis zum Betrag der angezeigten Güter die

Gefahr des Gläubigers, wenn er etwa gegen den Haupt-

schuldner das gerichtliche Verfahren unterlaßt, und dieser

in Zahlung« - Unverwdgenheit inzwischen verfällt; der

Bürge haftet dafür nicht.

»025. Sind Mehrere für die nemliche Schuld Bür-

gen des nemlichen Schuldners geworden, so ist jeder für

die ganz« Schuld verbindlich.

»026. Heber derselben der auf die Einrede der Thei-



l ! l . B. XIV. 3. Von der Bürgschaft. 64»

lung nicht Verzicht gethan hüt, kann jedoch fordern/ daß
zuerst der Gläubiger alle Bürgen nach ihren Antheilen be-
lange.

Wenn auf das Verlangen Eines der Burgen die Thei-
lung der Klage erkannt w i rd , etliche unter ihnen, aber als-
dann schon unvermögend zu zahlen sind; so bleibt dieser
Bürge für den von diesen nicht einzubringenden Antheil
verhaftet; hingegen keineswegs für jene, die nach erkann-
ter Theilung in Unvermögenheit gerathen.

2027. Hat der Gläubiger freywillig jeden auf seinen
Antheil belangt; so kann er von dieser Theilung nicht ab-
gehen , auch wegen derjenigen Bürgen nicht, die damals
schon unvermögend waren.

2027. ,. Hätten mehrere Personen sich als Selbsischutdner 0<r»
schrieben, so steht keinem die Einrede der Theilung zu.

Zwepter Abschnitt.

V o n den W i r k u n g e n der Bü rgscha f t zwischen
dem Schu ldne r und dem Bü rgen .

2028. Einem Bürgen, der gezahlt hat, sieht der

Rückgriff wider den Hauptschuldner zu, die Bürgschaft

mag mit oder ohne dessen Vermissen übernommen worden

seyn.

Dieser Rückgriff geht auf Kapital, Zinsen und Ko-
sten ; bey den Kosten jedoch nur auf jene, die von dem
Bürgen aufgewendet werden, nachdem er von der wider
ihn angestellten Klage den Hanptschuldner in Kenntniß
«esezt hat.
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Sei» Rückgriff geht auch im geeigneten Fall auf Ent-

schädigung.

2^9. Der Bürge, der die Schuld zahlt, tritt in al-

le Rechte des Gläubigers wider den Schuldner kraft Gc-

sczc? ein.

2o3a. Wer für mehrere Sammtschuldner bürgte;

kann auf einen jeden aus ihnen für das Ganze, was er

gczahlt hat, zurückgreifen.

Der Bürge , der eine Schuld zahlte, die der

Hauptschuldner nachher abermahls zahlt , weil er vom

Bürgen über die geschehene Zahlung nnbenachnchtigt

blieb, hat keine Rückgriffs-Klage wider den Schuldner,

sondern nur eine Klage auf Zurückzahlung wider den

Gläubiger.

Zahlt der Bürge ohne eine Klage abzuwarten, und

ohne den Hauptfchuldner zu benachrichtigen, ft' hat er

wider diesen keinen Rückgriff, sobald der Schuldner zur

Zeit der Zahlung Einreden hatte, um derentwillen die

Schuld für erloschen Hütte erklärt werden müssen; ihm bleibt

jedoch die Klage auf Zurückzahlung wider den Glöudiacr.

2«32. Der Bürge kann auch schon, ehe er zahlt,
wider den Schuldner auf Schadloshaltung klagen:

, . ) Wenn er auf Zahlung gerichtlich belangt ist;
2.) Wenn der Schuldner in Gant oder Vermögens«

Zerfall gerathen ist ;
3.) Wenn der Schuldner versprochen hat, in einer

bestimmten Frist ihn seiner Verbindlichkeit zu
entledigen.
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4.) Wenn die Vcrfallzeit der Schuld erschienen,

und diese daher klagrcif geworden ist;

5.) Nach zehn Jahren, wenn die Hauptschuld kei-

nen bestimmten Verfalltag hat, und nicht von der

Art ist, daß sie erst nach einer besiimnitrn Zeit

sich tilgen laßt, wie z. V. eine Vormundschasts-

Verbindlichkeit.

Dr i t t e r Abschnitt.

V o n den Wi rkungen der Bürgscha f t zwksche»
den B ü r g e n un te r sich.

2o33. Wenn mehrere Pci sonen für eine und dieselbe

Schuld an eben denselben Schuldner sich verbürgt haben;

so hat der Bürge, der die ganze Schuld zahlt, seinen

Rückgriff auf die übrigen Bürgen und zwar auf einen

jeden für dessen Antheil.

Dieser Rückgriff hat jedoch nur alsdenn statt, wenn

der Bürge in einem der im vorhergehenden Saz ausge-

dtuckten Fall sich befand, als er zahlte.

D r i t t e s K a p i t e l .

V o n Er löschung der B ü r g s c h a f t .

«034. Die Bürgschaft«-Velbiüdlichkeit erlischt aus

gleichen Ursachen, wie andere Verbindlichkeiten.

2a3Z. Die Rechts-Vermischung in der Person dcS
Hanptschuldners und seines Bürgen, da nemlich einer
»on ihnen Erbe des andern wird, hebt die Klage des Gläu»
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-bigers N'i'der denjenigen nicht au f ; der sich für den Bür-

gen verbürgt hat.

2o36. Der Bürge ist berechtigt, dem Gläubiger alle

Einreden entgegen zu sezen, welche dem Hauptschuld-

«er zustehen, und mit der Schuld zusammenhangen»

Er kann sich mit solchen Einreden nicht schüzen, welche

dem Schuldner bloß aus seiner persönlichen Ei"-^chaf t

zustehen.

2087. Der Bürge ist seiner Verbindlichkeit loS, so-

bald es der Gläubiger unmöglich macht, daß in seine

Rechte, Pfänder und Vorzüge, der Bürge eintreten könne.

2o38. Der Gläubiger, welcher liegende oder fahren«

de Haabe für die Hauptschuld an Zahlungssiatt freywillig

annimmt, befreyt den Bürgen dadurch, selbst für den

F a l l , da diese Sachen dem Gläubiger durch Urtheil und

Recht wieder abgesprochen würden.

2a3^. Eine bloße Verlängerung der Zahlungsfrist,

welche der Gläubiger dem Hauptschuldner gestattet, be«

frcyt den Bürgen nicht; dieser wird aber auch dadurch

nicht gehindert, wider den Schuldner auf Iah lung zu klagen.

V i e r t e s K a p i t e l .

Von gesezlichen und gerichtlichen Bürg-
schaften.

204a. So oft jemand durch die Verfügung eines
Gesezes oder eines Urtheil« im Fall ist Bürgschaft i«
stellen, müssen bey dem Bürgen, den er in Vorschlag

bringt.
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bringt, die im 2018. und 2019. Saz vorgeschriebenen Be-
dingungen eintreten.

Bey einer gerichtlichen Bürgschaft muß der Bürge noch
ausser dem eine Person seyn, wider welche wegen Schul«
den persönlicher VerHaft erkannt werden darf.

2041. Wer keinen Bürgen findet, der darf statt des«
sen ein hinlängliches Pfand geben.

2042. Der gerichtliche Bürge kann nicht verlangen,
daß der Hauptschuldner vorher ausgeklagt werde.

204?. Der Afterbürge eines gerichtlichen Bürgen
kann weder die Vorausklage des Hauptschuldners noch jene
des Hauptbürgen verlangen.

F ü n f z e h n t e r T i t e l .
V o n dem V e r g l e i c h .

2044. Der Vergleich ist ein Vertrag, wodurch die
Partheien einen schon entstandenen Rechtsstreit beylegen,
oder einem besorglichen zuvorkommen.

Dieser Vertrag muß schriftlich verfaßt werden.

2046. Um sich zu vergleichen muß man die Fähig!
teit haben, über die im Vergleich begriffenen Gegenstände
«ach Gutflndeu zu schalten und zu walten.

Ein Vormund, um sich für den Minderjährigen oder
Mundlosen zu vergleichen, muß den 467. Saz unter dem
Titel von der M i n d e r j ä h r i g k e i t , der Vo rmund»
schaf t und der G e w a l t s - E n t l a s s u n g beobach-
ten , so wie der, welcher sich mit dem Minderjährigen

»cselbuch. M M
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der seine Volljährigkeit erreicht hat, über die Vormund-

schafts - Rechnung vergleichen w i l l , den 472. Saz dessel«

den Titels.

Gemeinden, Körperschaften und Staats - Anstal-

ten können sich nur mit ausdrücklicher Ermächtigung des

Staats-Oberhaupts vergleichen.

2046. Man kann sich über die aus Verbrechen entste-

hende Privatrechte vergleichen.

Das gerichtliche Verfahren der Staatsbeamten wird

durch den Vergleich nicht gehindert.

2046 «. Ein Recht auf künftigen Unterhalt kann so wenig
durch Vergleich, als durch Entsagung weggegeben werden, wenn
nicht vom Richter nach Vernehmung des Krön«Anwalds dazu die
Ermächtigung gegeben worden ist.

2047. Ei« Vergleich kann unter Strafgedingen ge-

schlossen werden.

2048. Vergleiche bleiben auf ihren Gegenstand be-

schränkt ; hat man auch darin» auf alle Rechte, Klagen und

Ansprüche, Verzicht gethan; so versteht sich dieses dennoch

nur von dem Gegenstand des verglichenen Streits.

2049. Vergleiche beschränken sich auf die einvegriffe-

nen Streitigkeiten. Diese Einbegreifung muß durch die

von den Partheien gebrauchte besondere oder allgemeine

Ausdrücke/ oder durch nothwendige Folgerung aus dem,

was ausgedruckt ist, klar seyn.

206a. Wer über ein für sich habendes Recht sich ver-

gleicht/ und in der Folge das gleiche Recht als Rechts fol-

ge« «in« andern Person erwirbt, der ist wegen dieses neu
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erworbenen Rechts an jenen frühern Vergleich nicht ge-
bunden.

2v5l . Der Vergleich nu't Einem der Vetheili'gten
bindet die übrigen Theilhaber nicht; sie können auch diesen
Vergleich nicht für sich benuzcn.

»> Wer durch einen Vergleich zur Beilegung des Streits
eine im Streit nicht befangene Sache hingibt, muß dafür Gewähr
leisten, wenn darauf nicht verzichtet ist : für die im Streit befangene
Sache w i rd , außer kein Fall ciner besonder» Zusage, nicht Gewähr
geleistet, die Sache mag in der Hand des vorigen, BesiMs bleiben,
oder in jene des Gegentheils übergehen.

2052. Vergleiche haben unter den Parthei'en dl«

Kraft eines in leztem Rechtszug ergangenen Endurtheils.
Sie können weder wegen irriger Ansicht der im Streit

befangen gewesenen Rechte, noch wegen Verkürzung an»
gefochten werden.

2053. Ein Vergleich kann wieder aufgehoben werden,
wenn über die Person oder über den Gegenstand des Streits
ein I r r thum vorwaltete.

Er kann in allen Fällen wieder aufgehoben werden,
»o Betrug oder Zwang untergelaufen ist.

2a54. Ein Vergleich kann umgestossen werden, wenn
er den Vollzug eines in sich nichtigen Rechtstitels bewirkt,
und die Partheien nicht ausdrücklich über die Nichtigkeit
sich verglichen haben.

2°55. Ein Vergleich, der auf Urkunden geschlossen
wulde, di« nachher für falsch erkannt «erden, ist seinem
ganzen Inhal t nach ungültig.

M m 2
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2o56. Ungültig ist ein Vergleich, der über einey

Streit geschlossen wird, welcher schon durch ein rechts-

kräftiges Unheil entschieden ist, das beeden Theilen oder

Einem unbekannt war.

Wenn jedoch wider das unbekannte Unheil eine Be-

rufung an <inen hoher» Richter noch statt findet, so ist

der Vergleich gültig.

2067. Haben die Partheien sich allgemein über alle

Geschäfte, die sie miteinander haben möchten, verglichen;

so sind unbekannte Urkunde«/ die späterhin entdeckt wer-

den, kein Grund zur Umstoßung/ wenn sie nicht durch

Eine der Partheien Hinterhalten wurden.

Aber der Vergleich wäre nichtig, an dessen ganzen

Gegenstand Eine der Partheien laut der neu entdeckten Ur-

kunden keinerley Recht gehabt hätte.

2o58. Ein Rechnungsfehler in einem Vergleich un-

terliegt der Verbesserung.

Sechszehenter Titel.
Von dem persönl ichen Ve rHa f t wegen bürger-

lichen Ve rb ind l i chke i t en .

2069. I n bürgerlichen Sachen hat persönlicher V« -

haft statt im Fall einer Hintergehung.

Diese ist vorhanden,

Wenn Jemand eine unbewegliche Sache verkauft

oder verpfändet, von welcher er weiß, daß er

nicht Eigenthümer ist.
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Wenn Jemand wissentlich Güter, die einem andern

verpfändet sind, für frey ausgibt, oder für

weniger belastet, als sie es wirklich sind.

2060. Persönlicher VerHaft hat ebenfalls statt:

1.) Für nothgedrungen hinterlegte Sachen;

2.) Für die auf Anrufen gerichtlich verordnete Ein-

räumung eines Grundstücks, dessen der Eigen-

thümer durch Thätlichkeiten entsezt worden;

für die Erstattung der Früchte, welche der wi-

derrechtliche Besizer davon genossen hat; und

für die Entschädigung, welche dem Eigenthümer

zuerkannt wird;

2.) Für die Zurückgabe der Gelder, welche bey dazu

bestellten Staatsbeamte» hinterlegt sind;

4 ) Für die Zurückgabe der Sachen, die zu dritter

Hand einer verordnete» Hbrigleits-Person oder

einem Hüter anvertraut worden sind;

6.) Wider gerichtliche Bürgen, ingleichem wider die

Bürgen derjenigen, welche unter persönlichem

VerHaft schulden, sofern die Bürgen sich unter

VerHaft verbindlich machten;

6.) Wider alle Staats-Beamten, um ihre Uufsaze

vorzulegen, wenn sie von der B<hörde dazu

aufgefordert sind;

?.) Wider die Staatsschrewer, Anwalt»«, Staats,

und Gen'chtsboten für die Rücklieferung der z»

Amtsverrichtungen ihnen anvertrauten Urkunden

und der für ihre Geschäfts-Kunden aus Amts-

Anlaß bezogenen Gelder^
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2060 «. Persönlicher Verhaft hat ferner statt:

8.) Wegen frcywillig hinterlegte,,- und veruntreuter Sachen,

deren Gebrauch nicht gestattet war;

9.) Wegen Rechnungs - Resten der Vormundschafts«, Pfleg-

schaft«, Gcmeinds«/ Stifmngs«, Ortsherrlichkeits -

und Staats - Rechner;

io.) Wegen der aus Vergehen entspringenden Entschädigungsl

Verbindlichkeiten;

i».) Wegen rechtskräftig entschiedener Ansprüche aller Art

an Fremde/ und wegen der unentschiedenen Ansprüche

solcher Fremden, die keine andere Sicherheit für Aus»

Wartung des Rechts geben.

2061. Diejenigen, welche durch ein rechtskräftiges

Endurtheil angewiesen sind, ein Grundstück zu räumen,

und es nicht thun/ können durch ein zweyteS Urtheil

fünfzehn Tage, nachdem das Erste dem Beklagten in

Person oder in seinem Wohnsiz verkündet worden ist, zu

persönlichem VerHaft gezogen werden.

Wenn die Liegenschaft mehr als zehen Stunden von

dem Wohnsiz des unterliegenden Theils entfernt ist; so

soll zu der Frist von fünfzehn Tagen für jede zehen

Stunden ein Tag zugesezt weiden.

2062. Wider die Pächter kann zwar für Pachtschil-

lings-Rückstand nur alsdann persönlicher Verhaft verhängt

werden, wenn es in dem Pachtvertrag namentlich bedun-

gen ist: jedoch, sie mögen auf Pachtzins oder Theilbau

gepachtet haben, können sie durch persönlichen Verhaft

angegriffen werden, wenn sie am Ende des Pachts das

bey ihnen eingestellte Vieh, das Saatkorn und die land-

«ilthschaftlichen Bedürfnisse, welche sie übernommen hat-
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ten, nicht zurückliefern, vorausgesezt, daß wegen des
Abgangs an diesen Gegenstanden sie sich nicht als schuld-
los rechtfertigen.

2a63. Außer den Fällen der vorhergehenden

oder denen, die künftig durch ein förmliches Gesez noch

etwa bestimmt werden, ist allen Richtern verboten auf per-

sönlichen VerHaft zu erkennen, allen Staats- «nd Ge-

richtsschseibern Urkunden aufzunehmen, worin« man ein

Recht persönlichen Vechaft zu begehren sich ausbedingt,

und allen Eingebohrnen in eine solche Uebereinkunft, sollte

sie auch im Auslande geschlossen werden, einzuwilligen,

alles bey Strafe der Nichtigkeit und Verurtheilung zur

Entschädigung und zu den Kosten.

2064. Auch in den oben ausgedruckten Fallen darf

wider Minderjährige der persönlich« VerHaft nicht ver-

hängt werden.

2065. Wegen einer Summe, die unter Einhundert

und fünfzig Gulden ist, darf darauf nicht erkannt werden,

(Wechselsachen ausgenommen.)

2066. Wider fiebenzc'gjähn'ge Personen, wider Ehe-

frauen und ledige Franenöpersonen darf er nur in dem Fall

einer Hintergehung angewendet werden.

Schon der Eintritt in das siebenzigste Jahr gibt obi-

gen Volthell, des fiebenzigjährigen Alter«.

Persönlicher VerHaft wegen einer während der Ehe be-

gangenen Hintergehung hat wider Ehefrauen nur statt,

wenn ihr Vermögen von jenem deS Manns völlig abge-

sondert ist, oder wenn sie Güter desizen, deren freyeVer-
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waltung ihnen vorbehalten ist, und nur für Verbindlich«

lei ten, welch« diese Güter betreffen»

Ehefrauen, in Güter-Gemeinschaft lebend, die ge-

meinschaftlich oder sammtverbindlich mit ihrem Mann ein

Rechts-Geschäft eingehen, sollen in Hinsicht dieser Ge,

schäfte nie als der Hintergehung schuldig angesehen werden.

2067, Der persönliche VerHaft kann auch da, wo er

nach dem Gesez statt hat . nur auf erlangtes Urtheil voll«

zogen werden»

2a69. Die Berufung wirkt keinen Aufschub deS per,

sönlichen VerHafts, der durch ein Urtheil «erhängt »st,

welches fürsorglich gegen Sicherheit^ - Leistung vollzogen

weiden darf.

-«68 ,. Derjenige, der auf Verhaft ftnträgt, «wß die «r,
nährungs« und Bewachung««Kosten der dnn Vollzug vorschießen,
in der Summe, welche das Urtheil nach Verhälmiß der Bedürfnisse
d«s Schuldners anzugeben hat. Der Schuldner muß sie nebst der
Hauptschuld ersczen, eh« er seine Entlassung verlangen tan«.

2068 l». Der Schuldner muß nach Befriedigung des
tigers sogleich, und auch ohne solch« «Mann entlassen »<rden,
wenn

1.) er das Freyjahr des ««66. Gazes erreicht, «der
» ) wenn der Gläubiger den Hosten«Vorschuß nicht mehr

fortsezen » i l l ;
2.) wenn der Schuldner sein Vermögen gestzmäsig abtritt;
4 ) wenn der Gläubiger in di« Entlassung einwilligt;
«.) wenn d« VerHaft von der PehM« fiir nichtig

wird.

«069- Durch Vollzug der perstnlichen Haft wird d«s
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gerichtliche Verfahren auf die Güter und der Gerichts - Zu-

griff auf dieselben weder verhindert, noch eingestellt.

2070. Gegen die besondern Geseze, welche den per-

sönlichen VerHaft in Handelssachen erlauten, gegen die

Polizey-Geseze , so wie gegen die Gescze über die Ver-

waltung öffentlicher Gelder, können obige Säze sämmtlich

nicht angezogen werden.

Siebenzehnter T i te l .

V o n dem E i n s a z - P f a n d - V e r t r a g .

2071. Der Einsaz - Pfand - Vertrag ist derjenige, in

Gefolg dessen ein Schuldner seinem Gläubiger eine Sache

zur Sicherheit der Schuld einhandiget.

«071 «. Die Schuldigkeit ein Pfand einzustjen, die durch den
Pfandvertrag entsteht, trägt auch die Schuldigte« in sich, da«
Eingcsezte, wenn es durch Andere entwährt w i r d . mittelst Einsezung
eines Andern gleich genügenden Pfand «Stücks und des Ersazes
«ller Kosten zu gewähren.

2072. Das Einsaz - Pfand beweglicher Sachen heißt

F a u s t p f a n d ; das Einsaz - Pfand einer unbeweglichen

Sache heißt N u z p f a n d .

E r s t e s K a p i t e l .

V o n d e m F a u s t p f a n d .

2073. Das Faustpfand gibt dem Gläubiger ein Rech»

«u« dem Pfandstück vor andern Gläubigern seine Zahlung

zu fordern.
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2074. Damit dieses Vorrecht statt finde, muß eine

öffentliche, oder eine in öffentliche Bücher eingetragene

Privat-Urkunde vorhanden seyn, welche den Betrag der

Schuld, so wie die Gattung und Beschaffenheit des Pfand-

stücks genau angibt, oder welcher ein Verzeichniß anliegt,

das davon Beschaffenheit, Gewicht und Maas ausdrückt.

Bey Gegenstanden unter dem Werth von fünf und

sievenzig Gulden ist die schriftliche Abfassung und Eintra-

gung erlassen.

2075. Dieses Vorrecht haftet auf ««körperlicher fah-

render Haabe, als z. B . fahrenden Schuld - Forderungen,

nur durch eine solche Urkunde, welche zugleich dem Schuldner

der verpfändeten Forderung kund gethan worden ist.

2076. I n allen Fällen hat ein Vorrecht auf das

Faustpfand nur so weit statt, als dieses dem Glaubiger,

oder einem Dr i t t en , den die Partheien erwählten, zur

Innhavung überliefert und darin» geblieben ist.

2077. Faustpfänder lann ein Dri t ter f ü r den Schuld-

ner geben.

2<T? , So weit bey einer verpfändeten fremden Sache znw
schcn dem Geber und Empfänger des Faustpfands ein abgeschlossener
«auf gültig gewesen seyn würde, so weit ist es auch die V«r«
Pfändung.

2078. Der Gläubiger kann im Nichtzahlungsfall durch

eigene Gewalt üb« das Faustpfand nichts verfügen, son-

dern nur bey Gelicht begehren, daß i h m , nach einer durch

Sachverständige vorgenommene« Schäzung, dieses Faust-

pfand, so weit dessen Werth die Forderung nicht übersteigt.
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an Zahlungsstatt zugeschlagen, oder daß es öffentlich

versteigert werde.

Jedes Geding, welches den Gläubiger ermächtigt,

sich selbst das Pfand zuzueignen, oder ohne Beobachtung

obiger Formen darüber zu verfügen, ist ungültig.

2079. Der Schuldner bleibt bis zum gerichtlichen

Zuschlag in sofern es zu einem solchen kommt, Eigenthü-

mer des Pfands, das in der Hand des Gläubigers nur

als anvertrantes Gut zur Sicherstellung seines Vorrechts

betrachtet wird.

2080. Der Gläubiger haftet laut des Titels: v 0 n
V e r t r ä g e n oder p e r s ö n l i c h e n Rechten und
V e r b i n d l i c h k e i t e n , die aus V e r t r a g e n entste-
he n , i m A I l g e m e i n e n , für Verlust oder Verschlim-
merung des Pfands, so weit sie Folgen seiner Nachlässig-
keit sind.

Dagegen hat der Schuldner dem Gläubiger die auf
Erhaltung des Pfands verwendete nüzliche und nothwen-
dige Kosten zu ersezen.

soll». Ist eine Schuldforderung zu Pfand gegeben,

welche Zinsen bringt, so hat der Gläubiger diese Zinsen

an denjenigen abzurechnen, die ihm etwa gebühren.

Ist die Hauptschuld, wofür eine Schuldsorderung

zum Pfand dient, unverzinslich, so werden jene Pfand-

Zinsen auf das Kapital der Schuld abgerechnet.

2082. Außer dem Fall des Mißbrauch« kann der

Schuldner nicht fordern, daß sein Pfand zurückgegeben

werde, ehe die Schuld, für welche das Unterpfand gege-

ben ist, in Kapital, Zinsen und Kosten ganz getilgt ist.
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Schuldet der Schuldner, der das Pfand gab, d«m nem-

Ii'chen Gläubiger eine weitere Schuld, welche vor der Zah-

lung der Ersten verfällt, so kann der Gläubiger das Faust-

pfand innbel,alten, bis er für die eine und die andere For-

derung befriedigt ist, auch ohne Zusage, daß solches für

die Zahlung der weiteren Schuld ebenfalls haften solle.

2°83. Das Pfandrecht ist untheilbar, obschon die

Schuld unter den Erben des Schuldners und die Forderung

unter den Erden des Gläubigers theilbar ist.

Der Erbe des Schuldners, der seinen Antheil an der

Schuld gezahlt hat. kann, so lange die Schuld nicht ganz

getilgt ist, nicht fordern, daß ihm fein Antheil am Pfand

zurückgegeben werde.

Umgekehrt darf auch der Erbe des Gläubigers, der

seinen Antheil an der Forderung erhalten hat, zum Nach-

theil der übrigen Mi t -Erben, die noch nicht befriedigt

f ind, das Pfand nicht ausliefern.

2084. Die vorstehenden Verordnungen gehen nicht

auf Handlungs-Geschäfte, noch auf öffentliche Leih-und

Pfandhäuser, so weit solche eigenen Gesezen und Verord-

nungen unterliegen.

Zwey tes K a p i t e l .

V o n d e m N u z - P f « « d .

2o»5. Das Nuzpfands-Recht kann nur schriftlich
gegeben werden.

Der Gläubiger erhält durch denselben nur die Nuzung
der Früchte eines Grundstücks, mit der Auflage jährlich
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den Ertrag zuerst von den Zinsen, welche ihm gebühren,

und darnach von dem Kapital abzurechnen.

2c»U6. Der Glaubiger muß, wo nicht das Gegentheil

bedungen worden, die Steuern und jahrlichen Lasten des

Grundstücks, das er im Pfand-Genuß hat, zahlen.

Er muß ebenfalls bey Vermeidung voller Entschädi-

gung für die Unterhaltung, auch für nüzliche und nöthige

Bau und Besserung des Grundstücks sorgen, wofür er je,

doch die Auslagen an den Früchten abrechnen darf.

2087. Der Schuldner kann, ohne die Schuld völlig

abgetragen zu haben, die Nuzung des Pfand-Guts nicht

an sich ziehen.
Dem Gläubiger, der sich der im vorigen Saz ausge-

druckten Lasten entledigen wi l l , bleibt es aber, insofern er

darauf nicht entsagt hat, frey, dem Schuldner den Ge-

nuß des Pfands heimzuschlagen.

2088. Dadurch allein, daß die Zahlung zur Verfall-

Zeit nicht erfolgt, wird der Gläubiger nicht Eigenthümer

des Nuzpfands; jedcs diesem entgegenlaufende Geding ist

ungültig; er kann im Säumnißfall wider den Schuldner

in gesezlichen Wegen auf gerichtliche Versteigerung dringen.

2089. Das Geding, daß die Früchte gegen die Zin-

sen entweder ganz oder bis zu einem gewissen Betrag wett«

geschlagen seyn sollen, ist erlaubt und wirksam.

2089.«. M i t Ende eines jeden Vertrags »Jahrs wird dasje-
nige, was die gewonnene Früchte in dieser Zeit mehr betragen haben,
«m Hapital abgeschrieben; ist weniger eingegangen, als der Zins»
betrag wäre, so ist das Mangelnde dem Hapital zuzuschreiben.
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2090. Die Verfügungen des 2077. und 2088. Sazes

gelten dem Nuzpfand, wie dem Faustpfand.

209». Alle Säze des gegenwärtigen Kapitels thun

den Rechten keinen Abbruch, welche dritte Personen an

dem Nuzpfand - Stück haben mögen.

Der Nuzpfands-Gläubiger, welcher auf das Grund-

Stück noch aus andern Anlässen geftzmaßig bestellte und

bewahrte Vorzugs-oder Unterpfands-Rechte hat, darfihrer

in seiner Ordnung, wie jeder anderer Gläubiger, sich bedienen.

2091 , . Eine eigene Ar t von Nuzpfandrccht entsteht dadurch/

wenn der Eigcnthümer einer zu Unterpfand verschriebenen Liegenschaft

seinen Verwalter «der Pächter anweiset, jahrlich aus den eingehen-

d«n Früchten derselben den Zins an den Gläubiger abzuführen.

Eine solche Anweisung muß gerichtlich vollzogen, und bey jeder

Aenderung im Pacht, oder in der Verwaltung erneuert werden.

Die jährliche Früchte werden dadurch Fausipfand für den

Zins, und der Pachter «der Verwalter wird Gewalthaber dci Gläubiger«

für die Zinierhcbung, und haftet zugleich als Aufbewahrcr für die

Nichtausliefcrung des Ertrags vor erfolgter Zinszahlung.

Die Hapicalzahlung ist aus dem Gut nach Unterpfandirccht

zu suchen, wenn solches gehörig gegeben ist.

Achtzehnter T i te l .
Von Vorzugs-und Unterpfands.Rechten.

Erstes Kapitel.
A l l g e m e i n e V e r f ü g u n g e n .

2092. Wer eine Verbindlichkeit auf sich genommen

hat, muß die Erfüllung seines Versprechens aus allem

seinem gegenwärtigen und zukünftigen, beweglichen . und

unbeweglichen Vermögen bewirken.
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2093. Das Vermögen des Schuldners ist das ge-

meinschaftliche Unterpfand aller seiner Gläubiger, und

der Erlös aus dessen Verkauf muß unter ihnen verhalt-

nißmäßlg oertheilt werden/ so oft nicht rechtmäßige Ursa-

chen eintreten, Einen der Gläubiger dem Andern vorge-

hen zu lassen.

2094. Die rechtmäßigen Ursachen eine« Vorgang«

sind Vorzugs-und Unterpfands-Rechte.

Zweytes Kap i te l .
V o n den V o r z u g s - R e c h t e n .

2ag5. Ein Vorzugs-Recht ist ein aus der Eigen-

schaft der Forderung entspringendes Recht des Gläubi-

gers, Andern, selbst Unterpfands-Gläubigern, vorzugehen.

2096,. Unter mehrern Vorzugs - Gläubigern richtet

sich der Vorzug nach der verschiedenen Eigenschaft ihrer

Vorzugs-Rechte.

2097. Mehrere Vorzugs - Gläubiger, die von gleicher

Ordnung sind, werden mit einander nach Verhältniß ihrer

Forderungen gezahlt.

2098. Die Vorzugs-Rechte des Staats-Schazes

und die Ordnung, worinn sie statt habe«/ hängen von be»

sondern jeweiligen Gesezen ab.

Der Staats - Sch/»z kann jedoch niynals zum Abbruch

früher erworben« Rechte dritter Personen einen Vorzug

erlangen.

2098 ,. D» Vorzugsrecht« des Staats find dahin bestimmt:
l.) Die Steuern und Hoheits« Abgaben fiir

da« lauftnde, und den Ausstand des lezwerfiossentn Rechnung«»
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Jahrs haben die Rechte derer im Saz 210,. genannten Forderungen

doch erst unmittelbar nach jenen:

l l . D i e F o r d e r u n g e n an d ie S t a a t s rechncr

haben

1.) ein Vorzugs «Recht auf alle fahrende Haabe des Rcch»

Ners und seiner Ehefrau, diese mag in Vermögens - Gemeinschaft,

oder auf abgesondert Gut mit ihrem Mann leben; jedoch ist, wenn

sie nicht in Fahrnißqemeinschaft leben, jene Fahrniß ausgenonünm,

von welcher hinlänglich bewiesen w i r d , daß sie solche ererbt, oder

aus eigenem Geld angeschaft habe.

Dieser Vorzug steht jedoch denen gleichen Vorzugsrechten dei

Sazes 2102. und noch mehr dcncn vorzüglicheren des Sazcs 2101. nach.

2.) Ein Vorzugsrecht auf alle jene kiezenschaften des Rechner«

und seiner Ehefrau, welche nach der Ernennung des Ersicrcn;um

Dienst angeschafft wurden, in Ansehung des Frauenguts unter der

zuvor gedachten Ausnahme, und in Ansehung bcedcr inic der Ein«

schräutung, daß innerhalb zweper Mona« nach dem Eintrag dci

Erwerbs in das Grundbuch jene Belastung in dem Pfcmdbüch gc»

hörig vorgemerkt »nde

Dieses Vorzugs«Recht gilt niemals zum Nachthcil der gehörig

bewahrren Vorzugs> Rechte der «m Saz 2io3. genannten Gläubiger»

noch weniger zum Abbruch der im Saz 2101. genannten, wen» sie

nach Saz 2104. und 2io5. auf die Liegenschaften greifen; noch z«

Verkürzung derer Gläubiger, die von dem vorigen Eigenthiuner der

liegenschaft her noch gesezmasig vcreigcnschafttte Forderungen darauf

stehen haben;

3.) Ein gcsezlichcs Unterpfand« > Recht nach Saz 2120. auf

die dem Rechner vor der Dienstübernayme zugestandene, oder nachher

durch Schenkung «der Erbschaft erlangte Grundstücke unter Voraus,

sezung der gesezmasigm Bewahrung.

l » . D i e F o r d e r u n g e n an d i e D i e n s t b ü r g e n der

S t a a t s d i e n e r genießen die ncmlichen Vorzugs > und Unterpfands,

Rechte, wie jene an die Staatsrechner, von Zeit der Bürgschafts«

leistung
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leistung an, jedoch nur auf des Manns, nicht auf >cr Frau
Vermöge».

2099. Die Vorzugsrechte können liegende und fah-

vende Haabe ergreifen.

Erster Abschnitt.
V o n V o r z u g s - R e c h t e n a u f der Fahr« iß.

2ino. Diese Vorzugs-Rechte sind theils allgemein,

theils beschränken sie sich auf bestimmte Fahrniß-Stücke.

§. l .

Von a l l geme inen V o r z u g s - R e c h t e n a u f d e r

F a h r n i ß .

2»a». Nachstehende Forderungen haben ein Vorzugs,
Recht auf die gesammie fahrende Haabe/ das nach der
Ordnung der Benennung auszuüben ist.

>.) Die Gantkosien.

2.) Die Begräbnißkosten;
2.) Alle und jede Kostender lezren Krankheit, delen

verschiedene Gläubiger unter sich den gleichen
Rang haben, worin« sie nach Verhältnis des
Betrags ihrer Forderung zur Zahlung kommen.

4 ) Der Gehalt der Dienstleute für das verflossene
und laufende Dienstjahr.

5.) Die Lieferungen der lebensbedürfnisse für den
Schuldner und seine Familie, durch die Klein-
Händler, z. B. Bäcker, Mezger und andere,
von den lezten sechs Monaten, und jene

. N ll
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durch die Großhändler und die Unterhalts-An-

stalten für ein Jahr.

2101 «. Hinzukommen 6.) die oben im Zusaz 2098 » im Absaz I.

genannte Staats - Forderungen, sodann

7.) die unverjährte Arzncyrechnungen der Apotheker für andere

als lezi« Krankheiten.

z. 11.

V o n V o r z u g s - R e c h t e n au f best immte

F a h r n i ß - Stück e.

2loä. Em Vorzugs-Recht jedoch nur auf bestimmte

Fahrnißstücke bey folgenden Forderungen genießen:

».) Der Mieth , und Pacht - Zins auf den

Ertrag der Erndte des lezten Jahrs, und auf

den Werth alles dessen, was zur Einrichtung

des Mieth-Hauses und des Pacht-Guts ge-

hört, so wie alles dessen, was zur Benuzung

des Pacht-Guts dient, und zwar für alles fäl-

lige und verfallende, wenn die Pacht-und

Mieth - Verträge öffentlich beurkundet, oder

mit Privat-Urkunde, die ihren sichern Tag hat,

belegt sind: in diesen beeden Fällen haben auch die

übrigen Gläubiger das Recht, das MiethhauS

oder Pachtgut für die übrigen Jahre wieder

für ihre Rechnung in Bestand zu geben, sammt

der Schuldigkeit den Elgenthümer um seine For-

derungen zu befriedigen:

Wären die Bestand-Verträge weder öffent-

lich noch von sicherem Ort und Tag; so gilt
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jener Vorzug für ein Jahr vom Ende des lau-
fenden rückwärts.

Diesen Vorzug genießt auch die Forderung
für unterbliebene Ausbesserungen, die dem Mieth-
mann oblagen, und für alles, was zum Voll-
zug des Bestand-Vertrags gehört;

Die Saat-und Erndte-Kosten gehen an
dem Ertrag der Erndte und die rückständige An-
schaffungs-Kosien des Bestand-Geräths an dem
Erlös des verkauften Geräths voraus ab, und
werden durch jenen Vorzug des BesiandgeberS
nicht ergriffen.

Die Fahrniß des Beständers, welche zur
Einrichtung seines Bestandhauses oder Pacht-
hofs gehörte, kann der Eigenthümer, wenn
sie ohne seine Bewilligung weggeschast wurde,
in Beschlag nehmen lasse«/ und behalt darauf
fein Vorrecht, wenn er sie, und zwar die Fahr-
niß eines Pachtguts innerhalb vierzig Tagen
und die Fahrniß eines Miethhauses innerhalb
vierzehn Tagen an sich zieht;

Ferner hat Vorzugsrecht

2.) Jede Forderung, auf das dafür in der Hand des
Gläubigers befindliche Faustpfand;

3.) Die zur Erhaltung einer Sache verwendeten

Koste», auf solche Sache;

4 ) Der Kaufschilling unbezahlter Geräthschaften,
auf diesen so weit sie der Schuldner noch be-
ftzt, sie mdgen auf baar« Zahlung oder auf
Ziel« gekauft worden seyn.

Nn 2



ich l l l . B. XVIN.T. Bon Vorzugs- und Unterpfands-Rechten,

Ist der Verkauf auf baar Geld geschehen, so kann

der Verkäufer die Stücke, welche noch im Be«

siz des Käufers sind, zur Zeit, wo der Iah-

lungs-Streit entsieht, sich wieder zueignen,

»nd ihren weitern Verkauf verhindern, wenn

seit der Ueberlieferung nicht über Acht Tagever«

flössen sind, und die Stücke indessen nicht ver-

ändert wurden.

Dieses Vorzugsrecht des Verlaufers steht

demjenigen nach , welches dem Herrn des Hau«

ses oder des Pachtguts zusteht, so lang nicht

beViesen wi rd, daß der Herr wußte, die Ge«

läthschaften und andere Gegenstände, womit

sein Hans oder sein Pachtgut eingerichtet war,

seyen dem Bestander nicht zugehörig;

Uebrigens bleibt es Hey demjenigen, was

Handels-Geseze und Gebrauche über die Zu-

rücknahme der Waaren bestimmen.

Desgleichen haben Vorzugs- Rechte

5.) Die Lieferungen eine« Gastwirshs, auf die in

sein Gasthaus eingebrachteHaabe des Reisenden.

6.) Die Fracht sawmt Nebenkosten, auf die verführ-

te Waar«;

7 ) Forderungen aus Amts - Mißbrauchen oder

auS Treulosigkeiten öffentlicher Beamten, auf

Kapital und Zinsen der von ihnen gestellten

Dienst-Sicherheit.

«02. «. Die Gülten und «rbzinsen haben auf den Früchten dc«
Gült»oder Z«i««ut« da« gleich« Vorzug« »«echt mit dem Pacht,
»>»«, und gehen darin» diese« v«r.
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2,02. l>. Hinzukommen 8 ) die oben im Zusaz 209U,. im Absaz l l.

Ordnung 1. genannte Staatsfordcrunzcn.

Zweyter Abschnitt.

Von Vo rzüge -Rech ten a u f Liegenschaften.

2»a3. Auf Liegenschaften haben folgende Gläubige?

tin Borrecht:

».) Der Verkäufer, auf da« verkaufte Grund-Stück

wegen Zahlung des Kaufschillings.

Ist ein Grundstück nacheinander mehrmal

verlauft worden, und der Kaufschilling ist im

Ganzen oder zum Theil von mehrern Käufen

rückständig; so wird der erste Verkäufer dem

zweyten, der zweyte dem dritten, und so weiter

vorgezogen.

2.) Diejenigen, welche Geld hergeschofien haben,

um ein Grundstück zu erwerben, wenn durch

die über das Darlehn errichtete Urkunde glaub-

haft erwiesen ist, daß das Geld zu diesem Ge,

brauch bestimmt war/ und durch die Quittung-

des Verkäufers, daß die Zahlung mit dem ent-

lehnten Geld geschehen ist;

2.) Die Mit-Erben, auf die Grundstöcke der Erb-

schaft zur Sicherheit ihr« Theilung, der Ge-

währ für dieselbe, und des Aufgelds, das ein

Mit-Erbe dem Andern auf sein Loos schuldet.

4 ) Die Baumeister, Bau-Unternehmer, Maurer

und andere Arbester, welche an Gebäuden Ka-

nälen und andern Werke» jeder Art gebraucht



5bü l!l. B-XVIU. T. Von Vorzugsmnd Unterpfands!Rechten.

wurden, um sie neu aufzuführen/ wiede aufzu-

bauen oder auszubessern, sofern ein von der

Obrigkeit des Bezirks, von Amtswegen ernannter

Sachverständiger in einem Protokoll vor der

Arbeit, den wirklichen Stand und Werts) des

Plazes bezeugt hat, und die Arbeiten darauf,

längstens in sechs Monaten nach ihrer Vollen-

dung, durch einen auf gleiche Art ernannten

Sachverständigen aufgenommen worden sind.

Dieses Vorzugs-Recht kann sich lndeß auf

mehr nicht erstrecken , als auf den Mehr-Werth,

der durch das zweyte Protokoll bewährt wird,

mithin auf die Summe, welche das Grundstück

zur Zeit der Verausserung durch die daran ge-

schehene Arbeit an Werth zugenommen hat.

5.) Diejenigen, welche das Geld dargeliehen ha-

ben, um die Arbeiter zu zahlen, oder deren

Auslagen zu «rsezen, haben das gleiche Vol-

lecht , wenn diese Verwendung durch die über

das Darlehen errichtete Urkunde und durch die

Quittung der Arbeiter glaubhaft erwiesen ist,

so wie hl« oben wegen den Darleihen zur Er-

werbung eines Grund-Stücks geordnet ist.

»i«5 «. Hieju lommm 6.) die oben im Zusaz 2098 ». Abftl U

Ordnung 2 glnannt» Staatiftrdlrungm.

Dritter Abschnitt.
Von den VorzugS-Rechten, die auf l iegender

und fahrender Haabe zugleich haf ten.

2104. Die Vorzug«- Recht«, «eiche auf liegende
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und fahrende Haabe zugleich gehen, sind jene, welche im
2>»l. Saz angeführt worden.

2iaZ. Wenn bey Abgang an Fahrniß diese leztge«
dachten Vorzugs - Gläubiger aus dem Erlös eines unbe-
weglichen Guts zugleich mit jene» Gläubigern befriedigt
seyn wol len, welche auf das Grundstück ein Vorzugs -
Recht haben, so geschehen die Zahlungen in folgender Ord-
nung :

».) Die Genchtskostcn und andere im 2»ai . Saz
angeführte Forderungen;

2.) die Forderungen, welche im 2»o3. Saz be-
zeichnet sind.

2io5 ». Nach allen diesen genießen noch Vorzugsrecht 3.) die von
den Gerichtsherrschaften fordernde Untcrsuchungikosten auf dem Ver»
mögen der Vcrurtheilten, wenn sie innerhalb zwcy Monaten vom

End«llrthcil a n , ordnungsmäßig im Pfandbuch eingetragen wur<

den; sie können doch nur ohne Nachthcil aller jener früheren Unter-

pfands» Rechte, welche entweder ohne Eintragung gültig oder durch

Eintragung gehörig bewahrt sind, gciibt werden.

Vierter Abschnitt.
Wie die V o r z u g s - R e c h t e b e w a h r t werden.

2»«6. Zwischen den Gläubigern unter sich haben die

Vorzugs-Rechte auf tiegenschaften keine Wirkung, als

in so fern sie durch Eintragung in die Unterpfand-Bücher

auf gesezliche Art kund gemacht worden sind, und nur von

dem Tag dieser Eintragung an, jedoch unter nachfolgenden

Ausnahmen.

2»<»7. Von der Nothwendigkeit der Eintragung sind
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frey die im 2»ai. Saz ausgedruckten Forderun-

gen.

2ia8. Der Verkäufer, der ein Vorzugs-Recht hat,

behalt solches durch Einschreibung seiner Erwerb-Urkunde

in das Grundbuch, so weit daraus erhellet, daß er den

Kaufschilling ganz oder zum Theil noch zu fordern hat.

Die von dem Kaufer veranstaltete Einschreibung im Grund-

buch nnzt auch statt Eintragung ins Pfandbuch, dem Ver-

käufer , so wie dem Darleiher, der ihm das gezahlte Geld

vorgeschossen hat, und durch die nemliche Urkunde in die

Recht« des Verkäufers eingesezt ist.

(Der Pfandschreiber muß gleichwohlbey Strafe, sonst

jeden Dritten zu entschädigen, diejenigen Forderungen,

die auf dem Kaufbrief beruhen, zum Vortheil des Ver-

käufers sowohl, als der Darleiher in das Pfandbuch von

Anuswegen übertragen ; diesen beeden steht ebenfalls frey,

den Verkauf, den der Kaufer noch nicht hat, einschreiben las-

sen , zur Eintragung in« Pfandbuch zu bringen, um für ihre

Forderung an den Kaufschilling ihr Vorrecht zu bewahren.)

,106 ». Das Eingcklammcrte fallt hicrlands weg.

2,09. Das Vorzugsrecht eines M i t? Erben oder
TheilhaberS an den Gütern eines jeden Loosts, für das,
was von dem Leo« zur Gleichstellung ihm herausgegeben
»erden muß, oder für den Kaufschilling eines an Thei-
lungsstatt versteigerten Erbstücks ist bewahrt, wenn in
sechszig Tagen, von dem Theilungs.Tag oder von de«
SteigerungS « Zuschlag an auf seinen Netrieb die Ein-
tragung in« Grundbuch geschieht. Wahrend dieser Zeit
kann auf ein solches Gut zum Nachtheil desjenigen/ der
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das Erbgeld odel Kaufgeld zu fordern hat, kein Unterpfand
gegeben werden.

Baumeister, Bau-Unternehmer, Maurer und
andere Arbeiter, die Gebäude, Kanäle oder andere Werke
neu aufhauen, wiedererbauen, oder ausbessern, und die-
jenigen welche zu deren Zahlung oder Erstattung ihrer
Auslagen, Geld darleihen, dessen wirkliche Verwendung
gehörig bewiesen worden ist, bewahren ihr Recht durch die
doppelte Eintragung ins Pfandbuch:

i.) des Protokolls, über die erste Beschreibung des
Werks, und

2.) des Protokolls über die nachherige Aufnahme

der gefertigten Arbeit.

Dieses Recht gilt von dem Tag an, da das erste Pro-

tokoll eingetragen worden ist.

2 i l i . Die Gläubiger und Vermachtniß - Nehmer,

welche in Gemäsheit des 878. Sazes unter dem Ti te l :

von den Erbschaf ten Absonderung des Vermögens

des Erblassers begehren, bewahre«, wider die Gläubiger

der Erben oder Stellvertreter des Verstorbenen ihren Vor-

zug auf die Liegenschaften der Erbschaft durch Eintragung

ins Pfandbuch auf ein jedes dieser Güte^/ sn sofern sie in

den ersten sechs Monaten, nach dem Anfall des Erbes,

geschieht.
Vor Ablauf dieser Zeit kbnnen die Erben oder Stellver-

treter darauf zum Nachtheil dieser Gläubiger oder Ver-

wichtniß-Rehmer fein gültiges Unterpfand geben.

2 " 2 . Diejenigen, welchen eine Vorzugs - Forderung

übertragen wird, haben die gleichen Rechte, wie ihre
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Rechtsgeber an deren Stelle und in ihrer Ordnung'aus-

zuüben.

2n3. Alle der Eintragung bedürfende Vorzugs -

Forderungen, bey denen die obige Vorschriften zur Bewah-

rung des Vorzugs nicht beobachtet worden sind, behalten

zwar Unterpfandsrecht, aber, es gilt gegen dritte Personen

nur von dem Tag der nachgeholten Eintragung an, wie

hier unten erklart wird.

D r i t t e s K a p i t e l .

V o n dem U n t e r p f a n d s - Recht.

21,4. Das Unterpfand ist ein auf der Sache haften-

des Recht, welches Liegenschaften für die Zahlung einer

Schuld zu haften verbindet.

Es ist seiner Natur nach untheilbar, und haftet,auf

allen eingesezten Liegenschaften zusammen, so wie auf

jeder einzeln, und auf,jedem Thell derselben.

Es folgt den «iegenschaften in jede Hand, in welche

sie übergehen.

2114 ». Das Unterpfandsrecht haftet auf den beweglichen Zu-
gehorden einer Liegenschaft nur so weit sie zur Zeit des gerichtlichen
Zugriff« noch damit verbunden sind: jede frühere Trennung eines
zugehörigen Fahrnißstücks macht da« Pfandrecht darauf erloschen.

Bey dem Anschlag de« Nerth« eine« Guts zum Behuf einer
Untnpfandibestellung kommen solche fahrende Zugehörden nicht in
«nsaz.

2»i5. Ein Unterpfand besteht nur in gesezlich be-

stimmten Fällen, nach den vorgeschriebenen Formen.
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2l i6. Es ist entweder gcsezlich, oder richterlich, oder

bedungen.

21 l?. GesezIich ist ein Unterpfand, wenn es aus
dem Gesez entsteht.

R i c h t e r l i c h , wenn es aus Urtheileu oder gerichtli-

chen Verhandlungen entspringt.

B e d u n g e n , wenn es aus Vertragen entspringt/
und von der äussern Form der Vertrags-Urkunde abhangt.

2l,8< Unterpfands-Gegenstande können nur seyn :

».) Unbewegliche Güter, die im Rechts-Verkehr

sind, und jene Jugehörden derselben, die für

unbeweglich gelten;

2.) die Nuznießung an solchen Gütern und Juge-

hdrden, so lange sie dauert.

2ng. Kein Unterpfand auf Fahrniß folgt der Sache

in die dritte Hand.

2 »2c>. (Betrifft die Seegeseie.)

Erster Abschnitt.
V o n d e m g e s e z l i c h e n U n t e r p f a n d .

2,2i . Ein gesezliches Unterpfand haben:

die Forderungen der Ehefrauen, auf den Gütern

ihrer Männer;

jene der Minderjährigen und Mundlosen, auf de»

Gütern ihres Vormunds;

jene des Staats, der Gemeinden, Körperschaften
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und Staats-Ansialten, auf de« Gütern ihrer

Nechnungspflichtigen Einnehmer und Verwalter.

». Die Standes, und Grundherrn genießen auf das
Vermögen ihrer Rechner gleiches Unterpfandsrecht, wie Gemeinden
«nd Körperschaften.

2:22. Ein Gläubiger, der ein gesezll'ches Unterpfand

hat/fann solches auf seines Schuldners gegenwärtige und

künftige Liegenschaften geltend machen, unter den unten

beschriebenen Einschränkungen.

Zwepter Abschnit t .
V o n d e m r i c h t e r l i c h e n U n t e r p f a n d .

2123. Ein richterliches Unterpfand gibt jedes Urtheil

dem, für den es ergehet, es mag auf Erscheinen oder

Nicht-Erscheinen des andern Theils, endlich oder für-

sorglich erfolgen. Auch die vor Gericht erfolgte Anerken-

nung oder Bewährung der Unterschriften einer klagbaren

Privat - Urkunde bewirkt ein solches Unterpfandsrecht;

(jedoch nur gleich der öffentliche«/ wenn die damit bezeugte

Schuld verfallen, eingeklagt, und ohne Gegenrede einge-

standen, mithin Urthels nicht weiter bedürftig ist).

Es kann auf gegenwärtige und künftige Liegenschaften

geltend gemacht werden, mit gleichmäßigem Vorbehalt der

unten ausgedruckten Einschränkungen.

Schiedsrichterliche Entscheidungen btwirken kein Un-

terpfands-stecht, außer von der Zeit an, wo ein gericht-

licher Vollzugs-Befehl darauf ergeht.

Urtheile, welche im Ausland «gangen sind, könne«
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gleichfalls kein Unterpfands-Recht begründen, als in so-

fern sie von eiucm innlandischen Gericht vollziehbar erklärt

sind; unbeschadet dessen, was Etaats-Geseze oder Staats«

Verträge etwa anders bestimmen.

Dr i t ter Abschnitt.

V o n d e m b e d u n g e n e n U n t e r p f a n d .

2124. Ein bedungenes Unterpfand kann nur derje«
nige verwilligen, der die Fähigkeit hat, die Liegenschaft
zu veraussern, welche damit beschwert werden soll.

2126. Diejenigen, deren Recht an einer Liegenschaft

von aufschiebenden Bedingungen abhängt, oder in gewissen

Fäll«« wiederaufiöslich, oder der Umstossung unterworfc«

ist, können kein anderes Unterpfands-Recht verwilligen,

als das den gleichen Beschränkungen unterliegt.

2,26. Die Güter der Minderjährigen, der Mundloseir,
Und jene der Verschollenen, die noch nicht endgültig zuer-
kannt sind, können nur au« geftzlich gebilligten Ursache»
und in den desfalls vorgeschriebenen Formen, oder kraft
ergangener Urtheile, zum Unterpfand eingesezt werden.

2127. Ein bedungenes Unterpfand kann nur durch

«ine von zwey Staarsschreibern, oder von einem Staats,

schreib«! und zwey Zeugen verfertigte öffentlich« Urkunde

gegeben werden.

2»»7 ». D«, Staatischrtilern «uß dabey vom Echuldner

««legt, und von ihnm dt« Vläutigcr od«r stimm Glwalthaber

v»r««les«nn>crdu»;
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, , ) ein Zcugniß dessen der das Grundbuch führ t , daß der

Schuldiicr dort als Eigenrhümer dcs zu versezcnden Guts ciügccr.i-

gen s.y, auch daß keine oder ivclchi auflösende Bedingungen o^cr

ftüstiZc Vcschraütimqcl! der Vcl^uzungs - Gewalt des Schuldners/

inglcichcm tcme K»'.>fschi!IlN!>,5rcste d.'.bey cingeschriebln sind.

2 ) Ei» Zcugniß der Pfandschreiderei,', ob »md was für Pfand»

oder Vorzugs - Rechte auf das zu verstzende Gut schon cmgetragl»

scyen.

3 ) Vcy marksässigen Gütern noch weiler ein Zeugmß dcs Orts«

gcrichts übcr den Wcr th , welchen das Gut nach dem geringsten An«

schlag der seit Jahr und Tag üblichen Preise bep dem Verkauf ha-

ben wurde.

Von der Vorlegung dieser Urkunden muß in der Pfand - Ver-

schreibung Erwähnung geschehen/ und sie bleiben dem Aufsaz darüber

vcrwahrlich beygelcgt.

Jeder Aussteller obiger Zeugnisse ist für deren Richtigkeit t>er<

antwortlich, und für allen Schaden aus Unrichtigketten, die er halte

vermeiden lönncn, zur Entschädigung verbindlich.

2»28. I m Ausland geschlossene Verträge wirken im

Inland kein Unterpfandsrecht, so weit nicht Staatsgeseze

oder Staats-Verträge es besonders zulassen.

2129. Kein bedungenes Unterpfand ist gültig, wenn
nicht in der Pfandoerschreibung selbst, oder in einer spa-
tern darauf rückweisenden öffentlichen Urkunde die Eigen-
schaft und Lage einer jeden zum Unterpfand für die For-
d«ung eingesezten Liegenschaft genau beschrieben ist.
Von allen gegenwärtigen Gütern kann jede« namentlich
zum Unterpfand gegeben werden.

Künftige Güter können nicht zum Unterpfand ver-
schrieben «erden.
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2,3a. Sind inzwischen die wirklichen und noch fteycn

Güter des Schuldners nicht hinreichend, um Sicherheit

für die Forderung zu geben, so darf er unter Anführung

dieser Unzulänglichkeit jedes künftig erwerbende GutFls

von der Erwerbzeit an für die Forderung verhaftet er-

klären.

2i3». Wenn die namentlich zu Unterpfand eingesezten
Liegenschaften des Schuldners zu Grund gehen, oder in Ver-
fall und Abnahme gerathen , und dadurch die Sicherheit des
Gläubigers unzureichend wird, darf dieser sogleich seine
Befriedigung, oder eine Aufbesserung seines Unterpfands
verlangen.

2»32. Ein bedungenes Unterpfand ist nur dann gül-
tig/ wenn die Summe, wofür es verwilligt worden, gc>-
wiß und in der Urkunde bestimmt ist. Für Forderungen
aus einer Verbindlichkeit, dere» Entstehung ungewiß oder
deren Werth unbestimmt ist, kann der Gläubiger die unten
zu erwähnende Eintragung nur bis zum Ertrag eines be-
stimmten Werths, worauf die Forderung anzuschlagen ist,
begehren. Der Gläubiger gibt den Anschlag des Werths
an; der Schuldner darf nach Umständen ihn mindern lassen.

2l33. Ein einmal erworbene« Unterpfand umfaßt

alle den, verschriebenen Gut zukommend« Verbesserungen.

Vier ter Abschnitt.
V o n der O r d n u n g der U n t e r p f ä n d e r un te r

einander.

2,34. Unter den Gläubigern hat ein Unterpfand,
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es scy gesezlich, gerichtlich oder bedungen, den Vorgang

von dem Tag au, da der Gläubiger dessen Eintragung in

das Pfandbuch in gesezlich vorgeschriebener Art bewirkt

hat, vorbehaltlich der in dem folgenden Saz enthaltenen

Ausnahmen.

2l35. Unabhängig nämlich von aller Eintragung

tritt das Unterpfands - Recht ein:

! .) Für die Minderjährigen und Mundlosen auf die

Liegenschaften des Vormunds wegen der aus

seiner Verwaltung entstehenden Forderungen,

von dem Tag der angenommenen Vormund«

schaft an.
2.) Für die Ehefrau wegen ihres Heyraths-Guts

und alles dessen, was ihr aus dem Heyraths -
Vertrag gebührt, auf das liegende Vermögen
ihres Manns, von dem Tag der geschlossenen
Ehe an.

Die Frau hat wegen Ehesteuer-Geldern aus Erbschaf-
ten oder Schenkungen, die ihr wahrexd der Ehe zugefal-
len, das Unterpfandsrecht nur von dem Tag an, da die
Erbschaften oder die Schenkungen ihr anfallen.

Ih r Unterpfands-Recht für den Ersaz wegen Schul-
den, die sie mit ihrem Mann gemacht hat, und für die
Wiedererstattung ihres veräusserten Eigenthums, beginnt
von dem Tag a«/ da die Schuld entstanden, oder der
Verkauf geschehen ist.

I n keinem Fall kann die Verordnung des gegenwärti-
gen Titels de« Rechten Abbruch thun, welche drilte Per-
sonen vor der Verkündigung des gegenwärtigen GesezeS
erworben haben.

2.36. Die
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2166. Die Ehemänner und Vormünder sind gleichwohl

verbunden, die Unterpfands-Rechte, die auf ihren Gütern

haften, kund werden zu lassen, und zu diesem Ende am

gehörigen Ort auf ihre gegenwärtige und künftige Liegen-

schaften die Eintragung zu besorgen.

Ehemann«! und Vormünder, welche es versäumen,

«nd nachher Vorzugs-Rechte oder Unterpfänder auf ihre

liegenden Güter verwilligen, oder von Andern nehmen las-

sen , ohne ausdrücklich zu erklären, daß besagte Liegen-

schaften dem der Frau und den Minderjährigen gestattete«

gesezlichen Unterpfands-Recht schon unterworfen sind,

sollen der Hintergehung schuldig, und als solche dem per«

sbnlichen VerHaft unterworfen geachtet werden.

Die Gegen - Vormünder sind unter persönlicher
Verantwortlichkeit für die Entschädigung verbunden, da-
für zu wachen, daß die Eintragungen auf die Güter des
Vormunds für das, was er aus seiner Verwaltung schul-
dig werden mag, ohne Verzug geschehen, oder sie selbst
zu besorgen.

2»58. Wo Ehemänner, Vormünder und Oegen-Vor-

münder die in den vorhergehenden Säzen befohlenen Ein-

tragungen versäumen, sollen diese von dem Kn«-Auwald

bey dem Gericht, unter welchem die Männer und Vormün-

der ihren Wohnsiz haben, oder unter welchem die Güter

gelegen sind, begehrt werden.

2lZ9. Auch können die Verwandten des Manns oder

der Frau, und die Verwandten des Minderjährigen ja in

Ermangelung, der Verwandten/ seine Freunde die besagten

«ese,buch. O o



5?8 l l l . B. X V I ü . L. Von Porzugs.< und Unterpfands > Rechten.

Eintragungen nachsuchen; sie können gleichfalls von der

Frau und von den Minderjährigen selbst verlangt werden.

2.40. Ist in einem Heyraths, Vertrag unter Par«

theien, die alle volljährig sind, die Uebereinkunft getroft

fen worden, daß die Eintragung nur auf ein einzelnes

Gut oder auf gewisse liegende Güter des Manns nach-

gesucht werden soll; so bleiben die Liegenschaften, die

zur Eintragung nicht eingesezt sind, von allem Unter-

terpfand für den Brautschaz der Frau, für die Wicder-

Erstattung ihres Vermögens und für die in dem Ehe-

Vcrtrag ihr geschehenen Zusagen ledig und frey. Ein Ge-

ding, daß aar keine Eintragung geschehen solle, ist ungültig.

2.41. Das Gleiche gilt von dem liegenden Vermö-

gen eines Vormunds/ wenn die Verwandten in dem Fami-

Kenrath für gut achteten, daß die Eintragung nur auf

bestimmte Güter geschehen soll.

LlHL. I n dem Fall der beeden vorhergehenden Säze

bleibt der Mann, der Vormund und Gegen-Vormund

verbunden, auf die eingesezten Grundstücke die Eintra-

gung nachzusuchen.

2»ch3. Warb in der Urkunde, worin» ein Vormund
ernannt ist, da« Unterpfands-Recht nicht beschränkt;
so darf dieser darlegen, daß ein allgemeine« Unterpfand
auf alle sein« iiegenschaften offenbar eine überflüssige
Sicherheit für sein« Verwaltung seyn würde, und begeh-
re», daß e« «nf ft viel Stück« beschrankt werde, als zu
de« Minderjährige» vollkommener Sicherheit hinlänglich
ßnd.
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Ueber das Begehren soll der Gegen - Vormund ge«
hört werden, und ein Gutachten des Familienraihs der
Bewilligung vorangehen.

Auf gleiche Weise mag der Mann mit Be«
willigung seiner Frau und mit Gutachten der vier nächst-
gesessenen in einen Famili'enrath vereinten Verwandten
derselben begehren, daß das allgemeine Unterpfand, wo-
mit zur Sicherheit des Brautschazes, der Wieder-Er-
stattung des Frauen «Guts, und der in dem Ehe-Vertrag
enthaltenen Zusagen sein Liegenschafts-Vermögen bela«
stet war, auf so viel Stücke beschränkt werde, als für
die Deckung der Frau hinlänglich sind.

2146. Die Verfügungen auf das Begehren des Ehe:
Manns und der Vormünder sollen nicht ohne Verneh-
mung des Krön« Anwalds, und kurzes Verfahren zwischen
ihm und dem Bittsteller, erlassen werden.

Verfügt das Gericht, daß das Unterpfand auf ge-
wisse Grundstück« beschrankt »erden soll; so ist die auf
den übrigen Güter haftende Eintragung zu löschen.

V i e r t e s K a p i t e l .

V o n der A r t , w ie V o r z u g s - R e c h t e und Unter -
P f a n d e r e inge t ragen werden.

2,46. Die Eintragungen geschehen in der Pfand?
schreibe«» desjenigen Bezirks, in welchem die Güter ge,
legen sind» die das Vorzug«-oder Unterpfands,Recht er-
greift. Sie bleiben wirkungslos, wenn sie kurz vor dem

O 0 »
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Ausbruch einer Gant in dem Zeitraum geschehen, binnen

welchem die Handlungen des Gemeinschuldners gesezlich

ungültig sind.

Dieses gilt auch von wehren. Erb-Gläubigern, deren

Einer erst nach dem wirklichen Anfall einer Erbschaft,

welche nur unter dem RechtS-Vortheil eines Erb-Ver-

zeichnisses angenommen wurde, die Eintragung bewirkt

hat.

2147. Alle an einen» Hag eingetragenen Gläubig«
haben zusammen ein Unterpfands - Recht, von gleichem
Tag und Jahr, das sie nach Verhältnis ihrer Forderun-
gen geltend machen , ohne weiter« Unterschieb, ob die Ein»
tragung Morgens oder Abends geschehe, wenn auch gleich
im Unterpfandsbuch diese Verschiedenheit angemerkt feyn
sollte.

Um die Eintragung zu erwirken, übergibt der
Gläubiger selbst oder durch einen Dritten der eintragenden
Stelle die Urschrift, oder eine beglaubte Ausfertigung des
Urtheils oder der Urkunde, worauf sich sein Vorzugs-oder
sein Unterpfands-Rechts gründet.

Er legt ihm zwey «uf Stempel - Papier geschriebene

Auszüge bey, deren Einer auf jener Rechts«Urkunde selbst

«eschneben seyn darf, welche enthalten müssen

».) Den Namen, Vornamen und Wohnort des

Gläubigers, sein Gewerbe, wenn er ein«

treibt, und die Wahl eines WohnsizeS für sich,

an irgend einem Ort des Bezirks, über den die

Pfandschreiberey sich erstreckt z
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2.) Den Namen, Vornamen und Wohnort des

Pfand-Schuldners, sein Gewerbe, wenn man

weiß, daß er eins treibt, oder eine genaue be-

stimmte Angabe der Person, wornach der Pfand,

schreiber die mit einem Unterpfand belegte

Person sicher erkennen und unterscheiden kann;

3.) Tag und Jahr und Beschaffenheit des Titels

der Forderung;

4 ) Den Kapital-Betrag der Forderungen, wie sie

die Rechts-Urkunde selbst ausdruckt, oder (in

sofern Renten und von Zeit zu Zeit wiederkeh-

rende Leistungen, »der künftige noch Ungewisse,

bedingte oder unbestimmte Rechte in Frage sind)

wie sie derjenige, der die Eintragung verlangt,

zu Werths anschlägt, da, wo dieser Anschlag

des Werths vorgeschrieben ist, so wie ebenfalls

den Betrag der diesen Kapitalsummen anhan«

gigen Nebenverbl'ndlichkeiten/ und die Verfallzeit.

2.) Die Anzeige der Gattung und Lage der Güter,

worauf er seinen Vorzug oder sein Unterpfand

zu bewahren gedenkt.

Bey gesezlichen oder gerichtlichen Unterpfan»

dern ist dieses Leztele nicht.nöthig. eine einzige

Eintragung derselben ergreift alle Liegenschaften,

welche in dem Bezirk der Pfandschreiberey ge-

legen sind, wo nichts anderes ausgewacht ist.

2 l ^ . Eintragungen auf die Güter «in» verstürbe-

«en Person geschehen unter der bloßen Benennung des

Verstorbenen. in der unter der Ziffer a. des vorhergehende»

Bazes verordneten Maase.
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2»5a. Der Pfandschreiber bemerkt in seinem Buch

den Inhalt der Auszüge, gibt demjenigen . der die Eintra-

gung verlangt, nebst der Urschrift der Rechts - Urkunde

oder ibrer Ausfertigung einen der beeden Auszüge zurück,

und bezeugt am Schluß desselben, daß er die Eintragung

vollzogen habe.

2i5,. Ein Glaubiger/ dessen Unterpfand für ein

verzinsliches Kapital eingetragen ist, hat das Recht, eS

auch für die Zinsen oder Renten zweper Jahre nebst dem

laufenden geltend zu machen, vorbehaltlich die übrigen

Rückstände, welche aus jener ersten Einschreibung kein

Vorrecht genießen, etwa besonders eintragen zu lassen,

welch« alsdann von dem Tag dieser besondern Eintragung

Unterpfands-Recht erlangen.

2l5». Diejenigen, die «ine Eintragung nachgesucht

haben, ihre Stellvertreter oder öffentlich beglaubigte Rechts«

feiger können den von ihnen gewählten Wohnsiz in dem

Unterpfandsbuch ändern lassen, müssen jedoch alsdann in

demselben Bezirk «inen andern wählen und anzeigen.

»»53, Die gesezlichen Unterpfands, Rechte auf den

Gütern der öffentlichen Rechnung«-Beamten, jene der

Minderjährigen ode, Mundlosen wider ihre Vormünder,

de, Ehefrauen wider ihreMänner, sollen aufUeberreilbung

zweyer Auszüge eingetragen werden, welche mehr nicht

H« enthalten brauchen, als

».) den Namen, Vornamen, das Gewerbe und den

gegenwärtigen Wohnort des Gläubigers, nebst

dem Wohnfiz, der von ihm oder für ihn in de»

z-s^gewählt ist;
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2.) den Namen, Vornamen, da« Gewerbe, den
Wohnort oder die genaue Beschreibung, d?«
Schuldners ;

2.) die Natur und Eigenschaft der Rechte, welche
durch die Eintragung bewahrt werden sollen,
und den Betrag des Werths der bestimmten Ge-
genstände ; die bedingte dereinstige oder un-
bestimmte Rechte zu Werth anzuschlagen, ha-
ben sie nicht nöthig.

2154. Die Eintragungen bewahren das Unterpfands-

und Vorzugs-Recht zehn Jahre lang, von dem Hag an,

da sie geschehen; ihre Wirkung erlöscht, wenn solche vor

Ablauf dieser Frist nicht erneuert werden.

2155. Die Kosten der Eintragung fallen <mf den

Schuldner, wenn nicht das Gegenthejl bedungen ist; der.

Vorschuß geschieht von demjenigen, der die Eintragung

sucht: ausgenommen sind desfalls die gesezlichen Unter«

Pfands-Rechte; wegen deren Eintragung hält sich der

Pfandschreiber an den Schuldner. Die Kosten der Ein-

schreibung des Verkaufs zum Grundbuch, welche ein Ver»

käufer etwa verlangt, fallen auf den Käufer^

2»56. Klagen wider die Gläubiger, z» welchen vs«-'

Eintragungen etwa Anlaß geben, solle» be, ihrer Kchtmä-

figen Gerichts, Behörde angebracht »erden, deren Nor'la-i'

düng ihnen m Person, oder an dem zülezt in. dem Buch

gewählten Wohnfiz bekannt z» machen ist, wenn schon,

die Gläubiger, oder dieienigett, bey welchen sie ihren

Wohnfiz gewählt hatten, inzwl'schen velftorben seyn sollten.



52ch n l . B . X V l ! l. 3 . Von Vorzug«, und Unterpfands«Rechten.

F ü n f t e s K a p i t e l .

Von der Auss t re ichung und M i n d e r u n g de«

e inget ragenen V o r z u g s - Rechte und

U n t e r p f ä n d e r .

2167. Eingetragen« Vorzugs - Rechte und Unter.

Pfänder werden ausgestrichen, entweder kraft der Bewilli-

gung einer Parthei, die dabey betheiligt und hiezu fähig

ist , oder kraft eines in leztem Rcchtszug ergangenen oder

sonst rechtskräftigen Urtheils.

2l58. I n einem wie im andern Fall haben diejenigen,

-welche die Ausstreichnng nachsuchen, in der Pfandfchrei-

berey die Ausfertigung der öffentlichen Urkunde, welche

die Einwilligung dezeugt, oder das Urtheil zu hinterlegen.

2,69. Die nicht bewilligte Ausstreichung muß bey

dem Gericht verlangt werden, in dessen Bezirk die Eintra-

gung geschehen ist, ausgenommen, wenn die Eintragung

zur Sicherheit einer vorläufigen oder unbestimmten Vel-

urtheilung geschehen ist, deren Vollstreckung oder Bestim-

mung bey einem andern Gericht rechtshangig ist, als in

welchem Fall das Begehren der AuSftreichung des Unter«

Pfands bey eben diesem Gericht angebracht, oder dorthin

»erwies«« »erden mnß.

Wenn Gläubiger und Schuldner miteinander ausma-

chen, daß im Fall eines entstehenden Streits die Sache

bey einem andern, von ihnen benannten Gericht ausgetra-

gen werden soll, so hat dieses unter ihnen seine Wirkung.

»»Sa. Di« Gerlchte find schuldig, die Ausstreichung

zu befehlen, wenn die Eintragung geschah, ohne durch «in
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Gesez oder einer Rechts «Urkunde begründet zu seyn, oder

zu Folge einer unregelmäßigen, einer erloschenen oder

durch Zahlung getilgten Rechts-Urkunde, oder wenn sonst

das Vorzugs- oder Unterpfands - Recht itt gesezmäßigen

Wegen abgethan ist.

216». So oft ein Gläubiger, der nach dem Gesez

sein Vorzugs- oder Unterpfands, Recht auf alles gegen-

wärtige, oder auch auf das künftige Veilnvgen des Schuld-

ners eintragen lassen darf, und darknn durch Vertrag nicht

beschränkt ist, auf mehr Gütersiücke als zur Sich-'chcit

seiner Forderung nöthkg sind, die Eintragung erwirkt hat,

kann der Schuldner den Richter anrufen, daß er diese Ein-

tragungen mindere, mithin sie so weit als das billige

Verhältnis überschritten ist, ausstreiche. Die Gerichts-

Behörde richtet sich nach dem 2169. Saz»

Die Verfügungen de« gegenwärtigen Sazes lasse«

sich auf bestimmt bedungene Unterpfänder nicht anwenden.

2l62. Eintragungen auf mehrere Güter werden als-

dann für übermäßig angesehen, wenn der freye Werth ei-

nes einzigen oder etlicher aus ihnen um mehr als einDn>

tel den Betrag de« Kapitals und der gesezlichen Neben-

forderungen übersteigt.

2»63. A ^ das Maas überschreitend können auch die-

jenigen Eintragungen gemindert werden, die nach einer

Schäzung de« Gläubigers für Forderungen geschehen find,

deren Unterpfands-Betrag durch nichts bestimmt ist, und

die ihrer Natur nach bedingt dereinftig, oder nnb?-

sind.
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2164. Die Bestimmung des Uebermaases wird in die-

sen, Fall dem billigen Ermessen des Richters überlassen,

welcher dabey auf die Umstände, auf die Wahrscheinlich-

keit ihrer Aenderung und auf die auS ihnen sich ergebenden

Vcrmuthungcn Rücksicht nehmen m.,ß, um die wahrschein-

lichen Rechte des Gläubigers mit einer dilligen Erhaltung

des Kredits des Schuldners zu vereinigen. Der Gläubig«

kann, wenn einst der Erfolg seine bis dahin unbestimmten

Forderungen über die Minderungs-Summe erheben sollt?/

neue Eintragungen nachsuchen, die ihm alsdann von ih-

rem Tag an weitere Unterpfands - Rechte geben.

2165. Der Werth der Liegenschaften, der mit dem

Betrag der Forderungen und eines Drittels darüber aus-

zugleichen ist, wird angeschlagen bey solchen, die sich nicht

allmähllg verschlimmern, auf fünfzehnfachen, und bey

solche«, die nach und nach an Güte abnehmen, auf zehn-

fachen Betrag der Einkünfte» der entweder aus dem

Hauptbuch über die Grundsteuer oder aus den Bei'trags«

Angaben zu den Lasten der Gemeinden, unter welchen die

Güter liegen, wenn dabey ein Verhältnis des Guts - Er-

trags zum Beitrag zum Grund liegt/entnommen wird.

Den Richtern bleibt gleichwohl unbenommen, diejenigen

Aufklärungen zu Hülfe zu nehmen, welche unverdächtige

Pacht « uyd Mieth-Verträge, Abschazungs« Urkunden,

die etwa kurz zuvor verfaßt worden find, und andere ähn-

liche Vorgänge an Hand geben können, und alsdann die Ein-

künfte auf den aus diesen v«rschi«denen Nachrichten zu be,

rechnenden Mittel-Ertrag zu schäzen.
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S e c h s t e s K a p i t e l .

Von der W i r k u n g der V o r ; ugs - Rechte und

U n t e r p f ä n d e r n w ider d r i t t e G u t s -

I n h a b e r .

2166. Die Gläubiger, welche ein Vorzugs« Recht

oder ein Unterpfand auf liegendem Gut haben, halten sich

an dieses Gut, in welche Hände es übergehen möge, um

aus dessen Werth nach der Ordnung ihrer Forderungen

oder geschehenen Eintragungen befriedigt zu werden.

2167. Wenn der dritte Inhaber die unten vorge-

schriebenen Formen nicht beobachtet / um sein Eigenthum

frey zu machen, so bleibt er kraft der bloßen Eintragung

als Inhaber für alle Unterpfands-Schulden verHaft, ge-

niest aber dabey der Ziele und Vorgfristen, welche dem

ursprünglichen Schuldner gestattet sind.

2»68. Dieser dritte Inhaber muß alsdann entweder

alle fällige Zinsen und Kapitalien zahlen, wie hoch sie lau-

fen , oder von dem Unterpfands - Gut ohne Vorbehalt

abtreten.

2»6g. I n so fern der dritte Inhaber keine diese»

Verbindlichkeiten völlig erfüllt, darf jeder Gläubiger,

wenn er dreyßig Tage vorher seinem Haupt-Schuldner

das Gebot, und dem dritten Inhaber die richterliche Auf-

forderung, zu Zahlung der fälligen Schuld oder Abtretung

des Guts hat einhändigen lassen, das Unterpfands «Gut

zu seinem Besten verlaufen lassen.

2»?o. Demjenigen dritten Inhaber, welcher zur

Zahlung der Schuld für sich nicht verbunden ist, bleibt
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unbenommen, gegen den Verkauf des Unterpfand-

Stücks , das er inne hat, Einsprache zu thun, in sofern

der Haupt-Schuldner noch andere für die nemliche Schuld

verhaftete Liegenschaften in Händen hat. Er kaun nach

der unicr dem Ti te l : von Bürgscha f ten bestimmten

Fm m begehren, daß solche voraus angegriffen und zum

Verkauf ausgesezt werden; während des Verfahrens über

diese Vorausklage bleibt der Verkauf jenes in dritter Hand

befindlichen Unterpfands verschoben.

2»7». Die Einrede der Vorausklage kann einem Gläu«

biger, der auf dem Grundstück ein Vorzugrecht oder ein

besonderes Unterpfand hat/ nicht entgegengesezt werden.

2172. Die Abtretung von dem Unterpfand steht je-

dem dritten Inhaber frey, de.r zur Zahlung dec Schuld

nicht für sich schuldig und zu veräussern fähig iit.

2,73. Sie kann selbst alsdann noch geschehen, wenn

der dritte Inhaber die Richtigkeit der Schuld schon aner«

kannt hat, oder in seiner Eigenschaft als Guts - Inhaber

zu zahlen verurtheilt worden ist; die geschehene Abtretung

hindert hinwiederum den dritten Inhaber nicht, vor der

wirklichen Versteigerung das Gut gegen Zahlung der gan-

zen Schuld und der Kosten wieder an sich zu ziehen.

2174. Die Abtretung von einem Unterpfand muß in
der Kanzley des Gerichts, unter welchem die Güter gelegen
sind, erklärt werde», und eben dieses Gericht gibt hier-
über die Urkunde.

Auf da« erste Ansuchen eines Betheiligten wird ein
Psseger für die Liegenschaft, deren Inhaber abgetreten
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ist, ernannt/ gegen den auf gerichtlichen Verkauf unter

Beobachtung der gesezlichen Formen für die Vergantun-

gen verfahren wird.

2176. Verschlimmerungen, welche auö Handlungen
oder Versäumnissen des dritten Inhabers herrühren, und
den Unterpfands - oder Vorzugs-Gläubigern zum Nach-
theil gereichen, begründen wider ihn eine Ersaz-Klage;
Verwendungen und Verbesserungen aber kann er nur so
weit zurückfordern, als dadurch das Gut in höheren
Werth gekommen ist.

2176. Die Früchte des Unterpfand-Stücks ersezt
der dritte Inhaber nur von dem Tag an, da er gerichtlich
aufgefordert worden ist, zu zahlen oder von dem Gut
abzutreten, und hätte das einmal angefangene gerichtliche
Verfahren drey Jahre hindurch still gelegen, alsdann von
dem Tag an, da die neue Aufforderung geschieht.

2177. Dienstbarkeiten und dingliche Rechte, welche

der dritte Inhaber an den» liegenden Gut vor dessen Er«

Werbung hatte, leben nach geschehener Abtretung, Ver-

steigerung, oder Zuschäzungan den Gläubiger wieder auf.

Dessen eigene Gläubiger mögen an dem abgetretenen

»der ihm zugeschäzten Gut, ihrer Ordnung nach, ihr Un-

terpfand geltend machen, jedoch erst nach allen denjenigen,

deren Forderungen darauf, schon von dem frühem Eigen-

thümer h«/ eingetragen waren.

Der dritte Inhaber, der die Unterpfands«

Schuld zahlt, oder von dem Unterpfands - Stück für den

Gläubiger abtritt, oder durch Gerichts-Zugriff es ver-
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liert, hat auf den Hauptschuldner soweit Rechtens seinen

Rückgriff zur Gewährleistung.

2^79. Ein dritter Inhaber, der durch Zahlung sein

Eigenthum von Unterpfands-Lasten befreyen wi l l , muß

die in dem 8«n Kapitel des gegenwartigen Titels vorge-

schriebenen Formen beobachten.

S i e b e n t e s K a p i t e l .

V o n der Er löschung der Vo rzugs ,und
Un te rp fands -Rech te .

2»8a. Die Vorzugs - und Unterpfands«Rechte er,

löschen:
l.) durch Tilgung der Hauptschuld;

2.) durch Verzicht de« Gläubiger« auf das Pfand-

Recht;

5.) durch Beobachtung der Formen und Erfüllung,

der Bedingungen, welche dritten Inhabern vor-

geschrieben sind, um ihre erworbenen Güter

frey zu wachen;

4.) durch Verjährung.

Der Schuldner ersizt Hey denen Gütern, die er innt
hat/ die Freyheit durch Ablauf der Zeit, womit die
Hauptforderung, für welche sie haften, versessen wird.

Von Güter«/ die ln dritter Hand sind/ erfizt der
Inhaber die Freyheit in der Zeit, worin« er das Eige"-
thnm durch Verjährung ersizen kann. Sezt die Ver-
jährung eine Rechts, Urkunde voraus; so läuft sie «st
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von dem Tag an , wo diese in die Grundbücher eingetragen

worden ist.

Die von dem Gläubiger geschehenen Eintragungen
ms Pfandbuch unterbrechen den Lauf der Verjährung
nicht, welche das Gesez dem Schuldner oder dem dritten
Bestzer gestattet.

218a. ». Derjenige Pfandgläubiger, der in eine Veräusse»

rung einwilligt, «dereine Veräusserungs - Urkunde, die nicht sein

Pfandrecht vorbehält, wenn gleich nur als Zeuge unterschreibt, ent»

sagt damit seinem Pfandrecht. Wer hingegen eine Pfand - Urkunde

bewilligt, entsagt nur dem Vorgang, den sein Pfandrecht gegen den

Andern zur Zeit der Pfandbestlllung hat, oder von Rechtswegen

haben mag.

Achtes Kapitel.

Von der A r t sein E igen thum von Vorzug 's-

und Un te rp fands -Rech ten zu ent led igen.

2l8». Vertrage, wodurch das Eigenthum liegender
Güter oder auf der Sache haftender LiegenschaftS-Rechte
auf einen andern übergeht, sollen von der Pfandschreibere»,
in deren Bezirk die Güter gelegen find, ihrem ganzen I n -
halt nach, eingeschrieben werden, wenn die Absicht der
dritten Vesizer ist, die Güter von Vorzugs« und Unter,
Pfands-Rechten zu entledigen.

Diese Einschreibung soll in dem hiezu bestimmten Kauf
geschehe»«, und der Pfand schreibet verbunden seyn, dem
Theil, der fi« nachsucht, deßhalb Bescheinigung zu geben.

,iS» «. Dich besondere Eintragung in der <pfandsch«ib«rey
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fliNt weg: »vc»n der Ordnung gemäs zuvor schon die Erwc«

bi'nz im Grundbuch eingetragen war / so muß alsdann nur die B<»

schcüiigung der dort geschehenen Eintragung, welche in der im Zusaj

2,27 2. im nsicn Abschnitt ausgedruckten Ar t verfaßt scyn soll/ zum

Psnndbuch gekracht werden; andernfalls muß diese zum Grundbuch

erst nachgehohlc, und dann der gedachte Schein genommen werden.

2l82. Jene Einschreibung solcher Verträge im Grund-

eder Pfand - Buch macht jedoch das liegende Gut der dar-

auf haftenden Unterpfands-und Vorzugs-Rechte nicht

lcdig.

Von dem Verkäufer geht auf den Käufer nur sein

Eigenthum, oder das Recht, welches et selbst an der ver-

kauften Sache hatte, über; dieses bleibt belastet mit allen

Borzugs-und Unterpfands-Laste«/ die auf ihm lagen.

2»83. Wil l der neue Eigenthümer gegen daS im 6ten
Kapitel des gegenwärtigen Titels gestattete Verfahren der
Pfandglüubiger sich sicher stellen; so muß er, entweder
ehe solches beginnt, oder längstens in einem Monat von
der ersten an ihn ergehenden richterlichen Aufforderung
an, jenen Gläubigern in dem Wohnsiz, den sie bey der Ein-
tragung ihres Vorzugs - oder Unterpfands - Rechts ge-
wählt hatten, folgende Stücke behändigen lassen.

1 . ) Einen Auszug seiner RechtS-Urkunde, der mehr
nichts zu enthalten braucht, als Ort Tag und
Eigenschaft der Urkunde, den Namen und die
genau« Bezeichnung des Verkäufer« oder Erb»
lassers, die Beschaffenheit und die läge der
verkauften oder geerbten Sache, und in so fern
»on mehrern zusammen gehörigen Grundstücken

die
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die Nede ist, nur die allgemeine Benennung der

Grundstücke und des Bezirks, worin« sie gele-

gen sind, den Preis und die mitübernommene

als Theil des Kaufpreises anzusehende Lasten,

oder die Schäzung der Sache, wenn sie geerbt

oder geschenkt worden ist;

2.) Einen Auszug über die geschehene Eintragung

der Eikaufs-Urkunde ins Grundbuch;

2.) Eint aus drey Felder» bestehende Tabelle, wo-

von das Erste Or t und Tag der Unterpfänder

mir Bemerkung der Zeit, da ein jedes eingetra:

gen worden; das Zweyte die Namen der Gläu-

biger , und das Dritte den Betrag der einge<

tragenen Forderungen enthält.

2,84. Der Käufer, Erbe oder Geschenk- Nehmer er:

klärt dabey, daß er bereit sey, sogleich die Schulden und

tasten der Unterpfänder, jedoch nur so weit deren Werch

hinreicht, und ohne Unterschied unter fäll igen, und noch

nicht fällige» Forderungen, abzutragen.

2»85. Hat der neue Eigenthümcr in ber vorgeschrie-

benen Frist diese Anzeige gemacht; so hat jeder Gläubiger,

dessen Forderung eingetragen ist, das Recht, einen Aer<

kauf des Guts iu Steigerung zu begehren, jedoch muß:

».) Dieses Begehren dem neuen Eigentümer läng,

stens in vierzig Tagen, von der obgedachten

Anzeige a n , verkündet wttden, wobey der

ebengedachten Ieitfr ist für jede zehn Stunden,

welche der gewählte Wohnsiz und der wirkliche

Wohnort eines jeden ansuchenden Gläubigers

»«sezbuch. P p
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von einander entfernt sind, noch zwey Tage

zuzufezen sind;

2.) Mi t dem Begehren muß das Anbieten des Gläu-

bigers verbunden seyn, ein Zehntel des im

Vertrag ausgedruckten oder von dem neuen Ei«

genthümer angegebenen Preises mehr zu bieten,

«der dafür einen Steigerer zu stellen.

2.) Eben dieses muß in der nemlichen Zeit dem

vorigen Eigenthümer, als Hauptschuld«» be-

kannt gemacht werden;

4.) Die Urschrift und die Abschriften dieser Ver-

kündungen müssen von dem ansuchenden Gläu-

biger , oder seinem mit ausdrücklichem Auftrag

versehenen Gewalthaber, der von seiner Voll-

macht Abschrift eingeben muß, unterzeichnet

s«yn;
5.) Er muß sich erbieten, für den Betrag des Prei-

ses und der von dem Käufer übernommenen

Lasten Sicherheit zu stellen.

Alles bey Strafe der Nichtigkeit
2i85. ». Dieses Ueberbietungs»Recht genitssen auch jene, die

gemä« dem Saz »»94. erst ihre Pfand » Einschreibungen recht'
malig nachholen.

2»»6. Haben die Gläubiger in der vorgeschriebenen

Frist »«d Forin dieses UeberbietnngS - Recht nicht aus-

geübt , so bleibt de, Wttth der unbeweglichen Sache auf

t»en in den» Vertrag ausgedruckten oder von dem neuen

Eigenthümer «»gegebenen Preis unwiderruflich bestimmt,

lezterer wird «,'thin von allen Vorzugs- und Unterpfands-

l«st«n dadurch ftey, daß er den ebw besagten Preis den
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Gläubigern in ihrer Ordnung auszahlt, oder ihn zu drit-
ter Hand hinterlegt.

2187. Kommt es zu einer Versteigerung, so soll diese

auf Betrieb des ansuchenden Gläubigers, oder des neue»

Eigenthümers in der Form geschehen, welche für den Ge-

richts- Zugriff festgesezt sind.

Derjenige, der auf Versteigerung dringt, soll in den

Anschlagszetteln den Preis ausdrucken, der in dem Ver-

trag bestimmt, oder von ihm angegeben war, sowie die

erhöhete Summe, welche der Gläubiger zu bieten oder

von andern bieten zu lassen sich anheischig macht.

2iöö. Wer die Sache ersteigert hat, bezahlt außer

dem Zuschlags-Preis dem Kaufer oder Geschenk - Nehmer

der seines Besizes entwährt wird, die Kosten und redli-

chen Auslagen für seine Erwerb-Urkunde, die Kosten der

geschehenen Einschreibung in das Grundbuch, die Kosten

der von ihm gemachten Anzeige, und jene, die er verwen-

det hat, um eS zu einem neuen Verkauf zu bringen.

2189. Der Käufer, Erbe oder Geschenk - Rehmer,

der in der Versteigerung wieder das Gut als Meistbieten-

der behält, ist nicht schuldig, den Bescheid, wodurch es

ihm zugeschlagen wurde, in das Grundbuch einschreiben zu

lassen.
2190. Der Verzicht des Gläubigers auf «in ange«

brachte« Begehren der Versteigerung, kann den bffent-
lichen Verkauf nicht mehr hindern, auch wenn er die Snm«
me.erlegte, wozu er sich erboten hatte , es sey dann, daß
alle übrigen Unterpfands-Gläubiger ausdrücklich einwilligen.

P p 2
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2191. Der erste Erwerber, welcher das Gut aufs

neue ersteigert, hat im geeigneten Fall auf den Verkäufer

seinen Rückgriff wegen Erstattung desjenigen, was seinen

ersten Kaufpreis übersteigt, und wegen der Zinsen dieser

überbezahlten Summe von dem Tag jeder Zahlung an.

2192. Sollten in einem Kaufbrief Liegenschaften und

Fahrnißstücke zugleich, oder mehrere Liegenschaften be-

griffen seyn, wovon einige verpfändet sind, die ander»

nicht, sie seyen in dem nemlichen oder in verschiedenen

Pfand - Bezirken gelegen, seyen zusammen in Klumpen-

kauf oder einzeln im Sonderkauf veräussert, seyen einer

gemeinschaftlichen Bewirthschaftung unterworfen oder

nicht; so soll der neue Eigenthümer den Preis eines jede»

Grundstücks,, worauf besondere Vorzugs - oder Unter-

pfands - Rechte eingetragen sind, allenfalls wo nöthig

durch eine nach dem gesammten, in der Erwerb - Urkunde

ausgedruckten Preis zu machende Schäzung, m jener

Entledigungs« Anzeige angeben.

Der Gläubiger, der sich zu einem Uebergebot ent-
schließt , hat ln keinem Fall nöthig, solches auf die Fahr-
niß, auf die nnverpfandete oder in andern Bezirken ge-
legene liegenschaften auszudehnen, unbeschadet des dem
Käufer gebührend?» Schadens «Ersazes, wenn er durch
di« Trennung der zusammen erworbenen Gegenstände oder
der gemeinschaftlichen Bewirthschaftung verkürzt wurde,
»eßhalo diesem der Rückgriff auf seinen Rechts - Vor-
fahrer bleibt.
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Neuntes Kapitel.

V o n der A r t , d ie G ü t e r de r E h e g a t t e n u n d

5 e r V o r m ü n d e r der d a r a u f h a f t e n d e n U n t e r -

p f ä n d e r zu e n t l a d e n , w e n n d iese g a r n i c h t

d a r a u f e i n g e t r a g e n

2198. Wer liegende Güter von Ehegatten oöer Vor-

Nlünder erwirbt, kann solche von der Unterpfands-Last

selbst alsdann befreyen, wenn darauf für Vormundschaft«

liche Forderungen, oder für den Brautschaz, das Beybrin-

gen und die Ehevertrags - Forderungen der Frau gar keine

Eintragung in die Pfandbücher geschehen ist»

2194. Der Erwerb« hinterlegt zu diesem Ende i»

der Gerichts-Kanzley, unter welcher die Güter gelegen

sind, eine beglaubte Abschrift seiner Eiaenthums-Urkunde,

und verkündet urkundlich sowohl der Frau oder dem Gegen-

Vormund, als dem Kron-Anwald die von ihm geschehen«

Hinterlegung. Ein Auszug jener Erwerbs - Urkunde,

worin« deren Jahr und Tag, die Namen, Vornamen, Ge-

werbe und Wohnorte der Vertrags - Personen, die Beschaf-

fenheit und Lage der Güter, der Preis und die übrigen

Bedingungen und Lasten des Verkaufs ausgedruckt sind,

soll an gehöriger Gerichlsstatte angeschlagen werden, und

zwey Monate hindurch dort angeheftet bleiben, und in die-

ser Zwischenzeit soll es der Frau, den Ehegatten, Vor-

mündern, Gegen Vormünder», Minderjährigen, Mund«

losen, Verwandten oder Freunden und dem Kron-Anwald

frey stehen, «ach Umstinden die Eintragungen auf das

veräufferte Grundstück nachzuholen, und in der Pfund-
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schreiberey bewirken zu lassen, welche alsdann wider den

neuen Eigentümer gleiche Wirkung haben, als wären

ste am Tag der geschlossenen Ehe, oder der übernomme-

nen Vormundschaft geschehen, vorbehaltllch desjenigen

Verfahrens, das oben gedachtermaßen wider Ehegatten

und Vormünder statt hat, wenn sie Unterpfander zum

Vortheil dritter Personen verwilligen, ohne ihnen zu erklä-

ren, daß durch ihre Heyrath oder Vormundschafts-Füh»

rung die Liegenschaften schon mit Unt«pfands - Last be-

schwert scyen.

2,g5. Ist ,'n dem Lauf der zwey Monate, binnen

welchen der Vertrag angeschlagen gewesen, für die Frauen,

Minderjährige oder Mundlose auf die verkaufte Liegen-

schaften nichts eingetragen worden; so gehen dies« auf den

Käufer über, ohne daß sie für ehefränliche oder vormund-

schaftliche Forderungen fernerhin auf einige Weise haften,

vorbehaltlich des Rückgriffs auf den ^Ehegatten oder den

Vormund, so weit er statt findet.

Geschähen Eintragungen auf den Namen der besagten

Frauen, Minderjährigen oder Mundlosen, es nähmen

«ber älter« Gläubiger den Welch des Guts ganz oder zum

Theil weg, so wird der Käufer durch das, was er den

der Ordnung nach berechtigten Gläubigern zahlt, von aller

»eitern Verbindlichkeit frey, und di« Eintragungen auf

den Namen der Ehefrauen, der Minderjährigen oder

Mnndlosen sollen alsdann ganz oder zum frey gewordene»

Theil des Pfands ausgestrichen werden.

Sind die Eintragungen auf den Namen der Ehefrauen,

der Minderjährige« oder Mundlosen die älteren, so darf
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der Käufer zu ihrem Nachtheil durchaus keine Zahlung auf
Abschlag des WerthS bewirken. Tag unh.Iahr dicser
Eintragungen wird allemal in oben gedachtemKall vom Tag
der geschlossenen Ehe oder der übernommene« Vormund-
schafts-Verwaltung an, zurück gerechnet, und die Ein-
tragungen der übrigen Gläubiger, für welche der Erlös
in ihrer Ordnung nicht zureicht, sind .es, die in diesem
Fall gestrichen werden müssen.

Z e h n t e s K a p i t e l .

Von O e f f n u n g der Bücher und V e r a n t w o r t e

l ichkeit der P f a n b s c h r e i b « ? .

2196. Die Pfandschreiber sind schuldig, jedem, der

«s verlang^, eine Abschrift der in ihre Bücher eingeschrie-

benen Rechts - Geschäfte, si> wie der noch.»»getilgten Ein»

tragungen oder ein Zeugniß, daß keine vorhanden sind

auszuhändigen.

2,96». Abschriften sollen sie nur dm»n geben, die in dm
Urkundmals handelnd^ aufgetreten sind, oder ihren Rechtsfolgen«;
allen andern, die nur wegen vorhabenden Anlehn, «der sonst bethei«
ligt sind, nur Zeugnisse nach der im Znsaz 2127 » ausgedruckte»
Form. Dieses gi l t «uch jene» B « u n t m , welche die Grundbücher
fuhren.

2,97. Sie müssen für den Schaden haften,

».) Wenn ohne Eigenthnme - Schein auf Güter

Eintragungen gestattet, oder begehrte Eintra-

gungen der Horzugs-Rech« und Unterpfand«

in ihren Büchern ansgelaff«» »erden.

2.) Wenn in ihren Zeugnissen einer oder mehrerer
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noch bestehender Eintragungen nicht erwähnt

wird, ohne daß etwa Unzulänglichkeiten der An-

gaben, die ihnen nicht zur Last fallen, stein

Irrthum sezte.

2198. Das liegende Gut, von dem eine oder mehre-
re eingetragene Lasten in den Pfandschreiberey-Ieugmssen
ausgelassen sind, bleibt unbeschadet der Verantwortlich-
keit des PfandschreiberS ihrer in den Händen des neuen
Vesizers entledigt, falls er das Zeugniß nach der Eintra-
gung seiner Rechts-Urkunde zum Grundbuch nachgesucht
hat; die Gläubiger können, so lange als der Kaufschilling
von dem Käufer nicht gezahlt, oder die Verweisungs - Ur«
thel der Gläubiger nicht rechtskräftig ist, sich nach der ih-
nen gebührenden Ordnung auf den Preis anweisen lassen.

2199. Die Pfandfchreiber dillfen in keinem Fall die
Anmerkung der Eigenthums-Urkunden oder die Eintragung
der Unterpfands - Rechte, »»gleichem die Ausstellung der
verlangten Zeugnisse abschlagen oder verzögern, bey Stra-
fe , die Parthelen zu entschädigen; zu diesem Ende sollen
auf Begehren des ansuchenden Theils sogleich Urkunden
über die Weigerung oder Verzögerung von- einem Orts,
Vorgesezteu, oder von einem Gerichtsdiener oder von ei-
nem Staatsschreiber und zweyen Zeugen gefertigt werden.

,. Von der Schuldigkeit der unverzüglichen Eintragung
ist allein der Fall ausgenommen, wenn sie auf ein Gut begehrt
wird, worüber zuvor zu« Behuf einer v»rsey«nd«n Pfandverfchrei«
lung nach Zuftj 2127 ,. i « jweyten Absaz ein Schein der N'chtbe»
lastung von der Pfandfchreiberey »»«gestellt worden ist. Hierdurch
»ird dl« Eintragung auf dicsls ntmlich« «ut f , lang gespyrt» bi<
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«ntwedcr das auf diesen Schein gefertigte Unterpfand eingetragen,

oder zwcy Monate ron der Ausstellung an abgelaufen sind, als

durch welche alle Kraft ^cnes Gch«ms verjährt.

2iyg l>. Eine fürsorgliche Eintragung, die nemlich mit Vor«

behalt des Vorgangs des etwa auf einen solchen Schein bestellten

Unterpfands oder auf den Fall daß in Zeiten keines nachgetragen

würde, geschieht, kann der Gläubiger auch in diesem Sperr «Fall

begehren.

219g c. Die Eintragungen auf alle Güter, wo sie statt sin«

de», sind nie gesperrt, müssen aber mit Erwähnung des ausgcstell«

tcn Scheins geschehen, der alsdann in Zeiten der nachgetragenen Ein«

schreibung des darauf gegebenen Unterpfands den Vorgang sichert.

2igg H. Dem Gläubiger, der die Sperrung erfahrt, bleibt

freu gegen die vorscucnde Verpfändung/ so lang sie nicht geschehen

ist, Einsprache zu th»n.

2200. Die Pfandschreiber sollen ein Tagbuch führen,

worin» sie Tag für Tag, und unter fortlaufenden Ziffern

die ihnen eingehändigten Rechts - Urkunden über Eigen-

thums-Veränderungen anmerken, so wie die Verzeichnis-

se, die ihnen zum Behuf einer Pfand-Eintragung zuge-

stellt werden. Sie sollen dem ansuchenden Theil auf ge-

stempelten Papier einen Schein geben, worin« die Nummer

des Tag-Buchs angegeben ist, unter welcher die geschehe-

ne Einhändigung bemerkt steht; sie sollen endlich in die

Eintrags-Bücher die Vormerkung der Eigenthums - Ur«

künden, und die Eintragung der Pfandoerzeichnisse anders

nicht bewirken, als nach Ordnung der Täge, wie sie ih-

nen eingehändigte wtrden.

2201. Alle Bücher der Pfandschreiber werden auf

gestempelt«« Papier geführt, und von einem Mitglied des
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Gerichts, unter dessen GerichtZ-Zwang die Pfandschrei,

berey aufgestellt ist, auf jeder Seite, unter Bemerkung,

welches die erste und lezte scy, mit fortlaufendem Ziffern

und mit Namens - Zug gezeichnet.

Diese Bücher sind eben so, wie jene, welche über die

Eingabe der Urkunden geführt werde«, mit jedem Tag

abzuschließen.

2202. Die Pfandschreiber müssen bey ihren Amts-

Verrichtungen sich genau an alle Verordnungen des ge-

genwärtigen Kapitels halten, bey Straft von hundert

bis fünfhundert Gulden für die erste, und der Entsezung

ihres Amts für di« zweyte Uebertretung, vorbehaltlich

der Entschädigung der Partheien, welche der Geldbuße

in der Zahlung vorgeht.

2203. Die Hinterlegungs - Scheine, die Eigen-

thums-Vormerkungen und Pfand-Einschreibungen gesche-

hen in den Büchern ununterbrochen hintereinander, ohne

irgend einen leeren Raum dazwischen'zu lassen, oder Zel-

len einzuschieben. I m Uebertretungsfall wird der Pfand-

schreiber in eine Geldstrafe von fünfhundert bis tausend

Gulden verurtheilt, und hat die Partheien zu entschädi-

gen, welcher Schaden«-Ersaz der Zahlung der Geldbuße

ebenfalls vorgeht.
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N e u n z e h n t e r T i t e l .

Von dem Ger i ch ts - Z u g r i f f und von der

Rangordnung un te r den G l ä u b i g e r n .

E r s t e s K a p i t e l .

V o n dem G e r i c h t s - Z u g l i f f .

2204. Der Gläubiger darf den Gerichts - Zugriff

i.) auf die liegenden Güter seines Schuldners und

ihre liegenschaftli'chen Zugehöre,

2.) auf die dem Schuldner zustehende Nuznießung

begehren.

2204. ,. Von der Zeit an , wo ein ordnungsmäsig erfolgter
Zugriffs < Befehl des Richters dem Schuldner verkündet ist, kann
dieser vor geschehener Befriedigung des Gläubigers leine Vcräuffe«
rung der Sache, worauf gegriffen wurde, mehr vornehmen, keine
aussergewöhnliche Benuzungs-Artcn z. E- durch Holzschläge aüsfiih»
« n , keine Pacht«und Mieth'Zinse davon einjiehcn, und die selbst
erhebende Früchte nur als Aufbewahrer an sich nehmen.

2205. Der Antheil , den ein Mi t -Erbe an der Lie-

genschaft einer Erbschaft in ungetheilter Gemeinschaft

besizt, kann von seinen eigenen Gläubigern nicht ver-

kauft werden, ehe die Theilung oder Erb-Versteigerung

vorgenommen worden ist; sie mdgen aber diese begehren,

wenn sie es für dienlich erachten, und dabey in Ge»

" i s h e i t des 882. Sazes unter dem Titel v o n de st

E r b s c h a f t e n mit anflreten.

2205. ». Hegen lasten, dit erst nach Trennung del Nuz < Ei»
genthum« oder der Nujniessung von de« Ober »oder Grund <sigen,
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thum, durch den Grund»Eigenthümer auf das Gut kommen, kann

auf lczccres ein Zugriff eher nichc geschehen, als bis jene NuMcchte

wieder damit vereinigt sind. Ausgenommen sind jene lasten, wo»

von der Nuzberechligtt selbst der Gläubiger ist; ausgenommen ist

auch der Fal l , wo das Grund-Eigcnchum eine Zubehördc einer anl

deren Liegenschaft ist, auf welche der Zugriff statt findet.

22a6. Die Liegenschaften eines Minderjährigen, selbst

wenn er Gewalts entlassen ist, auch jene eines Mundle-

sen können zur Versteigerung nicht ausgesezt werden, so

lang noch an der Fahrniß sich zu erholen ist.

2207. Diese Vorausklage der Fahrniß ist unnöthig

bey Liegenschaften, die ein Volljähriger und ein Minder-

jähriger oder Mundloser mit einander in ungetheilter Ge-

meinschaft besizen, sobald die Schuld auf beeden ruhet,

ingleichem da, wo das Verfahren wider einen Volljähri-

gen oder vor der Mundlosigkeits-Erklärung schon ange-

fangen hatte.

2208. Der Gerichtszugriff auf Liegenschaft einer ehe-

lichen Gütergemeinschaft ist gegen den schuldenden Mann

allein zu richten, obgleich die Frau Schuldnerin ist.

Jener auf eheftauliche Liegenschaften, welche nicht

in die eheliche Gütergemeinschaft gefallen sind, wird wi-

der den Mann und die Frau zugleich gerichtet. Diese

kann gerichtlich ermächtigt werden, wenn der Mann sich

weigert, den Prozeß für sie zu führen, oder minderjäh«

rig ist.

Sind Mann und Frau beede noch minderjährig;

«der ist es zwar die Frau allein, der volljährige Mann

»eigert sich aber fä« sie den Prozeß zu führen; so wird
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der Frau ein Beistand von dem Gericht zugeordnet, und

gegen diesen wird alsdann das Verfahren gerichtet.

2209. Der Gläubiger kann auf den Verkauf der Lie-

genschaften, woran er kein Unterpfands-Recht hat, nur

alsdann antragen, wenn sein Unterpfand nicht hinreicht.

2210. Auf Güter, die unter verschiedenen Bezirken

gelegen sind, kann nur nach einander der Zugriff gesche-

hen, es sey dann, daß sie zusammen bewirthschaftet

würden:

Alsdann sucht man den Zugriff bey dem Gericht, in

dessen Bezirk der Hauptsiz der Bewirthschaftung ist, oder

in dessen Ermanglung wo derjenige Theil der Güter liegt,

der nach dem Steuerbuch die meisten Einkünfte abwirft.

2211. Wenn verpfändete und »'»verpfändete Güter,

oder solche, die in verschiedenen Bezirken gelegen sind,

zu einer und derselben Bewirthschaftung gehören; so werden

sie auf Begehren des Schuldners alle zu gleicher Zeit auf

Versteigerung gebracht, und man berechnet, so weit no-

thig, den Preis der einzelnen Theile nach Verhiltniß

des ganzen Zuschlags-Preises.

2212. Beweist der Schuldner durch glaubwürdige
Pachtbriefe, daß der reine und freye Ertrag seiner Lie-
genschaften in einem Jahr, zur Zahlung der Schuld an
Kapital, Zinsen und Kosten hinreicht, und erbietet sich
dabey auf dies« Einkünfte dem Gläubiger Anweisung zu
geben, so kann das Verfahren vor dem Richter einge-
stellt werden, geht aber von neuem fort, sobald wider die
Zahlung Einspruch geschieht, oder sonst ein Hindernis
dawider sich erhebt.
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22,3. Der gerichtliche Zugriff auf Liegenschaften

kann nur erfolgen auf dffentliche und vollzugsreife Rechts-

Urkunden, traft deren die Schuld gewiß und richtig ist:

Ist der Betrag der Schuld noch nicht richtig gestellt; so

ist das Verfahren zwar gültig, aber der Zuschlag kann

erst nach dem Richtigstellungs-Verfahren erfolgen.

W « durch Rechts-Abtretung zu einer voll:

zugsreifen Urkunde gelangt, kann den Gerichts - Zugriff

nicht eher suchen, als nachdem der Rechts-Uebertrag dem

Schuldner urkundlich verkündet worden ist.

22,5. Das Verfahren kann angefangen werden auf

jedes fürsorglich oder endlich entscheidende Urtheil, das

ungeachtet einer eingelegten Berufung vollzogen werden

darf; aber der Zuschlag kann nur auf ein endlich entschei-

dendes Urtheil, das in dem lezten Rechtszug ergangen,

oder rechtskräftig geworden ist, erfolgen.

Urtheil« auf Nicht-Erscheinen gründen kein Zugriffs-

Verfahren während der Einsprachs - Frist.

22»6. Das! Verfahren kann unter dem Verwand,

daß der Gläubiger wegen einer grdßern Summe, als ihm

wirklich Hebührt, es angefangen habe, nicht vernichtet

werden.

2217. Jedem Zugriff a«f liegende Güter muß ein
Zahlung« - Befehl vorhergehen, der dem Schuldner in
Person oder in seinem Wohnfiz durch Gerichts-Boten auf
Betrieb des Gläubigers bekannt gemacht wird.

Di« Formen des Befehls und des Zugriffs-Verfah-
rens weiden in der Gerichts.Qrdnung bestimmt.
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,. Der gerichtliche Zugriff findet auf Fahrniß dadurch
statt / daß sie nach Vorausgegangenein fruchtlosen Zahlungs > Befehl
durch weitere richterliche Verordnung in öffentliche Gewahrsam ge»
nommcn wird.

22,7 l». Dieser Beschlag zu Begründung eines Zugriffs ist^nicht
erlaubt:

i.) Auf die Bettung und Kleidung/ deren der Schuldner und
dessen Kinder zum täglichen Gebrauch bedürfen:

2.) Auf Bücher, Schriften/ Wertzeugt/ Wehr und Waffen/
die dem Schuldner zu Betreibung seines Gcwerbs «der lcbcnsbcrufi
nöthig sind;

3.) Auf die für einen Monat dem Schuldner und seiner Ha»
milie nothigcn lebmimittel;

2.) Auf eine Melkkuh, «der statt solcher auf z«ey Geisen und
die für solche auf einen Monat nothige Streu und Fütterung bey
dem landmann;

2.) Auf solche Fahrniß, die Zugehörde einer kiegenschaft ist,
und ohne diese dem Zugriff unterwerft» »erden sollte.

2217 e. Nu t die in dem ersten der vorgedachten Äbsäjt ge«
nannte Fahrniß ist durchaus und allezeit frcy; auf die in den folgen»
den vier genannt« Stücke kann Ausnahmsweise Ler Zugriff ge»
schehcn:

1.) Für Forderungen, welche vorige Eigentümer «der V<«
fertiger der Fahrnißstücke noch darauf ausstehen haben;

2 ) Für Anlehn, die zu deren Anschaffung, Erhaltung oder
Verbesserung darauf gemacht »orden sind;

3 ) Für N i l thz in i , Pachtzins oder Erndt, Ertrag der Güter,
deren Zugehörden di« Fahrnißstücl« find, »der für »elch« fie benult
»erden;

4 ) Für Vorschüsse zum Unterhalt des Schuldner«)

5 ) Für »iethzin« von der «ohnunz desselben.
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2«i? 6. Keine Fahrm'ß, die einen, Gläubiger den Gcsezcn nach

besonders verhaftet ist, kann für ander« Gläubiger in Beschlag s,c«

zogen werden/ sobald jener dawider Einsprache macht/ und noch an»

de« angreifiichc Fahrniß vorhanden ist.

2217 e. Der Zugriff zieht den Verkauf nach sich, wenn nicht

der Schuldner die in Beschlag gelegte Fahrniß durch Befriedigung

des Gläubigers innerhalb der gcrichtsordnungimäßigcn Zeil frcy

macht.

2217 f. Wird eine unverzinsliche noch unvcrfallcne betagte

Gchüld Gegenstand des Zugriffs, so ist sie um den Ein und zwanzig«

sten Theil geringer / als der Ncnnwcrth ist, anzuschlagen, so lang

die Schuld nicht über zwanzigtausend Gulden, und die Entfernung

des Vcrfallzicls nicht über zwanzig Jahre ist. Tr i t t der Eine oder

der Andre dieser Fälle ein, so bestimmt eine Staffelrcchnung den

Wcrch.

2217 F. Eint Staffelrechnuug ist so anzustellen, daß dasjenige

was als gegenwärtiger Preis einer betagten Schuld angenommei»

w i rd , mii dem Hauptzin«, (nemlich dem Zins vom Hauptstcck d:i

Preises) mit dem Zwischenzins <nemlich dem Zins vom Hauptzins),

und mit den Scaffelzinsen, (ncmlich den Zinsen von den Zwischen«

Zinsen) zusammengerechnet am BerfaUtag der betagten Schuld, st

»i«l ausmacht, als di«st i» sich betragt.

Zweytes Kapitel.

V o n der V e r t h e i l u n g des E r l öses unter
mehrere G l ä u b i g e r .

22,8. DaS Verfahren über die Verthelwng des
Erlbses, der durch den Zugriff erhoben wird, und was
dabey zu beobachten ist, wird durch die Gerichts-Ord-
nung bestimmt.
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2218. 2. Dic Ordnung der Verkeilung für den Fal l , wo Las

Vermögen zur Befriedigung aller Gläubiger unzureichend erscheint,

ist nach Unterschied des v e r h a f t e t e n Vermögens, das ncmlich

schon vor dem Zugriff mit einem Vorzugs'oder Pfand>N«ht bcla,

stet war , und des q e m c i n c n Vermögens, woran alle Gläubiger

zugleich Ansprüche haben, folgende:

i.) I n der e rs ten O r d n u „ g kommen d i e u n k c d i?? q te

V o r z u g s « G l ä u b i g e r des Sazcs und Zusazes 2101: sie u,">-«

den nach der dort angegebenen Unter «Ordnung aus den erst cingc«

henden Geldern, jedoch vorerst auf Rechnung des freien Vermögens,

so lang es dazu hinreicht, bezahlt:

2.) I n der z w e y t e n O r d n u n g kommen die f a h r e n d e

V o r z u g s g l ä u b i g er des Sazes und Zufazcs 2102. Diese wer«

den, ein jeder aus dcm Erlös des ihm verhafteten Fahrniß-Stucks, so

weit dieser reicht, biza.)!c; derjenige, für den er nicht reicht, fällt

mit dem Ueberresi der Forderung in die fünfte Ordnung; so wie

von demjenigen, dessen Forderung einen lieber-Erlös des Pfand?

Stücks übrig läßt, der übcrschiessende Betrag der g.üicinen Vcrm'ö«

gen«-Masse zuwächst;
3.) I n der d r i t t e n O r d n u n g komm:!: dic zum Pfand»

buch e i n g e t r a g e n e G l ä u b i g e r , sammc dm::, die ihnen

gleich gelten. Von diesen wird jeder aus seinem verhafteten Nnccr«

Pfand; bey mehreren, dic auf dasselbe Unterpfand eingetragen sind,

nach dcm Tag der Eintragung mit Einschluß derer, dic nach den

Säzcn 2107 — 2111 und 2l35 keiner Einschreibung bedürfen, und

«ach dcm Lag der Entstehung ihres Vorzugs < oder Pfand»Rechts

für eingeschrieben gelten; sofort bey mehreren, die auf einen Tag

««getragen sind, nach dem Vorrang ihrer Vorzugs - Rechte, soweit

Gläubig« vorhanden sind, die unter sich oder gegen PfandcMubi»

gcr dergleichen anzusprechen haben, andernfalls nach Verhältnis ih»

rcr Forderungen gleichtheilig, bezahlt;

4») I n der v i e r t e n O r d n u n g kommen die uneinge»

t r a g e n e n V o r z u g s « u n d P f a n d < G l ä u b i g e r in dcr

Gesezbuch. Y q
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Maas«, daß wo sie auf cincrley Vermögen Anspruch haben, di«
Vorzugs) Gläubiger nach der Stärke ihrer Vorzugsrechte unter des»
falsiger Beobachtung des Vorrangs, nach der Ordnung, worinn
sie im Gesez aufgeführt sind, so weit ein anderes namentlich dabey
nicht bestimmt ist, zuerst und vor allen auch älteren Unterpfand«
Gläubiger, nach ihnen alsdann diese leztcren nach dem Vorrang
der Zeit ihrer Entstehung, zur Zahlung.

5.) I n der f ü n f t e n O r d n u n g endlich haben die Hand«
s c h r i f t l i c h e und andere vorrechtilose gemeine Gläubiger aus den
Nebcrresten des f r e y c n nicht durch die erste Ordnung erlchopftm,
und des v e r h a f t e t e n nicht durch die drey folgende Ordnungen
aufgezehrten Vermögens, ihre Befriedigung/ nach Verhältnis ihres
Forderung««Betrags gegeneinander und gegen die noch übrige Iah»
lungs« A l l t e l zu gewartcn.

Nur Geldstrafen, die etwa unter den Forderungen sind, ther>
lcn nicht mi t , sondern können erst nach allen andern Forderungen
aus dem, was noch übrig ist , bezahlt werden.

Alle über zwcy Jahr alte^ noch nicht verjährte Zinsen der zu
früheren Ordnungen gehörigen Forderungen erhalten dort tnne Zah»
lung/ sie theilen aber hier mit.

»»»9 b. Wenn nicht s« viel f r e y e s Vermögen sich vor«
fand«, daß es zu Befriedigung der Gläubiger der ersten Ordnung
zureichte, und diese daher nach der Befugniß de« Sazes 2104 und
2ioS auf das v e r h a f t e t e Vermögen i h « Befriedigung suchen muß«
t m ; so gehet dasjenige, was dazu erforderlich ist, zuerst der vierten
Ordnung ab. Würde e« aber dadurch nicht gedeckt «erden können:
st geht es allen in der zweylen und dritten Ordnung M Zahlung
kommenden Gläubigern nach Mehrzahl ihrer dort erhaltenden Zah»
lung , al« eine ihnen gemmchhaftlich obliegende Schuld an dem ab,
» a i ' i h n « jusällt.



l» . B- XX L. Von der Verjährung.

Zwanzigster Titel.
V o n d e r V e r j ä h r u n g .

Erstes Kapitel.
A l l geme ine Ve r fügungen .

22lg. Die Verjährung ist ein Mittel durch Ablauf
einer bestimmten Zeit unter den gesezlichen Bedingungen
ein Recht zu erwerben, oder einer Verbindlichkeit sich zu
entladen.

». Wer sich bloß von Verbindlichkeiten lntlale» wi l l /
braucht nur auf den Mchtgebrauch des Rechts Anderer sich zu beru<
fcn/ um damit zu seinen Gunsten eine V e r s i z u n g jener Nicht«
geltend machen zu können. Wer Rechte erwerben, also Verbindlich»
teiten Anderer gegen sich begründen w i l l , der muß eine Ausübung
de« zu erwerbenden Rechts während des bestimmten Zeitraum«, oder
«ine E r s i z u n g jenes Rechts / beweisen.

b. Die Zeit zur Ersizung tan« ihre Bestimmung nur
durch das Gestl erlange« ; jene zur Versizu. iZ kann durch Ver»
trag« kürzer/ aber niemali länger, als das Gcftz sse angibt, be»
stimme »erden.

2220. M a » kann nicht zum Voraus auf künftige

Verjährungen verzichten, man kann sich aber einer vollen»

beten Verjährung begeben.

222». Der Verzicht auf eine Verjährung kann aus»

drücklich oder stillschweigend geschehen; der stillschwel«

gende entspringt aus jeder Handlung, welche voraussezt,

daß mau von der Verjährung nicht Gebrauch mache.
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2222. Wer nicht «ach Belieben verausser» kann,

kann auch auf eine vollendete Verjährung nicht verzichten.

2223. Kein Richter darf die Einrede der Verjährung

die ein streitender Theil nicht vor t rägt , von Amtswegen

ergänzen.

2223 ». Hiervon sind jedoch diejenigen Fcille ausgeschlesscn,

«» die unterlassene Vortragung ein ungültiger Verzicht wk«.

2224. Die Verjährung kann in jeder Lage des Rechts-

streits , selbst im höhern Rechtszug vorgebracht werden,

wenn nicht Umstände hinzukommen, woraus erhellet,

der streitende The i l , der sich nicht früher darauf bezogen

hat , habe auf sie verzichten wollen.

2226. Der Gläubiger, oder jeder Dr i t ter , dem dar-

««gelegen ist, daß die Verjährung vollendet sey, kann

sich darauf, beziehen, wenn schon der Schuldner oder Ei?

genthümer ihr entsagt.

2226. Auf Sachen, die dem Rechts - Verkehr entzo-

gen sind, kann kei'nerley Verfügungs - Gewalt ersessen

werden.

2227. Dem S t a a t , den öffentlichen Anstalten und

den Gemeinden stehen, wie den Privatpersonen/ die gleichen

Verjährungen entgegen oder zur Seite.

Zweytes Kapitel.
V o n d e m B e s i z.

2228. Der Besiz ist die Inhabuug oder der Genuß
«lner Sach« oder eines Rechts, durch uns selbst oder
durch »ine», Andern in unserm Namen.



l » . B- XX. T. Von der Vcrjähvuxg. 6i3

2228 «. Durch einen Andern bcjizen wir nur st lang, als die«

ser die Inhabung oder den Genuß nicht aus der Hand läßt, oder

nicht erklärt, daß er die Sach« in eigenem oder dritten,, Namen inne

haben wolle.

2329. Die Rechts- Ersizung fordert einen fortwäh-
renden, ununterbrochene»/, öffentlichen, ruhigen, unzwey-
dcutigcn und aus Eigenthums: Titeln fließenden Äest'z.

223c>. Die Vermuthung ist, daß jeder in seigenem
Namen und aus Eigenthums-Titeln besize, so, lang nicht
erwiesen wird, daß er zuvor für einen. Andern beses-
sen habe.

22Zl. Was jemand einmal für einen Andern besaß,

davon ist zu vermuthen, daß er eS aus dem nemlichen

Rechtsgrnnd fortbesize, so lang< nicht das Hegentheil er-

wiesen

2232. AufSachen der freyen Nillkühr oder der bloßen
Nachsicht findet weder Bcsiz nych Verjährung statt.

2232 «. Jede Handlung, deren Verrichtung edcr Unterlassung

nach de» Verhältniß der Zeit und des Or t s , unter dem sie vor«

geht, in Bezug auf denjenigen, dessen Beteiligung dabey in Frage

ist , Eine wie, die Andere für rechtmäßig geachtet wcrdcn tan», ohne

daß dazu das Daseyn eines besonderen darüber eingegangenen Rechts-

verhältnisses zwischen bcctzcn unterstellt werden darf, ist ein« Sache der

f r e y e n W i l l t i i h r für de», der sie thut oder unterlaßt, und d«r

b l « ß e „ Nachsicht fiir den, der sie geschehen läßt.

2253, Gewaltsame Handlungen bilden keinen zur

Verjährung tauglichen Zustand.

Er wird hierzu nicht eher geeignet, als nachdem di«

Giwalr beseitigt ist.
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2284. Ein gegenwärtiger Besizer, der beweiset/ daß
«r flüherhin schon im Befiz » a r , hat die Vermuthung
für sich, daß er auch in der Zwischenzeit besessen habe,
vorbehaltlich des Gegenbeweises.

^234 ». Das gleiche gilt von demjenigen, der jezt besizt,
«nd beweiset, dag er einen früheren Erwerbstitel für solchen Be<
si; höbe.

2235. Um eine Ersizung zu vollenden, darf man sei-
nen eigenen Befiz zu jenem seines Rechts-Vorfahrers rech-
nen, man mag in dessen Stelle kraft eines allgemeine»
«der besondern Titels, mit oder ohne Entgelt getreten styn.

2235 ,. Bey dieser Zurechnung muß man aber auch die El«
genfchaften de« Besizes des Vorfahren gegen sich gelten lassen.

Dri t tes Kapi tel .
Von den Ursachen, welche die Verjährung

verhindern.
2236. Wer für einen Andern besizt, ersizt niemals

für sich, er mag noch so lang besessen haben.
So können der Pächter, der Aufbewahrer, der Nuz«

nießer und alle Andre, die Vergünstigungswels« die Sache
«ines fremden Eigenthümers inHaben, sie nicht ersizen.

2287. Die Erben solcher Inhaber fremder Sachen
tdnnen fi« gleichfalls nicht erfizen.

2238. Die im 2236. und 2287. Saz erwähnten Per-
4«nen mögen alsdann erfiz,«, wenn sich der Rechtstitel
ihre« Besize« »«ändert hat, sey es durch Handlungen
«wer dritten Person, oder durch einen Widerspruch, den
f>« dem Recht de« Eigenthimers entgegen gesezt haben.
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2289. Diejenigen, welche von Pächtern, Aufbe-

wahrern und andern gunstwcis inhabenden Personen, eine

Cache durch einen Titel überkommen, der in sich geeignet

ist, Eigenthum auf Andere zu übertragen, können sie

ersizen.

224». Niemand kann in dem Sinn gegen seinen Titel
ersizen, daß er sich selbst Anfang und Ursache seines Be-
sizes änderte.

2241. I n dem Sinn kann jeder wider seinen Titel

verjähren, daß er dadurch die Befreyung von einer über-

nommenen Verbindlichkeit erlangt.

2241 «. Unvcrjährbar sind ausser denen in früheren Titeln
angegebenen Rechten:

die Klage auf Berichtigung oder Bezeichnung der Grenzen ;
die Klagen auf Theilung theilbarer Gemeinschaften.

Viertes Kapitel .

Von den Ursachen, welche den kauf der
Verjährung unterbrechen oder einstellen.

Erster Abschnitt.
V o n der Unterbrechung der V e r j ä h r u n g .

2242. Die Verjährung wird auf natürliche oder bür-

gerliche Art unterbrochen.

, 2243. E,ne natürliche Unterbrechung der VersizunK

'st es / wenn der Befi^er durch den alten Eigenthümer,

oder durch Dritte des Genusses der Sache übe, ei» Jahr

lang beraubt ist.
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2244. Eine Vorladung vor Gericht, ein Abtretungs»

Befehl, oder ei» richterlicher Beschlag, welche demjenigen

behandigt werden, den man hindern w i l l , die Verjährung

zu vollenden, bewirken eine bürgerliche Unterbrechung.

2240. Eine Vorladung zum Versuch der Güte unter-

b'icht die Verjährung von dem Tag an, da sie gegeben ist.

in sofern eine Vorladung aus Recht in der gesezlichen Zeit

nachfolgt.

2246. Eine Vorladung aus Recht, sollte sie auch

vor einem unbehörige» Richter geschehen, unterbricht di«

Beijayrung.

2247. Ist die Vorladung unförmlich;

steht der Kläger von seiner Klage ab;

laßt er den Rechtszug erlöschen;

oder wird seine Klage verworfen;

so wird die Unterbrechung als nicht erfolgt angesehen.

2248. Die Verjährung wird unterbrochen durch jeden

Vorgang, womit der Schuldner oder Besizer das Recht

eines Andern anerkennt, das ersessen oder versessen

werden soll.

2249. Wird in Gemäsheit der vorhergehenden Säze

Einer der Sammt-Schuldner zur Zahlung aufgefordert,

»der die Richtigkeit der Schuld Von ihm anerkannt, so ist

die Verjährung auch wider die übrigen, und selbst wider

deren Erben unterbrochen.

Die Aufforderung an Einen der Erben des SannM«

Schuldners, oder die von Einem derselben geschehene

Anerkennung unterbricht gegen die übrigen Mit«b«n die
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Verjährung nicht, wenn schon die Forderung mit Unter-

pfands-Recht versehen wäre, ausser wo die Haupt-Vcr^

bindlichkeit untheilbar ist.

Eine solche Aufforderung oder Anerkennung unterbricht

die Verjährung gegen die übrigen Mitschuldner nur für

die Antheile, wofür jener Erbe haften muß.

Um gegen die übrigen Mitschuld»?:- die Verjährung

fürs Ganze zu unterbrechen, ist erforderlich, daß an

alle Erben des verstorbenen Schuldners eine Aufforderung

N'gehe, oder daß alle diese Erben die Schuld anerkennen.

22Zc>. Eine a» den Hauptschüldner gerichtete Auffor,

derung, oder die von ihm geschehene Anerkennung unter,

bricht die Verjährung auch gegen de» Bürgen.

Zweyter Abschnitt.
Von dem S t i l l s t a n d der V e r j ä h r u n g .

225i. Die Verjährung läuft wider alle Personen,

welche nicht in einem Gestz ausgenommen sind.

2222. Sie läuft nicht wider Minderjährige und

Mundlose, vorbehaltlich des Sazes 2276. „nd der übrige«

gesezlich bestimmten Falle.

2253. Die Verjährung läuft nicht unter Ehegatten.

2264. Sie läuft wider eine Ehefrau, auch wenn

diese weder durch Heyraths-Vertrag, noch durch Rechts-

Erkenntniß ein gesondertes Vermögen hat, wegen aller

Güter, wovon ihr Mann die Verwaltung hat, vorbehält-,

lich ihres Rückgriffs auf den Ehegatten.

2262. Sie läuft gleichwohl, in Gemäsheit des i56i .
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Saz«s unter dem Ti te l : von dem H e y r a t h s - V e r -

t r ag und den g e g e n s e i t i g e n Rechten der

E h e g a t t e n , nicht während der Ehe, gegen ein, in

bewidmeter Ehe zum Heyraths-Gut gegebenes und nach»

her veräussertes Grundstück.

2256. Während der Ehe steht weiter der Lauf der

Verjährung still:

! . ) I n Fällen, wo die Klage der Frau eher nicht

angestellt werden kann, als nach vorhergegan-

gener Wahl zwischen der Theilnabme an der

Gütergemeinschaft oder der Ausschlagung der-

selben ;

2.) I n Fällen, wo der Ehemann, der ein seiner

Frau zugehöriges Gut ohne ihre Bewilligung

veräusserr hat, für den Verkauf Währschaft

leisten muß; überhaupt in allen Fallen, wo

«ine Klage der Frau in ihren Folgen auf den

Mann zurück wirken würde.

2267. Die Verjährung läuft serner nicht:

gegen bedingte Forderungen, «he die Bedingung

«fül l t ist;

Hegen Klagen auf Gewährleistung, ehe die Sache

entwihrt ist;

gegen betagte Schulden, ehe der Verfall-Tag er-

schiene« ist.

«67 «. Sie läuft hingegen wider die Rückforderung des sin«
sazpfand« au« der Hand des Schuldner« von» Tag de« Pftnlwer,
«rag« an.

»»58. Die Verjährung lauft nicht wider einen Vor-
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sichts-Erben in Hinsicht der Forderungen, welche er an

die Erbschaft hat.

Sie läuft wider lediges Erbe, obschon dafür noch
kein Pfieger angeordnet ist.

2269. Sie läuft ebenfalls während der drey Monate

für die Erbverzeichnung, und der vierzig Tage für die

Elbentschließung.

Fünftes Kapitel.
Von der zur Verjährung erforderlichen Zeit.

E r s t e r Abschnitt.
A l l g e m e i n e V e r f ü g u n g e n .

2260. Die Verjährung wird nach Tagen, nicht nach

Stunden gerechnet.

226,, Sie ist vollendet, wenn der lezte Tag der

erforderlichen Zeit geendigt ist.

Iweyter Abschnitt.

V o n der d r e y ß i g j ä h r i g e n V e r j ä h r u n g .

»262. Alle auf Personen oder Sachen haftende Klagen

werden in dreußig Jahren verjährt; derjenige, der sich auf

solche Verjährung bezieht, hat nicht nithig, seine Rechts-

Urkunde anzugeben, noch kann man ihm die Einrede eines

»nredlichen Befize« entgegen sezen.

2263. Nach Ablauf von acht und zwanzig Jahren

von Tag und Jahr der jüngsten Rechts - Urkunde an zu
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rechnen, kann der Schuldner einer Reine angehalten wer«

den, seinem Gläubiger oder dem Rechtsfolger desselben

eine neue Rechts-Urkunde auf seine Kosten zu verschaffen,

wenn er sie nicht ablösen kann und will,

2264. ,D.'e Regeln der Verjährung für andere, als

die unter dem gegenwärtigen Titel erwähnten Gegenstän-

de, werden unter ihren eigenen Titeln erklärt.

Dri t ter Abschnitt.
V o n der zehn und z w a n z i g j ä h r i g e n

V e r j ä h r u n g .

2265. Wer redlicher Weise und mit gesezmäßiger Ei-

genthums-Urkunde ein liegendes Gut erwirbt, ersizt das

Eigenthum daran in zehn Jahren, wenn der wahre Eigcn-

thümer unter dem Gerichts-Zwang des Ober - Gerichts

wohnt, in dessen Bezirk das unbewegliche Gut gelegen ist,

und in zwanzig Jahren, wenn er ausser der Provinz woh»-

Haft ist.

2266. Hat der wahre Eigenthümer zu verschiedenen

Zeiten bald unter jenem Gerichtszwang, bald ausser dem-

selben seine Wohnung gehabt; so muß man, um die Er-

sizung zu vollenden, demjenigen, was an zehn Jahren der

Gegenwart fehlt, doppelt so viel Jahre hinzufügen, so

daß zwey Iahrf der Abwesenheit für ein Jahr der Gegen-

wart gerechnet werden.

2267. Eine Rechts - Urkunde, die auS Abgang der
Form ungültig ist, kann die zehn und zwanzigjährige Ver-
jährung nicht begründen.
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2268. Die Redlichkeit der Inhabuug wird

vermuthet, und derjenige muß den Beweis führen/ der sich

auf eine Unredlichkeit des Andern bezieht.

2268. «. Wer vor oder bcy der Eingehung eines Rcchtsgc«

schäfts gegen Mangel desselben, die auf den Eigcnthums llcbcrtrag

Einfluß haben, gewarnt wurde/ und üb^r das Nichc-Dastyn der«

selben von dcr andern Vertrags«Person nicht vor dc», Abschluß be.«

siimmte Vcr^chcrung erhielt, muß rechtmäßige Gründe seines rcdli,

ch»n Glaubens darrhim, sonst tann die allgemeine Redlichkeit? - Ver«

muthung ihm nicht zu gut kommen.

2269. Es ist hinreichend, daß die Erwerbung An-

fangs redlich geschah.

2269. , . Wer den Bcsiz eines Rechts«Vorfahren bcnuzcn wi l l ,

muß zu dcr Zeit , wo er in das Recht eintr i t t , ebenfalls in rcdlil

chem Glauben stehen.

2270. Gegen Baumeister und Bau-Unternehmer ist

f ü r die Werke , die sie gemacht oder besorgt haben , nach

zehn Jahren die Gewährleisiungs-Klage versessen.

V i e r t e r A b s c h n i t t .

Von e in igen besondern A r ten der

V e r j ä h r u n g .

2271. Die Klage der Lehrer und Meister der Wissen-

schaften und Künste auf Zahlung für einen Monatweise

gegebenen Unterricht;

Jen« der Hauswirthe und Kostgeber auf Zahlung der

gereichten Wohnung und Kost;

Jene der Arbeiter und Taglöhner auf Zahlung ihres

Arbeits - Lohns, ihrer Lieferungen und Gehalte;

werden in sechs Monate« versessen.
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2272. Die Klagen der A'erzte/ der Wundärzte und Apo-

theker wegen ihrer Besuche, Verrichtungen und Arzneyen;

Jene der Gerichtsdiener auf den Lohn für Schriften,

welche sie behändigen, und für Aufträge, die sie vollziehen;

Jene der Kaustente wegen der Waaren, die nicht zum

Handel sondern zum Hausgebrauch bey ihnen genommen

werden;

Die Klagen der Unterhalts - Anstalten auf den Jahr-

Gehalt ihrer Zöglinge oder Pfründner, und die Klagen an-

derer Meister wegen des Lehrgelds;

Jene der Dienstboten, die sich jahrweis« verdingen/

auf Zahlung ihres Lohns;

werden in Jahresfrist versessen.

2273. Die Klage der Anwalt« auf Zahlung ihrer

Auslagen und Gebühren wird, von der Zeit an , da die

Prozesse entschieden, die Parthelen verglichen, oder die

Vollmachten der Anwälde widerrufen worden sind, in

zwev Jahren versessen. I n unbeendigt gebliebenen Sachen

haben Auslagen und Gebühren, die älter als fünf Jahre

find, lein Klage« Recht mehr.

2274. Die Verjährung läuft in den oben erwähnten

Fällen, obschon die lieferungen, Dienste und Arbeiten

fortwährend geschehen.
Ih r kauf nimmt nicht eher ein Ende, als wenn eine

Rechnung abgeschloffen und anerkannt, oder ein Schuld,
zettel, ein Schuldbrief, darüber an«g«fertigt, oder eine
nachher nicht »«der «loschen« Borladung aus Recht des-
halb «folgt ist.

»»74. «.Da «0» di« Achtung nicht e inM, sondern auf «ech-
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nung geschieht, fängt jene Vcrsizungezeit nur von da an zu laufen,
wo nach Orrsjitte die Rechnung einzureichen ist, und wo darüber
Zweifel ist; mic Ende des Rcchnungs, Jahrs.

2276. Jene, welchen die vorstehende kurze Verjäh-

rungen entgegengesezt werden, haben gleichwohl das Nicht,

demjenigen, der sie vorschüzt, über die Frage, ob in der

That die Zahlung erfolgt sey, den Eid zuzuschieben.

Der Eid kann den Wittwen und den Erben, oder

wenn diese minderjährig sind, ihren Vormündern darüber

zugeschoben werden: «nicht zu wissen, daß die Schuld noch

unberichtigt sey."

2276. Fünf Jahre nach erfolgter endlicher Entschei»

düng der Prozesse sind Richter und Anwälde für die ihnen

anvertrauten Urkunden der Verantwortlichkeit entladen.

Die Gerichts-Diener sind nach zwey Jahren, von der

Vollziehung des ihnen ertheilten Auf t rags, oder von Be-

handigung der Urkunden, die ihnen anvertraut waren,

an gerechnet, gleichfalls deren entbunden.

2277. Rückstände fälliger Gül ten, E r b - u n d leib-

renten;

Rückständige Kostgelder;

Rückständige Mieth-und Pacht-Zinse;

Kap i ta l , Zinsen, und überhaupt alles, was »on I « h r

zu Jahr oder in kürzern Iielern zahlbar ist;

werden in fünf Jahren versessen.

5°77- ». «lagen j« Behauptung «d«r B«streitung de« biirger,
lichen Stand« «ine« Blrst«rben«n «erden von dm Erben in fünf
Jahren/ vom bekannt gewordenen Erbanftll an, »ersessen,

2278. Di« Verjährungen, wovon in den Sizen des

gegenwärtige» Abschnitts die Rede ist, laufen »»der Min«
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dcrjährige und Mnndlose, vorbehaltlich ihres Rückgriffs

auf ihre Vormünder.

2279. Bcy Fahrnißstücken gilt der Besiz als Rechts-

Urkunde.

Dennoch kann derjenige, dem eine Sache verloren

ging oder entwendet ward, drey Jahr lang, von dem Tag

an zu rechnen, da sie weg kam, an jeden, in dessen Hän-

den er sie findet, die Rückgabe verlangen; diesem bleibt

der Rückgriff auf denjenigen, von dem er die Sache hat.

2280. Hat der wirkliche Vesizer der gestohlenen oder

verlornen Sache sie auf einem Markt oder Jahrmarkt, in

einer öffentlichen Steigerung, oder von einem Handels^

mann, der mit solchen Sachen handelt, gekauft, so kann

der ursprüngliche Eigenthümer sie nur gegen Erstattung

dessen, was sie jenen gekostet hat, zurück fordern.

2281. Verjährungen, welche Hey Verkündigung des

gegenwärtigen Gesezes schon ihren Anfang genommen ha»

ben, sollen nach den alten Gesezin beurtheilt werden.

Jene derselben, wozu nach den alten Gesezen von

jener Zeit an noch mehr als dreyßig Jahre erforderlich

wären, werden gleichwohl durch den Umlauf von dreyßig

Jahre» vollendet.



A n h a n g
v o n den H a n d e l s , G e s e z e n .

« i n Auszug der im Französischen Handclsgcsezbuch befindlichen auf
das Großherzogthum Baden anwendbaren Gesezstcllen, mit Zusa«
je«/ die durch eigene Schriftzügc ausgezeichnet sind. Der erste bis
achte Titel einschließlich sind in Titeln und Säzen gleichförmig
mit dem ersten Buch jener Hant<Isgeseze. Der zchente bis zwölf,
te Titel sind Auszüge aus dem dritten Buch / so w « die Ein? '
leitung aus dem vierten genemmen ist.)

E i n l e i t u n g .

A l lgemeine V e r f ü g u n g e n .

». Handelsleute sind diejenige, welche Handlungs-

Geschäfte zu ihrem gewöhnlichen Beruf und Gewerbe

machen.

Handelssachen sind: ers tens alle Rechtsver,

Haltnisse und desfalsige Verhandlungen der Handelsleute

unter sich und mit ihren Handlung« - Verwaltern, (Fak-

toren) Handlungs-Gehülfen, Handlungsdienern, Lehr-

lingen und Markthelfern: zwe i tens alle Rechtsverhält-

nisse und Verhandlungen über Handelsgeschäfte zwischen

Personen aller Art.

Als Handelsgeschäf te erkennt das Oesez jeden

Ankauf von Erzeugnissen und Maaren für den Wiederver-

kauf auf Gewinn, es geschehe solche, mit »der »hn« »or-

«esezbuch. 3t r
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gangige Bearbeitung und Umarbeitung, mgleichem für die

Benuzung zum Gewinn durch Vermiethung;

jede Unternehmung von Manufakturen, Fabriken,

und Zwischenhaudelsgeschäften (Kommissionen) zu Wasser

und zu Hand;

jede Unternehmung in Lieferungen, in Geschäftsfüh-

rungen für den Handel, in Versteigerungs - Gewölben,

und in öffentlichen Schauspielen;

alle Arten von Wechsel-Bank und Makler - Geschäften;

aller Umsaz von S taa ts -und Handelspapieren;

alle gezogene Wechselbn'efe oder besorgte Geldüber-

nxechslungen von einem Plaz auf den andern unter allen

Arten der Personen.

i . ». Als Handelsgeschäft kann nicht angesehen werden:
der Verkauf des Handwerkmanns / so lang er nicht seine Wa»'

«n hauptsächlich auf den Abfaz in ganzen Parthien verarbeitet;

der Verkauf eigener, natürlicher oder künstlicher Erzeugnisse bloß
im Einzelnen an solche, die sie nicht zum Handel/ sondern zum «"
genen Gebrauch zu kaufen pflegen;

der Einkauf und Verkauf der bloß zum Wochenmartt «Betrieb
geeigneten Speisewallren.

i b . Die Gcstze über Handclisachen / wo si« Abweichungen von
dun bürgerlichen Gcstz aussprechen, geben in Handelssachen auch
Recht«»AehnUchteit für unausgedruckt« Fälle; ausscr Handelssache«
dienen hingegen nur jene Sitze des Handelsgesezbuchs zur Rechts»
Ähnlichkeit, welche mit den Grundsäzen der bürgerlichen «esels«?
bung im Einklang sind.
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E r s t e r T i t e l .

Von dem H a n d e l s - S t a n d .

E r s t e s K a p i t e l .

V o n H a n d e l s - H e r r n.

2. Eine gewaltsentlassene minderjährige Person mann-
lichen oder weiblichen Geschlechts, die nach zurückgelegtem
achtzehnten Jahr von der Vefugm'ß Handel zu treiben, die
ihr der Saz 4U7. desCodeNapo leon ertheilt, Gebrauch
wachen wi l l , kann für die in Handlungs-Geschäften z»
übernehmende Verbindlichkeiten nur alsdann als großjäh:
^ig angesehen werden, wann sie

».) von ihrem Vater, oder dafern dieser verstorben,
mundlos, oder vermißt wäre, von ihrer Mutter;
oder, wenn sie vater-und mutterlos wäre, von
dem Familienrath durch obrigkeitlich bestätigten
Schluß dazu ermächtigt worden; auch

2.) diese Ennächti'gungs - Urkunde zuvor bey der
gerichtlichen Handlungs - Behörde des Orts ,
in welchem der Minderjährige sich niederlassen
wi l l , in ein Buch eingetragen und öffentlich
durch Anschlag verkündet ist.

2. Diese ebengedachte Verfügung trist auch solche
Minderjährige, die zwar nicht Handelsleute werden, aber
«in einzelnes Handelsgeschist unternehmen wollen.

4. Keine Ehefrau darf ohne Bewilligung ihres Man-

«es Handelsfran sepn.
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5. Solang sie Handelsflau ist, kann sie sich in ihren
Handlungsgcschaften ohne Bewilligung ihres Manns ver-
bindlich machen; ja sie verbindet dadurch auch ihren
Mann, wenn sie in Güter-Gemeinschaft mit ihm lebt.

Sie wird aber nicht als Handelsfrau angesehen, so

lang sie nur Waaren aus der Handlung ihres Manns im

Kleinen verkauft, sondern allein alsdann wann sie eine

desondere Handelschaft als Gewerbe treibt.

6. Minderjährige zur Handelschaft gehörig ermäch-

tigte Handelsleute können ihre Liegenschaft zu Pfand und

Unterpfand geben.

Sie können solche auch veräussern, jedoch nur mit

Beobachtung der Förmlichkeiten, welche durch die Säze

45?. und folg, des C 0 d e N a p 0 le 0 n vorgeschrieben sind.

7. Handelsfrauen könne» gleichfalls ihre Liegen-

schaften nicht nur zu Pfand und Unterpfand geben, son-

dern auch veräussern.

Wenn sie jedoch in bewidmeter Ehe leben, sn können

sie diejenige Güter, welche ihnen zu Heyrathsgut aus»

gesezt sind, weder verpfänden, noch veiäussern, außer in

denen vom Code Napo leon vorgesehenen Fällen, mit

Beobachtung der gesezlichen Form.

* Zweytes Kapitel.

V o n H a n d l u n g « - V e r w a l t e r n und D i e n e r n .

7 ». Handlungi'Verwaller oder Handlungs'Vorgcstzter (Fab

i«r /D i rek tor , ) ist nur derjenige, der von einem Handlungsherr»

«der einer Handlung«. Gesellschaft mit dem allgemeinen Auftrag l»

Besorgung aller ihrer Handelsgeschäfte angestellt ist.
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7 b. Die Gewalt, die ihm gegeben w i rd , muß nicht n',>r den

Kaufleutcn des Or t s , sondern auch den Handclsfrcüüdcn des Hand«

lungsherrn durch Schreiben, welche zugleich die eigenhändige Untc«

schrift des Verwalters nachweisen, bekannt gemacht werden.

Auch die Z « . l l . ^ h , ^ dei-selbln fordert ähnliche Bekannt,«««
chung, woben jedoch vorgcdachte Nnterschrisl enl«^.?.^ .sl

7 c. Kein Handlung^« Verwalter darf ohne besondere Erlaub»

niß des Handelsherrn auf eigene Rechnung Handel treiben, ode»

Handelsgeschäfte für andere Handelsleute besorgen»

7 6. Kein Handlungsdiencr hat in dieser Eigenschaft Gewalt

zu Eingehung verbindlicher Handelsgeschäfte für seinen Herrn.

Ist ihm Ausgebung von Waaren anvertraut, so hat er dadurch

«uch Gewalt zur Einnahme der baaren Zahlung für die Waare.

Das nemliche g i l t , wenn ihm zahlbare Briefe oder Rechnen»

gen offen zur Abgabe an den Schuldner zugestellt wurden, als wen

«uf er den Geld« Empfang unter .«gncm Namen bescheinigen darf.

7 «. Is t ein Handlungk'Diemr als Kassier angestellt, und dem

Handelsstand als solcher bekannt gemacht, so kann er alle Handlungs«

Zahlungen gültig empfang«!, und leisten, und dafür Empfang-Schei»

nc geben und nehmen; aber ohne besondere Vollmacht leine Verbind«

lichkeitcn auf die Handlung eingehen.

Zweyter T i te l .
Von den H a n d l u n g s - Bäch er«

8. Jeder Handelsmann ist schuldig ein Tagbuch zu

führen; dieses soll Tag für Tag die Uebersicht geben

semer einnehmenden und bezahlenden Schulden, seiner

Handels-Verrichtungen, der Annahmen der Handelspa«

Piere oder deren Uebertragungen auf Andere, und über«

Haupt alles dessen, waS er aus irgend einem Grund ei»,

nimmt und auszahlt; e« soll jeden Monat die Summen



s?» Anhang. l l . T. Von den Handlungs-Vüchem.

nachweisen, die er für seine Haushaltung verwendet; alles

unabhängig von den übrigen im Handel gebrauchlichen

Büchern, welche jedoch nicht allgemein unerläßlich sind.

Er ist verbunden, die Briefe, welche er e^ält, zu
sammeln und aufzubewahren, und die/ welche er absendet,
in ein Brieflich einzutragen,

9. Er ist ferner verbunden, jahrlich ein Vermögens-

Verzeichniß über alle seine bewegliche und unbewegliche

Güter, seine einnehmende und bezahlende Schulden, unter

seiner Unterschrift aufzusezen, und es fortlaufend Jahr für

Jahr in ein besonderes dazu bestimmtes Buch einzutragen.

10. Das Tagbuch und da« Vermögensbuch müssen

mit obrigkeitlichem Handzug bezeichnet werden.

Das Briefbuch ist dieser Förmlichkeit nicht unter«
werfen.

Alle Bücher müssen nach der Ordnung der Tage, ohne
leeren Zwischenraum, Lücken und Einschaltungen, geführt
werden.

»!. Die Bücher, deren Führung durch die Säze

ll. und 9. hierobe» verordnet ist, müssen entweder durch

ein Mitglied der Gerichts-Behörde, oder durch den Orts-

Vorsteher , oder dessen Amtsgehülfen in der gewöhnlichen

Art mit der Seitenzahl und dem Handzug unentgeldlich

bezeichnet werden. Die Handelsleute sind gehalten, diese

Bücher zehn Jahre lang aufzubewahren.

»2. RegelmHßsg gefühlte Handlung« - Bücher können

von dem Richter in Handlungs - Geschäften und zwischen

Handelsleuten, als Beweis zugelassen werden.
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»3. Wenn Personen, welche Handlung treiben, bey
den Büchern, welche sie zu führen verbunden sind, die
Hieroben vorgeschriebene Förmlichkeiten nicht beobachtet
haben; so können sie auf Vorlegung ihrer Bücher sich vor
Gericht nicht be,vfen, noch biose Glauben allda finden;
alles den Verfügung«« der Titel über Unzahlbarkeit und
Zahlungsflüchtigkeit unbeschadet.

»4- Die Mitthellung der Bücher und Vermögens-
Verzeichnisse zur Durchsicht kann von Gerichtswegen nur
«n gemeinschaftlichen Angelegenheiten, bey Erbschafts-
Fällen, Gesellschafts-Auseinandersezungen, und bey Ganten
verordnet «erden.

»5. Der Nichter kann von Amtswegen in dem Lauf
eines Prozesses die Vorlage der Bücher zur Einsicht verord-
nen, um dasjenige, was auf die Streitfrage Bezug hat,
daraus auszuziehen.

16. Befinden sich die Bücher, deren Vorlage ange-

boten, verlangt oder verordnet-H, a« einem andern Ort,

als das mit der Sache befaßte Bericht, so kann di«f«s

Ersuchschreiben an die Gerichts-Behörde in dem betreffen-

den Ort erlassen, oder einem Ortsvorzesezten auftragen,

Einsicht davon zu nehmen, über den Inhalt ein Protokoll

aufzusezen, um eö an das mit dem Rechtsstreit befaßte

Gericht zu übersenden.

!?. Wenn Ein Theil auf die Bücher des Andern sich

beruft, und dieser sich weigert, sie vorzulegen; so

der Richter jenen zum Eid lassen^
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D r i t t e r T i t e l .

V o n H a n d e l s - G e s e l l f c h a s t e n .

E r s t e s K a p i t e l .
B o n den verschiedenen G a t t u n g e n der Ge-

sel lschaften.

i». Jeder Oesellschasts - Vertrag richtet sich " " «

dem bürgerlichen Recht, den besonder« Handelsgesezen

und der Uebereinkunft der Partheien.

»9. Das Gesez erkennt drey Arten der Handels-

Gesellschaften, nemlich zwey Arten der benannten: die

offene Gesellschaft, und die vertraute Gesellschaft, sodann

die unbenannte Gesellschaft.

2«. Eine o f fene Gese l lschaf t ist diejenige,

welche von zwey oder mehrern Personen zu Betreibung

einer Handlung unter einem Handlung« - Namen (Firma)

geschlossen wird.

21. Der Handlungs-Name darf nur aus Namen

eines oder etlicher oder aller Gesellschafter bestehen.

22. Die offene Gesellschafter, die der Gesellschafts-

Nertrag aueweisen muß, haften samtverbindlich für

«lle Verpflichtungen der Gesellschaft > wenn gleich nur

Einer der Gesellschafter, jedoch mit dem Handlung«.-

Namen unterzeichnet hätte.

»3. Eine v e r t r a u t e Gese l l scha f t (Komman-

t i « ) wird zwischen einem oder mehreren verantwortlichen

und sawtverbindllchen Gesellschafts « Theilbabern, und
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einem oder mehreren Gesellschafts-Genossen, welche nur

Gelder in die Gesellschaft einschießen, und Kon, man-

d i t a r i e n oder v e r t r a u t e Gesel lschaf ter gena"'"

werden, geschlossen.
Sie wird unter einem Handlungs-Namen verwalte,

«elcher nothweudia a-'s^^m Name» eines oder mehrerer der
ye^..<^v>liichen und samtverbindlichen Theilhaber beste-
hen muß.

24. Sind mehrere benannte und samtverbindliche Oe«

sellschafter vorhanden; so ist die Gesellschaft, sie mögen nun

alle zusammen, oder einer oder mehrere für Alle, die Ver-

waltung führen, zu gleicher Zeit eine offene Gesellschaft

in Hinsicht auf sie, und eine vertraute Gesellschaft in Hin»

ficht auf die, welche nur Einlagen dazu geschossen haben.

25. Der Handlungs- Name darf niemals den Namen

«ines vertrauten Gesellschafters enthalten.

26. Der vertraute Gesellschafter hat an dem Ver<

lust nur so viel zu tragen, als seine versprochene Einlage

beträgt.

27. Der vertraute Gesellschafter darf leine Verwal-

tungs-Handlung unternehmen; er darf selbst nicht einmal

aus Vollmacht in den Angelegenheiten der Gesellschaft

gebraucht werden.

28. Der vertraute Gesellschafter, welcher obigem

zuwider handelt/ haftet samtverbindlich mit den offenen

Gesellschaftern, für alle Schulden und Verpflichtungen der

Gesellschaft.

29. Eine unbenannt« Gesellschaft trägt kei«
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nen Handlungsnamen, und wird nicht nach den Gesell-

schaftern benannt.

?°. ^:» «„-,.>, durch die Benennung des Gegenstands

ihrer Unternehmungen bezeichnet.

3 i . Sie wird durch G<"«althaber verwaltet; deren

Auftrag gilt nur auf Zeit, und ist wider. c.s«i<<,: dieselben

können GeseAschafter oder Fremde ftyu, mit oder ohne

Gehalt dienen.

52. Diese Verwalter sind für nichts als für den Voll-

zug des erhaltenen Auftrags verantwortlich.

Siewelde» durch ihre Geschäfts-Besorgung für die

Vervssichtungen der Gesellschaft, weder selbstverbindlich/

noch sammtverbindlich.

23. Die Gesellschafter werden nicht für mehr als ih-

ren Einlags - Antheil in der Gesellschaft durch Verlust

verbindlich.

24. Das Kapital einer unbenannten Gesellschaft theilt

sich in Äntheile, (Aktien) und diese wieder in Schm'tt-

Theile, (Koupons) von gleichem Werth.

25. Die Äntheile und Schnitttheile können durch Schei-

ne auf Inhaber lautend errichtet werden.

I n diesem Fall geschieht der Rechts-Uebertrag durch

die bloße Uebergnbe des Scheins.

26. Das Eigenthum der Äntheile kann auch durch
bloße Eintragung in die Bücher der Gesellschaft ertheilt
werden.

I n diesem Fall wird der Recht« - Uebertrag durch Ab-

und Zuschreibung in die Bücher der Gesellschaft bewirkt»
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die von demjenigen, welcher den Antheil überträgt, oder
seinem Gewaltb"l>»r «

37. Eine unbenannte Gesellschaft kann nur durch Er»
laubni'ß der Regierung bestehen, und der Gesellschafts-
Vertrag muß von ihr durch eine förmliche Staatsferti-
gung genehmigt seyn.

38. Auch das Kapital einer vertrauten Gesellschaft
kann in Antheile zerlegt werden, jedoch ohne an den
Regeln für diese Gattung von Gesellschaften etwas zu
ändern.

59. Offene sowohl als vertraute Gesellschaften müs,
sen durch öffentliche oder Privat-Urkunden richtig gestellt
werden.

I n diesem lezten Fall ist sich nach dem Saz »325.
des Code N a p o l e o n zurichten.

4". Unbenannte Gesellschaften können nur durch öf-
fentliche Urkunden gestiftet werden.

41. K ,n Zeugen - Beweis ist zulässig, laut des
-Eazes 1834. des Code N a p o l e o n .

42. Ein Auszug aus dem Gesellschafts-Vertrag der
offenen oder vertrauten Gesellschaften, muß in vierzehn Ta-
gen von seinem Abschluß an , in der Kanzley der GerichtS-
Behörde, in deren Amts-Bezirk das Handlungshans er-
richtet w i rd , übergeben werden, um zu Buch getragen und
während dreyer Monate öffentlich angeschlagen zu werden.

Hat die Gesellschaft mehrere Handlungshauser in
verschiedenen Bezirken, so muß dieser Auszug bey der Ge-
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richts-Bel,örde eines jeden Bezirks übergeben, eingeira-
«!>,, „„f, ^ ^<s>l,lu^rn nnroen.

Diese Formlichleiren müssen unter den Gesellschasis-

Gliedcru bcy Vermeidung der Nichtigkeit beobachtet wer-

den, abcr deren Unterlassung läßt sich von ihnen einem

Dritten mcht e,,tacgen halten.

43. Jener Auszug soll enthalten:
Namen, Vornamen, Eigenschaft und Wohnort jedes

der Gesellschafter, der nicht bloß Inhaber eines An»

theils oder vertrauter Gesellschafter ist.

Den Handlungs-Namen oder die Firma.

Die Handlungs - Angabe derjenigen Gesellschafter,

welche zu der Geschäfts-Führung, Verwaltung u,'d

Handlungs-Unterschrift ermächtigt sind.

Den Betrag der Antheile oder der Einlage der ver-

trauten Gesellschafter.

Die bestimmte Anfangs - und Endigungszeit der

Gesellschaft.

44< Dieser Auszug des Gesellschafts-Vertrags soll

da, »0 dieser auf einer öffentlichen Urkunde beruht, von

Staatsschreibern, wo er in einer Privat-Urkunde besteht,

von allen Gesellschaftern, bey offenen Gesellschaften; hin-

gegen bey vertrauten, diese mögen nun in Antheile zer-

legt seyn oder nicht, nur von den sammtverbindlichen

oder Geschäftsführenden Gesellschaftern, unterzeichnet

seyn.

45. Bey unbenannten Gesellschaften muß die Staats-

Bestatigung zugleich mit dem Gesellschafts, Vertrag für

eben so lang angeschlagen werden.
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46. Jede Fortsezung einer Gesellschaft nach Ablauf

der verabredeten Zeit, muß durch eine Erklärung dcr Ge-

sellschafter richtig gestellt werden.

Diese Erklärung, so wie jede früher erfolgende Auf-

lösung, jede Veränderung der Gesellschafter, jeder Aus-

tritt Eines derselben, alle neuere Gedinge und Verabre,

duugcn, jede Abänderung des Handlungs-Namens, sind

den durch dieSaze 42. 48. und 44. vorgeschriebenen Form»

'̂chkeiten unterworfen.

Werden diese außer Acht gelassen, so finden die Rechts«

Nachtheile des dritten Absazes des Sazes 42. ihre An-

wendung.

4?. Außer den obigen Gattungen der Gesellschaften

erkennt das Gesez auch Verb indungen zu e inzel»

ne« H a n d e l s - Un te rnehmungen .

4̂ » Diese Verbindungen können ein oder mehrere

H a n d l u n g s - G e s c h ä f t e betreffen, ihr Gegenstand,

ihre Einrichtung, das Verhältnis der Einlage zum Ge-

winn oder Verlust, so wie die weiteren Bedingungen, sind

der Uebereinkunft der Theilnehmer überlassen.

49. Solche Verbindungen zu Handels - Unterneh,
mungen können durch die Vorlage der Bücher, oder des
Brief-Wechsels, ja selbst durch Zeugen, wenn das Gericht
den Jeugen - Beweis zuzulassen Gründe hat, erwiese»
werden.

50. Auch sind solche Handelsverbindungen den Förm«

lichkeiten der übrigen Gesellschaften nicht untetworfen.
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Zweytes Kap i t e l .

V o n den S t r i t t i g l e i t e n zwischen G e seilschaf-

t e r n und der A r t sie zu schlichten.

5 i . Jeder Streit zwischen Handels-Gesellschaftern

in Gesellschafts-Angelegenheiten muß durch Schiedsrichter

entschieden werden.

62. Von den, schiedsrichterlichen Urtheil kann Beru-

fung ciugtlegt, oder auf Nichtigkeit gellagt werden, wenn

darauf nicht Verzicht« worden ist. Die Berufung geht an

das Obergericht.

53. Die Ernennung der Schiedsrichter geschieht:

Durch Privat-Urkunden;

Durch Staatsschreiberey-Urkunden;

Durch andere öffentliche Urkunden;

Durch Erklärung vor Gericht.

54. Die Partheien müssen gleich bey der Ernennung

der Schiedsrichter die Zeit bestimmen, in welcher der

Schiede-Spruch gegeben werden soll; werden sie darüber

nicht einig, so wird sie von dem Richter bestimmt.

55. Wenn einer oder mehrere Gesellschafter sich wei-

gern, Schiedsrichter zu erwählen; so werden diese von

Amtswegen durch die Gericht«-Behörde ernannt.

56. Die Partheien übergeben ihre Papiere und Denk-

schriften den Schiedsrichtern ohne alle Form eines gericht«

lichen Verfahrens.

5?. Derjenige Gesellschafter, welcher mit der Ueber-
gave seiner Papiere und Denkschriften zdgert, wird aufge-
fordert , sie in zehn Tagen zu bewirken.
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58. Die Schiedsrichter können nach Umständen die

Frist zu Vorlegung der Papiere verlängern.

69. Wird sie nicht verlängert, oder ist auch die neue

Zeitfrist abgelaufen; so sprechen die Schiedsrichter auf die

«vergebene Papiere und Denkschriften allem.

60. Sind die Meinungen getheilt, so müssen die

Schiedsrichter einen Obmann, der den Ausschlag gebe,

ernennen, falls er nicht durch den Schieds-Vertrag zum

Voraus bestimmt ist; können sie sich über diese Wahl nicht

vereinigen, so ernennt ihn die Gerichts-Behörde.

6,. Jeder Schieds-Spruch muß die Entscheidungs-
Gründe angeben.

Er wird auf der Kanzley des Gerichts hinterlegt.

Darauf wird er durch einen Beysazbefehl des Gerichts-

Vorstehers, ohne alle Veränderung, vollzugsreif erklärt,

und in die Gerichts-Bücher eingetragen. Der Vorsieher

soll diesen Beisaz-Befehl, ohne Bedingung und Beschrän-

kung in Zeit dreyer Tage von der Hinterlegung in der

Hanzley an, ertheilen.

62. Obige Verfügungen gelten auch den Wittwen,

Erben und Rechtsfolgern der Gesellschafter.

63. Für Minderjährige, die bey einem Streit über

Gesellschafts - Verbindlichkeiten betheiligt sind, kann der

Vormund auf die Berufung an den Richter von dem

Schiedsrichterlichen Spruch nicht verzichten.

64. Alle Klagen gegen jene Gesellschafter, die nicht
hie Schuld«Eintreibung übernommen haben/ sondern mit
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der Gesellschaft auseinander gesezt sind, und gegen ihre

Wittwen, Erben oder Rechtöfolger sind fünf Jahre nach

Beendigung oder Aufhebung der Gesellschaft verjährt, wenn

der Gesellschafts-Vertrag, der ihre Dauer bestimmte, oder

die Urkunde ihrer Auflößung, nach der Vorschrift der Sa-

ze 42. 43. 44. und 46. angescblaa-" «"d eingetragen wor-

den ist. «nd wenn seit Beobachtung dieser Förmlichkeit die

Verjährung durch keine gerichtliche Ansprache wider obige

Personen unterbrochen ward.

V i e r t e r T i t e l .

V o n der ehelichen G ü t e r - A b s o n d e r u n g .

65. Jede Klage unter Eheleuten auf Absonderung der

Güter muß nach der Vorschrift des Code N a p o l e o n ,

I I I . Buch V. Titel, I I . Kapitel I I I . Absch». und nach der

Gerichts-Ordnung verhandelt und abgeurtheilt werden.

66. Jedes Urtheil, welches Trennung von Tisch und

Bett oder Scheidung zwischen solchen Ehegatten ausspricht,

von welchen Eines eine Handlung hat, ist den Förmlich-

keiten unterworfen, welche der Saz ,46. des Code Na-

poleon bestimmt; »erden diese nicht beobachtet, so dür-

fen die Gläubiger gegen alles, wobey sie betheiligt sind,

Einsprach« machen, und jede Richtigstellung der Schul-

den, welche erfolgt seyn könnte, bestreiten.

67. Ein Auszug aus jedem Ehe-Vertrag zwischen sol-
chen Ehegatten, von welchen der Eine Handlung treibt,
muß in Monat«. Flift von seinem Tag und Jahr an, auf
»i« durch den Sa , »445. desCodeNapoleon bezeichnete

Kanz-
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übergeben, und dcmselbcn Saz gemaS auf die
daselbst beschriebene Art angeschlagen werden.

Dieser Auszug muß angeben, ob die Ehegatten auf

Gütergemeinschaft, auf gesondert Gut, oder auf bewid-

mete Ehe gcheyrathet sind.

63. Der Staatsschreiber, welcher den Ehe-Vertrag

aufnimmt/ ist schuldig die in dem vorigen Saz befohlene

llebergabe zu besorgen, und zwar unter Strafe eiocr Geld-

buße von fünfzig Gulden, ja selbst der Absezung und des

Schadens-Ersazes au die Gläubiger, wen» die Unterlas-

sung beweislich Folge eines geheime» Einverständnisses mit

den Parthcien wäre.

69. Jeder Ehegatte, der sich auf gesondert Gui, oder

auf bewidmcte Ehe verehlicht hat, und »ach der Hey:

rath das Gewerb eines Handelsmanns ergreift, soll in

Monats-Frist von dem Tag an, wo seine Handlung

anfängt, eine ahnliche Uebergabe bewirken, unter Stra-

fe im Fall einer Unzahlbarkeit als boshafter Zaklungs?

ftüchtiger bestraft zu werden.

70. Jene Ueöergabe muß, unter gleichem Rechts-
Nachthcil in dem Jahr der Verkündigung gegenwärtigen
Gesezes von jedem Ehegatten geschehen, der auf geson-
dert Gut oder unter der Bewidmungs - Verfassung lebt,
«nd zu jener Zeit HandlungS-Gewerbe treibt.
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F ü n f t e r T i t e l .

Von H a n d l u n g s - V ö r s e n , Wechse l -und

W a a r e n - M a k l e r n .

E r s t e s K a p i t e l .

V o n den H a n d l u n g s - B ö r s e n .

71. Eine Handlungs-Börse ist die unter Staatsbe-

willigungbestehende Versammlung der Handelsleute, Wech-

sel- und Waaren - Mäkler.

72. Der Erfolg der Verhandlungen und Geschäfte.

welche auf der Börse abgeschlossen werden, bestimmt de»

laufenden Wechsel-Preis, Waaren-Preis, Fracht-Preis

zu Wasser und zu Land, den Preis der Staats-Papiere

und sonstiger Handelspapiere, die der Bestimmung eines

laufenden Preises empfänglich sind.

73. Diese verschiedene Preis-Angaben werden durch

die Wechsel - und Waarcu - Mäkler in derjenigen Form

ausgestellt, welche durch allgemeine oder besondere Pc>li-

zey - Verordnungen vorgeschrieben ist.

Zweytes Kapitel.
V o n Wechsel-und W a a r e n « M ä k l t l N .

74. Das Gesez erkennt Zwischenhändler in Hand-
lungs-Geschafien an, welche Wechsel« und Waaren-Mäk-
ler btissen.

?5. I n allen Städten, wo eine Handlungs- Börse ist,
müssen solche vorhanden seyn.
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Sie werden von Staatswegen ernannt.

76. Wo nach der Vorschrift des Gc'ezes bestellte
Wechsel - Mäkler sind, da haben sie ausschließlich das
Recht, Unterhändler der Staats - Papiere, und andrer
Papiere die einen lauftüdeü Preis haben, zu seyn. über ge-
zogene und eigene Wechsel und alle Handels - Papiere für
fremde Rechnung Handel zu schü'esscn, und deren laufen«
den Preis zu beglaubigen.

Die Wechsel-Makler dürfen neben denNaarcn-Mäk,
lern, die Geschäfte des Verkaufs und Ankaufs von Gold,
Silber und anderm Metall besorgen, und die Makelgebühr
davon ziehen. Sie sind allein berechtigt, deren laufenden
Preis zu beglaubigen.

77. Es gibt Waaren-Makler, und Fracht-Mäkler.

78. Wo ordnungsmäßig bestellte Waarcn - Mäkler
sind / da haben sie ausschließlich das Recht für Waar?n-
käufe Unterhändler zu seyn, und deren lausenden Preis
zu beglaubigen. Sie sind befugt, die Maklerey von ro«
hem Metall neben den Wechsel«Mäklern zu treiben.

79. und 80. (fallen weg als bloß dem Seerecht

dienend.)

8». Die nemliche Person kann, wenn es die erlangte

Staat«-Anstellung gestattet, Wechsel- und Waareu-Mäk-

ler zugleich seyn.

82. Fracht- Mäkler, da wo sie durch das Gesez an-
gestellt werden, haben allein das Recht, die Frachtverscn-
dungen zu Wasser und zu kand zu unterhandeln, und löu-

S s 2
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nen alsdann nicht zugleich Wechsel- und Waaren Mäk-

ler seyn.

83. Wer unzahlbar geworden ist, kann, wenn er

nicht Wiederbefähigung erlangt hat, weder Wechsel- noch

Waaren «Makler seyn.

84. Die öffentliche Wechsel« und Maaren - Mäkler

sind verbunden, «in Buch in der Form des Sazes " . zu

führen.

Sie müssen in dieses Buch Tag für Tag, n»ch der

Ordnung der Vorgänge, ohne Aussireichung, Einschal:

tung«n.und Versezungen, auch ohne Abkürzung und Zif-

fern, alle Bedingungen der Verkaufe, Ankaufe, und über-

haupt alle durch ihre Beyhülfe abgeschlossenen Handels-

geschäfte eintragen.

85. Ein solcher Wechsel- oder Waaren - Mäkler darf

in keinen, Fal l , und unter keinem Vorwand, Handels-

oder Bank-Geschäfte für eigne Rechnung machen.

Er darf weder mittelbar noch unmittelbar, weder mit

offenem noch verdekten Namen, in irgend einer Handels-

Unternehmung betheiligt seyn.

Er darf für Rechnung derer, denen er dient, weder

einnehmen noch auszahlen.

86. Er kann sich nicht als Bürge für den Vollzug
der Händel, in welchen er.als Unterhändler auftr i t t ,
darstellen.

87. Jede Zuwiderhandlung gegen die in den beeden

vorhergehenden Säze» enthaltene Verfügungen zieht die

Ot««f« der Abseznng und di« Ver»»th«ilung zu «in« Geld-



Anhang. V l. T. Von Zwischenhändlern. «46

strafe die durch die Polizey-Behörde ausgesprochen wird, und
fünfzehnhundert Gulden nicht übersteigen darf , nach sich,
der Klage der Partheien auf völlige Schadloshaltung ohn-
beschadet.

U«. Ein kraft des vorhergehenden Saze5 abgesezte,
Wechsel- oder Waaren-Mäkler kann ein solches Amt nie-
mals wieder erhalten.

69. Jeder Wechsel- oder Waaren - Makler, wird,
wenn er unzahlbar w i rd , als zahlungsstüchtig behandelt.

90. Al les, was die Elhandlung und den Rechts -
Uebertrag der Staats - Papiere betrifft, wird durch beson-
dere Verordnungen der Staats? Behörde bestimmt.

S e c h s t e r T i t e l .

V o n Z w i s c h e n h ä n d l e r n .

9!» Ein Zwischenhändler (Kommissionär) ist derje-
«ige Handelsmann, der entweder unter seinem eigne»,
oder unter einem Handlung«, Namen <Firma) für Rech-
nung eines Bestellers (Kommittenten) Handelsgeschäfte
besorgt.

92. Die Rechte und Pflichten des Bestellers und
Zwischenhändlers im allgemeinen richten sich nach dem
dreyzehenten Titel im dritten Buch d e s C ' d e N a p o l e o n .

9» ,. Der Geschiiftsgegcnstano der Zwisihcnhanescr ist
Haufbcsorgung, thcils Waaren«Versendung.
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Erstes Kap i t e l .

V o n der K a u f b e s o r g u n g .

92 »». Der K.iüfbesorger ist nicht schuldig dm Widerruf einer

Besnllimg anl'mehmen, wenn er die Waarc schon von Andern ein«

getauft, oder von seinem eigenen Vorrach wirtlich abgegeben/ r-er,

p,ickc, >u,d zu Buch gerrazeü hat: er ist jedoch/ sobald sie noch

,;:.i!5 .'bggü^gcn ist, schuldig, bcy dcm Bcsillkr vorder Adftndung

l!n>i!'f,;c^lcel! a^-'sia^cn, 2b dieser solche gesendet verlange, oder

auf dein P la ; t.irüber verfügen wolle,

92 n k. Ein: Waarc, deren Einsichr oder Ausfuhr verboten

n?ird, tommc dadurch in dieser Bezichung außer Handelsverkehr.

2 r Zwischcnh-,nd!cr, der nach erfahrenem Verbot sie dem Verbot

,c^cg:.i abjcnder, oder zu dem dadurch gehemmter» Handelsverkehr

i>. ai i t t , oder über den unvcrfiihi'bar gcivortcncn Wonach eigen«

ii.^ch >>i verfügt, wird dem Besteller wegen allem Schaden reranl-

lvciclich.

92 a c. Ein Hausbesorger, dem Waarcn zum Verkauf zugc<

sendet wnden, ohne daß er sich zur Geschäftsbesorgung verbindlich

gemacht hätte, kann, wenn «r das Geschäft nicht übernehmen wil l ,

die Waarc unvcrcindtlt bep sich austewahren, oder zu sicherer Hand

hinterlegen, muß aber unaufgehaltcn vcy dem Zusendcr anfragen,

ob er Rücksendung verlang«, oder anderweit auf de« Plaz darüber

Verfügen wolle.

B«y Waaren, die durch Verzug verderben «der werthlos «er»

de», wie «»gewährte Handclipapiere, muß er zur Wahrung gegen

Verderben oder Verfall das Nöthige dennoch inzwischen vorkehren.

92. »ä. s in Kaufbcftrger, d«r «inen Waarenvertauf über«

nimmt, stfht für die gahlbarteit des Käuftrs gu t , wenn das Gc'

gentheil nicht bedungen ist.

92 »e. Ein Besteller, d«r über Nicht »«rsüllung stiner «estzten

klagen, mithin die Wo«» nach dem Einkauf«»Ver»
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zeichniß (Fakmr) nicht annehmen wi l l , muß den Kausiesorger längst

in acht Tagen nach Empfang des Einkaufs« Verzeichnisses in Kennt«

mg sezen, und unttrdcssm wegen der Waaren sich nach dem Zusaz

g2 »c. richten.

92 «f. Das ncmliche soll derjenige thun, welcher glaubt über

die Beschaffenheit der Waare klagen zu können, doch hat dieser von

Ankunft dcr Waaren an vierzehn Tage Zeit dazu, muß aber ein Zeug,

niß zwcyer unbefangenen Kaustcute oder Sachversiändigen über den

Erfund der Waartn anlegen.

92 »3. Würde dcr Kaxfbcsorger für Haltbarkeit dcr.Waar»

gutstchcn, oder würden in den Packgcfässcn, die Waarcn unten schlecht

tcr als oben sich finden; so genügt es, wann nur vor Ablauf jener

Zeit «der ungesäumt nach Entdeckung dieser Gefährde dem Kaufbc-

sorgcr der Rückgriff angekündigt wird.

g3. Jeder Kaufte sorger, oder Versender, welcher auf

die Waaren, die ihm von einem andern Plaz zum Verkauf

für Rechnung eines Bestellers, zugeschickt werden, Vor-

schüsse macht, hat für deren Rückzahlung ein Vorzugs-

Recht auf den Wert!) der Waaren, solang dieselben entwe-

der in seinen Vorrathshäusern, oder in einer öffentlichen

Niederlage zu seiner Verfügung liegen, oder sobald er,

auch vor ihrer Ankunft, durch einen Schiffs-Ladschein

vder einen Frachtbrief beweisen kann, daß sie an ihn abge,

sendet sind.

94. Sind die Waaren für Rechnung des Bestellers

verkauft und abgeliefert worden; !so macht sich der Zwi-

schenhändler für den Betrag seiner Vorschüsse, Zinsen und

Kosten, von dem Erlös bezahlt, und geht darin« den Gläu-

bigern des Bestellers vor.
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95. Daneihen, Vorschüsse oder Zahlungen auf Naa-

ren , welche auf Verlangen einer an dem Wohnort des

Vesorgcrs sich aufhaltenden Person hinterlegt oder in Be-

schlag genommen worden sind, geben dem Zwischenhänd-

ler oder dem Aufbewahre? nur in soweit ein Vorzugs-

Recht, als er sich nach der Vorschrift des Code Napo-

l e o n U l . B u c h , T i t e l X V I I von E'"sazpf"ndern be-

nommen hat.

Zweptes Kapitel.
V o n den W a a r e n - V e r s e n d e rn<

96. Der Maaren-Versender (Spedi teur ) , welcher ei-

ne Versendung zu Land oder zu Wasser übernimmt, ist ge-

halten, die Angabe der Ar t und Menge der Maaren, und,

wenn es verlangt w i r d , ihres Wer ths , in sein Tagbuch

einzutragen.

97- Er haftet, auffer dem Fal l einer gehörig bewiese«

« n hoher,, Gewal t , für die Ankunft der Waaren und

Güter in der durch den Frachtbrief bestimmten Zeit.

9" . Er haftet für den Schaden und Abgang, den die

Maaren und Güter unterwegs erleide» mögen, wenn nicht

im Frachthritf das Gegentheil bedungen oder d« Schaden

durch höhere Gewalt verursacht ward.)

93. Er haftet für die Handlungen t»es von ihm er-

wählten Zwischen - Versenders, durch welchen er die Wa«-

« n »eitcr fördert.

93 »- Dies« Schuldigkeit zy Haft»« tritt jedoch nur ein, »cnn
»er Bcs«lkf längst in vier N«chc« nach her Zeit « 0 , die auegebüt-
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bcnc Waarc h.ittc ankomme» solle», oder fehlerhaft angclommc» ist,

ren der läge der Sache, a» den Versender Nachricht abgesandt hat.

icio. Soba ld die Waare das Waarenlager des Vc r -

läufers c-dcr 'Absenders verlassen l,at, lauft sie, ,ve»n

nichts anders bedungen ist, auf Gefahr des Eiqcnthi'micrs

vorbehaltlich seines Rlnkgriffs auf deren Versender oder

den damit befrachteten Fuhrmann in geeigneten Fällen.

100 ,. Der Versender/ der vo>» dem bestimmte»

einer W.«ve eine andere Anweisung erhält, als vem Abftü^cr, muß

sich nach jener richlc»; ausgenommen, wenn der Absender durch cm«u

der Abseüdung ü.ichlauftndcn Auftrag die Hand dara:,f legt: in

diese»! Fall muß er sie bis zu gücüchcm oder rechtlichem Auitrag

bei, sich austüvat» cn, oder zu sicherer Hand hintcrlczen.

">,. Der Frachtbrief bittet einen Vertrag zwischen

dem Versender und dem Fuhrmann, oder zwischen dem

Versender, dem Besorger und dem Fuhrmann.

»°2. Der Frachtbrief muß enthalten Ot t / Tag und

Jahr der Ausstellung;

Natur und Gewicht oder Gehalt der versendeten Waa«;

Die Zeit, in welch« die Ablieferung geschehen soll;

Derselbe gibt an:

Den Name» und de» Wohnort des Zwischenhändlers,

durch dessen Hände die Versendung geht, wenn ein solcher

bestellt ist;

den Namen desjenigen, an welchen di/Waare gesen»

det wird;

den Namen und Wohnort dts Fuhrmanns;

endlich den Preis der Fracht und die Entschidigung

welche für allenfallsigen Verzug gebührt.
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Er wird von dem Versender oder dem Kaufbesorger

unterzeichnet.

Am Räude verzeichnet man die Ziffern und Kennzei-

chen der zu iransportirenden Va.'len.

Der Versender mi'ß die Frachtbriefe, Einen nach dem

Andern, ohne Zwischen-Raum, mein mit Seitenzahl und

bffmllichen Handzng bezeichnetes Buch eintragen.

102 a. Der Versender soll die Fracht ohne besonderen Auftrag
des B c M c r s oder Zustndcrs nicht vorausbezahlen. Emc ohne Ge-
heiß vorai'sbezahlle Fracht ist der Besteller in Handelsrechnung am
zuerkennen nicht schuldig, und derselbe hat nur nach Richtigstellung
des ihm dadurch etwa zugegangenen Schadens das, was ihm durch
die Zahlung zu gut gekommen ist, zu vergüten.

D r i t t e s K a p i t e l .

V o n d e n F u h r l e u t e n .

»c»3. Außer dem Fall höherer Gewalt haftet der

Fuhrmann für den Verlust der Güter , deren Ueberbrin-

gung ihm anvertraut ist.

Eben so haftet er für Schaden und Abgang dersel-

ben, so weit solcher nicht aus Fehlern der Sache oder aus

höherer Gewalt entspringt.

104. I s t die Ueberbringung wegen höherer Gewalt

nicht in der bedungenen Zeitgeschehen ; so ist der Fuhrmann

keine Entschädigung für den Verzug schuldig.

,»4 »- Di« Fuhrleute müssen, so lang die geladene Waare
nicht an den im Frachtbrief benannten Empfänger zur Abgabe ange-
zeigt ist , die Befehle dessen, der ihnen die Waaren zur Verführung
übergab, lediglich befolgen, selbst wenn sie nachkommen, und er der«
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fügt, daß sie an einen Andern abgegeben werden sollen, als auf den ler
Frachtbrief lautet: sie können durch solche nachkommende Verfügung
nicht verbindlich werden, an Orte zu fahren, die außer ihrer Straße
liegen, oder sich durch Abladen an Orten, die für sie nicht Absteß,
Orte sind, aufzuhalten.

' « 5 . Durch Annahme der überbrachten Güter und

Zahlung der Fracht erlöscht jede Klage gegen den Fuhr-

mann,

'06. Entsteht wider die Annahme der überbrachten

Güter Widerspruch, oberem Streit darüber, so wird der

Zustand derselben durch Sachverständige untersucht und b«.

scheinigt, welche der Vorsteher der Gerichts - Behörde,

oder wo dieser nicht zur Hand wäre, der Ortsvorsteher,

mittelst eines Beisaz-Befehls/ am Ende der übergebenen

Bittschrift ernennt.

Die Hinterlegung der Waaren zur sichern Hand und

'hl zu Folge deren Ueberbringung in eine öffentliche Nie-

derlage kann verordnet werden.

Auch der Verkauf derselbe«/ so weites zur Deckung

der Fracht des Fuhrmanns nöthig ist, kann statt finden.

!a?. Alle im gegenwärtigen Titel enthaltene Ver.

fügungen gelten auch den Schiffsherrn und den Unterneh-

mern öffentlicher Wagen und Land-Kutschen.

»o8. Alle Klagen gegen einen Kaufbesorger, Versen-

der und Fuhrmann wegen Verlust oder Abgang der Waa-

gen find nach sechs Monaten, für Versendungen im Land,

und nach einem Jahr für die ins Ausland geschehene Ver-

sendungen versessen; diese Verjährungszeit läuft im Fall

des Verlust« der Waaren von dem Tag an, wo die Ueber,
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bringung hatte bewerkstelligt seyn sollen, und im Fall des

Schadens oder Abgangs von dem Tag der Ablieferung der

Maaren an , vorbehaltlich der Rechte aus Gefährde oder

Veruntreuung. ,

S i e b e n t e r T i t e l .

K o n H a n d e l s v e r b i n d l l c h k e i t e n .

109. Kaufe und Verkauf« werden bewiesen:

durch öffentliche Urkunden;

durch Privat - Urkunden;
durch die Abrechnungen mit denWechscl- und Waa-

ren-Mäklern, wenn sie von de» Partheien gehörig
unterzeichnet sind;

dmch ein angenommenes Einkaufs - Verzeichnis
(Faktur);

durch de» Briefwechsel;

durch die. Bücher der Partheien;
durch Zeugen-Beweis, da wo ihn nach Umstan-

den das Gericht zulässig findet.

i«9 5. Kein Fabrikant darf, seine Waare unter dem Namen
einer andern inländischen Fabrik, od«r unter den bestehenden W a «
renzcichcn derselben, wenn nicht deutliche Unterscheidungsmerkmale
lugcsezt sind, verfertigen und ausgeben: der Fabrik, dcrcn Name
und Zeichen mißbraucht »ä re , steht f rey, alles damit bezeichnete Gut
und alle davon herrührende ausstehende Forderungen, als ihr gehö-
rig , zur Entschädigung an sich zu ziehen / wenn sie nicht über Jahr
uud Tag vom ersten Verlauf solcher nachgemachten Waare a n / da<
zu still gesessen hat.

»°9 b. Jede« Geld , da« ein Kaufmann auf Rechnung Am
»erer empfängt, g i l t , so sang er es rechtmäßig m der Hand hat,
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für hinterlegt mit unverzinslicher Gebrauchs-Erlaubniß/ wenn nicht
Vi« Unttrsagung alles Gebrauchs, oder dessen Verzinsung bedungen ist.

109 c. Verzugs - Zinsen laufen in Handelsgeschäften oder unter
Handelsleuten vom Verfalltag an, ohne vorgängigc Zahlung«»An,
forderung.

Achter Titel.

Von Wechseln und ihrer Ver jährung.

Erstes Kapitel.

Von gezogenen Wechseln.

E rs te r Abschnitt.

V o n der Form der gezogenen Wechsel .

" 0 . Ein gezogener Wechsel ist derjenige, der auf

einen andern Ort und auf eine andere Person zur Zahlung

ausgestellt ist:

Er muß mit dem eigenen oder Handels-Namen des

Ausstellers unterzeichnet seyn;

Er muß ausdrucken: Or t , Tag, und Jahr der Aus-

stellung; die zu zahlende Summe; den Namen desjenigen

der zahlen soll, oder de« Werth - ErstatterS (Trassaten);

Zeit und Ort wo die Zahlung geschehen soll; und den

Empfang des Werths in Geld, Waare, Rechnung oder

auf andre Weise.

Er muß auf Verfügung (Ordre) gestellt seyn, sty eS

nun auf jene eines Dritten, nemlich des Werthgebers,
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(Emi t ten ten) : oder auf die des Wechselgebers (Tras-
santen) selbst;

Es muß, wenn der Wechsel mehrfach ausgestellt wird,
in jedem Wechselbrief ausgedrückt seyN/ ob es der erste,
zwcyte, dritte u. s. w. sey.

HO«. Ein Doppelwcchscl, das ist eine zwcy > oder dreyfache
Ausfertigung des Wechsels, muß gegeben «erden, sobald es der
Werth« Geber fordert.

» l l . Ein Wechsel kann auf eine bestimmte Person
gezogen, und dennoch in dem Wohnsiz eines Drit ten zahl-
bar gestellt seyn.

Er kann aus Auftrag und für Rechnung eines Dritten
gezogen werden.

" 2 . Jeder Wechsel n«t unrichtiger Angabe der Na-
men, oder der Eigenschaften, des Wohnsizes, dls Orts
der Ausstellung, oder des Orts der Erhebung, gilt nur
als Handschrift.

112 2. Wechsel die an einem bedeutenden Dr t einen unleser»

!ich machenden Durchstrich haben, oder worin» merkbar etwas a»sge<

löscht, «der weggcäzt ist, wenn ihr Inhalt gleich übrigens keinen

Mangel zeigt, gelten nur als gemeine Handschrift.

" 3 . Die Unterschrift einer Frauensperson, die nicht
Handelöfrau ist, wirkt für sie bey Wechseln nur eine
handschriftliche Verbindlichkeit.

»;2 , . Selbst dies« wirkt sie nur aledann, «enn sie mit eine»

«hcvogt oder Geschlechts« Bcystand ihn untcrjelchnct hat, oder i»

Fall « a r , w»He dessen nicht bedurfte.

"4< Wechsel der Minderjährigen, die nicht Handels«
sind, zelten gegen sie gar nicht, vorbehaltlich der
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wechselseitigen Rechte der Partheien aus der Voischnft
des Sazes ,3l2 des Code Napo leon .

114 «. Die Aushändigung eines Wechsels gilt für Bekennt-

niß, daß der Wcchstlwerth berichtigt sep, wenn dagegen nicht »,,»

Rückschein gegeben und genommen worden ist, daß der Wcchstlwerth

geborgt scy.

1,4 b. Auf einen solchen Rückschein kann, sobald die Zeit der

zugesagten Wcrth, Anlieferung vorüber ist, nach Wechselrecht ge«

klagt werden, ,wcnn er die Erfordernisse eines klare» Scheins hat,

und bestimmt angibt/ daß er für geborgten Wechselwerth gegeben ist.

114 c. Das nemlichc ist anzuwenden bey einer Vorauszahlung

des Wechselwerths, welche durch einen ähnlichen Gegenschein ze>

»eckt ist.

Zweyter Abschnitt.

V o n Bedeckungen uud Be r i ch tb r i e fen .

" 5 . Der Wechselgeber, oder derjenige für dessen

Rechnung der Wechsel gezogen wird, muß für die Bedek-

kung des Welch - Erstatters sorgen. Der Wechselgeber

bleibt in jedem Fall dafür persönlich verpflichtet.

116. Die Bedeckung ist vorhanden, wenn derjenige

«uf welchen der Wechsel gezogen ist, zur Verfallzeit dem

Wechselgeber, oder demjenigen für dessen Rechnung die-

ser gezogen hat, eine dem Betrag des Wechsels wenig»

stens gleiche Summe wirtlich schuldet.

117. Die Annahme unterstellt Bedeckung: gegen

die Wechsel-Uebergeber (Indossanten) macht sie den Be-

weis derselben.
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Der Wechsel mag jedoch angenommen worden seyn

oder nicht, immer liegt im Läugnungs - Fall allein dem

Wechselgeber der Beweis auf, daß der Werth-Erstat-

tet zur Vcrfallzeit bedeckt war; führt er solchen Beweis

nicht/ so ist er zur Gewährleistung selbst alsdann ver-

bunden, wenn der Wechsel erst nach den vorgeschriebenen

Fristen abgesagt (protestirt) worden wäre.

1,7 ». Ob der Wcchsclgebcr dem Wenh - Ersiatter n»'t
»der ohne Berichtbrief die Zahlung auftragen 'tonne und n'sllc, hangt
von ihrem gegenseitigen Verhältnis und Beliebe» ab. Wer jedoch
in, Fall ist eines Berichtschrcibens zu bedürfen, soll im Weckst! aus»
drücken, daß er l a u t B e r i c h t gegeben sey.

,17 !,. Wer einen Wechsel laut Bericht alisa-bc, sell de»
Bcrichtsbricf unfehlbar mit der Post dc» «cüilichc» T»Zc, oder
spätestens mit der nächstfolgenden ablaufen lasse»/ und sich dcösallü aus
Erfordern durch sein Briefbuch rechtfertigen können.

,1? c. Die Ablassung des Berichtsschrcibens f.»m auch durch
bcedcrscmgcz Einvcrstänlniß dem Wcrthgebcr überlassen n-erdcn/
und dieses ist allemahl zu unterstellen/ wenn in den» Wcchst! steht»
l a u t e i n g e h ä n d i g t e n B e r i c h t s .

« 7 ä. Wo der Werthgeber die Bestellung des Bcrichteschrei»
bens übernahm/ und von dem W«rth»Ersta«er der Wechsel bloß »vegcn
nicht eingclauftnem Bericht abgesagt w i r d ; da kann jener dcn Schien
der Absage nicht an dcn Wechselgeber fordern.

i»7 «. Wo crwiestn werden kann, daß bloß durch «inen under,
«eidlichen Zufall der Berichrsbrief verloren g ing, da haben der
Wcrthgeber und d«r Wechselgelder den Schaden der Absage mit ema»«
de« gemeinschaftlich zu tragen,

„ 7 5 Der Bn-ichtsbricf enthält die Wechstlsummen; den Na>
«en des Werthz«beri? mglcichem, wenn für Rechnung eines Andern

gezogen
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zczogc» w i r d , die Bemerkung dWs Umstands und des Namens

jenes Andern; endlich die Zahlungszeic; auch wenn er auf cincn

dritten Orc zahlbar gestellt ist/ diesen Umstand: fehlt einer dieser

Umstände im Bericht bcy einem auf Bericht gestellten Wcchsclbricf,

«der ist er anders darinn angegeben, als in dem Wechsel: so kann

der Wcrchcrstatttr daher Anlaß nehmen, die Annahme des Wechsel«

abzusagm.

Dr i t te r Abschnitt.
V o n d e r A n n a h m e .

" 8 . Dem Wechsel-El Heber (Präsentanten) haften

alle Wechsel - Uebergeber mit dem Wcchselgeber sammc-

verbmdlich für die Annahme des Wechsels und für dessen

Zahlung zur Verfallzei't.

" 9 . Wird die Annahme verweigert, so wird diese

Verweigerung durch eine Urkunde beweislich gemacht, die

man Ab sagschein (Protest) wegen N i c h t - A n n a h m e

nennt.

»2a. Sobald der Absagschein wegen Nicht-Annahme

den Wechsel-Uebergcbern und dem Wechselgeber kund gethan

w i r d , sind diese gegen einander gehalten, auf Verlangen

für die Zahlung des Wechsels zur Verfallzeit Bürgschaft

zu stellen, oder den Betrag samt den Kosten des Absag,

scheins und Rück-Wechsels zu erlegen.

Der Bürge des Wcchselgebers oder eines Wechsel-

UebergeberS haftet sammtverbindlich nur mit dem, welchen

er verbürgt hat.

l 2 l . Wer einen Wechsel annimmt, verbindet sich da«

durch, den Betrag desselben z» bezahlen.
Gesezbuch. T t
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Der Werth - Erstattet kann seine Annahme auch als-
dann nicht umstoßen, wann der Wechselgebel ohne sein
Wisse«/ und noch vor seiner Annahme zahlungsunvelmo-
gend ward, selbst wenn er nicht gedeckt ist.

122. Die Wechsel-Annahme muß unterzeichnet seyn.
Das W o r t : a n g e n o m m e n , (acceptirt) ist hin-

länglicher Ausdruck derselben.

Wenn der Wechsel einen oder mehrere Tage oder Mo-
nate nach Sicht zahlbar ausgestellt ist, und die Annahme
Tag und Jahr nicht ausdruckt; so wird die darin« bestimmte
Verfall-Zeit von dem Tag der Ausstellung an gerechnet.

123. Die Annahme eines Wechsels, der nicht an
dem Aufenthal ts-Ort des Annehmers zahlbar ist, gibt
den Or t a n , wo die Zahlung oder Nachfrage geschehen soll.

124. Ein« Wechsel-Annahme kann nicht bedingt
seyn, aber man kann nur auf «ine geringer« Summe, «lS
in dem Wechsel enthalten ist, annehmen.

I n diesem Fall ist der Inhaber schuldig, den Wechsel
für den nicht angenommenen Betrag absagen zu lassen.

Ein Wechsel muß bey der Vorzeigung, oder
HatestenS in vier und zwanzig Stunden nach derselben
»»genommen werden.

i»5 «. Bty Wechseln, die au« Orten kommen, »elche De
««d«rf«tlen« Wechselftist zur Annahmt bi« ««gen d« Verfallt««
gebt» , sind« »tcht«»Erwiederung statt.

« 5 l». Gind in »inen» Wechsel Wtchfelfteunde (Hddressen)
<«»«»tigt, s« «uß bep «sftl««ch«r «bsagt d«i Verchlsrstattcr« diese»
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der Wechsel vorgelegt, und in dem Äbsagschein ihrer Erklärung 5 sie,

mag zusagend «der absagend irfolgen> gedacht

Vierter Abschnitt.

Von der F reündes-Annahme.

23. Ein wegen Nicyt - Annahme abgesagter Wechsel
kann von einem Dritten als Freund des Wlchselgebers oder
Eines der Wechsel-Uebergeber üuch Unersucht angenommen
Werden̂

I n dem Absag-Schein muß von der Freundes ^Ani

nähme Meldung geschehen» Und det annehmende Freund

muß sie unterzeichnen^

^27. Dieser soll seine Annahme vhne Aufschub demjei

«igen > für den er als Freund eingestanden ist > kund thun.

»28. Der Inhaber biS Wechsels behalt einer Freuni
des-Annahme öhngeachtet> alle seine Rechte gegin de>t
Nechselgeber und die Wechsel - Uebergeber̂  wegen del
Nicht - Annahnie des Werth-Erstadter«.

Fünfte« Abschnitt.
B o » d e t V i r f a l l i Z i t t .

»29. Ein Wechsel lantt gezogen werdttt» zahlbar

üuf Sicht i

«inen oder Mehrere Tagt ^

vinen oder Mehrere Monate >näch Oichr.

einen oder Mehrer« RechtSftisten kUsos) ^
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«inen oder mehrere Tage ^
^ , ? nach Aus-

einen oder mehrere Monate >
< stelluna.

einen oder mehrere Rechtsfristen (Usos). / ^

an einem bestimmten Tag,

zur Meßzeit.

i3a. Ein Wechsel, zahlbar auf Sicht, muß gleich

nach der Vorzeigung bezahlt werden.

»3i. Der Verfalltag eines Wechsels, der

einen oder mehrere Tage ^

«inen oder mehrere Monate ^nach Sicht,

einen oder mehrere Rechtsfristen (Usos) /

zahlbar ist, wird durch Tag und Jahr der Annahme oder

des Absag-Scheins wegen Nicht-Annahme bestimmt.

»32. Die Rechtsfrist (Ufo) soll dreyßig Tage seyn,

welche von dem Tag nach jenem der Wechsel-Ausstellung

gezählt werden.

Die Monate aber werden so gerechnet, wie sie de«

Landes - Kalender nachweist.

»33. Ein Wechsel, zur Meßzeit zahlbar, ist den Tag

vor dem lezten Meßtag, odek an dem Tag der Messe, wenn

sie nur einen Tag dauert, fällig.

»34. Fallt der Verfalltag eines Wechsels auf einen ge,
sezli'chen Feyertag, so ist er am Tag zuvor zahlbar.

»55. Alle Ehren-Tage oder Gnaden,Tage (Respekt
oder Diskretionstage) so wie alle andre durch Gebrauche
und Orts-Gewohnheiten für Zahlung der Wechsel gestat,
ttte Fristen, sind abgeschafft.
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Sechster Abschnitt.

Von der Wechsel-Zuschreibung.

»36. Das Ei'genthum eines Wechsels wird durch Zu-

schreibung auf dem Rücken des Wechsels (Indossament)

aufden Wechselübernehmer (Indossanten) übertragen.

187. Jede Zu schreib ung enthält O r t , Tag und Jahr

solcher Verfügung;

Anzeige wie der Weich berichtigt worden ist;

Den ausgedrukteu Namen desjenigen, auf dessen Ver-

fügung der Wechsel dadurch übergeht.

Die Unterzeichnung des Uebergebers.

'38. I s t die Juschreibung den Verfügungen des vor-

hergehenden Sazes nicht gcmis , so bewirkt sie keinen

Rechts - Uebertrag, sondern gilt bloß als Eiuzugs-Auftrag.

i28. ,. Eine Zuschrcibung mit leer gelassenem Namen darf da«

her von dem Uebernehmer nicht ausgefüllt «erden; sie läuft, falls

sie in unrechte Hände kommt, auf Gefahr dessen, der sie in dieser

leeren F«rn» bewirkte.

»3g. Niemand darf bey Strafe der Verfälschung eine

Zuschreibung unter einem frühere«/ als dem wahren Tag

und Jahr ausfertigen.

Siebenter Abschnitt.

V o n der S a m m t - V e r b l n d l i c h k e i t .

»40. Alle die, welche einen Wechsel ausgestellt zuge-

schrieben oder angenommen haben, find dem Inhaber zur

Gelvähllelstung sammtverbindlich.
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Achter Abschn i t t .

V o n der Wechse l -B ürgschqft ,

»41. Die Zahlung eines Wechsels kann unabhängig

von Zuschreibung und Annahme, auch noch durch eine

Wechsel-Bürgschaft gesichert werden,

142. Der Bürge kann diese Sicherheitsleistung ent-

weder auf den Wechsel schreiben, oder durch besondere

Urkunde si« auf sich nehmen.

Wer seine Bürgschaft auf einen Wechsel gesezt half

kann fammtoerbi.ndlich und auf gleichen Wegen wie Wech-

selgeber und Uebergeber zur Zahlung angehalten werden,

Ho ditz Uebefeinkunft der Partheien nicht ein anderes sagt..

Neunter Abschnitt»
V o n der Z a h l u n g ,

»43. Ein Wechsel muß in, derjenigen Wnz<? bezahlt

Heiden < auf welche er lautet,

'4?- ». Wo nur der Geldbetrag nicht die Miinjgattung angt'
«eben wäre, da ist die am Ort der Zahlung lauf habende Münze in
groben Gattungen zu verstehen.

144. Wer «inen Wechsel vor der Nerfallzeit bezahlt/l

ist für die GHltigttit der Zahlung »erantwyrtlich.

»45. Wer einen Wechsels der ohne Emsprach« 5«?
Yerfallzeit ist, bezahlt, hat hie Stecht«,Pernwthung für
sich, seiner Velpfiichtung gültiger Weise xntleyigt zu seyn,

»46, Der Inhaber eines Wechsels fann llicht angehal-
ten »erden, die Zahlung vor dem Verfalltag anzunehmen.



U n H a n g . V I l l . T. V « Wechseln und ihrer Verjährung. 663

,46. «. Hinterlegung der Wcchselsumme z« sicherer Hand ohne
Einwilligung des Erhebers gilt nicht für Zahlung; außer wenn die«
ser zur Verfallzeit zur Erhebung nicht erscheint, oder wenn eine Zah«
lungslUnvcrmdgenheit Hey ihm ausgebrochen ist; oder er die erf«r<
dcrlichcn Eigcnthums > Urkunden nicht «der nur mangelhaft auslie«
ferc, auch wegen der Nachlieferung nicht Sicherheit gibt; endliH
wenn richterlicher Beschlag auf die Zahlung gelegt ist.

147. Die Zahlung eines Wechsels auf einen Doppel,

Wechsel geschieht gültig, wenn der zweyte dritte lc. «.

Wechsel besagt, daß dessen Zahlung die Wirkung der übn«

gen tilgen soll.

»48. Wer einen Wechsel auf einen Doppel, Bsiek he,

zahlt, und denjenigen, auf welchen seine Annahme ge-

schrieben ist, zurück zu nehmen unterläßt, wird durch die-

se Zahlung seiner Verbindlichkeit gegen einen dritten In?

Haber seines Annahms-Scheins keineswegs entledigt.

»49» Eine Einsprach« gegen dle Zahlung findet nur i«

zweyen Fällen statt:

».) wenn der Wechsel verloren geht;

2.) wenn der Inhaber desselben Zahlnng«un»ermö-

gend wird.

»5a. Geht ein nicht angenommener Wechsel

verloren, so ist der Eigenthümer desselben befugt, seine.

Zahlung auf einen Doppel-Wechsel zu verlangen.

»5». War der verlorene Wechsel mit der Annahm« ver-

sehen , so kann die Zahlung auf einen solchen zweiten, drit-

ten «. «. Wechselbrief nur zufolge eines gerichtlichen Bei,

saz - Befehls und gegen HicherheitS - Leistung gefordert.

Iverden.

»52. Wenn derjenige/ der einen angenommenen »d
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nicht angenommenen Wechsel verloren hat, einen Doppel-

Wechsel nicht aufweisen kann; so kann er die Zahlung des

verlornen Wechsels nach erlangtem gerichtlichem Beisaz«

Befehl fordern, sobald er sein Eigenthums-Recht durch

seine Bücher erweist und Sicherheit leistet.

i53. Wird auf ein zufolge der beeden vorhergehenden

Säze geschehenes Bekehren die Zahlung verweigert; so

muß der Eigenthümer des verlornen Wechsels alle seine

Rechte durch einen Rcchtsverwahrungs-Schein (Protesia-

tions-Urkunde) bewahren.

Dieser Schein muß am Tag nach dem Verfall-Tag

des verlornen Wechsels gefertigt werden.

Er muß dem Wechselgeber und den Wechsel-Ueberge-

bern in Zeit und Art zugestellt werden, welche weiter un-

ten desfalls vorgeschrieben sind.

,54. Der Eigenthümer des verlornen Wechsels muß

sich, um einen zweyten, wenn er ihn nicht schon hat, zu

erhalten, an seinen unmittelbaren Wechsel - Uebergeber

wenden, welcher schuldig ist, ihn durch seinen Namen und

Beyhülfe in Stand zu sezen, daß er dessen früheren Ue-

bergeber in Anspruch nehmen könne, und so fort steigt man

von Uebernehmer zu Uebergeber bis zu dem Wechselgeber

hinauf. Der Eigenthümer des verlornen Wechsels hat die

Kosten zu tragen.

»55. Die geleistete Sicherheit, wovon die SHze »5, und

»62. sprechen, erlöscht in orey Jahren, wenn während.die-

ser Zeitweder gerichtlicher noch aussergerichtlichel Anspruch

«folgte.
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,56. Abschlags-Zahlungen auf einen Wechsel mindern
die Summe der Verbindlichkeiten des Wechselgebers und
der Uebergeber.

Der Inhaber ist verbunden, den Wechsel für den Rest
absagen zu lassen.

»5?. Zur Z lhlung eines Wechsels darf kein Richter
Frist bewilligen.

167. «. Dem Wcchsclzcchler muß der Wechselinhaber «der dessen
«ncrkannrcr Bevollmächtigter eigenhändig auf dcm Wechsel den Ein«

pfang bezeugen: es genügt an dem Wor t : f ü r Q u i t t u n g (oder,

mit der Unterschrift.

167. K. Ein Unbekannter, der einen Wechsel zur Zahlung tvon

legt/ ist schuldig auf Verlangen des Wcchselzählcrs seine Person zu

beurkunden: es genügt dazu die Mit«Unterschrift eines Hanoclshau«

scs oder eines angesessenen Staatsbürgers unter das Tilgungs « Be<

lcnntniß.

Zehnter Abschnitt.
V o n F r e u n d e s - Z a h l u n g .

»58. Ein abgesagter Wechsel kann von einem Jede»
als Freund des Wechselgebers oder Eines der Uebergeber
bezahlt werden.

Die Freundes - Annahme und Zahlung muß durch den
Absag-Schein, oder durch einen Anhang dazu beweislich
«emacht werden.

»59> Wer einen Wechsel als Freund zahlt , t r i t t in
das Recht des Inhabers und in dessen Verbindlichkeit,
wegen der zu beobachtenden Fö.mlichteiteu. Geschieht die
Freundes-Zahlung für Rechnung des Wechselgebeis, so
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sind alle Wechsel-Uebergeber ihrer Verbindlichkeiten ent-
ledigt.

Geschieht dieselbe für einen Wechsel-Uebergeber, so sind
dessen etwaige Wechsel-Uebernehmer derselben entledigt:
nichtaber frühereWechsel-Uebergeber, noch der Wechselgeber.

Wollen mehrere zugleich einen Wechsel als Freunde
zahlen, so geht derjenige vor , dessen Zahlung die meisten
Verbindlichkeiten t i lgt.

Wurde derjenige, aufweichen der Wechsel ursprüng-
lich gezogen wa r , und auf den er wegen Nicht-Annahme
abgesagt worden ist, selbst zur Zahlung sich einsinden; so
geht er allen andern vor.

Cilfter Abschnitt.
V o n den Rechten und Verb ind l ichke i ten

des I n h a b e r s .

l6«. Der Inhaber eines Wechsels, welcher in Europa

gezogen und im Land entweder auf Sicht, oder auf einen

oder mehrere Tag«, oder Monat«, oder Rechtsfristen nach

Sicht zahlbar ist, soll die Zahlung oder Annahme seines

Wechsels,« sechs Monaten von dessen Ausstellungs-Tag

an, fordern, unter Strafe seinen Rückgriff gegen Wech-

selgeber und Uebergeber (»orauögesezt bey Erster»,, daß

er die Bedeckung angeschaft habe) zu verlieren.

(d«r wlieer, Inhalt diese« Saze», der de» Veehandel
he«»fft, ,st weggeblieben.)

»6,. Am Verfalltag muß der Inhaber eines Wechsels

Yie Zahlung forder«.
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»62. Wird diese verweigert, so muß diese Verwei-

gerung am Tag nach dem Perfall-Tag durch eine Urkunde

beweislich gemacht werden, welche: Ab sag-Schein

wegen N i c h t z a h l u n g heißt.

Ist dieser Tag ein gesezlicher Feyertag, so geschieht
die Absagung auf den folgenden Tag,

!65, Der Inhaber ist der Verbindlichkeit, im Fall

der Nichtbezahlung absagen zu lassen, weder durch den

Absag-Schein wegen Nicht-Annahme, noch durch den

Tod oder den Ausbruch des Zahlungsunvermögens des

Werth-Crsiatters (Trassaten) entbunden,

Wird der Werth-Erstatter vor der Verfallzeit zah-

lungsunvermögend« so kann der Inhaber sogleich absagen

lassen, und seinen Rückgriff nehmen,

»64, Der Inhaber eines wegen Nicht-Zahlung ab,

gesagten Wechsels kann seine Klage auf Gewährleistung,

entweder gegen den Wechselgebcr und jeden Uebergeber ins-

besondere« oder gegen alle zusammen anstellen. Jeder der

Wechsel-Uebernehmer hat dieselbe Befugniß in Hinsicht auf

seine Uebergeber und den. Wechselgeber,

,65. Wo der Inhaber seinen Rückgriff lediglich gegen

seinen Uebergcber nimmt, da muß er ihn»/ wenn dessen

Aufenthaltsort nicht über zehn Stunden entfernt ist, in

vierzehn Tagen nach dem Tag des Absag-Scheins diesen

zustellen, und ihn, wenn die Rückerstattung darauf nicht

" fo lg t , gerichtlich belangen.

Ist der Wohnsiz des Uebergebers mehr als zehn Stun,

den von dem Or t , wo der Wechsel zahlbar»«, entfernt;
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so wird für jede Entfernung von fünf Stunden über die

ersten zehn Stunden ein weiterer Tag zugelassen.

i65 a. Bericht von geschchcner'Absagc muß dem nächsten Neben
gebcr, und t»on diesem weiter aufwärts, gleich mit dem nächsten
Pestcag gegeben werden ; sonst hat der Inhaber einen etwa erweislich
seine» Vormcmncrn durch Verspätung zugehenden Schaden zu tragen.

166. Wenn im Land gezogene, und außer Lands,

doch in Euro»«, zahlbare Wechsel abgesagt werden; so

lnüssen die innerhalb Lands sich aufhaltende Geber und

Uebergeber in folgenden Fristen belangt werden:

I n zweyen Monaten für die, welche in den angrän:

zenden Staaten zahlbar waren;

I n vier Monaten für die, welche in den übrigen

europäischen Staaten zahlbar sind.

(Der übrige Tbell diese» Safe» betrifft de» S^chandel).

165 Wenn der Inhaber seinen Rückgriff gegen Geber

«nd Uebergeber des Wechsels zusammen nimmt; so hat

er, in Hinsicht auf jeden von ihnen, der durch den vor-

hergehenden Saz bestimmten Fristen zu genießen.

Jeder Uebernehmer kann den nemlichen Rückgriff ge-

gen seine Vormänner einzeln, oder gegen Alle zusammen,

in der gleichen Frist nehmen.

Die Frist lauft für sie von dem Tag nach demjenigen,

an, welchem die gerichtliche Vorladung wider sie gegeben ist.

»68. Nach Versäumung der Fristen, welche hieroben

für die Vorzeigung eines auf S icht , mgleichem auf einen

oder mehrere Tage, Monate, oder Rechtsfristen nach

Sicht gestellten Wechsels;

für die Absagung der N icht -Zah lung;
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für die Anstellung der Klage auf Gewährleistung

vorgeschrieben sind, ist der Inhaber des Wechsels aller

Rechte gegen die W ech s e l - U e b e r g e b e r verlustig.

»69. Eben so verliert jeder Wechsel-Uebernehmer jedes

Klagrecht aufGcwährleistung gegen seine Vormänner durch

Versäumung der Hieroben, für jeden von ihnen, vorge-

schriebenen Fristen.

170. Gleicher Verlust tr ifft den Inhaber und dessen

Wechsel-Uebergeber, selbst in Hinsicht auf den Wechsel,

geber, sobald dieser leztere beweist, daß zur Verfallzeit

des Wechsels die Bedeckung vorhanden war.

I n diesem Fall behält der Inhaber kein anderes Klag-

recht, als gegen den Werth-Erstatter, aufweichen gezo,

gen war.

17». Die Wirkungen der durch die drey vorhergehen-

den Säze ausgesprochenen Versizung treffen den Inhaber

nicht, wenn der Wechselgeber oder Ein und Andrer der

Uebernehmer nach dem Ablauf der für den Absag- Schein,

für dessen Zustellung und für die gerichtliche Vorladung

vorgeschriebenen Fristen durch Rechnung, Wettschlagung,

oder auf irgend eine andere Weise, die zur Wechsel- Zah«

lung bestimmte Gelder erhalten haben; wo alsdann diese

ihm verbindlich bleiben.

»72. Außer den Förmlichkeiten, welche für die Ge<

währleistungS, Klage Vorgeschrieben find, kann der I nha -

ber eines wegen Nicht-Zahlung abgesagten Wechsels mit

Erlaubnis des Richters die fahrende Haabe deS Wechsel-

zebers, der übergebenden Vormänner, und des Werth«
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Erstatters der angenommen hätte, zur Sicherstellung seiner

Rechte in Beschlag nehmen lassen.

Z w ö l f t e l Abschnitt.

V o n A b s a g - S ch e ,' n « n.

173. Die Absage> (Protest) Wege« Nicht-Annah-

me oder Nicht- Zahlung geschieht durch zweyStaatsschrei-

ber oder durch einen Staatsschreiber und zwcy Jeugen,

«der durch einen Gerichtsverordneten und zwey Zeugen.

Sie muß geschehen:

I n dem Wohnsiz desjenigen > auf den der Wechsel

zahlbar lautet, oder in seinem lezten bekannten

Wohnsiz.
I n dem Wohnsiz derjenigen Personen, welchen als

Freunde, der Wechsel empfohlen ist, um nöthi'genfallS

die Zahlung bey ihnen zu erheben.
I n dem Wohnsiz der Dritten, die «igenen Antriebs

als Freunde ihn angenommen haben.

Alles durch die nemllcht Urkunde.

Ist ein falscher Wohnsiz angegeben» so muß der Abi

sagt«,'» Nachfrags-Schein vorhergehen»

t?4. Der Absag-Schein enthält:
Die wörtliche Abschrift des Wechsels, der Annah-

me > der Zuschrtlbungen und der Zahlungs - Empfeh-
gen > welche er enthält j

Die Aufforderung den Wechsel zu zahlen;
Die Meldung der Gegenwart oder Abwesenheit des-

sen, dir zahlen sollte, und der Beweggründe seiner
N«ig«l»ng de» Zahlung, so wie seiner etwaigen Wei»
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gerung zu unterzeichnen, oder der Unmöglichkeit es
zu thun.

176. Keine Urkunde des Wechsel-Inhabers kann die

Stelle eines Absag-Scheins ersezen, den Fall eines ver-

lornen Wechsels ausgenommen, dem durch den Saz l5a.

und die folgende vorgesehen ist.

»76. Die Staatsschreiber und Gerichtsdiener sind.

Unter Strafe derAbsezung, Kosten-Zahlung und völligen

Schadloshaltung der Partbeien verbunden, eine genaue

Abschrift der Absag - Scheine diesen zu geben , auch sie

ihrem ganzen Inhalt nach, Tag für Tag und nach der

Ordnung der Vorgänge in ein besonderes Buch einzutra-

gen , welches mit Seitenzahl und öffentlichem Handzug

bezeichnet und in derjenigen Form gehalten werden muß,

bie für die öffentliche« Bücher vorgeschrieben ist.

Dreyzehnter Abschnitt.
V o n d e m R ü c k w e c h s e l .

»??. Der Rückwechsel besteht darin«, daß «an ge«

«enzieht.

»78. Dieses Gegenziehen geschieht durch etnen «i«e«i

Wechsel, mittelst welchem der Inhaber an den Wechsel

geber oder an eine« der BormHnnet die Hauptsumme des

abgesagten Wechsels, seine Kosten, «nd die Auslagen des

Rückwechsels zurückverlangt.

»79. Dee Rückwechsel richtet sich, in Betteff ldes

Wechselgebets nach de« laufenden Wechsel« Preis des

Or ts , wo der Wechsel zahlbar war, auf den Or t ,

her «r gezogen war.
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I n Betreff der Wechsel-Uebergeber richtet er sich nach

dem Wechsel-Preis des Or ts , an welchem der Wechsel

von ihnen übergeben oder eingehandelt worden ist, auf

denjenigen, wo die Rückzahlung gesucht wird.

180. Den Rückwechsel begleitet eine Rückrechnung.

»8,. Die Rückrcchnung begreift:
Die Hauptsumme des abgesagten Wechsels;

die Kosten der Absagung und andere gesezliche Auf-
lagen, namentlich wo der Handels-Gebrauch nicht
ein Anderes mit sich bringt, Wechsel-Gebühr, (Pro-
vision) Mäkler-Gebühren, Stempel und Brief-Porto.

Sie gibt den Name» dessen an, auf welchen znrück:
gezogen wi ld , und den Wechsel-Preis, in welchem der
Rückwechsel erhandelt worden ist.

Sie wird von einem Wechsel-Mäkler beglaubigt.
An den Orten, wo keine Wechsel-Mäkler sind,

wird sie von zweyen Handelsleuten beglaubigt.

Sie wird von dem abgesagten Wechsel und dem Ab-
sag - Schein oder einer Fertigung desselben begleitet.

I n dem Fa l l , wo auf einen der Wechsel-Ueberge-
ber zurückgezogen wird, muß sie außerdem von einem
Zeugniß begleitet seyn, welches den Wechsel-Preis
von dem Or t , wo der Wechsel zahlbar war, auf dc»
Ort , von welchem er gezogen war, bescheinigt.

»82. Für einen Wechsel können nicht mehrere Rück»
»echnungen gemacht werden.
: Die Rückrechnung wird von Einem Wechsel-lieber»
geber zum Andern, und endlich von dem Wechsel-Geber
zmückbezahlt.

l»3. Der



Anhang. Vll l . T. Von Wechseln und ihrer Verjährung. 673

l83. Der Rückwechsel kann nicht vervielfältigt wer-
den. Jeder Wechsel-Uebcrgeber ist nur Einen zu vergüte«
schuldig, und eben s" der Geber.

»84. Die Zinsen der Hauptsumme eines wegen Nicht-
Zahlung abgesagten Wechsels, müssen von dem Tag der
Absagung an vergütet werden.

i65> Die Zinsen der Absag-Kosten, des Rückwech-
sels und anderer rechtmäßigen Auslagen laufen erst von
dem Tag der gerichtlichen Klage an.

186. Wenn die Rückrechnung nicht nach der Vor,
schrift des Sazes 181. mit einem Zeugniß von Wechsel,
Mäklern oder Handelsleuten belegt ist, so ist man den
Rückwechsel zu zahlen nicht schuldig.

* Vierzehnter Abschnitt.

V o n de r W e c h s e l v e r l ä n g e r u n g .

'86 , . Ein Wechsel kann, mit Bewilligung des Inhabers,

wenn er Eingcnthümcr ist/ von demjenigen, auf welchen er gezogen

ist, jedoch nur schriftlich, verlange« werden: die Ucbcrgcbcr de«

Wechsels, der Geber, der Bedeckung gegeben hat, und die Wcchftlbiir,

gen »erden jedoch dadurch ihrer Wcchselvcrbindlichltit entledigt.

»26 !,. Die Verlängerung geschieht genügsam durch den blos,

ftn unterschriebenen und mit Tag und Jahr versehenen Bcysaz: ve r»

l ä n g e r e (prolongir t ) /mit dem Zusaz, auf wie lang die Vcrlän,

«erung gemeint ist.

i«6 c. Verlängerte bezogene Wechsel können nicht mehr durch

Zuschrcibung auf Andere übertragen werden, und bedürfen daher anch

keiner weitern Annahm«» oder Absagungs«Urkunde,

«eftjbuch. U »
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»86 ä. Verlängerung kann auch nach der Vcrfallzcit, ab<v
nicht mehr nach der Verjährungszeit des Rechts auf VerHaft/ ge'
schehen..

*Fünfzehenter Abschnttt.

B o n d e r W i r k u n g d e r W e c h s e l .

»86 »,. All«l gültige Wechsel wirken / außer dem im S»z 's?,
testimmtm Recht auf unaufgehaltene Zahlung, und dem im Saz
,72. erlaubten Zugriff auf das Vermögen der Wcchselschuldncr, auch
ein Recht durch Zugriff auf die Person des Schuldners mittelst Ver-
hafti d« Zahlungshülfe zu suchen.

»86 »b. Handclspaviere, welche aus Orten kommen/ »0 die
Geseze erfordern, daß sie um Wechselrecht zu haben namentlich im
Inhalt» als Hechsel benannt scycn / und diese Benennung nicht auf»
«e is« , gelten nicht für Wechsel, fondern bloß für Handelszcttel.

»86 »c. Kein Geistlicher, kein Kriegemann, kein Staatsdiencr
der in oberer ober unterer Ordnung zur Verwaltung der Gerechtigteits«
pflege angestellt «der beygezogcn ist, und kein Staatidiener der in einem
der im Saz 427. und 428. des Code N a p o l e o n vorgesehenen Fälle
ist, kann als solcher, wenn er Wechsel »Geber oder Wechsel < Ueber,
geber, oder Werth tErstatter w i r d , unter die Verbindlichkeit zu per<
sittlichem V«rh»ft fallen.

Ner von ihnen mit btygtstztet Staat««Eigenschaft Wechsel«
yrlnndlN ausstellte, gegen den n»irkt die Urkunde nur als Handels»
»ttttl.

Wer «« mit Berschwligung ien«r Eigenschaft that, der kann
z»ar »tchfelr«htlich belangt werden, kann aber alsdann seines Dienst«
dadurch für »«lustig angesehm »erd ln , vorbehalllich »» i tmr durch
»i« <«stz« «t»« bestimmt«« Strafen.
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Z w e p t e s K a p i t e l .

V o n e i g e n e n W e c h s e l n .

187. Alle Verfügungen des Gesezes für gezogene

Wechsel über Verfallzeit, Znschreibung, Samnttver-

bindlichkeit, Wechsel-Bürgschaft, Zahlung, Freundes-

Zahlung, Rechte und Verbindlichkeiten d<-s Inhabers,

Absagung, und Rückwechsel oder Zinsen sind auch auf die

eignen Wechsel anwendbar.

187 2. Desgleichen die Zusize wegen der Verliingcri'nz und
Wirkung der Wechsel/ so wie auch die Siize und Zusa'je 1,2—1,4.
alle in ihrer Art .

iLU. Ein eigener Wechsel muß enthalten:

Or t , Tag und Jahr der Ausstellung;
die zu zahlende Summe;

den Namen desjenigen, zu dessen Verfügung er
ausgestellt ist;

die Zeit, zu welcher die Zahlung geschehen soll;

den Werth, welcher in Gelb / in Waaren, in Rech-
nung, oder auf irgend eine andere Art dafür
gegeben worden ist;

die Unterzeichnung dessen, der ihn ausstellt.

D r i t t e s K a p i t e l .

B o n der V e r j ä h r u n g der Wechsel.

»89. Alle Klagen gegen den Aussteller, sowohl det

gezogenen Wechsel, als solcher eigenen Wechsel, welche

entweder von Handelsleuten, Kausteuten, Wechselhau-

sern, »der f ü r Handels,Geschäfte ausgestellt sind,

Uu 2
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werden durch den Ablauf von fün f Jahren, die von dem

Tag des Absag-Scheins, oder des lezten gerichtlichen

Betriebs an zu rechnen sind, versessen, wenn nicht inzwi-

schen eine Verurtheilung erfolgt, oder die Schuld durch

eine besondere Urkunde anerkannt worden wäre.

Doch sind die angegebeneu Schuldner verbunden, auf

Begehren eidlich zu erhärte», daß sie nichts mehr schuldig

sind, und ihre Wi t twe», Erben oder Rechtsfolge»-, daß

sie nicht wissen, daß die Schuld noch ungctilgt sey.

18g,. Das Recht auf persönlichen Vcrhaft zu llagcn, wird

schon durch einjährigen Nichtgcbrauch versessen, ohne daß dabey

jener Eid in Frage temmt.

*Neun t er T i te l .

Von H a n d e l s z e t t e l « .

* Erstes Kapi te l .

A l l g e m e i n e V e r f ü g u n g e n .
190. Hanlclszettct sind wechsilichnliche Zahlm'gsZnsagin ünt«r

H a n d e l s l e u t e n oder wegen H a n d e l s g e s c h ä f t e n auegestcllt,
die jedoch mit lxr Abficht geschehen, nicht den Förmlichkeiten und der
Strenge der Wechsel zu unterliegen. Sie geben, wenn sie unman«
gelhaft sind, unaufgchaltcncn Zugriff auf das Gut / nicht aber auf
die Person dessen, der dadurch Schuldner wird.

, q i . Die Handelizettel sind ehcils Zettel auf benannte Pcrso»
n«n, nemlich «nt««d«r Z e t t e l a u f E r H e b u n g (beschrankte Han«
dels < Assignationen), welche nur denjenigen zur Erhebung berechn»
gen, der darin« genannt ist, und'den Zettel vom Ausgeber empfängt;
«der Z c t t c l a u f N m l a u f (unbeschrankte Handels-Assignationrn),
welch« jeden, der von dem Empfänger durch Zufchreibung auf de>»
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Rücken und so von cincm solchen weiter ernennt ist, zur Erhebung er,

mächtigen; thcils Z e t t e l n u f I n h a b e r , wenn sie den Empfän«

gcr gar nicht benennen, sondern jeden, dcr ihn i» Händen Hai zur

Erhebung befugt machen.

192. Ein Handclszettcl, um vollständig zu seyn, enthält: O r t ,

Tag und Jahr der Ausstellung ; die Unterzeichnung des Ausstellers;

die Summe, welche gezahlt werden soll; und die Person, welche zu

zahlen aufgefordert w i r d , sie stp nun dcr Aussteller selbst oder ein

Drit ter; sofort wann dcr Erhebungs«Ort ein andrer ist als jener,

der Ausstellung, dessen Angabc:

ist es ein Zettel auf Erhebung, so muß weiter der Namen der,

jenigcn Person, für deren Erhebung er ausgestellt w i rd , und

ist es ein Zcttcl auf Umlauf durch Bcisczung dcr Worte: oder

nach d e r e n A u f t r a g , (Eommission) ihr Ubgabs» Recht darin»

ausgedrukt scpn.

Is t es hingegen ein Zettel aufInhabcr, so mu? cr die Bestim»

nmng der Zahlungs > Zeit und die Rechts«Ursache dcr Zahlungsschul»

digkeit, und wann diese aus einer andern Schuld < Urkunde entspringt,

die Rückwcisung auf diese angeben.

193. Alle Personen, welche sich verbindlich machen können,

wenn sie gleich nicht wcchselfähig sind, können in Handelsgeschäften

oder auch für Zahlungen an Handelsleute «dcr von Handelsleuten,

Zettel auf Erhebung und auf Umlauf ausstellen: Zettel auf Inha-

ber tonnen nur von Staats«Anstalten «der von öffentlichen Wechsel»

Häusern, ausgegeben werden,.

»Zweytes Kapitel.
Z e t t e l a u f b e n a n n t e P e r s o n e n .

194. Handelszettel auf benannt« Personen sind nichts anders

«ls formlose srhebungs » Vollmachten; >n«n Abgabe durch Rück»

schrift bey jenen, die in «bgedacht«r Ar t auf Umlauf gestellt sind/

gilt für AftenNtvollmlichtlgung.
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,yZ. Wo ein Brief aus Orten, wo dieses Handelsrecht angenom«

«en ist / nicht die Worte: a u f V e r f l l g u n g ( a u f O r d r e ) , oder

«l,: Hricf ron Orten, deren Handelsrecht die Benennung fordert/

nicht das W o r t : W echscl/ in sich enthält; inglcichcm wo ei» Brief

nur unschicklich sich des Worts a u f V e r f ü g u n g bedient, aber

««raus z. E. d»rch die Werte: a u f d iese meine A n w e i s u n g

z a h l e u. s. w. die Absicht keinen Wechsel, sondern eine bloße Han»

dele.Anweisung auszustellen klar an den Tag gegeben hat: da ist

ein solcher Br ief als Handelszettcl nach gegenwärtigem Titel / nicht

als Wechsel nach dein vorigen zu behandeln/ soviel Ähnlichkeit er

übrigens mit einem solchen habe.

,96. Handclszettel auf bestimmte Personen sind Anweisungen

«m Einzugs statt: sie bedürfen, auch wenn sie. auf Umlauf gestellt

sind, der Förmlichkeiten der Annahme und Absage, auch der Einser»

derung und Zahlung an bestimmten Tagen, nicht; sie können durch

Veysaz «uf dem Rücken zwar an Andere zur Erhebung abgegeben,

ober nicht ihnen für eigen zugeschrieben werden; sie unterliegen bis

zur geschehenen Erhebung dem gutfindendcn Widerruf des Ausfiel«

l c r i , wenn sie nicht ausdrücklich an Zahlungsstatt gegeben und g«l

nommen worden sind; sie machen die Inhaber nur zu Gewalt > und

After «Gewalthabern des Ausstellers; diese werden unter sich durch

den Umlauf zu nichts/ und gegen den Aussteller nur dazu verbind«

lich, daß sie in der gcsczlichcn Zeit die Erhebung bewirken oder dm

Zettel dem Aussteller zurückschicken.

»97. Diese gesezliche Zeit ist bey soschen Zetteln / welche keine be»

stimmte Zahlungs < Zeit angeben / ein Jahr vom Tag der Ausstellung

l e i Zettels an ; bey solchen aber, die einen bestimmten Verfalltag

haben, das Doppelte der im Saz 166 ausgcdrukten Frist: unter»

bleibt Zahlung und Rücksendung länger, so wird der Inhaber Ei»

gcnthümer der Schuld-Forderung und Schuldner des Ausstellers für

deren Betrag, und kann sich deshalb allein! an den angewiesenen

Schuldner/ «der wenn sein B»r»ann zu spät sten Zettel zur

lung an ihn abgab/ an diesen zur Vit leiduchtit, halten.



A n h a n g . IX. T . Von Hanötttzettel». b?A

Zu spät ist jene Abgabe der Vollmacht auf einen weiteren In»
h«bcr, bey Zetteln, die einen Verfallrag haben / wenn dieser eintrit ls
bcy andern aber, wenn sie nicht mehr vier Hochen Zeit zur srh»,
bung oder Rücksendung übrig laßt.

,96. Gültige Handelizettel auf sich selbst gestellt ohne Anzeig«
dci Werth«Empfangs oder der Recht« < Ursache der Zahlungs-Zustge
müssen gezahlt werden/ ohne daß dagegen eine Nichtschuldigteit der
zugesagten Zahlung angehört werden dürfte: nur nach geleisteter
Zahlung dürfen dergleichen Einreden zum Behuf des Rückruf« einer
zur Ungebühr geschehenen Zahlung bcnuzt werden.

» D r i t t e s Kap i t e l .

Z e t t e l a u f I n ha b e r.

' 93 ' Zettel auf Inhaber werden durch bloß« Uebergab« d«^
Zettels zu Eigenchum übertragen.

200. Von jedem Zettel auf Inhaber muß in Jahr «nb 3ag
don der Verfallzeit a n , der Werth erhoben «erden / sonst ist alle«
Forderungsrccht auf denselben versesstn. Der Ausgeber kann die
sinforderungs < Frist kürzer/ doch nicht unter drcy Monaten, bedin»
gen; dieses Geding muß jedoch alsdann in dem Zettel ausgedruckt
seyn.

20». Jeder Zettel an Inhaber ist gültig gezahlt/ wenn er,
ohne eingetretene Zahlungssperre/ nach dem Verfalltag an einen Ueber«
bringer desselben gegen Auslieferung des Echeins bezahlt wurde.

202. Wem ein solcher Schein ohne sein Wissen und Wille»
abhanden kommt, der kann / »«„» «r die Hennbarteits«Zeichen ge>
hörig anzugeben, auch den Nesiz und Verlust dem Richter glaublich
zu machen vermag/ durch Anschreiben an den Ausgeber diesen von
dem vorhabenden Ansuchen bey Gericht benachrichtigen. Der Em,

.»fang eines solchen Schreiben« gilt alsdann für eine wegen dieses
Zettel« gesezlich^eingttretent Zahlungssperr« auf acht Tage.
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Bringt in dieser Zeit derjenige, der sich über Verlust beklagte,

von dein Richter durch Peysazbefchl eine Sperrversiigung aus, so ist

damit die Zahlung, bis zu Austrag der Sache oder zu Ablauf der

Verjäyrungizeit, gesperrt.

Legt er vor Vcrfiuß jener acht Tage dem Schuldner keine»

richterlichen Spcrrbcfehl vor, so ist die Zahlung wieder «ffcn.

203. Meldet sich n.'.ch eingetretener Sperre ein Inhaber zur

Erhebung, so muß der Schuldner den Zettel urkundlich in Verwahr

nchü'.en, und den Erhcber an den Richter, der den Sperrbcfehl ge>

geben hat, oder darum angerufen worden ist, zum Austrag verweisen.

Der Erheber hat licy dicscul sich über nichts als darüber aus«

zuweisen, daß er den Zettel auf redlichen Wegen in die Hand bckenu

mcn hat; sobald er dieses glaublich zu machen vermag, muß ohne wei«

tere Nachfrage nach dem Recht dessen, von dem er ihn erhielt, der Sperr«

beftkl aufgehoben, der Zelccl an den Ueberbringer bezahlt, «nd dem

der die Sperre erbat, überlassen werden, ob und auf wen er wegen

seines Verlusts rückgreifen könne.

204. Vermag der Bringcr über redliche Inhabung sich nicht

auszuweisen, der Vcrlusiklagende hat sich aber wegen des Verlust»

hinlänglich und so aufgewiesen, daß kein Zweifel entsteht, es scy

der vorgebracht der nemliche verlorne Zettel, so wird der Spcrrbc,

fehl zu Gunsten dessen, der sie erlangt hatte, aufgehoben, und dem

Bringer bleibt nur der Rückgriff auf w«n Rechtens.

206. Meldet sich während der Vcrjährungszeit niemand, so

kann nach deren Ablauf derjenige, der die Sperre erwirkt hatte,

nun ohne weiters die! Zahlung verlangen; nachdem er zuvor im

Gericht seinen Vesiz und Verlust «idlich beM-kt hat.
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Z e h n t e r T i t e l .

Vom Zah lungsunvermögen derHand e ls leute.

E r s t e s K a p i t e l .

Vvm Ausbruch des Z a h l u n g s Unvermögens.

Ha6. Jeder Handelsmann, der seine Zahlungen ein-

stellt , ist im Stand des Zahlungsunvermögens..

207. Jeder, der zahlungsunvermögend wird, soll in

drey Tagen nach der Einstellung seiner Zahlungen die Anzeige

davon auf der Kanzley des betreffenden Gerichts machen;

der Tag, an welchem er zu zahlen aufhört, ist in den drey

Tagen mit innbegriffen.

Ist es eine benannte Gesellschaft, die zahlungsunver,

mögend wird , so muß diese Anzeige die Nam:u und die

Angabe des Wohnorts eines Jeden der offenen oder sammt-

velhindlichen Gesellschafter enthalten.

208. Das Gericht erklärt den Ausbruch des Zahlungs-

unvermögens, und bestimmt, wornach der Ausbruch gerecht

net werden soll: nach der Entweichung des Schuldners, nach

dem Verschließen seiner Waarenlager, oder nach Tag und

Jahr jeder Urkunde, welche darthut/ daß er sich geweigert

hat zu zahle«/ oder seine im Handel übernommenen Ver-

bindlichkeiten zu erfüllen.

Durch keinen der hieroben bemeldeten Vorginge wird

der Ausbruch des Zahlungsunvermögens eher richtig gestellt,

«ls bis zugleich der Schuldner zu zahlen aufhört, oder sich

für zahlungsunpermögend selbst erklärt.
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209. Vom Tag des Ausbruchs an, ist der zahlungs«

unvermögend ertlarte Gemeinschuldner der Verwaltung

seines ganzen Vermögens kraft Oesejes verlustig.

210. Niemand kann in den nächsten zehn Tagen,

welche dem Ausbruch des Zahlungsunvermigens vorherge-

hen, auf die Güter des Gemeinschuldners «in Vorzugs-

Recht oder ein Unterpfand erwerben.

2»,. Alle von dem Gemeinschuldner in solchen zehn

Tagen abgefaßten Urkunden, wodurch er das Eigenthum

«n Liegenschaften unentgeldlich abgegeben hatte, sind

lücksichtlich auf die Masse der Gläubiger nichtig und un-

wirksam. Alle derartige Urkunden, die einen belasteten

Bertrag darstellen, können auf Anstehen der Gläubiger

nichtig erklärt werden, wenn sie dem Richter Kennzeichen

einer Gefährde darbieten.

212. Alle von dem Gemein-Schuldner in den zehn Ta-

gen vor Ausbruch desZahlungsunvermögensinHandlungs-

Geschäften verfaßte Urkunden und eingegangene Ver-

bindlichkeiten haben die Vermuthung gegen sich, daß sie

aus Gefährde desselben entstanden; sie sind nichtig, wen»

bewiesen wird, baß von Seiten der übrigen Vertragsper-

sonen eine Gefährde untergelaufen ist.

213. Alle Zahlungen, welche in den zehn Tagen vor
Ausbruch des Iahlungsunvermdgens für noch nicht fällige
Handels, Schulden geschahen, sind ungültig.

Alle zur Gefährde der Gläubiger geschehene
Handlungen und Zahlungen find nichtig.
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2i5. Der Ausbruch des Zahlungsunvermögens macht
alle noch nicht verfallene bezahlende Schulden fäll ig; bey
Handlnngs-Papieren, wobey der Gemeinschuldner Einer
der Verpflichteten ist, sind die übrigen Mitschuldner nur
verbunden, für deren Zahlung zur Verfall-Zeit Sicherheit
zu leiste«/ wenn sie nicht lieber auf der Stelle bezahlen.

2,6. Von dem Tag des Ausbruchs an hört aller

gerichtliche Zugriff auf die Person oder das Vermögen des

Schuldners für einzelne Schuldzahlungen auf.

Mi t dem Ausbruch des Zahlungsunvermögens
tritt die Pflicht der betreffenden Gerichts-Behörde ein, sich
des Vermögens und der Person des Schuldners zu versichern.
Elfteres geschieht durch Versieglung und Aufstellung für-
sorglicher Güterpsteger; Lezteres durch bürgerlichen Orts-
oder Haus-VerHaft bis zur Aufklärung der Beschaffen-
heit des ZahlungSunvermögens.

Z w e p t e s Kap i . t e l .

Von S t u n d u n g s - und Nach laß-Verg le ichen.

218. Kein Vergleich darf von demjenigen Handels-
mann, der seine Zahlungen einzustellen in dem Fall ist,
mit den Gläubigern geschlossen werden, ehe die Ge-
richts- Behörde sich der Masse versichert, den Vermögens-
und Schulden-Stand vorläufig untersucht, und den zu-
sammenberufenen Gläubigern vorgelegt hat.

219. Heimliche Vergleiche gelten als Verdacht einer

leichtsinnigen Zahlnngsflüchtigkeit, sie mögen vor oder nach

dem Ausbruch eines ZahlnngsunverwögenS geschloffen

«erden.
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220. Der oldnungsmäsige Vergleich gilt nur, wenn

die Mehrzahl der Gläubiger einwilligt, und deren Forde-

rungen zugleich nach dem vorausgegangenen gesezmäsigen

Richtigstellungs-Verfahren, drey Viertheil der ganzen

richtig gestellten Schuld-Summen ausmachen; ohne dies

ist er ungültig.

221. Eingetragene Unterpfands - so wie Faust-

Pfands-Gläubiger haben bey den Berathschlagungen über

den Schuld-Vergleich keine Stimme.

222. Wenn die Untersuchung der Handlungen, Bü-

cher und Papiere des Gemeinschuldners der Vermuthung

einer Zahlungsflüchtigkeit Raum gibt, so darf, unter Strafe

der Nichtigkeit, kein Vergleich zwischen dem Gemein-

schuldner und den Gläubigern geschlossen werden.

Der zur Gantuntersuchung bestellte Gerichtsverordnete

ist für die Beobachtung dieser Verfügung besonders ver-

antwortlich.

223. Kommt ein Stundungs, oder Nachlaß-Vergleich

zu Stand, so muß er, unter Strafe der Nichtigkeit, ehe

die Versammlung der Gläubiger auseinander geht, von

ihr unterzeichnet werden. Wenn deren Mehrzahl in solchen

«inwilligt, aber nicht die drey Viertheile aller Forderungen

hat, so wird die Beratschlagung auf acht Tage, als

lezte Frist, verschoben.

224. Die Gläubiger, welch« dem Vergleich wider-
sprechen, find schuldig, ihre Einsprache in acht Tagen,
a l s lezter F r i s t , den Gemeinpstegern und dem Ge-
mein schuld«« zustellen zu lassen.
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225. Der Vergleich muß in acht Tagen, nach dem

über diese Einsprache rechtlich erkannt worden ist, richterlich

bestätigt werden. Diese Bestätigung macht ihn für alle

Gläubiger verbindlich, und bewahrt jedem von ihnen sein

Unterpfands-Recht auf die Liegenschaften des Gemein-

schuldners; die Gläubiger müssen deshalb die Bestäti-

gungs-Verfügung in die Pfand-Bücher einschreiben lassen,

wenn nicht in dem Vergleich ein anderes bedungen ist.

226. Das Gericht ist befugt, wegen schlechtem Be-

tragen oder Gefährde des Gemeinschuldner« die Bestäti-

gung des Vergleichs zu verweigern 5 und alsdann befindet

sich dieser im Zustand der Iahlungsflüchtigkeit, und ist

kraft Gesezes, der Polizey - Behörde anheimgefallen,

die in diesem Fall verbunden ist, von Amtswegen wider

ihn vor zu schreiten.

227. Bestätigt das Gericht den Vergleich, so gilt

dieses als Erklärung: daß der Gemeinschuldner zu ent-

schuldigen seye, und unter den im nachfolgenden Titel :

von der W i e d e r b e f ä h i g u n g vorgeschriebenen Be-

dingungen zu Haudlungs - Geschäften wieder befähigt

werden könne.

D r i t t e s K a p i t e l .

V o m Recht der Ehe-Frauen der z a h l u n g s ,
unvermögenden Hande ls -Leu te .

228. Die Ehefrauen sie mögen in bewidmeter Ehe
oder auf gesondert Gut oder auf Giltergemeinschaft le-
ben, wenn sie» ihre eingebrachte Liegenschaften nicht in die
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Gemeinschaft hingegeben haben, nehmen die besagte Lie-

genschaften, so wie die, welche ihnen durch Erbschaft.

Schenkungen zwischen Lebenden, oder von Todeswegen

angefallen sind, im Stück weg.

229. Eben so nehmen sie diejenigen Grundstücke zu-

rück, welche für sie und in ihrem Namen aus Geldern,

die von solchen Erbschaften und Schenkungen herrühren,

angekauft worden sind, vorausgesezt, daß die Herkunft

dieser Gelder durch ein Erb-Verzeichniß oder irgend eine

andere beglaubte Urkunde dargcthan, und die Erklärung

ihrer Verwendung ausdrücklich in dem Vertrag, wodurch

die Liegenschaften angekauft wurden, enthalten ist.

280. Auster dem Fall des vorhergehenden Sazes ist

immer die gesezliche Vermuthung, daß die von der Frau

des Gemeinschuldners erworbene Güter ihrem Mann zuge«

hören, aus seinen Geldern bezahlt worden seyen, und zu

der Masse seines Vermögens geschlagen «erden müssen;

ver Frau bleibt vorbehalten, den Beweis des Gegentheils

zu führen.

«3». Die Frau kann das Recht, in denen durch die
Säze 226. und 226 vorgesehenen Fällen die Güter an sich
zu ziehen, nur so ausüben, daß sie die darauf haftende
lasten und Unterpfänder, zugleich auf sich nehm?, diese
mögen nun aus einer von ihr freywillig übernommenen
Verbindlichkeit oder aus einer gegen sie gerichtlich ergan-
genen Vcrurtheilung entspringen.

»32. Die Frau hat gegen die Schuld-Masse kein Klsg-
recht auf die ihr durch den Ehe-Vertrag zugesichert««
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Vortheile, und umgekehrt können die Gläubiger in keinem

Fau die Vortheile ansprechen, welche die Frau dem Mann

in demselben Vertrag zugesichert hatte.

233. Wenn die Frau für ihren Man» Schulden be-

zahlt hat, so ist die gesezliche Vermuthung, daß sie es

aus Geldern ihres Manns gethan habe, und sie hat folg-

lich deshalb kein Klagrecht gegen die Schuld-Masse; doch

bleibt ihr, so wie im Fall des Sazes 23a der Beweis des

Gegentheils vorbehalten.

284. Wenn der Ehemann bereits bey Eingehung der

Ehe Handelsmann war, so hat die Frau für Geld oder

Fahrniß, welche sie durch beglaubte Urkunden in die Ehe

gebracht zu haben erweist, für den Ersaz des nicht wie,

der angelegten Kaufschillings ihrer eigenthümlichen Gü-

ter, die wahrend der Ehe veräussert wurden, und für ihre

Schadloshaltung wegen solchen Schulden, die sie mit ih-

rem Mann gemacht hat, nur auf diejenige Grundstücke ein

Unterpfand-Recht/ die bey Eingang der Ehe ihrem Mann

zugehbrten.

«25. Die Frau, welche den Sohn eines Handels«

manns ehelicht, der zur Zeit der Ehe feinen bestimmten

Stand oder Gewerbe hat, und in der Folge Handelsmann

wird, ,'st in dieser Hinsicht derjenigen gleich zu achten,

deren Mann zur Zeit des Abschlusses der Ehe bereits wirk,

lich Handelsmann war.

Die Frau, deren Mann zur Zelt des Abschlusses

der Ehe ein bestimmtes Gewerbe, und zwar ein anderes

als den Handelsstand hatte, ist von den Verfügungen
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der Säze 23i und 233 ausgenommen, und genießt alle

Unterpfand-Rechte, welche der Code N a p o l e o n den

Ehefrauen bewill igt; doch kommt diese Ausnahme derjeni,

gen Frau nicht zu gut , deren Mann schon in Jahrs«Frist

nach Eingang der Ehe, Handel zu treiben anfängt.

287. Alles Zimmer - Geräthe, Haus - Geräthe, Ge-

schmuck, Gemälde, Go ld -und Silber-Geschirr und alle

andere Gegenstände, die zugleich zum Gebrauch des

Manns und der Frau dienen, fa l len, nach welchem Ver-

mögens-Recht die Ehe auch geschlossen scy, den Gläubi-

gern zu , ohne daß die Frau mehr davon erhalten könnte,

als das Nöthige an Kleidung und Weisgeräth zu ihrem Ge-

brauch.

Doch kann die Frau Kleinodien, Geschmuck, Gold<

und Silber-Geschirr alsdann zurücknehmen, wenn sie

durch ein, in gesezlichcr Form errichtetes und zu den Akten

gebrachtes Einbringens - Verzeichniß oder durch gültige

„nd aufrichtige Erboerzeichnisse erweiset, daß sie ihr durch

den Ehevertrag gegeben worden, oder ihr allein durch

Erbschaft angefallen sind.

288. Wenn die Frau von den im vorigen Saz bemel-

deten Fahrniß-Stücken, oder sonst von Waaren, Hand-

lungs« Papieren, baaremGeld und dergleichen etwas ent-

wendet , beseitigt oder verhehlt hät te ; so ist sie zu vnur -

theilen, es in die Masse wieder einzuwerfen und muß

außerdem als Mitschuldige einer boshaften Zahlungsfiüch»

tigkeit. behandelt werden.

»89. Eben so kann gegen die F rau , nach Beschaf-

fenheit der Umstände, als Mitschuldige einer boshaften

Sah-
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Zahluilgsflüchtigkcit verfahren werden, wenn sie zu Ur-
kunden oder Handlungen ihres Manns, die auf Gefährde
der Gläubiger liinauslaufen, ihren Namen leiht, oder
sonst bchülflich ist.

Die in diesem Abschnitt enthaltene Verfügun-
gen gelte« den Rechten und Ansprüchen jener Wcibcr
nicht,.welche schon vor der Verkündigung dieses Gcsezcs
erworben waren.

Viertes Kapitel.

V o n der Z u r ü c k n a h m e der W a a r e n .

240. Der Verkäufer ist, im Fall eines ausbrechenden
Zakluugsuiivcrnldgens berechtigt, die von ihm verkaufte und
abgelieferte Waaren, deren Preis er nicht bezahl: er!„,'.I-
ten har, unter nachstehenden Umständen und Bedingungen
zurückzuuel,mcn.

?4 l . Die Zurücknahme findet nur dann statt, wenn
die abgesendete Waaren noch, zu Wasscr oder zu Land,
Unterwegs sino, und ehe sie in die Waarenlager des Oc-
meinfchuldners oder des Handclöbcforgcrs der mit ihren
Verkauf für Rechnung des Gemeinschuldners beauftragt
war, gekommen sind.

242. Sie können auch alsdann nicht zurückgenommen
werden , wen» sie vor ihrer Ankunft, ohne Gefährde auf
die Einkaufsverzeichm'sse (Fakturen) oder Frachtbriefe ver-
kauft worden sind.

243. I m Fall der Zurücknahme ist der Verkäufer
Gestzkuch. S «
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schuldig, der Cchuldmasse alle Vorschüsse für Land- und

Wasserfracht, Schiffs-Miethe, Besorgung^- und Versi,

cherungs-Kosten, oder sonstige Auslagen zu ersezen, und

die Summen, »eiche ihr aus diesen Ursachen gebühren,

so weit es noch nicht geschehen, zu bezahlen.

244. Nur diejenigen Waaren können zurückgenom»

wen werde«/ welche anerkanntermaßen im Stück die nem«

lichen sind, und wovon die Ballen, Tonnen oder Ver-

schlage, ,'n welchen sie sich zur Zeit des Verkaufs befan-

den, noch nicht eröffnet, auch die Stricke oder Zeichen

weder abgenommen noch verändert worden sind, und wo«

bey die Waaren selbst weder in ihrer Eigenschaft noch in

der Menge einige Veränderung oder Verwechslung erlit-

ten haben.

24Z. Zurückgenommen können werden, so lange sie

ganz oder zum Theil im Stück vorhanden sind, di« Waa<

ren, welche bey dem Gemeinschuldner entweder zur sicher»

Hand, oder zum Verkauf hinterlegt wurden; in diesem

lezten Fall darf der Zurücknehmende sogar den Kaufsch'l-

ling sich zueianen, der zu solcher Zeit nicht schon bezahlt

noch auf laufende Rechnung zwischen dem Gemeinschuld-

ner und dem Käufer gestellt worden ist.

246. I n allen Zurücknahms-Fällen, jene allein aus-

genommen, wen» Maaren zur sichern Hand oder zum

Verkauf hinterlegt waren, habe» die Gemeinglaubigel die

Befngniß, die zurückverlangte Waaren nicht zu verab-

folgen, sobald sie dem Zurücknehmer de,, zwischen ihm

und dem Gemelnschuldner gleich anfangs f,stges<lten

dafür bezahlen.
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247. Ueberwechslungen in Handlungs-Papieren oder

in allen andern Papieren, können, wenn diese noch nicht

fällig, oder, zwar fallig, aber noch nicht bezahlt sind, und

sich zur Zeit des Ausbruchs des Mhlungsunvcrmögens im

Stück noch beydemGemeinschuldner vorfinden, zurückgenom»

men werden, wenn der Eigentümer diese Ueberwechslung

mit dem bloßen Auftrag, sie einzuziehen und denWerth zu

seiner Verfügung bereit zu halten, gemacht hat, oder

wenn er ihnen die besondere Bestimmung gegeben hatte,

für angenommene Wechsel oder für eigene Wechsel, die in

der Wohnung des Gemeinschuldners zahlbar gezogen wa,

ren, als Zahlung zu dienen.

248. Eben so findet die Zurücknahme aller Ueber«
wechslungen (Rimessen) statt, die zwar ohne Bestim«
wung und ohne Verfügung darüber geschahen, die aber
auf eine solche laufende Rechnung getragen worden sind,
nach welcher der Eigenthümer nur Gläubiger ist; aber
sie findet nicht mehr statt, sobald er zur Zeit der Ueber«
wechölung für irgend eine Summe Schuldner war, in-
gleichem wenn die Papiere oder das darauf erhobene Geld
nicht mehr im Stück vorhanden find.

249. Angesprochene gesezmißige Zurücknahme muß

von den Vertretern der Glaubiger geprüft, kann von die«

sen mit Genehmigung des Gerichts-Verordneten für rich»

tig erkannt, aber nicht ohne Gerichtserkenntniß verwor»

f«n
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E i l f t e r T i t e l .

V o n Z a h l u n g s f l ü c h t l g k e i t der Hande ls leu te .

E r s t e s K a p i t e l .

V o n le ich ts inn iger Z a h l u n g s f l ü c h t l g k e i t .

260. Wegen leichtsinniger Zahlungsflüchtlgkeit s o l l

zur Rechenschaft gezogen, und kann schuldig erklärt wer-

den jeder Handelsmann, der zahlungsunvermbgend erklärt

ist, und in einem oder mehreren der folgenden Falle sich

besindet, nemllch:

i.) Wenn die Ausgaben für seine Haushaltung,

die er jeden Monat auf sein Tagbuch einzutra»

gen verbunden ist, für übermäßig erkannt

werden.

«.) Wenn bekannt ist, daß er starke Snmmen im

Spiel oder in blvssen gewagten Geschäften ver-

loren hat.

2.) Wenn sein leztes Vermögens-Verzeichniß zeigt,
daß er, nachdem sein Vermögensstand um die
Hälfte geringer, als sein Schuldensiand war,
beträchtliche Summen angeliehen, oder Maaren
mit Verlust und unter dem laufenden Preis
verkauft hat.

4 ) Wenn er für eine auf das dreyfache seines Ver»

mbgensftands nach dem lezten Vermögens-Ver-

zeichniß ansteigende Summe seinen Kredit an»
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gestrengt, oder dafür Papiere mit seiner Unter-
schrift in Umlauf gesezr hat.

25 i . Wegen leichtsinniger Zahlungsflüchtigkeit kann
zur Rechenschaft gezogen, und nach Befinden schuldig er-
klärt werden:

l>) Der Gemeinschuldner, der die von dem Saz
207. vorgeschriebene Erklärung auf der Kanzley
nicht machte, oder sich nach Saz 2,9. heimlich
verglich.

».) Der , welcher sich entfernte, und ohne rechtmas-
sige Verhinderung nicht persönlich bcy den
Schnldverhandlungen in den vorgeschriebenen
Fristen erschien.

3.) Der , welcher unordentlich geführte Bücher vor-
legt , die jedoch keinen Verdacht des Betrugs
erwecken, ,'ngleichcm der, welcher nicht alle
sein: Bücher vorlegt.

4.) Der, welcher Gesellschafter hat , und sich nicht
nach der Vorschrift des Sazes 297. benimmt.

262. Ueber die Falle einer leichtsinnigen Zahlungs-
Flüchtigkeit haben die Polizey-Behörden auf die Anzeige
der Gemeinpfleger oder jedes Gemeinglaubigers oder
auf die t"»n Amtswegen erhaltene Anzeige zu erkennen.

253. Wenn «,,'e Anzeige durch die Gemeinpfleger
geschieht, so fallen die Zysten des gerichtlichen Versah.
«nS wegen leichtsinniger Zal)lunge.?ücht,-Mt auf die Masse.

264. Wird das Verfahren von einem Gläubiger ein-
geleitet, so hat er die Kosten auf sich, we„n der Beschul,
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di'gte frey gesprochen wird; sie fallen auf die Masse, falls

dieser verurtheilt wird.

255. Die Krön - Anwalde sind verbunden, alle Er-

kenntnisse der Polizey zu neuer Aburtheilung einzuleiten

wenn sie im Lauf der Verhandlungen finden, der Ver-

dacht einer leichtsinnigen Zahlungsflüchtigkeit sey von der

Ar t , daß er in den Verdacht einer boshaften übergehen

könne.

256. Die Polizey-Behörde muß, wenn sie erklärt,

daß eine leichtsinnige Zahlungsflüchtigleit vorhanden sey,

nach der Beschaffenheit der Umstände eine VerHaft, Strafe

von wenigstens einem Monate und höchstens zwey Jahren

verhängen.

Di« Urtheile darüber müssen öffentlich bekannt ge-

wacht »erden.

Z w e y t e s K a p i t e l .

V o n b o s h a f t e r Z a h l u n g s f l ü c h t i g k e i t .

267. Einer boshafte», Zahlungsflüchtigkeit s 0 l l jede!-

zahlungsunvermögende Handelsmann schuldig erklärt wer-

den, der sich in einem oder mehreren der folgenden Fälle

befindet; nemlich:

».) wenn er falsche Ausgaben oder,richteten Wer«

luft angegeben hat, od" sich nicht über die

Verwendung sei—r ganzen Einnahme aus-

weist;

2.) we»« er Geld, elnnehmende Schulden, Waa-

,en «der Fahnuß, Stücke beseitigt hat;
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3.) wenn er erdichtete Verkäufe, Geschäfte oder

Schenkungen gemacht hat;

4.) wenn er im geheimen Einverständniß mit er-

dichteten Gläubigern bezahlende Schulden

fälschlich vorspiegelt, entweder durch Verfer-

tigung falscher Schriften, oder durch öffent-

liche oder Privat-Schuld Bekenntnisse, welche

ohne Vertrags - Ursache und ohne Werth - Em-

pfang gefertigt wurden;

5.) wenn er als Geschäftsträger oder Aufbewah-

rer empfangene Gelder, Handels -Papiere oder

Waaren, dem Auftrag oder der Bewahrungs-

Psiicht zuwider, in seinen Nuzen verwen-

det hat;

6.) wenn er unter fremden Namen liegende oder

fahrende Haab« an sich gekauft hat.

7.) wenn er seine Bücher verborgen hat.

268. Wegen boshafter Zahlungstüchtigkeit kann zur

Rechenschaft gezogen und nach Befinden schuldig erklärt

»«den:

der Genlnnschltlbner der keine Bücher gehalten hat,

oder dessen Bücher nicht die wahre Lage seines Ver-

mögens» und Schulden^St»nds nachweisen.

Der, »«lcher nach erhaltenem Sicher-Geleit, nicht

vor Gericht erschienen ist.

269. Die Fälle einer boshaften Iahlungsflüchtigkeit

müssen von Amtswegen vor den peinlichen Gerichten auf

Betreiben der Krön - Anwälbe und ihrer ^ Vertreter,

auf den öffentlichen Ruf:oder auf die An^ 5 der Ge-
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meinpsteger oder eines Gemeingläubigers in Untersuchung

genommen werden.

260. Wenn der Beschuldigte der in den vorherge-

henden Sazen angeführten Veigehungen überführt und

schuldig erklärt wird, so muß die durch die Straf-Ge-

sez? für den Fall einer boshaften Zahlungsflüchtigkeit

gesezte Strafe gegen ihn erkannt werden.

26». Als Mitschuldige der boshaften Zahlungsflüch-

tigkeit müssen erklärt, und mit denselben Strafen wie

der Angeklagte belegt weiden, diejenigen, welche mit dem

Gemeinschuldner im Einverständnis gewesen sind, um sein

ganzes oder einen Theil seines beweglichen oder unbeweg-

liche» Vermögens zu verhehlen oder zu beseitigen; diejeni-

gen, die falsche Forderungengegen ihn wissentlich erwor-

ben haben, und bey der Richtigstellung und Bestätigung

ihrer Forderungen noch darauf bestanden sind/ sie als auf-

richtig und gültig geltend zu machen.

262. Das Urtheil, welches die Strafe gegen Mit-

schuldige einer boshaften Zahlungsfiüchtigkeit verhängt,

muß sie auch verurtheilen:

».) die betrüglich entwendete Güter, Rechte und

Forderungen in die Masse der Gläubiger zurück

zu erstatten;

2.) dies« Masse eine Schadloshaltung zu zahlen,

w«Ich« der Summe, um welche sie dieselbe zu

betrüg«« versucht haben, gleich ist.

»63. Di« Verdammungs - Urtheile wegen boshafter
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Zahlungsstüchtigkeit, oder wegen Mithülfe dazu müssen
öffentlich bekannt gemacht werden.

Z w ö l f t e r T i t e l .

Von der W iede rbe fäh igung der Z a h l u n g s -

unvermögenden.

264. Jedem Gesuch eines zahlungsunvermögend gewor-

denenHandelsmanns um Wiederbefähigung müsse» die Quit-

tungen und andere nörhige Urkunden beygcfügt seyu, welche

zeigen, daß er alle ihm abgelegene Summen, sowohl an

Hauptstuhl als Zinsen und Kosten ganz abbezahlt hat.

266. Es kann nicht ohne vorausgegangene genügsame

Nachfrage nach der Würdigkeit des Bittstellers und nicht

ohne Aufruf und Zeitgestattung für Einsprache bewilligt

werden.

266. Jeder Gläubiger, der nicht für sein ganzes

Guthaben an Hauptsumme Zinsen und Kosten bezahlt

worden ist, und jeder andere Vetheiligte kann, durch ei,

ne einfache Anzeige auf der Kanzley, welcher, nach Be-

schaffenheit der Umstände, die Beweisstücke beygefügt

werden müssen, gegen die Wicdcrbefähigung Einspruch

thun, aber niemals in dem Verfahren über die Wieder,

befähigung als Gegenparthei auftreten, seinen übrigen

Rechten jedoch unbeschadet.

267. Jeder Urtheilsspruch, der eine Wieder-Befä-

higung ertheilt, muß öffentlich verkündet und in die Bü,

cher der betreffenden Behörden eingetragen werden.

268. Zur Wiederbefähigung dürfen nicht zugelassen
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werden solche, die der Hintergehung (Stellionats) oder

einer boshaften Zahlungsstüchtigkeit schuldig sind/ Leute

die wegen Entwendung oder Prellerey verurtheilt worden

sind; eben so wenig Rechnungs-Pflichtige, als da sind,

Vormund«, Verwalter, oder Aufbewahrer, die ihre Rech-

nungen nicht abgelegt oder berichtigt haben.

269. Wer. nur einer leichtsinnigen Zahlungsstüchtigkeit

schuldig befunden wurde, und seine Strafe ausgestanden

hat, kann wieder befähigt werden»

270. Kein zahlungsunvermögend gewordener Handels«

wann darf in öffentlicher Versammlung der Handelsleute

erscheinen, ehe er seine Wiederbefähigunz erhalten hat.
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A f t e r b ü r g e n 2014. 204Z.



7oa l. Register. Uebcr dic verschiedenen Rcchcöm«cncn<

A f t e r E r b . P f l e g e r iciZS. i<^6. 1061.

A f t e r Erbsezung verböte!,« 897» erlaubte 897» 1^48

—1062.

A f t e r G e w a l t h a b e r 1994. 1995.

A f t e r T h e i l u n g 8Z6.

2 lhnen deren Vormundschafts.Recht 422—404. Ehebewil«

Recht 151. Ehescheidungsbilligung 283. Erbrecht

A l l g e m e i n e Elbsazung IQQZ. Auslegung I16Z. Ehege»
gemelnschast 1Z26. Gesellschaft 1536 — 1540. Vollmacht
1987. 1988. Vergleich 2248. 2049. 2056.

A l t e i vormundschaftfr<'yes4IZ. volliähriges 488. anwünschung««
fähiges I^Z. heyrachsfahiges 144. erbverfügungsfähigeS 90Z.
verhaf^sfreyes 2066.

A n e r k e n n u n g der Handschriften IZ2Z. des Urkunden-Inhalt«

!Z37> unterbricht Verjährung 2248 — 225c?.

A n e r k e n n u n g unehlicher Kinder deren Fertigung ZZ4> Ein-

tragung ins Buch 62. wirkt nicht auf Stamwgut Z??. <I.

A n f a n g eines schriftlichen Beweises 1347.

A n h ü l f e elterliche s. Heyrathgut.

A n l e g u n g des Pfiegvermögen« 4Z5. des After Elbes 1067.

des Frauen Guts 145c?.

A n n a h m « der Erbschaften 7?8 — ?83> der Schenkungen
932 — 9Z8. der Aufträge 1985. der Wechsel ( " 8

— 128.)

Anschlag kindlicher 82?»

Anschwemmung 556. d««n Nuzniessung 596. V«z«hn»
düng 71a. b^ .

Ansuchen ehrerbietiges der Kind« zur Heyrath 151 —15?»

A n t h « i l an der Ehegemeinschaft 1474. 1520. an Otsellschaf«

»en 1853.



l. In'gistcr. Ucber die verschtê 'ncn Richcimatericn. 7«,»

A n t r e t u n g der Erbschaften?74 —78Z.

An walds Kaufteckc 1596. Gebührenrei^hruug 22/Z.

Anwe isungen 2012 2—e. sind nicht Rechtewandlung 1277.

A n w ü n schung der Kinder 243 — Z6a. wirkt nicht im Stamm»

gut 577 c t .

Apo theker deren Rechte in Ganten 2 l a i . Forderungs»«-
jährung 2272. s. Gesundheits Beamte.

A rbe i t en eines Gesellschafters 1847. verdungene 1779. 178?.
A u f b e w a h r u n g der Vertrags - Gegenstände H I ? , der hin-

terlegten Sachen 1916 — 1951. im Wirthshaus 1952 - 1954.

Aufgebote zur Ehe 63.64.166— 169

A u f g e l d im Tausch 1722«. als Haflgeld 1590.

A u f l ü n d u n g des Bestands 17I6. der Gesellschaften ig6y.

der Aufträge 2027.

A u f l a g e n auf Schenkungen 945. 954. auf Vermächtnisse
1043 2.

A u f l ö s u n g ter Verträgt 1184. der Güte7gcmemschaft
1441—1452. der Haufe 1654— 1658. des Bestands I7Z<5
— 1745. der Viehverstellunqen 1816. I8Z5- des T<.d»
Bestands l8Z l »F. des Erbbl,?anls 18ZI. b k . der
Gesellschaften 1865 — 1872. des 5rb«ntenkufs 191: .
des Leibrenten» Vertrags 1977. des Virpfründungs»Ver»
trags 1983 i — n. der Veihafti.Verbindlichkeit 2268 l».

Au f lösende Bedingung 1183.

Au f rechnung der Zahlungen 125^ — 1256. der Witt«

schlags- Summen 1297,

Aufschiebende Bedingung l i g l .

A u f t r a g « überhaupt 1984^2212. zum Empfang I2ZY.

Ausblsseiung der Nuzniessungs« Sachen 625. Ü26. d«
Bestandsachen 1724. 1754.

Ausbruch des Zahlungsunvermögen« (228. 2°y.)

Ausdrück» wie auszulegen 1163. 1164.



-u» l. Register. u«bcr die verschiedcncn R:chl°»l2tcrien.

Aus lände r deren Gesezunterwürfigteit 3. Recht im
8 — 16. Urkunden 48» Heyrathen an Inländer 178.
Erbrechte 912. kczt« Willen 999. 1222. Unterpfands»
Bestellung 2i2Z. Verhcift gegen sie 226c». Abschnitt. I I .

A u s l a g e n deren Ersaz 1375, 185:, IYY9, 2221.

Aus legungen des Gesezgebers 2. c. des Richters 4. ».— 0.
62—<:. der Vermögens ^ Uebergaben 1122 b cl. der
Schenkungen und legten Willen lic>2. 62 — äe. der Ver.
träge 1156 — 1164. der Bedingungen 1175. der Käufe
1622. des Tausches 1706 2.

Ausschlagung der Erbschaften 7 8 4 ^ 8 1 2 . der Oüterge»
meinschiift 1453—1466.

Aussichtsrecht 675 — 632.

Aussöhnung der Eheltute 272.

A u , s t r t l c h » n 8 d« Unterpfänder 2157 — 2165.

N a n n g e r e c h t i g f e i t e » 71a. b c — k k .
B a n n p f l i c h t e n 710. d» — bb.
B ä u m e deren Benujung 590. 594. aufd«n Oranjen67l — 673.
B a u . An l a g « « , Vorsichten dabey t>74 — 6üo. Schädlich«

1386. Gutstehen dafür 1792.
N a » d i « n s t b « r t « i t « n 687.
B a u los ten deren Recht in Ganten 210z.
B a u s c h , und N « g « n . V « i r t r » s « IH22. 1586. l??3»

17Y4. s. Hlumpenkauf.
B»a«»« de« b ü r g e r l i c h , » S » « » d « ihr « m t Z c h " ' " '

in Ehefachen ,65. i » , Anwünschung«» I59. bey Anerkennung
unehelich« Kinder 62.

Ledeck»« , der Wechsel (115—



l. Register. Ueber die verschiedenen Rechtsmaterlen. 7^2

Bedenkze i t der Eiben 795 — 811. der Wittwe über die G»«
meinschafts»Annahme 1457—1459.

Be d i n g u n g e n in Vormunds-Ernennungen 398 ». in lezren
Willen und Schenkungen yoo. 944. 1040. 1041. in Ver»
trägen 1168—1184. in Käufen iZ84. stillschweigende 1520 ».
in Wechsel.Annahm«n (124.)

Bedungene Unterpfänder 2124 — 2129.

B e g r ä b n i ß b e u r k u n d u n g 77. s. Leichenkosten.

B e i b r i n g e n eheliches 1404. 1574 — 1Z80. dessen Beweis

IZQ2. dessen Verwaltung 1530—1535.

Ne isazbe feh l zur Erb ° Einweisung looß. wegen Wechsel

(152.) HandelSzetteln (202.)

Beisaz zu Urkunden 1332.

B e i schlaf als Versöhnungszeichen 272 2. unordentlich« dessen

Wirkung 340.

B e i s c h l ä f e r i n Ursach zur Scheidung 230.

B e i s t a n d der Vormünderinnen 391. der Gemüthsschwachen
499. der leichtsinnigen Haushälter 513. de« weiblichen G«»

schlecht« 515 > — lc.

B e l o h n u n g 1986.

V e r e i n « 710 t b .

Be rgwe rke deren Eigenthum 57? » b. Nuzniessung 598.

Ehegenuß 1403.

Be» ich tb» i« f« über Wechsel ( n ? » l ) über «echsel.Absas»

(165 «.)

B e r u f u n g in Ehesachen 178. 263.291. in Stand««.Sache»

54. 99. in Verhaftssachen 2068.

B « schlag auf Fahrniß « l . auf Zahlungen 1242. auf B«.
standszugehörde» 2102. hindert Verjährung 2244. auf Waa.

»»» bey de« Versend.» ( i « » . ) b«Y dem Fuhrmann (104».)

««s iz fikftrglicher dessen Nat«, « 5 - l2H. d „ «h«liche»



7»4 l. Rcgisicr. Uebcr die vcrschttdcnc» Ucchtsulatcrien.

Stand» lyZ —197. der thelichen Kmdschaft Z2 l . dessen We-
sen 543 b. 1228. dessen Fehler Z44 e, I22Y. dessen Neulich»
leit 549. 5Z0. 1925. Wirkung auf Früchtengemiß HZZ.
auf Zahlung 12Z8—124c). in H'.nletlegungen zu. dritten
Hand 12Z9. an übertragenen Rechten 1690. am Trdbestand
1831 2 ä. Verjäkiu.igs-Eigenschaften 2229 — 22IH. statt
Rechts b«y Fahrniß 2279.

B e s t ä t i g u n g 1ZI7 — ig4Q.

B e s t a n d v e r t r a g 5740 — 1830.

B e s t i m m u n g der Vertrag««Gegenstände H2y.

B e t r u g in Ehesachen 199. 2oc>. in Verträgen s. Ge-

fährde.

B « t t »st zugriffjftey 2217 b.

B e v o l l m ä c h t i g u n g s. Auftrag.

B e w a h r u n g der Vorzugs» und Pfandrecht« 2126—2IIZ.

Beweg l i che Sachen 51Ü. 527 — 536.

B e w e i s dessen schriftliche Einleitung 324. der Kindschaft
I41 wem «r obliegt 1315. durch Urkunden 131? —'
1Z4Q. durch Zeugen 1341 —1348« durch Vermulhun»
gen >34?^- l353. durch Geständniß ,354. 135Z. durch
Eid 1356 — 1368. gegen Nechtsoermuthungen 1352. ge»
gen Eid 1363 der Verkürzung 1677.

N e z i r l s - R i c h t e r deren Amt in Stands. Sachen 41. 72.

B ienen 33.

B i l d n > ß als Strafzeichen 26 2.

B l ö d s i n n s. Wahnsinn.

B lu tschande Kinder aus solcher ZZl . 762 — 765.

B l u t z e h e n d e n 710 c i . er .

B o d e n , was eh« und un««r demselben ist 552 — 555»

Börse (71 72.)

Brautschaz s. Heyrathsgut.

V r i « f h « ch der Hand»lsl»ut« (8. 10.)
Bücher



l. Register. Uebcr die verschiedenen Rechtsmater't«. 705

Bücher überhaupt 1474. ». 22l? b. de» bürgerlicken Stands
I 4 — IQI. der Hausväter 1331. der Handelsleute IZIQ.
(8 — 1?.) der Mäkler (84.) der Wechsel Absage (17Ü.)

Bürger l i che Früchte 524.

B ü r g e r l i c h e Rech te , deren Genuß (7 — 16.) deren

Verlust ( l ? — 3Z.)

B ü r g e r l i c h e r S t a n d dessen Beurkundung Z4 — lQl . 264.

294. 359 K^gen seinetwegen 2277 2.

Bü rge r l i che r Tod s. Tod.

N ü rg sch a f t überhaupt 2Q2I — 2043. im Fall einer 3techts<
Wandlung 1281. eines Tchuldnacklasses 1287. der Welt»
schlagung 1294. der Rechtsvermlschuna 1321. der Ei»
desleistung I I65, der Zahlung <ur Ungebühr 1377 ». des
3tathg«ber< i z Z l . »e. der Sammtverbindlichkeit einer
Ehefrau 1432. de« Pacht« 1740 für Rechner 2098.
für verhaftbar« Schuldner 2060. veljährter Schulden 2252.
in Mäkler. Geschäften (86 ) für Kaufbesorgungen (y2 2 6.)
in Wechselsachen ( l i o . 141. 142. I55>)

D a c h l o s u n g l ? a i 2l>, «F.

D a c h t r a u f e s. Trausrecht.

D a r l e i h o e r t r a g 1892 —1914. leidet nicht Wettschlagung
1293.

D i e n s t b a r k e i t s Grunddienstbarkeit.

D i e n s t b o t e n s. Gesinde.

D i e n s t v e r d i n g 1711, 1779 — 1786.

Doppe lEhe lZ9, l«8.

D o p v e l S i n n wie auszulegen l l Z?—l tZY .

Doppe lUrkunden 1325.

D«pp« lW«chs« l ( l i a ».)

D o p p t l Z a h l u n g t n 1235. lz?6 — l Z 8 l .

ves<ibuch. V y



706 l. Register. Ueber die verschiedenen Rcchtsmatcricn,

D r i t t e , deren Rechte aus Vertragen Andrer 1120—1122.
116Z —1167. aus Zahlungen 1237. ausübertragen«»
Rechten 1249 — 1252. bey Wettschlag ungen 1298. bey
Neben »und Gegen »Verträgen 1321. bey verantwortlichen
Handlungen 1384. an hinterlegte« Gut 19Z8. aus Ver>
trägen mit Gewalthabern 1997. 2005. 2209. an Nuz»
Pfändern 2291. an Unterpfändern 2166 — 2i?8.

Durchfahrt«.Recht 686.

E h « mit Fremden 12. 19. d<» bürgerlich Tobten 25. deren
Form 63—76. 16c,. Erfordernisse 144 —164. Auflösung
227. mit Geschiedenen 295. mit Ehebrechern 298. mit
natürlichen Verwandten 161 — 164. mit angewünfchten Ver«
wandten 348. deren Wiederholung 228. Begünstigung
durch Schenkung 959« 963. 1080—-1090. Bewidmung
1540 —1581 .

Ehebücher deren Fühlung 63 — 76.

Ehebruch ist Scheidung«, Ursach 229,230.

E h e f r a u e n deren Wohnsiz 108. Verlassung vom Mann 124.
139.140. Ermächtigungs-Bedülfniß 2 l6 — 226. Vor«
«undschaft über den entmündigten Mann 507. über ihre
Kinder 390—393. ErVantretung 776. Erbtheilungsrech»
te 878. Erbsezungsrecht 90Z. SchenkungsAnuahme 934.
94c». Treuhänder Recht 1029. Wettschlagung 1294 b.
Abgesonderte Wirtschaft 1449. Unterpfand auf des Manns
Gut 2121. Recht am Vermögen des handlungebefiissenen
Manns (65 — 70). in Handels Ganten (228-^239.)

E h e g a t t e n deren wechselseltiges Esbrecht 767 — 77Z. Ein«
«erfungsfreyheit 849» Kaufbefugniß 1595.

Gh« l i ch t« i t Streit darüber 315.

Ehel ich« G « » a l t de« Manns 216 — 226. des Entmün«
dig»«n 506. nicht zu schmälern 1U8.



l. Register. Ucber die verschiedenen Rechtimatericn. 707

Ehescheidung/ deren Ursache 229 — 233. Eintragung ms
bürgerliche Standsbuch 264. 294. Verfahren darüber 238 —
294- Folgen derselben 296 — 305. unter Handelsleuten
(66.)

Eh«st«u«r s. Heyrathsgut.

Eheve r fäng l i chke i t 189».

E h e v e r t r a g s. Heyrathsvertrag.

Ehrengeschenke 8F2. ia8Z> l i a a a.

Ehrschaz !83 i . »e.

E i d , überhaupt lZ5? — l Z s g . in Bestanbsache« 1715. l M .

in Hinterlegungen 1924. wegen Handelszettel l2c>H.)

Eigene Wechsel ( lg?. l 8 8 )

Eig«nmacht gegen Besizer 544. e.

E i g e n t h u n , der bürgerlich Tobten 25. de< Staats 538»»

541. dessen Begriff 541. sintheilung 5444» — ä . U»<

verle l̂ichkelt 545. am Stoff F7Z — 5??. a« Stammgu«

5??. c». gemeinschaftliches 577 d«. nuzbarts F7? »«>

an Schriften 577 62. entsteht nicht aus Güter»Abtret«

tung 1269. am Heyraths.Gut t55 l . 1552. an hin»«,

legten Sachen ,946. an, Pfand 2o?8. 2088. dessen Ue<

bergang aus Schenkungen 938. aus Verträge« ilg8« l l 4 l .

aus Käufen 1583-^1587. aus Verpfründungen 1934 ä. an un-

bezahlten W»ar«n 2102. (240 — 249.)

E i n g « b o h , e n h < i t s r « c h t 2 t .

E inmischung in bi« Elbschaft 7?8> l« bi< Ehest««i«<

fchaft 1454.

E in reden de« Bürgen 2036. des sa«,«tschnldn«l< izog.

der Verjährung 2224, 2225.

Ginsazpfand2c>7l .

Einsprache g,gen Heprathe« 6s<»6g. 172 —179. gegen

Anerkennung natürlicher Kind« 339- s<s<« «rbfchafts.

B«h»ndl»n«e» gas. 8«?. s»s«n Ein»«l«ntz<n 86z. «e.



7«3 l. Register. Ucbcr di: ucrschicdcnc» Rcchtsmattrien.

g?n E»ocheillli!gen 8<?2. gegen Schenkungen 941 2. ge-

gen Urtheile auf Nicht < Erscheinen 2216. gegen Pfand«

Bestellungen 2199 ä. gegen Schulbvergleich« ^224.) geqen

Widclbefähiqungen der HandelsliUte (266.) gegen Wechselzah»

lung (149.)

E ins tanderech t 1721 d a — d e .

E i n t r a g u n g ins Or mdbuch 939. ic>i6. 1269. 158Z >̂
2o8l 3. insUnterpftndebuch 21I4. 2146 — 2156. 2180.

E i n w e r f l i n g de« Vo»empft»gs ins Erbe 829 VIc>> 843 —
853. der verlernen Ehesteuer 1573. ins Pflichttheil 918.
919. in die ehelich« Gemeinschaft 1410 — 1414. der na«
lüllichen Kinder 760.

E i n w i l l i g u n g in Verträgen i i o o . muß ftey ftyn, 180.
1109. — 1117. wie weit sie Scheidunqsgrund 2IZ. 27Z —
283. zu Gtmeinschafts. Handlungen Z77 da — b 6 . still»
schweigende s. CtillschweiZen.

E i n z u g s a n w e i s u n g 2010 b. k.

E isernes Vieh 1821.

E l t e r l i c h « ?ln h ü l f e s. Heyrathsgut.

E l t e r l i c h e G e w a l t der Abwesenden 141 — 14Z. >n 3e«
zug auf Heyrathen 148 —157. 181 — 188. euf Kinder-
Erziehung und Ernährung 2oI — 2 I l . in aelrevnten Ehen
267.302. 323. in Bezug auf Ehescheidungen 283 285»
in legten Willen 1248—106Z. Eiblheilungen ic>7ä^ 1^80.
übeshaupl 371-—287.

E m p f e h l u n g e n 1381 22. ad.

E n t l i « g e n s c h a f l u n g 1505.

E n t m ü n d i g « « « ülerhaupt 489"-5l2.b«y Eh« Vorhaben l74.

E n t s a g u n g auf Nuzniessung 622. auf Erbschaften ?8^-
845.1 ' M . auf Tchenkungs. Widerruf 965. auf Sammt«
Verbindlichkeit l 2 i i . auf Edegemeinschaft 1456- " 1460.
1469. auf Gesellschaften i8?o. aufVerjöhrung 2220—2223.



l, Rcgisicr. Ucber dic verschiedenen Rechtsnmterien. 70Z

duich Oeüeyinigung IZZ8. durch Unterschrift eines Ver.

E » t sc!,a d lgung für NichtUnterhalt 369. Vau auf frem»
dem Beden ZZZ. Bau auf gemeinschaftlichem Peden 6Z8 —
<^6i. Durchfahrt,682. Ueterbauung êhendbarcn Lands
712 «k. genossene Früchte 729. entlegenes Erbe 772.
Schaden durch Gefähide i l i ü b. nicht erfüllten Vertrag
1542—1155. untergegangene Sachen lZQZ. Geschäfts-
führung l I / Z . Rettung Aufwands IZ80 ä. Vergehen
IZ82 e. Versehen 1383 2. Schaden durch Thiele IZ85-
Baumängel I I86. bezahlte Eheschulden 1419. verhehl»
te Schulden 15IH. Kaufsbruch i 6 i l . Entwährung 16ZQ —
16I6. 170z verschwiegene Dienslbarkeiten 1638» Man.
gel 164Ü 1721. 1891. hintellegte Sachen 1947. b«>
sergten Auftrag 1991. 1999. geleistete Bürgschaft 2234 —
2c>Iy unrichtigen Pfand. Eintrag 2197. Gefährde de»
Gaiitmasse (2Ü2.)

Entsch lagung der Gütergemeinschaft 1453 — 1466. 1492—

1495-
E n t w ä h r u n g 1626. hebt Zahlung nicht auf 2oz8>

E n t w u r f « der Verträge 1Z40 , — c .

E r b e n deren Pflicht m Vormundschaftssache» 41c». in G«<
schäftsführungen 1372. in Aufträgen 2212. in Emlei.
hungen l8?9- «hl Verhältniß gegen «inand« I22Z,

E»bAbsonde l»ngs -Rech t 8?8^-88 l .

E l b A n t r e t u n g überhaupt' ?78^»?83. 8oc>. d« M i » ,
derjährigen 461. 462.

E l b A u s s c h l a g u n g 783—792.

E l b B e s t a n d 1831b» — b l .

Erb D i « n s t i a r t e i t e n 7122 — k » .

E t b E i n m i s c h n n g 728.

ErbEntschliessungs.Frist 795. Folgen 798.



l. Register. Ueber die verschiedenen Rechtimaterien.

E /bE n twendung en ?92. 8^1.

ErbFolgerecht 756 —77z.

Erb Gel der deren Recht in Ganten 2103.

E r b G ü l l t n 710 l»—km. in Ganten 2102».

Erb Käufe 1996 —1998.198F b.
Erb Leihen 1831 da — d l . deren Erneuerung ist Eigen»

thums Anerkennung S77 »b.

E r b l o s ' G u t 33.

Erb Losung 841.

ErbNehmer ,«»3 —KX29.

E rbOrdnung 723. 731. ist nicht zu andern 1839 "
1831 bd. de.

E»bPf leger 8«2.1063.
ErbPf i ichten 710KN.

ErbR«cht der angewünschten Kind« 350 — 352. der eheli.
chen 745. der natürlichen 756. 757. der Ahnen 746 —
749. der Geschwister 748 — 752. der Seitenverwand-
ten 753 ^- ?5Z. der Ehegatten 767 — 773. 738 »> 745 »-
«M St«««gM 577 cn. eo. et . cu . a« nbergebenen
Vt'mtgen c ä — cß» am ledigen E»b« g n ^ 314.

ErbRente s. Rente.

Erbschaft der bürgerlich Tobten 25. d««n Gerichtsstand
110. im stam«g»t 577 e n — c n . überhaupt 7 1 8 "
814. der Eheleute 767—773. 1411 — 1417. »i« weit
Kauf Gegenstand i6?o. 1696«-1699»

E»bStückn«h««r dessen Recht« ,014—l<?«4. Schuld»

Verbindlichkeit 8? l .

E rbThe i lneh««» dessen Recht« io lc>—iviz . Schuldver.
bindlichleit 8?l .

« r b t h « i l , » g 8'5 — 842. 8?2.
El»«rn « t t« Hindn 107g—



I. Register. Ueber dit verschiedenen Rechtsmatcricn.

-

E r b U n f ä h i g k e i t 725. 755. p n .

E r b U n w ü l d i g k e i t 721 — 729. 90t 0.

E r b V e r t r e t u n g s - R e c h t 7Z0. 739—745. ?5o.?8?.!25l.

E r b V e r z e i c h n i ß s. Vermögens'Verzeichniß.

E r f ü l l u n g ist Genehmigung 1338.

C r h a l t u n g l l l o s t e n 6c>5 b. 796. 862. 1137. 1409. 1614.

1754—1756. 1892. 2c>Z6. 2IQ2.

E r l ö s u n g s. Nachlaß.

Erlöschung der Nuzniessung 617. des Nuj«igenlhum<5?7»n.

^er Nuzung 625. der Wohnung 625. der Gutsdienst

barketten 7az — 71a. der Gülten 710 l l . der Bann»

recht« 71a Ii k. des Zehendrecht« 710 e » — « 6 . der

V«trags.N«lblndlichkeiten 1234. der Ges«lllchaft«n i865 —

1872. b« Aufträge 20QZ — 2c>io. der Bürgschaften

2034 — 20ZY. der Unterpfänder und Vorzug« < Recht«

2 IZ I . der Pfandb«Wahrungen 2154.

E rmäch t i gung« ,Rech t de« Ehemann« 216—226. 776.

zur Treuhänderschaft 1029. zu Schenkungen 934. 935.

zu Haushaltungügeschäften 1420 ». zu Liegenschaft« »N««

äusserungen 1538. de« Familienrath« 461 — 468.

E r n e u e r u n g de« Bestands 1738. »753. 1776. der Erbbestand«.

lrief« 1831 b i. der Pfandbewahrung«» 2154. d«

Schuld»Titel 226Z. der Verein« 710 k l».

E r n d t e t o s t e » in der Gant 2102.

E r r u n g e n s c h a f t « » « ^ 1498. »49Y. IH27.

E r s i z u n g s. Verjährung.

E r z ä h l e n d e r Inhalt w«« »r beweif, 1Z20.

E r z i e h u n g «Pf l i ch t der Eltern 203. der Vormünder
420 ». 450 2. in getrennten Ehen 267. 280.

Erzogen« Frucht« s. Flüchte.

E t « « r z « h « n d « n 710c l'.



712 I. Register. Ucbcr die verschicdencn Rechtsmaterie»,.

F a b r i k a n t « , , sind Handelsleute ( l 2.) deren FabnkZei»
chen (IQY 2.)

Fahrende Zehenden 71c? c c>.
F a h r n i ß wa« dahin gehört 527 — 536. der Waisen 452,

453. d« Nu>ni«ssuna. 6vZ. der Erbfolger 771. der
Vorsicht« Erben 8^5> der lheilenden Erben 826. einzu-
werfende 868- aeschenlte 948 — 95a. wie sie zu «»gen
wird i l ^ l » 2279. eheliche ,4a». 1429. 1412. iZco.
deren Ueberga^s - Ar» 1626. der Gesellschafter 1862.
deren Angriff für Schulden 2217 d.

Fa lschhe i t der Urkunden 1319/ 2053.

F a m i l , i e n » E i g « n t h u m s. Slammgut.

F a m i l l e n h a u p t ist der Mann 1421. 1422.
F a m i l i e n ' R a t h dessen Bildung 405 — 412. AmtbeyPfleg»

Vaterschaften I 6 l — Z6Z. bey V°rmunds'Ern«nnung«N4i I - -
415. beyGeaenvormundS.Ernennungen419—422. beyVor-
N!»nds»Befreyung«N4Il — 441. bep Vormunds Abschaffun»
gen 446 — 449. bei Vermögens Verwaltung d«r Waisen 454.
468 bey Rechnungs-Ablagen des Vormunds 480, bey GewaltS«
Entlassung der Waisen 478 479 beyErblheilungen derselben
817. b«o Enlwündigungen 449-"496 ZlO. §^ l .

F a m i l i e n . S t a » d 322.

Faßzehend«« 710 e n .

F a u s t p f a n d 2073 — 2084. dessen Rtcht in Ganten «lc,2.

F e h l e » f. Mängel, Versehen.

F e l d d i e n s t b a r l e i t 68?.

F « l d g » » ö t h als Zuzehird« 1064.

Fisch« «em glhörig 564. ? ig .

F lüsse we« gehörig 538. denn Recht« 556 —- 56». »«»las»
s«»«« V»tt 563.

F » , » h«, Sch««l«nsn, 931 — 95». der lezten



l. Register. Uebcr die verschiedenen Rechcsl:l5M'icn.

— IQ22. der Standes-lllkunben ZL—54. der
zogenen Wechsel ( l i o —114.) der eigenen Wechsel
der Handelszettel ( l y l . ) auf Fehl« derselben kann nicht
r-erzichret werden 1339. wohl aber tann man sie ungerügt

F 0 r t z ä h l e n der Zehenden 710 c q. c r.

Fracht deren Recht in Ganten 2ic>2. «Bliese (122.)

(?7 82.) « Vorschuß (iQ2 2.)

F rauenspersenen wie weil sie Beistands bedürftig 515

2 — k . verhaftsfrey 2Qt>6.

F r e y e i g e n G u t der Kind« I8?. dessen Einsiusi auf elter.

liche Gewalt Z82. dessen elterliche Verwaltung I89.

F r e y w i l l i g « H i n t e r l e g u n g 1921—1^8.

F r e y w i l l k ü h r l i c h « H a n d l u n g e n / was sie seyen2?Z2 2.

F remde P e r s o n e n s. Ausländer.

Fremde Sachen als Gegenstand d«r Schenkungen undVc,-
mächinisse i o 2 l . in Verkäufen l^y). in Ve,pf^><

düngen 2277 2.

F r e u n d e s . Annahme der Wechsel (126 — 128.) Zahlungen

derselben siZZ 159.)
F r i s t G e s t a t t i l n g zu Zahlungen überhaupt 1244. der Anleihe!,

19«). zur Wechselzahlung (15?-)

F r o h n d p f l i c h t i g ke i t 710 m.

F r u c h t « / deren Eintheilung Z83. wenn sie leweglich 52a.

521. wem sie zuwachsen 54? — 55^- de« Nuzeigen»
thum« 577 « ä. der Nujniessung 582 — 586. welch«
zehenbbar 710 cb — cä . der vtlmachten Sache 928.
1215. der einzuwerfenden Güter 856. der widerrufene,,
Schenkungen 958. 962. deren Ersaz überhaupt 1155.
znr Ungebiihl bezahlte 1378. de« ehelichen Gemeinschaft s.
Guts 1401 — 1403. 1492. de« weiblichen Beibringen)
1539« lZ?8. ^579« der zurückfallenden Ehesteuer i??n.



7,4 l. Rcgisicr. Ucbcr iic vcrschicdcncn Rcchtsmatevicn.

d«r verkauften Sache 1614. 1630. der zurückgenemmt»
n«" Kauf'achen »682. der verkauften Erbschaften i6y?.

der hinl«clegt«n Sachen 1936. der Nuzpfänder 2c>85-

des Unterpfands 2176.

F ü n d l i n g e deren Oeburts-Veurkundung 58.

F ü r s c r g l i c h e Verwalter F05. Mechte 1180.

F u h r l e u t e 1782 " -1786 ( ,03 — :o8.) deren Recht «

Ganten 2IN2.

E a n »kosten, deren Vorzugsrecht

Gan to rdnung 2218 2.

Garte«zehenden 710 e i .

Gastgeber s. Wirth«.

Geburlsscheine Z5 —62.

Ged ing e deren Auslegung 1160. I i 6 l .
G«dingloosung 1701 »b. 2^ .
Gefährde in Verträgen 1 l l i y . l l l 6 . l l i 7 . in D«glei.

chen2o83> der Gläubiger 1167.

Gefä l l« deren Vorzugsrecht« 2098».
Gefängniß s. VerHaft.

G « fahr denn NechtSwirkung l I F i »»- b. ' « Kauf l624
i t2y. de« «isemen Vieh« 1522. d«r Gesellschaft« > Sa-
chen 1851. d« unterlassenen Vor Ausklag« 2024. l»«
verkauft«« Waaren ( l«o.)

G«f»nd«n« Sachen «essen si« sind 717 ».
G«g«nb«w«i« in Kindschaft« Sach«n Z25.

Geg«no«rträg« übelhaupt l I 2 l . in Heyrath««Sache»
»396.1397.

«H,s«nvo»«»«b überhaupt 420—426. A«t bey Verniö'
s«n«»V<rl«ichn»ng«n 451. Verinffelung«» 452 — 454»
knchlich« «rziehung 420 ». R«chn»ng«.Abl»g«n 470. Ein-



I. Register. Uebcr die verschiedenen Rechtimaterien. 71S

tt .,;!nq der Pfandlast auf den Vormund 21Z7. der Ent,
kündigten 50F.

Geis t l i che s. Seelsorger.

Gemein d s G ü t e r wall sie sind 542. Erbrechte 9 ln . 937.

Vergleiche 2045. Recht wegen Verjährung 2227.

Gemeine Bescheide unzulässig 5.

Gemeinschaft deren Rechte überhaupt 577 b 2 — d ^ . zwi»

schen Mmdesjäbriqen und Volljäbrigen 46a. der Nachbarn

Und Hausbesiter 6ZZ — 665. der Erbschaften 815. de« Mann«

am Frauenqut 1413. desEheguts 1395. IZYY — 152Y. inge.

trennten Ehen 270. besondere Arten der Ehegemeinschaft 1497.

G e m ü t h s schwäche s. Wahnsinn.

Kenuß dessen Eintheilung 54I . dessen Umtausch 1707 2.

Gerech t i gke i t en deren Uebergabsart 1607.

Ger ichtsbehörde in bürgerlichen Standssachen I26.

G e r i c h t s b ü r g e n 2040 — 2042.

Ger ich tSgebühren deren Verjährung 2276.

G e r i c h t s p f l i c h t i g k e i t der Fremden 14—16. durch den

Wohnsiz io2 — I l 2 . der Erbschaften l i o . der Erbklagen 822.

G e r i c h t s Z u g r i f f auf liegenschaften 2204 — 2216. auf

Fahrniß 2217 » — e.

Geschäfts Besorgung der Gesellschaften 1856— I85Y.

Geschäfts Führung 1372 — IZ?5.

Geschenke deren E'n««fung 846 849-852. s. Schenkungen.

Geschlechts Beistandschaft 5'Z >—^.

Geschmuck 1474 2.

Geschwister »«»nErwch, ? I l . 748—75'. Elb,«»«tung«.

Recht 742»

Gesellschaft« V««t log I8Z2 — '873- d« Eheleute

1I87—1581. d«r Han»«l«leut« (18—64.) Emwerfnng

de« fallenden Gewinn« 854»



-i6 l. Rcgistcr. Uebcr dic verschiedene» Richtsmate, >»n

Geseze deren Eigenschaften und Wirkungei« i — ü o. Abschaf.

flüig der altem 6 e,

Gcsczl iche llüterpfands-Rlchte.

Gesinde dessen Zeugniß 251. Unterhaltung 1465. Miech-

Vcrtrag 1781.

G e s t o h l i n e Sachen deren Untergang 1302. Verjährung
22fzc>.

G e s u n d h e i t s . B e a m t e n deren Amt bey Geburts-Beur»
lundungen Z6. bey Todesfällen 8^> bey Entmündinungen
498 2. deren Erbfähigkeit yc>9. Verdienst^Verjährung 2272.

G e t h e i l t e s Eigenthum 544 ä.

G e w ä h r der Erbschaften 724. 770. 1004.

G e w ä h r L e i s t u n g für Elblose 884. Schenkungen 925 2. b.
Hey^athsgut 144». 1Z47. Schuldenfreiheit eines Verlobten
l Z l I Käufe 1625 —1649. verkaufte Gerechtsame l6yZ. ver-
tauschter Sachen 1704. 1705. dn Pcstar,dgüteri72i. 1736.
Vergieichsgeqenstände 2151 ». des Pfandrechts 2071 2. der
Ncchselverbindlichkeiten (164. 172.)

G e w a l t de« Ehemanns s. Ehelich; der Eltern s. Elterlich; ist
Mangel der Einwilligung l i o y i m 111Z.

Gewa l ts« E n t l a s s u n g der Minderjährigen 476 — 48?'

deren Schenkung«» Annahme 935.

G e w i n n «ntgangen» 1149. f. Entschädigung s. Mehrschaz.

G e w o h n h e i t s. Herkommen.

G l ä u b i g e r deren Recht gegen Abwesende 134. Erbtheilungen
8c>8. 8oy. 882. 865. Schokungen 941». Pfandb«stellun«

g«n 2199. Schuldvergleiche (224.)

G l e i c h g e l t e n d ist kein« Sache 1243.

G lücksve r t rög« 1964 —1983.

G r a d « b« Vtrwandschaft 735.

G r ä l e n f. Sch«idgrab«.



lieber die vcrsil>icdc»c» Rechtt'macn ic». 717

Grenz recht 64t).

Grosse l Z«heli de» 71a ce. c l .

G r u n d N u c h s , Eiütr^guüg.

G r u n b D i e n s i b a l f c i r e n 637 — 7:2 2177.

G rund E igen thum was 514 l:. dessen Rechte 57? 22. a q,

G rund P f l i c h t l g ke l len 71O ^ a — i Z .

G ü l t s. Erbgült.

C ü te l E l n z ä u n u n g 647. 648»

G ü t e t Gemeinschaf t s. Gemmlschaft.

G ü i e r P f l e g e i in Ganten (227)

Gu t l , e i ssen de« Inhalts einer llrkunde IZ27.

G u t stehen für Dritte!Z2c>. I I 8 ' »2. I M i?Z5 l?97.
1934.

ld izya.

H a l b m ü i l t i g « 1124 ».

H a l b v e r t l n q e 1371 ^ IZ?5> zwischen Erlen und Gl«U«

biqern i iQc> äe. wie sie zu beweisen 1^48»

H a n d , lebmde, todt«/ deren Rechte 537.

H a n d « l e B ü c h e r 1332 sZ — 17.)

H a n d e l s D i e n er (7 6. e.)

H a n d e l s F r a u e n deren SelbMndlylett 22Q. sH, 5. 7.)

Hande lsG ischä f t« ( l 2 . d.) der Mäckler (85.)

Hande ls Gese l lschaf ten, deren Rechte ( 1 8 » 5 2 ) Sl r i t .

tigleiten (51 —64.)

H a n d e l s l e u t e deren Recht (2 — 7 r.)

H a n d ei« Bachen was dahin gehtrl ( l . ) d««n

Ausnahmen l<^. 4L?. » M . 1326. 1341.

H a n d t l s V i r w a l l e r (-?« —c.)



7iü l. Rcgii^r. Ucber tic revschiedo-cü Rcchlsmatericn.

HanbelsZet te l auf Erhebung (191. 198) auf Umlauf
( l y l —198) auf Inhaber (199 — 225.)

H a n d l a u f 1721 ac.

Handlohn 1831 b». 577 ab.

Handschrif t deren Anerkennung 1323. Abläugnung 1324.

Handwerks Verkauf nicht Handelschaft I b.

HaputAusbesserungen an Gebäuden 625.

HauptEide 1758 —1765.

HauptSachen 567.

Haus dessen Ausbesserung 606, 1754— 1756. dessen Eimich.

tung 53Z. 536.

Hausbücher deren Beweiskraft 1331.

Hausgeräthe 533.

Hausha l tung «acht di« Frau Beistandsftey 515 F. 142a 2.

H a u s w i l l h s. Sorgfalt.

HausZugehirden Z25.

Heerden, nuz«igenthü»nliche 577 am. Nuznießlich« 6l6.

Heirathen Alt«r dazu 144, 145. Frist nach aufgelöster Ehe

296. 297. des Entmündigten 571.

Hei»ath«gut kann nicht von Eltern gefordert w«rd«n 204.
ist jedoch zu erwarten 1438. 1439. 1555. was dafür gill
1541. dtssin Rechte 1542 — 1Z61. Rückgabe IZ64. ist

Heils veiäussetllch 1553 »Heils unveräufferlich 1554— 1558«

He i ra thsNer t räge 138? — »58 l . «nt« Handelsleute«
(67—72.)

H« i»a th»Vor th« i l« in Ganten (232.)

Herkommen dessen Kraft 6 äk. in Zehendsach«« 710 c«. l»
Ehesachen 139c». in Viehmängeln 1648.

Herrenlos« Sachen 71Z.

Henzeheode» ?lc» c i .
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Hin-t e r g e h u n g 2<?^y.

H i n t e r l e g u n g überhaupt 1915.1916. zu zweiter Hand 1917
— 192«.freywilllge lY2l —1948. nothgedrungenen 1949 —
IYZ4. zur dritten Hand 1955. bedungene 1956—1960. ge»
richlliche 1961—1963.derZahlungen 1257—1264. duldet nicht
Weltschlagung 129Z. der HandelsWaaren (ic>6.) des Geld«
bey Kaufleuten (109 b.) der Wechselzahlungen («46 2.)

H ü t e r s . Nechtshüt«r.

J a g d 713.

I a h r g eh a l t 126H 2.

I n b e h a l t u n g S - R e c h t an velkauften Sachen 1612. i6ZZ.
1673. an Bestandsachen 1749. auf entlehnten Sachen 188S.

auf hinterlegten Sachen 1948. auf Faustpfändern 2u82.

I n h a b u n g , wa< sie sey 543 b. deren Fehler 544 c.

I n l ä n d e r , deren Rechte 8—16. Wiederbefähigunq zur ver.
lernen Heimath iZ — 2 l . Heirath mit Ausländern 12. i y .
im Ausland 170.

I n s e l n 560. 561.

I r r t h u m im Recht i d . in der Eh«schliessung 18". bey V l l t rä .
gen 1109. 11 in . in Zahlungen 137?. in Vergleichen 2053.

K a n i n c h e n 564»

K a p i t a l i e n s. Fährnis, Darleihe.

Hanz le isäss ige deren Richter 11c, ihr 0rt«v»lst»her 4062.

Hassen, gegen verschiedene zugleich kann nicht «««geschlage»

werden 1293 «.

K a u f , dessen Rechte überhaupt 1582 — 1701. Unterschied vom

Tausch l?c>2 ». »i« weit er Mielh« bncht 1743 — 1749

Zurücknahm« der Waare 2102. (240—249.) dessen NeweiS

unt«Handelsleuten



,„̂ > l. RcZisi^'. Ucbn di: rcrschicLcncn Rcchcimatericn.

i> ausb eso v g n r> ss ̂ 2 g. — y6.

K ä u f e r , kann der Vormund nicht weiden 450. 1596. Richter

und Anwälde nicht 1597. der Erbschaften 889 hat keine Ver«

kür^ungskwge 168Z.

K a u f s c h i l l i n g dessen Recht in Ganten 2102. 210Z.

K e l t e r Z e h e n d e n 7 i n c n .

K e r b h ö l z e r , K e r b z e t t e l I IZZ.

K i n d e r , w « darunter zu verstehen 914. getrennter Eltern, wo
sic zu erziehen 257. I«2 . welche von Vermuntschaften ftey
wachen 436. 4)7 deren ReüaionS.Erzichung 20Z 2. 420 a.
deren Erbrecht 740. 74Z. au» Eh^iuch oder Blutschande «-
zeugte ZZI. 7^2—7Ü4. deren Psilä"che<! YlZ. deren Wir-
kung auf frühere. Schenkungen 960—966. auf Vermögens»
übergaben i?oo d. c.

K i n d s c h a f t , !-?!ick3 deren Grund Zi2—Zl8> BeweisZiy—'
ZZo. „a:ürliche ZZ4 — I 4 2 . gesezliche Z46 — Z52.

K i rchend iener s. T.elftrglr.

K l r c h e n f o r d e r u n g e n a« Zehenden 710 äc. 6ä .

K l e i d u n g nimmt die Frau zurück 14742. 1492.1495. 1566»

ist zugnffsfrey 2217 b.

K l « i n , r Zehenden 710 c e — c l .

R l « i n 0 d i t n ler Frau I474 ».

K l u m p e n k a u f 1701 26. f. auch Bausch unb Bogen.

Kö rpe rscha f ten deren Rechte 537. Nuzeigenthum 577 s 0.
Nuzniessung 619. Verkäufe 1596. Nestand.V«trsg« l ? l » .
Nerglliche 204^.

Kra f t Oeseze« was «« heiss» 6 k.

Ä r a n k h e i t « t o s l « n deren Recht in Gante« 2101.

H l i e g s l e u t « deren bürgerlich« Stands. Bemlundunge«

88- -9? . lezt« Willen 981 — 984.

K l « n » A n » a l d dessen Amt in bürgerlichen GtandS Sachen
49.



l. Register. Uebcr die vn-schicdencn Rcchtsmattncn. 72»

4P. 52. 72. 99. bey Abwesenden 114. ii8< 126. in Ehe»
einsprachen 175 2. in Einklage» 184. iyc>. l y l . bey Ehe-
scheidungen 24Z — 249. 25Z 2^6. 289. 293. 2<)8 a. zu«.
ZoF. bey elterlicher Gewalts Ucbung I82. bey Anwünschun»
skn 354. Bevormundungen I90 ». 458. 4^'?. bey Emmün«
digungcn 491. 496. H l i . Mund.odtmachungZiF in Stamm«
gursfachen H?7 c f. bey Erbschaften 8>9- After Erbschaften
IQZ7. Verprründunqs Vertragen 1983 i. Unterhalts Ver»
gleichen 2046 ». Pfano E,ntr«gungen 21I8 gegen zahlungs»
fiücktiae Handelsleute (255. 259.)

K u n d b a c k e i t s S c h e i n ? l . »55. 283.

g unterbricht Verjährung 2246.

3 andf lüch t l g ke i t all Scheidungs.Ursache 2I2 ».

Land t u t schenführer deren Pflichten 127.

L a n b t a f e l 577 c b. c^.

L a n d w i r c h schaf tszugehörden 524.

Lel> c n S g e f a h r l i c h k e i t , Scheidungs-Ursache 2ZI.

Ledig Erbe 811^814 .

L e i b g c d i n q der Eliern 2ic>, s. auch V«mög«nj Uebergalt,

l eibgedl», g ü - G ü t e r f. Todbestand.

L e i b g e r a t h 1474 ». 1492. 1495. 2566. 2217 b.

L e i b r e n t e n überhaupt 1968 —198I . der Nuzmessung obli«.

gend 6io in der Ehe benuzt 1567. 1568- deren Abschlag i «

Pflichtcheil 917. 9,3.

ke i chen tos ten Z8H. I5?i «> 2101.

L l i h v t r t r a g 1875 — 1891.

L e i n p f a d dessen Unterhaltung 65a.

Lezle W i l l e n überhaupt 895 —124?. d« Ehtfrauen 226.

905. der Mundtedten 513 ». der Entmündigten 504 90t.

«csezbuch. Z z



7 » l. Register. Ucb«r die b«schi«d«n«n Ilechtsmateri«».

d«l Unmündigen 9Q3. der Halbmünbiqen 904. der Kriegs«

leut« 981—984. an Pest Orten 9 8 5 ^ - 9 8 7 . zur Set

Y95 ̂  993> im Ausland 999. icxxi. der Eltern unter Km»

dern 1248—1082. unter Ehegatten loy i—ncx> . Wechsel»

ftitige 98«. eigenhändige 969. 97c». öffentliche 971-^975.

geheime 976 — 979. deren Eröffnung 1227. lc»8. Nichtig»

t«i« lcx?i. lOIF—1247. Minderung 92«—93c».

L i « d l o h n dessen Recht in Ganten 2 i o i . Verjährung 2272.

L i e f e r u n g e n sind Handelsgeschäfte (1 «.) s. Uebergabe/ An»

wlisung.

l i «s«nscha f ten ««lchen Tesezen sie folgen Z> befreyen voll
Sicherheitsleistung 16. was dafür gilt 916 — 926. der
VülsichtSlErben 806. der »heilenden Erben 827. welch« «in»
zuwerfen sind 867. der Minderung unterworfene 929. «i«
auslänoifch« lez« Willen darauf wirken lvoa. welche «rrun»
g«n sind 1402. beyg»brachl» 1404 — 1427. wer sie in d«l
Ehegnneinschafts Theilung nimmt 1472. deren Uebergabsart
1605. Nehanblung in Gesellschaften 1859 Hinterlegung zur
dritte» Hand ,959. 1961. Vorzugslasten 2103.

Lichtrecht 676—Ü8<?.
<«os< in Erb«heil»ngen überhaupt 8 I i — 8ZH. für Waise»

466. deren Gewährung 884 — 886.

Leosung überhaupt 1701 «» — »n. am M i t < Eigenthu«
577 d k. a« Stanungut 577 ed . an Erblhlilen 84 l .

d« v«rka«ft«n Naa»en 1616—1623. 1765.
M ü l l « , d««» Recht« (74—90.) Gebühr (76.)
M i n g « l d«l v«rta»ft«n SachtN 1641 —

»89«.

M a r k t «osung 1701 >b »g.

Ma l t ung«»Z ,h«nd ,n 710 t» «.

Mehrschaz i« K««ftn 17« » «. (l.)



l. Register. Uebcr die verschiedenen Rechtimatcri,n. 72»

M e r k m a h l der Dienstbarkeiten 694.

M i e t h e überhaupt 1711 —1762. deren Zins in Ganten 2 io2.
dessen Vtl,ählu»g 2277.

M i l c h z i n « in Viehverstellungen 1831b.
M i l i t ä i p e r s o n e n s. Hriegsleut«.
M i n d e r j ä h r i g e deren Wohnsiz 108. ehevogteili'che Rech,

te 224. Handlungsrecht 487. (6.) Bevormundung 389 —
446. Handlungen mit dem Vormund 452 — 463. 1^4.
ohne denselben 1124. 11:5. lZNF— I I I 2 . Gewalt<»Entl»s»
sung 476 — 48?. Volljährigkeit 388. 488. Pfieg« in Erb.
»Heilungen 838- Erbsezungsrecht yoZ. 904. 9»7> Schen»
lungs Annahme 9ZH. Y40 Hepralhsoeiträge
rersteigerungen IÜ78. Loosungs - Unbefugsame 170
Aufbewahrungs-Pfiichten iy2Z. iy2ü. Auftragsgebung
VerhaftSfreyheit 2126. Vermögens Angriff 22c>6. Unter,
pfandsgebung 2l2s.

M i n d e r u n g s k l a g e n l>« Gewalt« Entlassenen 484- der
Erbvelkürzten 920—930. gegen Ehtschenkungen i«y» ge»
gen Kauf« l619 gegen Leibrenten 1970. 1976. bey Nmg«
schaften 2olg. bey Unt«pfind«m 2157 — 2165.

Mischung deren Nechtswirkung 573 — 576.

M ißb rauch der Nuzniessung ü iz . der Nestandsach« l?2y.
der entliehenen Sache 1881.

M i t E i g e n t h « « dessen Negriff 544 6. dessen Rech« 577
b» — l»ß. an Hausern und Mauern 6Zz—662. an Ehe»
gütern 1408. an strittigen Sachen 170,.

M i l E rben deren Recht« gegen einander 1220—1225.

M i t S c h u l d i g « der«« Zahl»ngsfiü«ht>sk«i» (261.)

M i b « , 534.

M « b i l i « n 533.

Nachb«r.R«cht 640^



?2ch l. Register. Uebcr die rcrschlctmen Rechtsinacclic».

Nachdruck der Bücher 577 65.

NachE lbsezung 898.
Nachläss igke i t als Versehen I I83 . 1567.
Nachlaß der Gülten ? iu lk. der Schulden 1282 — 1288. te<

Pachtzinses 1769. des TodbestandzinseS I8ZI ak. des Erb,
bestandzinses 1331 de . Vergleiche darüber unter Handelsleu«
ten (218 ^- 227.)

Nachsicht de« Heuraths« Alters 145. der zu nahen Verwand«
schaft 164. des Aufgebots 168.

N a h r u n g s G e h a l t e sind ausgenommen von der Vermögens«
Abtretung 126Z «. dulden nicht Wettschlagung 1293. noch
Vergleiche ohne den Richter 2046 2.

N a m e n der unehelichen Kinder 57 2. der angewünschten Z47.
der geschiedenen Ehefrauen 299 2. der Handlungs.Gesellschaf»
ten (21. 23. 25. Zo.)

N a t ü r l i c h e Frucht«. 52Z.

N a t ü r l i c h e K i n d e r deren Namen 57 2. Heyrathen 158.

IZ9» Anerkennung 334 — 342. Erbrecht 756 — 766. 908-

N a t ü r l i c h e « Recht dessen Kraft 4 2. 6 ß. l2I5»

N e l e n G e d i n g « 1161.

NebenSachen 568.
N e b e n N « r t r ä g « üb«rhaupt iZ2a. in H«Y«ath«»Sachen

1396. 1397.

N e b e n V o r m u n d dessen Amt 417.

Nennung de« Bestandgeber« oder Ucheberlt 1727.

N e u b l u c h z e h e n d e n 710 dl» — bä .

N i c h t E r f ü l l u n g der Verträge, kann Aufhebung begrü»«
den l 184. gibt Recht auf Entschädigung 1146 — i lFS im
Kauf 161Q. 1654—lt>57. 2 lo2. (24c» — 249.) in» Be»
stand 1741. 1752. 1766. in Gesellschaften l 8? l . im Leib»
«ntenontrag 1977. 1778. in Handettsachen (92 »f. » L )



l. Register. Uckcr die verschiedenen Rechtsmcitcric», 726

Nicht Erscheinen dessen Wirkung in Ehesachen 27 — 31.

in Wechsel Annahmen (i?3>) WechselZahlungen (146 2.)

N i c h t i g k e i t aus Uebertrelung der Gese<e 6 k — n. der Ehe-
Einsprachen 176. der Ehen iZc» — 202 der Ehefrauen die
ohne Ermächtigung handeln 225. der Handlungen de« weib-
lichen Geschlechts ohne Beistand 51Z i, der le;ten Willen
yo i d. 925. der Schenkungen Y80 l>. i n o i . 1037 —
1047. der Verträge 1109. 1117. der Ehesteuer ° Veräusse.
rung 1560. der Verkaufe 1596—1601. der Bürgschaften
2012. der Vergleiche 2054. 205F. wie sie auszuklagen 1304,

NichtRücksenbung, wenn sie für Annahme gilt 198Z ».

No thdu r f t sGeha l t 12652.

Rothdurf tsRecht 1244 b.

NothE id 1366 — 1369.

Nothgedrungen« H in te r legung 1949—1954. 2c?6a.

NuzEig lNthum dessen Begriff 544 <-> dessen Rechte 577
2 2 »y.

Nuzn iessung überhaupt 578^584- Grund de« Unte»haltj
der Kinder 305. der Eltern an der Kinder Vermögen 384.
754. deren Lasten 385» der Ehegatten 738 ». 745 »- 1094.
1442. vermachte 89Y. der«» Anschlag zum Pfiichtheil 917.
geschenkter Sachen Y49. 1950» am übergeben»» Vermöge»
1100 c» — c^. bey bedungenem Voraus 1Z19». bey Nicht»
Gemeinschafts.Ehen 1535 2. des Ehemanns an der Ehesteuer
1Z62. die selbst Ehefteuer ist IH^8. »m weiblichen Beibrm»
gen 157a «. 1580.

N u z p f a n d 208F — 2091.

N u z u n g s G e r e c h t i g k e i t 625—6Z6. der Geschenk

A b s t z e h e n d e n 71c» c i .

Oe f fen t l i ch« O r d n u n g , beren Wirkung6.



726 !. Register. Utber die vevschiedenen Ilcchtsmaterien.

Oef fent l iche Urkunden s. Urkunden.

Oehmdzehenden?iu c i .
O f f e n e Gesel lschaften 2Q—22. deren Zahlungs.llnver»

mögen 207.

Ordnung der Gläubiger in Ganten 2218 ».
O r t d.r Uebergabe 1609. der Zahlung 1247. ^? Darleihen

189? 2. für die Rückgabe hmterlegter Sachen 22>8 »>
Or t svo rs tehe r wer darunter zu verstehen 406 2. dessen Amt

im Familienrath 456.

P a c h t übethauvt 1763 —1778. de» Vormünder 450. 1718.
der Nuz>Elg«nthüm«l 577 2 ß. der Nuzniesse, 595. der Ehe»
«änner »429. 143«. nmkt V«rhaft 226:. dessen Recht in
Ganten 2102. Verjährung 2277. Papiere (Staat«.und Han»
dels») umzusezen ist Handel ( t 2.)

Personen physisch«, «orallsch« 537.

Pfandrecht« s. Untelfand, Nuzpfand, Faustpfand.

P fandsch ,e ib« l , y 2103. 2129. 2196—2203.

P f a r r b e s o l b u n g e n aus Zehenden 7 ln 66.
P f l e g e r der Leibesfrucht Zyz. der Gc!»alt<en«lassenen48l'. 48l .

des ledigen Erbes 790. 812. der Abwesenden 113. der Min-
derjährigen 838. 420 b. der Gantgüter (227.)

P f l e g Vaterschaft 361 —37a.
P f l i c h t t h e i l der natürlichen Kinder 761. der «hellchen Hind»r

913. der Ahnen 915. dessen Ergänzung 920 — 930.

P f « r t « „ l « h » n d « n 710 cn .
^>f»ündk«uf, P f ründ tausch
P o s t e n , der«« Pflichten ( lo?.)

P r « i « in, Kauf 1591 — 1593.

P r i v a t . U r t u n b » s. Ulkund».
P,«b« s. Prüfung.



l . Register. Ueber die verschiedenen, Vechtimarmen.

P r o z e ß t o f t e n der Fremden 16.

P l ü f u n g der Waaren 1587.

Q u e l l e n , deren Benuzung 640 — 643,

Q u i t t u n g deren Wirkung 1248«. 1255. 1256. d«s Mannt

1502. d« Ehefrau 1Z34.1549. i " Bestandsachen 1716.

s. Wahnstnw.
Rathschläge 1381 2c —»e ,

9l«chn«r, derm Vermögen«»Verhaftung 2098.2. 2 t2 I . »>

l l technungsfeh ler , deren Verbesserung 105g.

Vlechnungs, R«st« 2060 2.

R e c h t s A e h n l i c h k t i t als GeseMelle 4 «. (1 c.)

Rech t« fäh ig te i t der Personen Z. 1123 —

Recht« f r ist der Wechselzahlung (132.)

slecht«f.olge des Gläubigers, d« unen Ankern ablegt 1^4

1252. de» Bürgen 2029. der Vergleichs»Personen 205a.

RechtsHürer 1961 — 1963^

Rechtskra f t , deren Wirkung 1351. 2052.

Rechts S t r e i t , dessen Wirkung auf Vormundschaft«,«, 442.

auf Verkäufe 1653. 1699. 1700.

g t t c h l t U e b e r t l a g überhaupt 1295. 1689 — l ? o l . «Nls
Bestands 17^17. einer Anweisung 2oi<? 0. « « »r z» v«lkü»»
den 2214»

Vt«cht«U«berw»isung 1275.1295^

8lecht<Un«iss«nh«i< I l,̂ . 20F2;

3 tech tsVe i k eh r 1123.1598.2226.

Rech tsV« r« i schung durch SachtN-Vereimgung 7P5. tt»<^

Personen. Vereinigung 1209. l Z « , 2035.

t h»»g überhaupt 710c». 1349—1253 g«ge»



?«3 l. Register. Ucb:r die rcrsch-clmcn Rechtsmaccricn,

Betrug, Iilthumund Zwang iii6.g«qen'2ammtv«bindlichf«!t

i2c>2. gegen Zahlung 1248 2. gegen Rechtswandlung 127,̂ .

gegen Echuldnachlaß I28Z. I2Z6. gegen Zufall IZQ2. für E i '

runqenschafl 1499. für Hcyraths Out 1541, für dessen Zahliü'g

,569. für guten Stand der Bestand-Güter 1731 für Schu!o-

h-fliqteit der Neständer 17Z2. über die Bestandzeit l??4- für

Zinszahlung lyoZ. gegen Bürgschaften 20lZ. für den Pest-

zer 22Z0. 21I1 2234. für die Redlichkeit des Besize« 226F.

für das Eigenthum des Bejizers 544 2. 2279.

RechtsVersagung 4.

R e c h l s V e r w a h r u n g l ioZ c. 1.551.(153)

Recht «Vors i ch t s. Rechts Vortheil.

R c c h t s V o r t h e i l kann niemand aus Betrug und Zwang zie-

hen 1117 2. der Elboerzeichnung ?93 — 8la- der Noch«

dürft 1244 b. der Vermögens.Abtretung 1268^-1272. der

Voraueklagen 198Z e. 2c>22 — 2024. 2170.

Nech tSWand lung 1271 — 1281.

Redl icher G l a u b e , dessen Witkung2ai. 202. 1935. 216F.
2169.

Reis« nde deren Hinterlegung« < Recht 1952 —1954.

3 t« l i g ien<»E igenscha f t des Vormunds 420 2.

Ren ten ablösliche sind Fahrniß 529. welche ablüslich 530.19^1.

710 km. deren Verjährung 2227.

R e t t u n g s A u f w a n d l I Z l »—k.

Richterliche Entscheidungspfiicht 4. 5. Unterpfandsbeflellung
212I.

Römisches Recht dessen Kraft 4. b.

Rückfal l des Elgenlhum« endet Nuzniessung si?. findet bey
Oül:qüt«ln nichl statt 710 kk. wohl aber bep dem Nuz-Ei-
gentum '8Zl b k.

«ückforderungs,Recht des Geschenlgeb«« 747 766.



I. Register. Ucl'cr die vcrschicdcncn RcchtöNlatcncn. 72I

Mückgabe der Urkunden 1282—1284. desEinsazpfands 1256.

der entliehenen S^che 1889. der darZelichencn Sache 1899.

Rückgrei fende Erben am Ctammgut 577 n.

R ü c k g r i f f des After-Erben auf den Bi.'a-cc.'cn l a / a . des Er.

den auf Mit-Erben522i. des Pfai,dd^'!>'sL auf den Schuld-

ner 1489. des Gesellschafters auf die üb>i>;e». 1492. des

Bürgen auf den Hauptschuldner 20 lZ, auf den Milbürgen

2c>ZZ. des Pfandbesizers auf den Pfand»Schuldner 2178.

in Wechselsachen (164— 172.)

Rücknahme der Eideszuschlebung IZ64. der verkauften Sache
21O2. (242 — 249)

Nückrechn ung über die Wechsel-Absagekosien ( l g i . )

Mückschein für Wechsel (114 2—c.)

Ruckwechsel (177 — 186)

Rückw i r kung der Geseze 2. der Bedingungen 1179.

V a a t k o s t e n in Ganten 2102.

Sachen , deren Emtheilung. in bewegliche und unbewegliche 516—
536. körperliche und untörperliche 526 ». 160?. 1692 —1699.
2c»7Z. vertretbare und unvertretbare 1291. 1532. l8?8
theilbare und untheilbare 8l? m. 1217—1225. strittig« und
unstrittige 1699. 1700. Haupt.und Nebensachen 567, 563»
Verschiedenheit nach den Inhabern 527—543- «ach
thum und Besij 544.

Sackzeh«nden 7 i o c n .

S a m m t l o o s u n g F701 2b. »ß.

Sammtrecht« der Gläubiger 1197 —1193. 13^5»

S a m m t v e r b i n d l i c h t e i t e n der Schuldn« 1200.

1284. 1285. 1365. der Ehefrau 1432. 148?. der Miether
1734. der Gesellschafter 1862. (H2—24). der Gewaltgekr



,3a >. Register. Ucb,-r die rcrschirdcnm

20O2. der H^urtschuldner gegen den Bürgen 2oZu. wie g«<
g«n sie zu verjähren 224Y. ln Wechselsachen (140.)

Schaden s. Entschädigung.

Schäzuna durch Eid 1369. in Waisensachen 466- " Erbthei.
lunaen 824. der Erbverkürzimgen 89». der Pfiichttheils Ver,
kürzungen Y22 der Kaufs'Verkürzungen l6?5 — 168". des
Beilandwerths 1716 des verstellten Piehs 181?. der Unter-
pfänder 2165.

Schausp ie l -Un te rnehmungen sind Handelsgeschäft.

Schaz wem gehsrig 577 «. k. Zy8. 716.

Sche idg räb ln 666 — 670.

Sch« idwau«rn 6ZZ — 66Z.

Scheidung zu Tisch und Bett als Besserung« >Versuch 25Y.
al« Klaggegenstand 306 — Z u . deren Wirkung auf bedun«
genen Voraus iZ iZ. vom Band, s. Ehescheidung.

Schenkung überhaupt 89Z — u n n . deren Maas Y l I . der
Eheleut« l « y i — noc>. de« Ehemanns 1423. belohnende
952k. ehebegünstigtnde loZn —1090. 1405. «zw«yt«EH«
1098 — n o n . f. Vermögens «Uebtlgal».

Scheuerzehenden 710 c n .

Schied «spruch über Gesellschaft«. Antheil« 1850. über Pfründ«

stlittigkeiten 1983 n. üb«r Handel«strlttigkeiten(5i'»6l.)

S c h i f f l l u t « 1782—1786.

Schn>«lz«ng«ll> 1382».
Schie iber der l«z»«n Willen können nicht V»,«ächtnißneh'

««» seyn 909 ,.

S c h r i f t E i g e n t h « « 577 < l a—ä l .

Sch r i f t l i ch« V«l»»^g« 1341. 1Z94. 1582. 17^4. i834>
1923. »985. 2074.

Vch»ldy«,».is»«g b«p Thnwng«« 1490.



I. Register. Ueter die verschiedenen Mcchtsmatlrien. ?5»

Schup f l ehen 1831 22—»k .

S c h w i e g e r t i n d e r / deren Familienpflichten 206.

See lso rge r deren Amt bep Entmündigungen 4982. Erbfä-
higkeit 909.

Seere ise Einfluß auf lezten Willen 995 —998.

S e i t e n v e r w a n d t e deren Erbrecht 1721.

Se lbs tschu ldn er 2c»2i 2. 2027 2.

Seuchen Einfluß auf lezten Willen 985 —Y8?>

Schu lden der Eheleute 14N9 —1491. ausqeschlissen von d«r
Ehegemeinschaft 1510. vem Beytrag der Frau 1514, Thei»
lung derselben 1521. der verkauften Erbschaften 1698. der
Gesellschaften 1848. des Pfründoermögens ^983 ». deren
Wichtigkeit 1216 2.

S i c h e r h e i t « . L e i s t u n g für die Klage 16. für die Nuz»
niessung 6n i . für Baugefahren 1386 2. für die Ehesteuer

1550. f. auch Bürgschaft.

S i t t e n w i o r i g t e i t deren Wirkung auf Verträge 6. H Z I .

Bedingungen 1173. Eheverträge 138?- l3li8.

V o n d e r g u t der Eheleute 1536 —1539»

S o n d e r k a u f 1701 2 ä.

S o r g f a l t eines guten Hauswirths 1137. 1374» l?28- »826.

^l88o. 1928.

S p e r r « der Pfand»Eintragungen 2199 »e. der Zahlung v«r>

lorner Zettel (203—205.)

S p i e l 1965—1967.

S p i t a l e r deren Pflicht wegen Todes. Urkunden 80. 97»

S t a a t dessen «iaenthum 538 — 54». Dessen Erbrecht 758-

S t a a t s a n s t a l t e n s. Körperschaften.

S t a a t s s c h r e i b e r , deren Amt in Ehesch,il»ung<.Sachen 282.
284. bey Entmündigungen 501. Erbtheiwngen 828- 837-
Schenkungen 931. 933. lezten Willen, 971. y?6. Zahlungen



7?2 I. Register. Uebcr die verschiedenen R.'chtsmatcrien.

1250. Beurkundungen 1335. Heyrathsverträqen 1Z94. ZY?
Prozeßkauf« 1597. tey Verhafls - Verbindlichkeiten 2063.
UmclpfanLs'Bestellungen 2127. dürfen keine Ulkunden zu-
rückhalten 2O6c».

V t a a t j . V o r z u g in Ganten 2098 ». hat leiner statt bep
Verjährungen 2227.

S ta f fe l rechnung , S t a f f e l z i n S 2217 L.

S t a m m gut 577 c 2— «u . 732 a.

T t a m m l o s u n g 1701 »b. aß.

Stand.sschein« bürgerliche Z4 —101 .

S t e l l v e r t r e t u n g in Sachen 1427. 1434. l435« ^42?'
in Personen 1994.

S t e u e r n / deren Vorzugs - Recht« 2098».

S t i l l s c h w e i g e n , dessen Rechtswirkungen i l vZ b. 1463-
' 5 i t . 1738. 1739- 1985. 21802.

S t i l l s t a n d der Verjährung 2251 — 2259.

S t ö r u n g der Bestander 1725. 1726.

S t r a f e n im Nildniß 26 2. Verjährung derselben 32. der Zah«
lungsflüchtigen (256.) bedungene 1226 — 12Z5. in Verglei-
chen festgesezte 2047. wie weit sie aus Ehevermöo.en zu zah-
len sind 1424. 1425. Recht in Ganten 2218- »- ^ 0 . V.

Stückzahlungen überhaupt 1244». ! , . 1254. 1338- '-
in Wechselsachen (156.)

S t u m m e s . Taubstumm».

S t u n d u n g s V e r g l e i c h e (218—227.)

T a g b u c h de» Handelsleute (z. 10. 258.)
Tauben 564.

3 a » b s tumm«, deren Schenlungs-Annahme 936. lezte Wil»
len 979.

Tausch überhaupt 1702—1727. über Hlyrathsgut 1559-



I. Register. Uebcr die verschiedenen Aechtsmaterien. .̂Z«

deiche als Fischbehälter 558-

T h a t e n deren Felgen IZ82.

T h e i l b a r e Sachen 827 ». b.

T h e i l u n g der Gemeinschaften 577 b ss. der TXenstlarkeiten
70c). der Gültgüter 7'lo l i . der Erbschaften 815 — 842.
der Sammt - Verbindlichkeiten I2IZ. IZ15. der gemeinen
Verbindlichkeiten 1217 — 1225. der Strafzusagen 12Z2.
des Eheguts 1468 — 1491. der Früchte 585—58?. 1571.
der Entwährung 1637. des Wiederlaufs 1668—1672.
der Gesellschaft«-Schulden 1863. de« Gesellschafts-Vermö.
gen« i8?2. der Bürgschaften 2026. wie sie umzustoßen
887 — 892.

T h e i l bau er 176Z. 1764. dessen Vieh 182? —i8Zv.

T H e i l z a h l u n g f. Stückzahlung.

T h i e r e , Schaden den sie zufügen 1Z86.

T i t e l der Verjährung 2236— 2241.

Tod dessen Wirkung überhaupt 22. 2 I . auf Nuz-Eigenthun,

577 » n. auf Nuzniessungen 617. auf Ehe 227. auf Ehe»

gemeinschaft 1462. a?f den Eheooraus 1517. auf Gesell»

schaften 1844. 1865. auf Leibrenten 1974. 1975. 1979 —

1982. auf Vollmachten 2008 — 2210. wann «r zu ver»

muthen 129. an wem von mehreren zuerst 722 — 722. Ur»

künden darüber 77—85. 150 ». wie deren Mangel zu «»

sezen 283 2.

T o d b t s t a n d 1831 » » - r - a l l .

T o d t g e b o h l n « Kinder, deren Beurkundung 85 »«

T r a u e r . Kleider der Witt««», 1481. 1570. .Zeit der Witt»

»en 228.

T r a u f l l c h t 68 l .

T r a u u n g , Ort derselbm ?4< Art 75. schein dar«» 76.

Trennung zu Tisch und Bett s. Scheidung.

Treuhand», iozH —1034.



>- Rcgistcr. lieber die vcrschicdcncn Rfchtimatcnen.

r f a h r t s. Durchfahrt.
Uebergabe wer dazu veröindlich ist 1136. der gekauften Sa»

.chen it»Q4 — 1624. der gepachteten 172c». der geliehenen

1888 ». durch Anweisung 2QIQ 6. e.

Uebermaas i 6 lZ .

U e b t l w e c h s l u n g wenn zurückzuziehen (247. 248)

Umstossung der Theiwngen 88? — 8y2. der elterlichen Elb.
»Heilungen 1078. 1079. der Heyrathsoerlräge lZc>8 der
Handlungen dei Minderjährigen 1310-^1314 der Käufe
1622 deS Bestands 1729. der Vergleich« 2054. wie auszu»

führen 1304—1329.

U n b a u de« Feldes 71c» b. 0.

U n b e k a n n n t e Wechsel.Erheber (157 b )

.Unbewegl iche Sachen s. Liegenschaft.

Undank löst Schenkung auf 9ZZ.

U n g e d o h t n e deren Erbrechte 9^6 Z77 <:«.

U n g e b ü h r in Zahlungen 1235. 1377 — 1381.

Ungehorsames A u s b l e i b e n s. Nicht Erscheinen.

Ungeschicklichkeit wie zu beurtheilen 1381 »ä. zu vergii«

ten 1383.

Ung le ichhe i t in Gesellschaften l854 ».

U n k i r p e r l i c h e Tachen Z26 ». deren Uebergabsa»t 1607.

Eltauf 1692—1699. Verpfändung 2075.

Unmög l i chke i t in Bedingungen 902.1172.1173. in Straf«

gedingen l2Z i ».

U n m ü n d i g « 1124 «.

Unrecht als Hlaggrund ist genau zu bestimmen I I17 l>. »a<
«< s«y 1382 >. dessen Folgen 1382 l> — « .

Unt«l l»i«chung d«l Vtljährung 1199. 1206. 2242-»2250.

U n t e r g a n g der Sachen »as er wirkt bey Nulmessu.igen 623. bey
Dienstbmtti»«» 70z. bep Emwerfunge» 855- bep Vermächtnisse»
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IU42. bey Wahlverbindlichkeilen 1193. 1194. bey Sammt»
verbindlichleiten 1205. bey Vertragen 1302. bey Rettungs-Auf»
wand 13810. bey Käufen i6c>l. bey Bestandverträgen 1722.

1741. bey Gesellschaften 1867.

U n t e r h a l t der Eltern und Kinder 20F— 211. der Ehefrauen
280. der Ehegatten überhaupt 301. 1499. 1443. 1537.
I5?5> der angewünschten Eltern und Kinder 349. der
Pfieglinder 367. der Wittwen 1465. 1495. ^539 2. 1572.
der verhafteten Schuldner 2068 » ist nicht einzuwerfen 8F2.
Grund zu Veräusserung des Heyrathsguts 1558. wie sich
darüber zu vergleichen 2046 ». dessen Recht in Ganten

2 i o l . s. auch Nahrungs-Gehalte.

U n t e r p f a n d s r e c h t überhaupt 2114 — 2145. a« entlie.
genschafteten Gut 1528. auf WiederkaufSguc 167;. auf
Stammgut 177 c k. bey Rechtswandlungen 1278 »»1280.
dessen AufiKsung bey einzuwerfende« Gut 8üF> »iderru«

fenen Schenkungen Y54. y6I .

U n t e r p f l e g e r wo nölhig 420 b. 838»

Un te rsch r i f t der Ulkunden wie weit sie verbindet 1327. de»
«n Anerkennung 132» — 1324. wirk Uneerpfandsrecht
2123.

Unt«rsuchungskost e n in Oanten 2105 «.

U n t h e i l b a r « Sachen 82? ». l». 1191. 1222 — 1225.

1558. 2083.

Unt reu« der Aufbewahrt! 1945.

U n v e r j ä h r b a r l t i t de« Familienstand« 328. gewisser Dienst»
barleiten 691. der Glenzklage» undGemeinschafts-Theilung«»

Klagen 2241 2.

Unvt lsch iebl ichkei t deren Wirkung«» 18Z8 >. 1890.1989 ».

Unwissenhe i t s. Mechtsunwissenh««, Irrchu«.
U n z « i t b«r»n Wirkung l8?<».
U » l u n d « n «»«ländisch» der«« B«»«i«trast 47. genmnschaft-

lich« >«»» Auftmahruns 84«. ber»n Willung ««««»« «r«



?26 I. Ikgisicr. Ueber die vcrschledcmn Iicchtsmatcncn.

ben 877. deren Rückgabe ütechaupt 1282 — 1284. bey

ungiebig gewordenen Schulden 1567. öffentlich« l I i V - ' i Z ^ .

private 1322 — '3Z2. ungeschriebene IZIZ abschriftlich«

1 ^ ^ , — I IZ6 . anerkennende/ bestätigend« IZ37-» 124"-

zu erneuernde 226I.

Ursache der Verträge 1108- ü Z i — HZZ.

U r schr i f t e n IZ I4—iZza.

U r t h e i l e gegen Zahlungsflüchtige (256. 26Z.) s. auch Rechts»

kraft.

Vaterschaft eheliche ZI2 — IZQ. unehelich« nicht zu

chen Z4Q. der anerkannten natürlichen Kinder ZZ4>

V e r ä u s s e r u n g en der Zahlungsfiüchiigen (2Qy—215.)

Ve rbesse rungskos ten 861. s. auch Ausbesserung.

V e r b i n d l i c h k e i t e n deren Entstehung ilZ4> nZF . E>li'

schung 1234.

V e r b r a u c h b a i « Sachen Z87.

V e r d i e n s t der Handwertsleute 1799.

V e r e i n i g u n g mehrere» Sachen »as sie wirkt I66—577«

V e r e r b u n g der Erbforderung natürlicher Kinder 759» des

Erbantretungs. Recht« 781.

V e r f a l l der lezten Willen lc:Z5—1047. d« Eheschenlungen io8y>

V e r f a l l z e i t überhaupt 1185. 2032. 2088. bcy Wechseln

(130—135. 144—146. l 6 i . ) bey Handelszelteln (»9?)

V e r f a n g e n s c h a f t de« Vermögens der freymillig geschie»

denen 325.

V « » fä lschung des Familienstands 327.

V e r g e h e n wi« zu beweisen 1117 l>. 1348. wie zu vergüten

1382. Vergleiche darüber 2^46.

V e r g l e i c h « überhaupt 2044 — 2058. der Waisen 467. über
V»l««ndsch»ftlich« Verwaltung 472. über Abteilungen b88>

über
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ober Anweisungen 2010 l,. über Unterhalts»eichung 2246».

eines in Zahlung« Unvermögen getummenen (2l8 — 227.)

V e r g ü n s t i g u n g wirkt nicht Best; 22Z2.

V e r h a f t persönlicher überhaupt 2259 — 2070. bey Vermögens»
Abtretungen 1272. wieweit er gegen Erben statt hat 2217.
Kosten desselben 1427.1588. in Wechselsachen (166 2« — »c.)

V e r h e i m l i c h u n g deren Wirkungen 544. 792. 821. iZZl e.
147?. l?Qi » , . 191,7 k.

V e r j ä h r u n g übeihaupt 2219 — 228l. der Strafen Z2. der
Früchte des Vermögens de« Verschollenen 127. der Verläug,
nungs-Klagen Z lS— ZiZ. des Rückariffs auf den Vormund
475. der «„betriebenen Mechtsstrilligteiten ZZV. der Dienst«
barkeiten 690. 706 — 710. der Zehenden 710 ab. re. es.
der Gülten 710 kl. der Erbantrelung 789. der E> bgewähr»
leistung 886. de« Erb Absenderungs Recht» 880. der Un,
dantsklage 9F7, 1047. des Schenkungswideriufs 966 der
Gefähldellage der Glaubiaer 1167 ». der Vernichtung««
und Umstoßungsl Klagen 1324, der veräußerten Eheste««
1561. der Kauf« Minderung», oder Mehrun«,s'«laaen 1622.
der Gewöhrklaqe wegen Mängeln 1648. der Wiederkaufllage
1662. derVerküs<ung«tlage 1676. d« Lrofungstlage l?a i »f.
der Gewährklaq« wegen Vaumängeln 1792. der Pfandllag,«
2182. 2257 ». der Erftzflag« gegen Zwischenhanller (123)
der Wechsel ( l8y.) b»r Klage gegen Handelsgesellschaften

(64)
V e r j ä h l u n g « inmona t l i ch« für VerliugnungsNage»

de« Familienstand« I l F . der Geding. Mark. Dack« und
Sammlloosung 17«! »k. manche» Klagen über Viehmängel

»648.
» — zweymonat«ich« für N«lläugnnngsklagen de«

Familienstands ZlH-^I iZ.
— — d r«p««na t l i ch« für d« Sta««lo,s»n«

,701 > t.

Gcsezbuch. Ä a »



?33 l. Rigis,;^. U.b^ dic v.rschicdcncn Rcchtömalcn'en.

3 l e , i a h r u » g se ch s m o n a t l i che der Klage für Monats»Un«
terricht, Kost und M?l>mma,/ Tagverdienst der Gewerbs»
leule 227t gegen Zwischenhändler ( ic,8)

— " e i n j ä h r i g « der Undanksklage 957. 1247. der
Gefährdeklage der Gläubiger H67 ». der Kauf' M>»de>
rung«. oder Mehrungsktag« 1622. gegen Zwischenhändler
lc»8. gegen Wechsel ( l 8 y ) gegen Zettel auf Inhaber (205)

— — zwey j ä h r i g e , der Verkürzung »klage wegen
Verlegung über die Hälfte 1676. der Klag« auf Schrift»
Zurückgabe von Gerichtsdienern 2276.

— — d r e y j ä h l i g « wegen unbetriebenel Rechtsstrit»

tigkeiten Ign . wegen des E,babsonderungS-Rechts 88a.

wegen gestohlen« od« v«rlorn«r Fahiniß 2279.

-— " - sÜn f j ä h r i F t für die Gewährleistung der E>b»
loos« 886. für das Wiederkaufs.Recht 1660. für die Rück,
gab« der dem Gericht übergebenen Schriften 2276. für Nah»
rungsgehalt«, Pacht, und Mieth Zin«/ Anlehen« Zins und
Jahrs» oder Monats-Gefäll« 3277. Klagen gegen aufgelöst«
Gesellschaften (64.) gegen Wechsel als Schuldschein (189)

— — zehn läh l ig« weg«« de« Rückgriff« auf den
Vormund 475. gegen Vernichtung«» und Umstoßungs Kla<
gen IZ04. wegen Gewährleistung für Baulichkeiten I?Y2.

- 5 — z«hn^ u n d z w a n z i g , ä h l i g e für Eigen«
»hu« allt l Art 2265 — 2267.

— — d r e i ß i g j ä h r i g e für üdienllbarkeite« 7^6 —
7ls . Zehenben 71» »d. ee. ek. Gülten 710 k l . srb»
Antretung 789. Schenkung« - Niherrnf y66. und all« nicht
na««ntlich zu kürzeren Fristen berechtigt« Klagen 2262.

V e r l a u f «ig«n« Erzeugnisse ist nicht HanV«lschaft ( l ».) s>
auch Kauf.

ung bey E»bAnt,«tung«n 78Z. b«y Thlilung««88?»
89c». i « Pfiicht»h«il92c>-93o. b«y «lt«rliche« l

H«n 1079. in Vertrag«« l l l g . der Mmd«rjährigen
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im Kauf 1674—^685. im Tausch l/c:^. iinPfründ«
Nerlraa 1983 l . ini Leiblenten. Vertrag 1976. ,M Geseilt

schaflS. Vertrag 1854 2.

V e r l a g s . R e c h t e 5 7 7 6 2 — ä s .

V e r l ä n g e r u n g der W.chlel (136 » — ä.)

V e r l ä U g n U n g d<r Vaterschaft 316.

V e r l o r n i Sache»«/ deren Wiederfinbung 717
2279—2280. Wechsel wie einzubringen (152- . 154.)

« l auf Anhabe» (202-^-208.)

lÜe r l us t il49< s. «luch Entschädigung.

Vermächtn isse Mrhauht icx^2—t<?24< sind nicht fürZah«

lung aufzurechnen lc>2Z! leibell Zuwachs lo i y . 1244. a«

ic,94< übet Ehegut «423.

deren Vermögens 3l<chti i i H « i i 4 . VerschelleN«!
Heils. ErtlälUNg i l F " - l l 9 <

Vermöge»« dessen AbftnderWg iey OcheibUnaen Z l t det
VerschweNbir 144^^^144? nur q«a»»warllges tan« vtls
schenkt tvelb«« 94Z. zuiseilitt aUck künftiges tl,84- töyF.
be<feN llebttHebun^ ticxs 2» « - 6 s . besse« Abtretung a«
Gläubig« l26F-^t27c>.

Ä t l i n ö g e t j s . V e r j t i c h n i ß bo» EhMte-H?9. dir ZlulNies.

str 6t^>. dir Erbfolger 769. »er VelsichtS-E'ben 794—799.

der Erbpjleget 8l4> ^^^ gemeinen Erbe« 82l . d»r Treubän«

d»t w g t . de» Afttr Erbschaften ll,Z8. ü i « schentu«,«»«

lo8ö< bis M»»«N< für b»< Fr<iu <4l4. t ^ lH . die Frau bey

O«<n«««fchüfts. Ausschlagt!«,,«« 145s. Wirkung feinet Un»
t<tlajfu„s 798 «. 802. »499 151a.

V«» M ö A l i c h l i l t , welch« sn« ÄHtgi« ilforbertich 2vi9«
s. stecht«.Ä»lnl»thung«

verii, Erbfähig!«! 9 t t

— u .
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Verscho l l«»« , deren Vermögens Veiwallung und Rechte
I2u — 138. deren Ehescheidung 2322.

Verschwender s. Mundtodmachung.
Versehe» wie zu beuitheilen 1137. 1150. zur Last zu leg««

H48. «nd zu richten 1383 — 1386. der Erben 804. bey
WahlVerbindlichkeiten 1193. 1194. bey SamnitVerbind»
lichkeiten i2c>F. dessen Wirkung auf den ZahlungS-Ort
,247 »» auf Umstoßungs-Klagen IZ I« . auf Beweilführung
1348. auf Eisaz untergegangener Sachen 1379. 1867 ».
in Auftrags. Geschäften 2992.

V e r s i e g l u n g s. Vermögen« Verzeichnis bey ausgebroche»
nem Zahlungs-Unvermögen (217.)

V e r s i z u n g s. Verehrung.
V e r s t e i g e r u n g in Erbschaften 8ZY. in Theilungen l68<l.

wie weit dagegen lorsungs» und Einstandl»Recht statt sin»
d« 1701 »c. d b.

V e r t r ä g e überhaupt n o i — 1369. in Bausch »nd Bogen
1522. deren Wirlungen auf Dril l« « 2 0 — l l 2 2 . »665 —
1667. deren Uebntretung ,146—1155. wer sie schließe»
könne l l2Z — 1125. wie weit darin« Strafen abzurede»
1226—1233. deren Ursachen l i I l — l i Z I . diese ist in Han»
delszeneln nicht nölhig (198)

V e r t r a g s E n t w ü r f « 134« »—c.
V e r t r a u t « Gese l lschaf ten (2? — 28)
V e r u n g l i m p f u n g e n als Sck«idung«»Ulsach 231» Ursach

zu Widerrufung der lezten Willen und Schenkungen 955»
1046. 1047.

N« r»andscha f t «N« ,»chn»ng«n 735. 736:
— — —- aU Hinbermß der Eh« 161 — 164. der
Zeugschaf» 251. al« Elftld«rniß zum Famillenrath
««» dahin gehirig 407 «.

N « r w « n b » n g , n , d««n R«chtS.Wiilung«n 577 »^
l 2 8 l . 1673. in Handelssachen (229.)
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V e r z i c h t s. E'ttftgung.

V e r z u g dessen Folgen 71a t i . 1139. 1146. 115;. 1207.

1228. 1229. 1245. 1652. 1929. im Empfang 1264. 1788.

1792.

V e r z u g s Z i n s e n 115z —1155. im Handel (109 c.)

V i e h , Nuzmessung daran 615. 616. Schaden der durch solche«
geschieht 1385. dessen Verpachtung oder Verstellung l ? i l .

ignc» — >8Zi 6.

V o l l j ä h r i g l e i t deren Wirkung in Heyrathssachen I44. 148»

in Anwünschungen Z46. überhaupt 488.

V o l l m a c h t s. Auftrag.

V o l l m u n d i g k e i t 1124 «.

V o r a u s im Erbe 919 im Vermöchtniß 927. an dem Ehegut
1470. 1515 — 1519. in entliegenschafteten Grundstücken 1509.

dessen Wirkung auf eheliche Nuzniessung 1519.

V o r A u s t l a g e des Pfründverkclufer« 1983 e. des Haupt»
schuldners vom Bürgen 2022—21124. des Pfandfchuldners
2170. der Fahrniß 2206. 2227.

V o r a u s Z a h l u n g 198a.

V o r l e g u n g der Hanbelsbücher (14 — 17. 258.)

V o r l o o s u n g 1701 2^ .

V o r m u n d dessen Rechte itt Ehe Einsprache» 175. ist ley ge<
trennten Ehen der Vater 390. nach dessen Ted die Muner
364 — 396. der'unehtlichen 393 2. dessen Recht« überhaupt
I«9 —475. wodurch er frey wird 429. 4Z7. oder unwmdig
443 — 445. dessen Amtiverwaltunq 450 — 468. Rechnung«»
Ablage 469—475. dessen Entledigung durch GewallS°E«t»
lassung 48c>—486. Erbrecht am Mündling 907. Unter«
pfands-Last 2121. Vormund der Entmündigten 508.

V e r m u n d f c h a f t s N e i s t a n d Z92. 393.

Vor recht am Toddeffand iH3l »!>.
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N o l s ' c h t « E s h e 793^ -8 lo . dessen Rechtsfolge I2ZI>

V o r s i c h t s G e d i n a 116a.

V o r t h e i l G e l d 827k,

N o r t h e i l G e r « c h » i g k e i t 827 c — ß ,

Kpszugsrechte der Gläubiger überhaupt 2096"—2liZ. a«
Stammgut 577 ck . wegen Zehend«Rücklländen 710 c v,
Oültrüclständen 710 l ^ . abgelegten Schulden 1252. der
Ehesten«? 1572. t«r hintelleylen E«cken 1936. de» Emftz,
Pfänder 20Z0. 2103, der GaNlkosten, leichenkosten, lezten
Hrankheüskosten hes Liedlohns, llnieihalt», der Apethel«»
Ilicknungcn, der Steuern ? i o i , te« Nestandzinse«, der
Saat pnz E,n0t«lost«n, de« Faustpfands, des Vrhsltung«»
Aufwands, de« rückständigen KaufschiUmg« von Fahrniß/
der Wl>-ths.Rechnung»n, des Fuhr» und Schiff»Lohns, der
Dienstschulden 2103. des Restlaufschillings der Liegenschaf-
ten, der Elbgelder, der Baugel de», der Anlehn zu Pau«
pnd BessilUfig »der E»we bung 2loZ. der Untersuchung«»
kosten 2loZ. del Zmstn s , i ß K» der Zwischenhändler (9Z-»

s , verbotene (92,.h.) v»sgHnglich« (9» ». o.) dt»

«n G»f«h» (lcy.) deren Zurücknahm« («40"-»4?»)

W « a » » n M s k l , r (74 — 90.)

dtten V»rjöhl«nH 227».

Währz i» l»r

Wöss»»nns^R echt, 644.64g.

Wögen öf fent l ich» (107.)

W»hlv»»bin>l ichk»i»,n n» V»»»zchtniss«« loz<> in
»lös«»» «8? ^ " l»96. b«y V««m»p«lbindlichl«it«» ilY8.

in Kinftn 1584. »620.
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1644. bey Verkürzungen 1681. bey Tauschgeschäften 170Z.
wie weit sie Heilbar sind 1221.

Wahns inn als Grund einer Ehe Einsprache 174. einer Ehe»
scheibung 2Z2 2. der Entmündigung 491. 523. 504. der Un»
gültigkeit eines lezten Willen 901. verglichen «i« 504,

WasserAblaufsrecht 64a. 681.

WasserTchöpfrecht 6y6.

Wechsel, Fähigkeit (HZ 1,4.1862«:.) find Handelsgeschäft«
(1 2.) bedürfen der Benennung Wechsel nicht (lZ6 ». b.)
deren Wesen ist auf Verfügung gestellt zu seyn ( n o . IZ8.
^95») gezogene ( i ic>—lßü.) eigene (ig?. l 88 ) deren
Wirkung (186 22 — »e.)

WechselAbsage ( l ? 3 ^ i ? 6 . )

WechselAnnahm« (1,8—125. 126—128)

WechselBericht (117 » —k.)

WechselVürgen (141. »42)

Wechselsrheber (162—172>

WechselForm (110. 188)

WechselFreund» (125b. 128)

WechseiGeber dessen Pflicht (115 — H g )

Wechse l Inhaber (160—17,.)

WechselKraft ( l86 » , — »<:. 114»—e.)

Wechs«lMäkl«r (74—92.)

W.chse.U.bergebe,
W«chs»lU«b«rn«bmers

WlchselVelbindlichkeit (126—«8.)

WechselV«,fall (129 —135)

N'chstlZahluns (t43—I59)

Wesg»r«chtiskeit682 — 68F. 69s.

Wlinz»h«ndfn 710 c».

Vei«g«»zth 1474 ». 1493. »495.1566. 221?
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W e r t s t o f f dessen Eigeitthum 554. 455. 5?2—

W « l k v , i d i n g 1711. »787.

Werkzeug 24742. 2217b.

W t l t h E m v f a n g bey Handelszetteln (iy8>)

W e r l h E r s t a t t e r in Wechseln (121.)

W e r t h G e b e r in Wechseln ( l i ? ä.)

W e t t e 1965—1967.

W e t t s c h l a g u n g überhaupt 1289 — 1299. im Kauf l62g.

bey Anweisungen 2210 b.

W i c h t i g k e i t s G r a d » der Schulden 1216 ».

W i d e r r u f der Schenkungen 953 — 966. der Schenkung«»

unter Ehegatten 1096. der lezien W'llen ivZZ — 1042.

W i d m u n g des Eigenthümers als Rechtstitel 692. als Grunv
der Angehörigkeit 524.

W i e d e l b e f a h i g u n g der Handelsleute (227. 264 —26Y.)

W i « d « r h « r s t t l l u n g der Eheg»meinsch»ft I45 l - der Recht«

s. llmstoßung.

W i e d e r l a u f « Recht 1659.1751.

N i « d « r v » l h e y r a t l ) u n g deren Zeit 228. 296.297. Wir«

kung auf elterliche Gewalt 380. 38«. auf Vormundschaft
Z99 400. auf Schenkungen an Kinder 1098 — l l < » .
auf Rech« EiNlnischun, 1496. auf Heycalhsneilrage 1527.

auf die EheNeuer der Frau 1555.

W i r k u n g der Wechsel ( l86 « » — » c . )

N i r t h « deren Aufbewahrungs»Pflicht 1952 — 1934. W»»
zugsrechl in Ganten 2»o2.

W i t t u m statt ehelicher Nuzniessung 1535». »570!».

Woche nmark t Handel hat nicht Handelsrecht ( l > )

N o h n s i , dessen Ent>i«hung und lNecht« lo2 — i i o . Wirkung
auf Zahlungen 1247. auf WechseUZahlungen ( i l l . i?Z.)
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W o h n u n g d« Ehefrau, die den Mann verlassen darf 268. «3».

Woh nungsge iech t i g t e i t 632—635.

Wundä rz te s. Gesundheitsbeamte.

g a h l u n g überhaupt 1235 »» 1248- der Erbschafts-Schulben
872 — 882. des Pachls 1753. der Bürgen 222l. gilt als

Genehmigung 1338. m Wechselsachen (143—^59.) derZah»

lungsunvermögenden (213,)

Z a h l u n g s A n w e i s u n g 2210 b — k.

Z a h l u n g s N e f e h l muß dem Gerichtszugriff vorausgehen
2217. 2217 2.

Z a h l u n g s f l ü c h t i g k e i t (226. 237. 238. 252—263.)

Z a h l u n g s F r i s t e n 1244. 1655. 1901. hindern nicht die
Wettschlagung 1292. bey Anweisungen 2c»io k. Hey o«.

bürgten Schulden 2039.

Z a h l u n g s H i n t e r l e g u n g 1257 — 1264. in Wtchselsach««
(146 » )

Z a h l u n g s U n g e b ü h r 12.^5. 1376—1381. in Weltschl«.
gunqen 129Y. der Frau für d«n Mann 1488. an «inen Ge»

ftllschafter ,849-
Z a h l u n g s U n v e r m ö g e n der Bürgen 222a. der Haupt»

schuldner 2^,24. der Handelsleute (206 — 249. 272.) d«

Mäkler (89.)

Z a h l u „ g s V « r « ö g e n Outstehen dafür bey Empfehlungen
iZ8 l 2». 2b. ley übertragenen Schulben 1694. 1695. bey

Zehend«« 7122 — es. Freyheilen 712 2 b — » 6 . bk. ce.

lassen 710 62 — «i<i Zinsen davon / l n c«.

Zeichen der Fabriken (109 ».)

Z . ' i t b,y Bedingungen 1176. 117?. bey klefernngen 1657.
bep Bestandoertlagen 1727. 1758, Gesellschaften 186Z. Hin«
terltgungen Z944.



?4<5 l. Register. Neber die verschiedenen Rcch

Z e r t b « i ! t « s E i g e n t h u m 544^.

Zeugen für lezle W<>len 975. y8c>. zum Beweis in Stands«
fachen 46. m Ehesachen 349. 2Z1. in Kindschaftssachen I23.

in ÄZertragistrittigkeiten 1341 — 1Z48.

Z e u g u n g s U n v e r m ö g e » , dessen Wirkung auf Vaterschaft

Z i e l e r der Verbindlichkeiten 1185—1189.

Z i m m t r g e r ä t h Z34. 106Z.

Z i n S s. Elbzme.

Z i n s e n überhaupt 1905 — l ^ ß . von dem Einzuwerfenden
856. von betagten Schulden n 8 8 2. von ausstehenden
Zinsen 1154. vom Ebeoermögen 1409. 1473. 1479. vom
H»ylath<gut 144c). 1548. 1570. vom Restkaufschllling
1652. von Pleis-Aufbtsselimgen 1682. o°n anvertrauten
G«ld«n 1996. von Au«lag«n 2201. von Pfandschulden 2081.
deren Mittel Ertrag 127 b. deren Fuß 1907 » — c . B« '
itchnung 1054. 2217 fss. Vorzugsrechte 2151. Versizung
2277. von Handtls-Ausstönden (109 n ) von Rückrechnun«
g«n (!85.)

Z u f a l l Z147. 1148. Grund der Bedingungen 1169. 1182.
bey Unttrgang d»» Sachen 1302. in Geschäftsführung««
1374 ». " ungebührlichen Zahlungen 1Z79. im Belland
1722.1733. 1772.177Z. inViehverstellungen i g o / ^ l Z l o .
1825. 1827. in Weitverdingen 1790. in Leihverträgen 188»
—1883. bey Hinterlegungen 1929. in verlornen Berichtbriefen

> i.117 e.) wi« «r zu beweisen 1348.

Z u g e h s l d e n welch« beweglich 522—525. des Stammgnts
5?7 et . css. der Vermichtniss«loitz. d«Bürgschaften30l6.
Per Unterpfand«, 2031.

i f f ger icht l ich«» auf die Person H059 —207«. a»f
die liegenschHf»«,, 2204 , - 2217. auf die Fahrniß «217
»—3. wegen Wechselsach«» (1662». 172.) a«f d«<
«°«en de» Z»hlungs.Un»««eg«nd«n (216.)
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Z u k ü n f t i g e Sachen >vie weit sie Vertrags. Gegenstand

sind l lZY,

Zurück, s. glück,

Z u , ncksäxebung de« Eides iZ6 l . IZ62.

Zusage milkt Kauf 2Z59. muß gehalten werden N34. IIZZ.

Zusch iebunq des Eides lZ6c>.

Zu ichlag an Zahlungsstatt 2278.

Zu fror e lbunZ de» Wechsel ( iZÜ-^ lZy . )
Z u w achsrecht Hey Sachen 546'—577. Hey Vermächtnissen

i o : 9 1044.
Z w ^ n q Key lczten Willen yc>i »— ll. beyVerträgen

i i i ^ , . b.p PelMchen 2053.

Z w a n g s A n s t a l t e n s. Bannpfiicht.

Z w e i d e u t i g f e i t s. Doppelsinn.

Z w e i f e l wohin sie auszulegen 7 1 0 0 ^ . 7 2 0 ^ 7 3 3 .
1164.

Z w e i t e Eh« s. Wilder,«heyrathung.

Zwischenhändler was » sey (90-^92.)

Z w i s c h e n M a u e r n bep Bau>Anlag«n 67^.

ZvischenZin« »054. 3217 k. 3.



Zweytes Register
über die auslandische nach ihrer Verdeutschung minder

bekannte Rechts-Ausdrücke.

(Das t?«/-5iv gedruckte ist Französisch)

p
Erssatter.
cceptntio
Annahme

i»!!« Wertlx

wiiz Wechsel»

des»Annahme.
Zuwachs.

Nebensache.
iptio Erst»

zuna,
i t statt Quittung.

li )U8 Zutvachsrecht. genvertlag.
Antheile.

Wechselfreund«.
M«

der Erbschaft.
Anwünsckung.

Berufung.
perzon^Ie Verhaft.

— — reale Beschlag,
— — cre6iti Zahlung«!«
Sperre»

Haftgeld
Krieyjheer.

5epar»tu5 Neben»
Vertrag.

G

ren.

Gläubiger.

Ahnen, Vorfah-

Anweiser.
angewiestn«

angewiesener

GlückSver. Schuldner,
trag.

Unterhalt.
Anschwemmung,
iv« o b l i ^ t i o Wahl»

Verbindlichkeit. .»^
n»Io^ i , juri« Recht« »A«hn> "
lichteit. ficht« Erbe.

El»
mächtiaunq.

Wechselbürgschaft.
Berichtbrief.

V««



I I . Register. Ueber ausländische Rechts < Ausdrucke.

Leneiiciyln competentiae
Neihdurftsrecht.

Veneiicium inventgrii Vor-
sicht der Erboerzeichniß.

Leneücium ^uri8 Rechts.Vor»
theil.

,ia Doppel »Ehe.
<ie sNa/lFe gezogener

Wechsel.
ä 0^ci/-e eigene Wechsel.
<ie l'oinmei ce Handels-

Zettel.
au i 'o^t««' Zettel a»f

Inhaber.
6äe8 Redlichkeit/ ledli-

cher Glaube.

fung.

schaft.

Geschäft«,Kunde,
u »ä MÄ«83lii Einwer-

Gegenstoß.

vertraute Gesell»

in
kehr.

im Rechtsrer»

Besteller.

ischenhänd»
ler.

z Hueleiher.

l luz E»lleih«r.
io Weitschlagung.

Aufsaz.
s. I>«c»tio.

Rechts-Ver«

Verfall der lezten
Willen.

Kambium tr2882tum gezogener
Wechsel.

— — 8lccuru eigener Wech»
s e l .

,l2t«o Verunglimpfung.
k«benü Rechtöfelger.

Mischung.

fall des Eigenchums.
donz t i tu to r <iebiti

Selbstschulbner.
l lont inua «ervitll« selbststan»

diae Dienstbarkeit.
Oontr»ctu« Vertrag.

<7e«len8 R«chl<»gebtr. ^ " " 8" tmtu« unenl.
cezzic, Rechts . Abtretung, — " " geldlicher

Recktslleberlrag. or.ero«u« belastet«
! Rechts.Nehmer. " ^ 5xn«ll«z;m"l<-'l«

bonoruw Vermögens- ""k Umsaz.
Al.lre.un,. c»nt^let5,e O.g»n°«rlrag.

'^^Fi? <?aFal>« Staatsge» contr,kente« Vertrags.P«.
schüflsträyer. s°n«n.

i ,u«ul« O«0mg, Vorsichtige. cn°^«-° t io Uebernnkunft.
>>i»» Co»'/»« «sa^/nes Heerschaar.



l l . Rcssistcv. llcbcr ausländische Rcchls < Ausdrücke.

i Schnitt > Theile. Oepozitarius der Aufbewahrer<
»liu8 Sammt- De«cen6ente« Abkömmlinge/

Gläubiger^ Nachkommen.
Versehen. Dc8tiN2tio Widmung«

Pflegschaft. vieü 6ebiti Ziel.
«exu8 Beistandschast. vi l i^enria Eergfalt.

Kurator 26 koc Unterpfieget. Dimilj»io pi^nari« Abtretung'
äi» Gewahrsame. vem Unterpfand,

stänoiqe Dienstbalteit.
et interess prae»- I)l8pen«2tin Nachfichtsbenulli»

«ntschädiqen. gung<
tum^besolglichet i)o!u« Gefählb^

Schaden. Vomicilium Wobnsiz.
Älius OamMt- Dominium äirectunl

Schuldner. Eigen! hur«.
!)l«tum Tag und Jahr. ^> ut i l^ Nul E»<ien<
DebituNi «üb <!ie belagt« i)l>n2tni' Oesclieüklie t̂''»

Schuld. Do« Ehesieuer, Heyralhgut
Decretum m«ic>r8»tlllli Neiftjs Brautscha^

Befehl. Dt»n«tl>liu8 OescheN^nehmeli
ilo^nitive endgiltig» votgt io Bewidmung/ Aus«
veless»tia 3iechtö'U»bil«»i« stattung.

süng. Vu^licatuM e2ml,ii
Dellberanäl Hu« Erbentschlless Wechsel«

suNgsrecht.
DeliberHnäl «p»tlum Kedeni«

Veitctü«
l)«tic»«itüm Hinterlegült^. bindlichkeit.

—i tni^erilbile llothgebrull» «^M2ncip»tio Oewalts«
"-" gln«. lassung.
«^ «lecezt«»rium zur dritten ^mpkxteuzis Elbleihe^
» " Hand. I^tntin >«ImeU8llr2m, inilllll»

zur jw«9« viäuc» Sonderkauf.
> Hand. — in tolle» ia »»««»,



75»>l. N.g!^!. U.öcr ^uslantischl! Rechts»

erzählend.
Kundschafts « Erhe»

p t i abgcftn^e
^u« einstmaliges l'unssidi!e«re«v«rtretbare S<l»

61 echt. chen.
v!<^riu Entwährung. I'uric,«: interäictic, Entmiinbi«
victioni« prÄeütÄtiuGeivähr- gung.
leistung.

ic» Ver-Ausklage. ^g ^
teztamentl Kieu- " « t u i t u s contractus unent«

Handtr. geldlicher oder Freygebigkeits«
Nxecutici Rechtshülf«, G « Vertrag.

richts^uyriff. iai?, o5^e der gezeichnet« Vlufsaj.
i !xemrin Freythu«».
LxpÜÄti« baereliitÄti^ Erb<

Entwendung.
Lxpsom»5«or Selbjlschuldner. Necht.
Lxt iuct iv« xrÄszeri^tio Wtt« N»eteältl>« santtz

itlerlässenschaft p
tlunem) E> bschaft.

l!»ele«lis2s v»c»n» Erblos»
Gut, ledig Erbe

Eiützufs.Verzeich« ttaereg le^itmus gestzlichet
"W- Erbe,

r i l t i a jurl« Rechtsbichtung. " - «Xte«t«mentaErbneh«
>iäei<:om»i5«u« After» Erl)> «»er.

^ejüsilos il<jeiü8«c,rlÄ Af< folget,
terbürae. -^ univ«l«»Ii»srbe,

5 . . / bona Nedlichkeil. nehmtt.
' < m«l« U«red,ichke.t< " par twiu« Erbtheilneh,

Hanblung«.Na«<. stückn.M
« wä°«tr«l«« «zogen« . "^ ve«««.t,u< Mchlsrb.
züchte. l i5 l "«ke« Um«tAftnd<



II. Rcgisit,-. Uebn aueiandische Recht»-Auedrücke.

Aufwand.
Verkürzung.

I>auäemlum

itlÄ Ungeschicklichkeit»
beiläufig.
Zahlung zur Ung«>

R«cht.
Elngebohrenheits»

Wechsel-Uebergeber.

saMehl.

äo!,«»mentum Nechselju»
schitiblmg.
»w«52tU8 Wechsel»Uelllneh«
mer.

Früchte.
!nnov»tla Neu«ung.
1i!5l6i2e vifee 8truct»e Lebens»

gefahrlichkeit.
Inzolventia Zahlung« > Unver»

mögen.
t>2 Rechtsiug.

/ uâ  ^lev«« Mn»
sterungs»Aufs«h«l.

In«tructu« 5un6i Feldgeläth.
— muUebs'>8 Aussteuer.

Intelu«ur>um Zinsgewinn,
Staffelzin«.

lnvent«rium V«rm6g«n<»V«r«
zelckniß.

Inventinnlz zu» Fundr«bt.
lurnmentum in Uten» Schi»

zun»»»Eid.
äe ^ure von Rechtswegen.

kl»ft Ttsezes.

Handlehn.
ariu« Vermächtnißneh»
mer.

— universal!« Eibnehmer.
— pÄi-tiariu« Erbtheilneh»

mer.
— «inßul»n« Elbstückneh»

«er.
univer«»!« Erbver»

machtniß.
Pflichtteil.

lilierorum Ehe-
lichmachung.

I^ibellariu« Staatsschreiber.
l<ine» Abstammung.

— rect» gerade Abstam»
mung

— ubliqu» Seiten »Ab-
stammung.

I<i<zuiä»tio creäitl Richtig.
stellung der Folderung.

l.ocl»tio Bestand
— »eäium Miethe.
— uper»rum Dienstrer«

ding.
» - open« Werkrerdmg.
— pecll<ii«Vl«hv«rst«llung.

z Pacht.
— « l vit«m Tedbestand,

Schupflehen.
!<uerun» ex



l l . Register. Ucber «uiländisch« stechts < Ausdrücke.

_^ I^uncl»ti« novi oper!«
l« Waarenlager « . . . s « ^ . > « s ^ .Elnsvrachs'Ansage

Käeg Unredlichkeit y ^ ^ « « m . ä « Wieder».».
Gewaltgeber. heprathung.
' 5 Gewalthaber.

Auftrag, Voll»
macht. ^ v
»n6at»rlu3 8u1>5titutu» Af» " b l i ß l l t l o ex «lie betagt«
t«rgew»lthaber. Sckuld.

i , Werkstoff. oNicio«, tu te l , Pfieg»ater.
i»li» »eälüciorum Na»> schaft.

v i o ^ « ^ « » te«r«mrntum ei«
Ii« Treuhänder. genhandiger lezter Willen.

!i« « 5 fteywill» Onewzu« contl»ctu« belaste,
kührliche Handlungen. ter Vertrag.
iserMle Nepasitum n«th> Vp?o«>tici Einsprache,
gedrungen» Hinterlegung. O<i^e Verfügung,
obiliare Fahrniß. Orißm»!« Urschrift.

«ll«po«ltionuln Auf»

kg«- 5>
Uutuum Darloht. ^«c tuw Vertrag.
Nlutu°n« Darleiher. r .ct iun »^ectum Neben»«.

Anleiher. t«g .
te«tÄmentum gt» r,r,pl,eru»li» V»ybringen<«

hei««» l«jter Will«. Güter.

k»lti»I>5 «nlutio Stückzah»
« , lung, theilzahlung.

l l l I^l,tnlM,'nl Stück. k«sticu!»r« 1ess«tum Stück»
Uece5«2rium 6epo«itum Hin» Vermächtnis»

terligung zur dritten Hand. ?»tr>» potezta» elterlich« G«»
liee«3>liu» l»ere» Pstlcht» »alt.

Erben. keeuliu» extr,oräm»rium
frep eigen Out der Kinder.

schHft«lfühl»ng. kenzio «liment»ri« Nah»
Ttaatsschreiber. »ung« Oehalt.

liotorieta» Kundtarkeit. le l«z»t i />urtu« genessen»
liovati« 3l«cht<wandl«ng» Früch«".

A b t
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lCtu« vttnachlas» !?rotinÜ5eo8 HU8 Einstand<»
sigle Früchte. Recht.

klOVi«orie fürsorglich.
»ntici i leticum Nuz« ?rcixeneticum Matelgebühr.

pfand. kut>ert«l8 plen» Vollmundig«
?c>en2 conventionzii« Ver» teil.

trag«-Strafe. — minu« plen» Halb»
?ot,e8ta8 M2rit»li8 ehelicht G«» Mündigkeit.

N)l>lt» ?u1?i!l!UM te8i2mentum vf»
— p»tr!» elterliche Gewalt. fentlicher lezter Wille.

?r»ecipuum ein Voraus. ?uact2tio Vertrags«Entwurf.

?r»^uä lc ium RechtsNachtheil.
kraeleßlltnm Voraus » Ver» »>

mächtniß. K^eku« 8ic 8tanübu3 bey un»
ript io Vtljährung. veränderten Umständen.

2c<illi«itiv» Ersl» ^eäuct io Minderung,
zung. 8eciprocit»8 Wechselseitigkeit.
extlNctivll Her» Üessre6iente8 !!»ele«le8 rü<!>
sizung. greifende Erben,
cambium Wech« 8eßrez«u5 Rückgriff.

sel'Erheder. Iteivinäicatil i Zuelgnungs»
krueroß»tiv» Vorrecht. Klag«.
?rec»riuin Veraünstigung» Keme«e Ueberwechslnng.
l r inc ip l l le Hauptsach». Ilemitt«N8 Werlhgeber.
k i iv i le^ i» creäitorum Vor» 8enov»tioErneuerung,N«r«in.

zugs'Recht«. ^epucliatio K»ere6it2ti3 Elb-
krivi leßiatum te8t»mentu» Ausschlagung.

begünstigter luter Wille. 8epl2e8entl»tioni« Hu8 Trb«
?rocl»m2tio Aufgebot. Vertretung.
?socu^eu»' lmve^l»! Hrvn« Re3ei85lo ot»1!ß2t!l>nl8 Ilm»

Anwald. stossung.
krolonßl l t io e«unl>ü Wechsel» lteziäenti» Aufenthalt.

Verlängerung. Ztesiäuu» Recknungs»9t«st.
Zusage. IteltitutioUinstossung, Nieder»

Herstellung.
Wech» Hetor8io Rechts

s«l»Absag«.
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ltetractus canventianÄli» Ge«
dinlosung.

— Aentilitm3 Stamm»
lcsung.

8u8tic» «erviru« Felddienstbar«
teil.

^aevitiae Mißhandlungen.
^enHllltllinlz iu5 Erbabsonde»

rung«Recht.
8epal2tio bouorum Güter«

Absonderung.
8ep»r»ti lructu« abgesonderte

Früchte.
8elvitll« cantinu» selbststän»

dige Dienstbarkeit.
— <li«cantillu» >»n«

ständige.
— luztlc» Felddien l̂»

barkeit.
— urb»n2Baudienstl>ar.

keit.
8eque«ter Rechtshüter.
8l,iiä»riu« creäitor Sammt»

Gläubiger.
— — «lebitor Sammt»

Schuldner.
8olutin in banalem Freun»

deszahlung.

Theilzahlung.

8tellion»tu« Hintergehung.
8ti!lic!äü ju« Traufrecht.
8ub<jivizia Aftertheilung.
8ub«iäi,ne hülftnxis».

8uo«l<imln pzternuln elter»
l,che Ankülfe.

8ud«nrutio vlil^srl« Nach»
Erbstjung

— — käeicommizz».
ri» Hfl««Erbse«

5ucce««0l- ex" t«tawento
Erbnchmer.

»̂ - ^^ s!) Mtt!8t2tN Hrbt,
»»» »»» exi72Nll!!n»rmz

E>bfolger.
— — 8MßuI»ri5 Rechts»

folger.
§upp1etol-i« vi« nachhelfend«

Kraft.
8ul-s«Fatum stellvertretend.
8uppel!ex Zlmmergeläth.
lj^n^llü^maticu« contractug

Vertrag auf Umsaj.

^ aciturnit»» Stillschweigen.

ul« Heliall-Zlel.

Nährjlel.
"lestamentuw lezter Willen.

olaer»pnillu
— ->» eigenhändiger.
-— — ln^ztieum ae«

—- —̂  Z>l°lvl!e^i«t!im

—̂  ^^ begü»st,Ht<»

— — fen»l,cher.
1'e8t»»enti «äucit« V«f«ll

de« lezt«, Willen«.

» b b 2



55t» !!. Register. Ueber ausländische Rechts «Ausdrück«.

'leztameuti executor Treu» Î 5U5 Nuzung.
hander. D«u55ructu« Nuzniessung.

^lan8Ml8sium, ju« Verer» I^tUe'äominiuln Nuz° Eigen»
bungsrecht. thum.

1'l2552n« Wechftlgeber.
I'rllzzatu« Werth.Erstatter. ^ .
17utela Vormundschaft. V » « u « bonum Herrenlos
I'utei» olkicic»,« Pfiegvater« Gut.

schaft. — liaereäita« erblos Gut,
ledig Erbe.

I-<rb2NA »rv i tu« Baudienst. Sergio in ren» Verwendung.

h^Wl . VitalitiubonllSchupfleheN'leib»

I1»ur,« uzurarum Zwischen. Geding«. Güter.
zins, Staffeljins. Vl,lunt»lium 6epo«itum Hin«

Rechtsfrist der Wechsel. t«ll»a.ung zur jwepten Hand.
Zahlungen.

Abkömmling« 0e8eel>6«rnt«. Afterbürg« sät
Absage der Wechsel prote«t»tio »ori«.

cllmbialig. A f t « . Erbschaft
Absonderungs»Rechtju««eMr«. «um.

tloni«. Aftergewalthabe» m»n6»t»riu»
Abstammung line«. «ub«titutu«.

— — gerade/Une»r«. Aftertheilung «ub6ivi«!o.
t». Ahnen »seenäente«.

»»» —> Seiten», line» Anleih«» mutu»t»lii>s.
ol>li<,u>. Anhülf« elterlich« «nbnäiu»

Abtr«tung d«» Recht, ce«5io, p>»ten,um.
Abttttung v«« 1lnt«rpfand 6i> Annahm« d»r Erbsch»ft »siti«,



l l . Register. U«ber auiläüdlsche Rechts< Ausdrucke.

3lnw«iser
Angewiesen« Gläubiger

— — Schuldner
nata«.

?lnfchwemmung alluvio.
?lnwünschun^ aäaptic».
Antheil«
Aufbewahrer
Aufenthalt
Aufgebet
Aufsaz cnnceptum.

— gezeichnete» l
Auflage mnäu5 6i8po«ltic>»

num.
Auftrag m»n6lltum.
Ausschlagung der Erbschaft «>

Auslage impen8»e.
Ausleiher cc»mlnc,ä»n«.
Ausstattung äot»tic».
Aussteuer in«tr',ctu» mulie«

Vaudienstbarltit 5ervitn« nr>

Bau»Einsprach« > Ansag« nun»
ciatio nuvi operi«.

Baustoff m»teri2li» »eälscio-
rum.

Bedenkzeit «p»tium 6e1ib«>
ranäi.

Begünstig»» lezt« Wille» t«t»>
ment» pllvileßi»t».

B«lbrmgens.Güt« bou» p«n»>

Beiläufig inciäentnr.
Beisazbefehl äecretum

«atum.
Neistandschaft cur» 8exu8.
Beiein
Berufung
Beschlag »rre«tum reale.
Belasteter Vertrag

Nelichtbrief
Nesorglicher Schaden äamnum

infectum.
Bestand Io« t i o (m ^
Bestand« conäuccnr.
Bestandgeler iocÄtor.
Nesteller committeng.
Bewidmung
Nrautschaz äo«.

mutnum.
Darleiher mutuan«.

Dichtung de« Recht« 6c«a ja-

Dienstbarkeit/ Bau» »ervitu«
urban»

»ervitu«

— —stlbststHndig« «ervitu»
continu»

— — inständig« »ervitu»
6 i

Di»nstv«lding
nun»

Doppel'Eh« ß
Depp«ls«i»is«l V«rt«g bil»te>
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Deppel«echsel äuplicatum E>b«Hbs«nd«ung
«mdium. Hu5.

Erb« Ausschlagung repuäiatil»

Ehelich« Gewalt potezt«« rn». ^»eleäitÄti«.
-it^liz. Erbbestand Incütio perpetu».

Eh«l'chmachung le^itimatio. E'b Entwendung expiwio
Eheste»« 6c>3. 1i2ereäit2ti«.
Ehrscha» lauäemluln colona» E'b »Entschlieisungs» Recht ^u<

»!̂ >-̂  <iellt>er2nc!l,

Eigen« Wechsel bittet ä o^ci^e. Elb!«che empt,^teu«i«.
Eigenhändiger l'zt« W'll« te«. Erblos Gut K2eleäit25 v»»

tlllnentum o!oz;r»pkum. cau«.
Eingebenrenheics-Recht Hu« in» Erbnebmer kaere« ex te»t».

,. , mento.
Einkauf?. Ne'rzeichniß ' — «rbstlicknewer l«ere« vei le»
Einsprache «ppc,«>ti(,. ^ . « . . « ' in « z . n ^ . n .
Einstand«. Recht ju« l>lot!mi» Erbthe.lnehm.r daer« pro p,r»

te .

Einstmalig.« Recht Hu« even. E.b°ertr«tungs. Recht Hu« re»

Etbrelmächtniß lezitum um-
ver«ale.

Ermächtigung »utoritati« in»

Einw«funa collatia. E.b'.rmäch.n.ß lez.tum uni»
Elterlich« Anhülf« 'ubsiäiurn

Elterlich« Gewalt vatria pote«- .̂
.̂ Erneuerung renavatia.

Endgültig äeünltive. Erdung
Entlecher commoaat«rm8.
Entmündigung interäictio lll» Erzogen« Frucht« kucws in»

Entschädigen ckamnum et i u -

Entwährung evicti». F«ldditnstbarl«,t 5«rvitu, ru»-
Erb« b«ere« »b lnte«t»to. ^ j , . ,^
Erbe lediges, inereöit»« v»» Felda.räth inztnictu« kuixli.

Fl»yeiq»n Gut der Kind« pe-
Erb. Annahm« li«re6it»ti5 »äi-

^ '^ Freithu« exemtio.



I I . Register. Ucbcr ausländische »echts - Ausdrücke. 7

Freiwillkührliche Handlungen Gewahlleistung evlct ioni«
2ctu5 merae sücultütlz. pl2e8t2tlc>.

Freundes-Annahme »cceptAtia Oewohlsam
in Iic>uc>rem, Gewaltaeber

Freunde«.Zahlung 5nlutio in Gewalthaber
konorem. GewaltS.Entlassung

Flüchte abgesonderte «epasati ^ ^ .
— erzogene inöusti-nle« Gezeichneter Aufsaz ia
— genossene percepti Exogener Wechsel
— vernachlässigt« perci» tr2«52tum

pienäi. c?/l««Fe.
Fürsoralich pravizni-ie. Gleichgeltend
Fundrecht lnventiani« jug. Glück«v«tlag »l«2e cuutnc.

tu«,
b e d i n g / clauzul», p»ctum Grenzberichtigungstlaa.« »ctia

«6^ctum. iinmm legunäorum.
Gedingloosung retwctu« con- GlUnd.Eigenthuln äommmm

ventionalls» mrectum»
Gefährde 6olu«.
Gegenstoß collizio. «^andlohn l^anäelni'' n em»
Gegenvertrag pactum 6ero^2> pli^teuticum.

wrium. Haftgeld Hrrlis.
Geheimer lezler Willen tezta- Handel«lettel bittet <le com

mentum m^'gticuln. »ne/'c«.
Genossene Frucht« lructU3 per- Hauptfach« princip'Ie.

cepti. Hcerschaar
O«»ichtszugriff executlo ju6i> Heirathsgut aus.

«ali«. Herrenlos Out banum
Geschäfts > Kunden cliente«. Hintergehung «tellionntug.
Geschäft« . Führung neßotio. Hinterleger «leponeng.

Geschenkyeber llonator. — — zur zweiten Hand
Geschentnehmer äonatariu«. volunr»riun».
Gesellschaft vertraut« comman» — — zur dritten Hand

Gefezliche Elbtn 1i»e«« le^i» — — «echgedrungene
timi.
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Hülftweis« «ul,5i<ii2ne. Nachsichtslewilligung
«atic».

Jahr und Tag Datum. Nahrung« ° Gehalt ?en«!o
Inhaber. Zettel bittet «« py^ mentzri».

Nebenfach« 2cce8«oslum.
Nebenuertlag articulu«

ratu«.
.lumpenlauf emtlo in solle. Neuerung innovativ,
in m»58». Nothburfts-Recht beneiicium

Kraft Wesezes ipzc. > re . competentiae.
KlieMeel« ^ ,«es. Nethaebrungene Hinterlegung
Hron«Anwald s^acl^e«^ im- 6»po«itum mizeradiie.

? " ' « ^ Nu^Eigenthum äaminium
Kundbarkeit notoriet«». utile.
Kundschafts. Erhebung en?«?- ^pf

^^' Nuzniessung

« .̂ebensgefährlichleit lnsiäiae
vit,e «tluct,e. Oeffentlich« lezt« Wi l l« t°-

Leibgedings.Güt«l bon» vt t^ l

keih« eommoälltum.
loeatio

«« . , . ,. eins».
M.eth. Ioc»t.<, « ä , u » . ^ ^
Miether cnnäuctor »eämn».
Minderung reäuctio.
Mißhandlungen «»evitiso. >^
Musterung«.Aufseher in ix«- statt Quittung

nucr

Rechnung«. 3t«stre8,äuum.
»Erlsazung 5l»b5titntio M,cht«. Abtretung « « i o .

vul8«li5. 3lecht<»A«hnlichk<it ,n»l<>8l»
Nachhelfend« Kraft »uppleto- juri«.

n» v« . M«chl<»Dicht»ng üetio !»««>.
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Rechts«Erwiederung

Rechtsfolger 8ucce«8vr

Schaden besorglicher «iamnum
5

NecktSgeber ceäen«.
Rechtshülfe execntic».
Rechcshüter «eyuester
Rechts. Nachtheil

cium
Rechls'Nehm«
Rechts. liebertrag
Rechls.Ueberwosung

tio,
Rechtsverkehr commerciurü
Rechtsrermischung confusio

jurium.
Rechtsoerwahrung pwtezt»tic».
von Rechts wegen äe jure.
Rechtsooilheil benekcium ju -

Schüllltheil cc,«/?o/l.
Schupflehen bnnum v i t .
Schu^> betagte äebitum «ul»

Selöstschuldner exprami«8or,
con«titutc»l 6ebiti alieni.

Selbststundige Lienstbarkeit 5er»
vitu» continu».

Sicherheitsleistung c»ut!c».
Sonderkauf emtio aä meu8u>

r»m «. in inäiviäiio.
Sorgfalt äil i^entia.
Sperr« der Zahlungen 2lle«tum

creäiti.
Staaegeschäftsträger

Vtaatsschreiber l i

Staffelzlns interuzurmm.
Stammlosung let«ctu«

tilitiu«.
Stellvertretend »urrassatun
Stillschweigen taciturnit»«.

Richtigstellung der Forderung i« Stück in natur».

Rechtswandlung
Rechtszug
Redlichkeit bona üäe«.
Rettung« ?luf<vand ^actu» n»-

vi«

Rückfall des Eigenthumll eon>

Rückgreifende Erben l i»e«äe,
reßre6

Rückgriff

«olutio

und Jahr l )»tu».
Tebbestand Ioc«tio »

Gläubig« eteäitor Trauftecht «tilliciiNi ju«.
«oli6»«u8. Treuhand« executor te«t»>

Sammt.Tchuldner äebitor »l». menti , m»u»it6el!«.
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Hebereinkunft conventin.
Ueberwechslung!-eme5«e.
Umstoßung le«ci««ic»,

Unentgeldlicker Vertrag contr»-
ctu« ßr»tuitu8,

llnqeschlcklichkeit imperlti».
Unredlichteit mala iicie«.
Unständiq« DienA'arkeit »ervi»

tu«! 6l«conrinu».
Unterhalt »limenta.
Unterpfand Ii^patliec».
Unveränderte Umstand« « 5 «Ic

«tante«.

Verfall der lezten Willen c»äu>
cita«.

V«faUz«it 6ie« äebiti.
Welg«h«n äelictum.
Verfügung 6>^</̂ e.
Verhaft »rre«tum per«on»Ie.
Nerlürzung 1ae«ic».
Nerlasstnschaft lu>ereäit«.
Nermieth« locator »eäium.
Vermögens»Abtretung

Vertrag contractu«.
— — belasteter onero5u«
— — auf llmsaz

— — unentgeldlicher^ratui.
tu».

Vertrags«Entwurf puncratio.
Vertrags.P«s°nen coutralien-

t«8.
Vertraut« Gesellschaften com-

Vertretbare Sachen res lunzi-

Verunglimpfung calumniztio.
Verwendung verzio in rem.
Vollmündigkeit pubertll« plen».
Vor«u«l praeeipunm.
Vor Ausklage excu««>o.
Voraus Vermächtniß praeleg»»

tum.
Vormundschaft tuwl».
Vorsicht der ErbV«z«chniß de»

neücium inventani.
Vorsicht« « Erbe lisere» bene»

Volsicht«>G«ding

Vermögen«. V«z«ichniß inven»
tarium.

Vtlnachlässtgt« Flüchte fructu»
percipienäi.

N«s«h«n
ctum.

Nersizung
tinctiv».

««Vaarenlager .^
Nahloeibindlichkelt »lternativ»,

«. electiv»
W«chs«l Absage

»— Annahm« »ec«pt»tlO

— Bürgschaft
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Wechsel« Freunde a^e^e««. Willkührlich f. freywillkührlich.
— Geber tr3«8an8. Wille lezter s lezter Wi l l , .
— Utb«rgeberin6u88l>n8. Wohnsiz
— Uedernehmcr inäo«8»» Wohnungsrecht

Verlängerunq prnlon.
<ß2tiu camdii. ^
Vorzeigung p«e«en. ^Iahluiiq« . Sperre
tatic» cambii. creciiti.
Werth-Erstatter tr»«- Zettel auf Inhaber bittet au
8»tU3, »cceptan«. po t̂e«?-.
Werth» Geher remit- Zinsgewinn intei-uzunum.
lenz. ZiliiMergerälh «upellex.
MÄteriÄ. Zuwachs »cceszin.

Wetlschlagung compen5»tic». Zuwachsrecht »ccrescenäi ^n«.
Widmung lle«tin»ti». Zwischenhändler
Wiederoetheyrathung «ecunä»«




